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TEIL 1: Text 



Zu meinem Bedauern konnte ich aus Zeitgründen 

die Abschnitte 3«5* und 4. nicht in der beab¬ 

sichtigten Weise ausführen. 

Nur um die Darstellung einigermaßen abzurunden, 

habe ich trotz erheblicher Bedenken diese 

Abschnitte in einer vorläufigen Fassung in 

die Arbeit aufgenommen 
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1. Einführung 

1.1. Allgemeine Vorüberlequnqen 

Am Ende steht die "moderne" Landwirtschaft - technisiert, kom¬ 

merzialisiert, spezialisiert, ein bedeutender, aber doch nur 

kleiner Teil-Sektor in einer industriekapitalistischen Volks¬ 

wirtschaft. Die Frage nach dem "Beginn der modernen Welt im 

agrarischen Bereich""'’ führt zurück auf eine Abfolge von Vorge¬ 

schichten, die zumeist die liberalen Agrarreformen des 19. 

Jahrhunderts: persönliche Befreiung der Bauern, Ablösung der 

Feudallasten, Aufhebung genossenschaftlicher Nutzungsformen, 

zum Zentrum haben; als deren Hauptursachen dann: Bevölkerungs¬ 

wachstum, zunehmende Nahrungsknappheit, verschiedene Staatsin¬ 

teressen; als, intendiertes, Hauptergebnis: die Intensivierung 

und akzelerierende Zunahme der landwirtschaftlichen Produktion 

Die Agrarreformen als Voraussetzung für...: aus dieser Perspek 

tive und hinlänglich bekannten Gründen der Forschungsgeschich- 
2 

te heraus hat man lange Zeit den "preußischen Weg" in den 

Agrarkapitalismus - doktrinär liberale Mobilisierung von Grund 

und Boden, ökonomische wie politische Bevorzugung des Groß¬ 

grundbesitzes, dynamisch modernisierte, marktorientierte Land¬ 

wirtschaft - als die maßstab-gebende Variante moderner Agrar¬ 

entwicklung behandelt. 

In den letzten 10, 15 Jahren ist auch den Agrarreformen im Ge¬ 

biet der west- und süddeutschen Grundherrschaft vermehrt Auf¬ 

merksamkeit zuteil geworden. Wolfgang v. Hippel hat für Würt¬ 

temberg gezeigt - Ähnliches gilt für die anderen deutschen 

Mittelstaaten -, daß dort die Agrarreformen keineswegs einen 

Versuch darstellten, "die Agrarstruktur im Sinne einer Produk- 

tionssteigerung und Marktorientierung zu ändern" . Von Moder¬ 

nisierung der landwirtschaftlichen Betriebsführung könne keine 

Rede sein, nicht von einem Durchbruch zu kapitalistischen Pro¬ 

duktionsformen in der Landwirtschaft ; umso mehr dagegen von 

der Durchsetzung des werdenden bürokratischen Anstaltsstaates 
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gegen die konkurrierenden Gewalten, vor allem den Adel, mit 

Hilfe der "Bauernbefreiung"^, von einer "wichtigen Etappe auf 

dem Weg zu 'Staatsbürgertum' und 'staatsbürgerlicher Gesell¬ 

schaft' des 19. Jahrhunderts"^. 

Wiederum sind die Agrarreformen vorrangig aus dem Blickwinkel 

eines globalen Modernisierungskonzepts gesehen, hier in "ihrem 

inneren Zusammenhang mit dem Werden des liberalen Uerfassungs- 

staates"^. 

Christof Dipper legte nun seiner Überblicksdarstellung zur Bau 
9 

ernbefreiung in Deutschland als "einheitsstiftendes Konzept' 

explizit ein Modernisierungs-Theorem zugrunde, das der "parti¬ 

ellen Modernisierung" . Es berücksichtigt die gerade für 

Deutschland so charakteristische Ungleichzeitigkeit und Dispro 

portionalität zwischen den einzelnen Sektoren der Modernisie¬ 

rung und weiterhin zwischen den verschiedenen Segmenten, bei¬ 

spielsweise des ökonomischen Sektors. 

Um des heuristischen Wertes für den interregionalen Vergleich 

willen nimmt Dipper das implizierte Konstrukt eines 'normalen' 

Weges der globalen Modernisierung in Kauf, damit auch die gene 

rellen normativen Vorgaben des Modernisierungskonzepts . Dies 

ist nicht der Ort, das Problematische dieser Implikationen zu 

erörtern. Im Weiteren werde ich, trotz grundsätzlicher Vorbe¬ 

halte, die Indikatoren für partielle gesellschaftliche Moderni 
12 sierung durchaus als Kriterien für den Entwicklungsstand der 

ländlichen Gesellschaft Hannovers mitverwenden. 

Wie wenig sie jedoch zureichen, die ganze Wirklichkeit des 

statthabenden Wandels zu erfassen, räumt Dipper selbst ein, 

und zwar am Beispiel der bäuerlichen Verhaltensmuster, auf wel 

che die staatlichen Reformmaßnahmen trafen. Drei allgemeine 

Mängel des Modernisierungs-Denkens treten an diesem Punkt fast 

unweigerlich zu Tage: 

erstens tendiert die Denkfigur der deskriptiven Dichotomie von 

traditionaler und moderner Gesellschaft zur Verzerrung, näm¬ 

lich Nivellierung von 'Tradition'^; zweitens degradiert die 

starke Akzentuierung des Vorausweisenden die vor- bzw. antimo- 
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dernen Mentalitäten und Ideologien zu Zweitrangigem im histo¬ 

rischen Prozeß, das über seine Funktion als Reaktionsauslöser, 

retardierendes Moment usw. hinaus kaum Beachtung findet; so¬ 

ziale Verlierer und soziale Kosten des Modernisierungsprozes¬ 

ses bleiben Preis und Randerscheinung, was in keinem Verhält¬ 

nis zu ihrer Rolle im Leben und in der Selbstreflexion der da¬ 

maligen Gesellschaft steht. 

Drittens: indem das Denken und Verhalten der von Modernisie¬ 

rung mehr oder weniger 'Betroffenen' weitgehend außer Acht 

bleibt, man ihm allenfalls von seiner (Dys-)Funktionalität 

her Gewicht beimißt, sind Stellenwert und zugleich Chancen 

auf Akzeptanz des Neuartigen bei den jeweils Betroffenen 

nicht zu erfassen. 

Die Verhaltenszumutungen der Agrarreformen, um direkt zu unse¬ 

rem Thema zurückzukommen, standen aber für die Landbevölkerung 

im Kontext bzw. in Konkurrenz zu ganz anderem Neuartigen: Auf¬ 

forderungen, Anreize zu technischer und betriebswirtschaftli¬ 

cher Innovation, Probleme der Übervölkerung und Überbelastung 

der Gemeinden, Veränderung der Erwerbsmöglichkeiten durch 

starke Konjunkturbewegungen auf dem landwirtschaftlichen und 

dem Nebenerwerbs-Sektor, schließlich die Verschiebung tradi¬ 

tioneller Konsumstandards sowohl bei den unterbäuerlichen 

Schichten - Topos des 'Luxus' und der Entsittlichung in der 

Pauperismusdiskussion der Zeit - als auch unter der bäuerli¬ 

chen Bevölkerung, deren, regional sehr unterschiedlich, wach¬ 

sender Aufwand in der Lebensführung, bei Mitgiften usw. auf¬ 

merksam registriert und debattiert wurde. 

Erst bei Berücksichtigung eines umfangreichen Kontextes der 

Reformen auf der 'Betroffenen'-Seite kommen wir ihrer Innen¬ 

seite, neben der Außen-Seite des Verordneten und der ökonomi¬ 

schen Daten, näher. Inwiefern verändern diese Gesellschaftsre¬ 

formen das Wirtschaften und das Zusammenleben der Menschen 

auf dem Lande - die modernisierungsorientierten Analysen nei¬ 

gen dazu, den engen ökono rri sch-sozialen Lebenszusammenhang 
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des Dorfes aufzutrennen -? inwieweit beschleunigen sie sozia¬ 

le Differenzierungsprozesse, die schon früher eingesetzt hat¬ 

ten? welche Faktoren hemmen eventuell ihre Durchsetzung bei 

den einzelnen Gruppen der Dorfbewohner? durch welche Impulse 

und in welchen Zeiträumen wandelt sich deren Wahrnehmungsho¬ 

rizont? 

Gewiß, die Erschließung derartiger Probleme ist äußerst schwie 

rig, die "Vermittlung zwischen beobachtbaren Umständen und be- 
14 

obachtbarem Verhalten" oft nur hypothetisch möglich. Der Ver 

such, Auslegungs- und Verhaltensmuster der ländlichen Bevölke¬ 

rung zu rekonstruieren, ist jedoch in den letzten Jahren auf 

vielfältige, z.T. durchaus erfolgversprechende Weise unternom¬ 

men worden; so durch die Erforschung ländlichen Protest- und 

Widerstandsverha 11ens, auf dem Gebiet der historisch orientier 

ten Agrar- und speziell der Gemeindesoziologie, der histori¬ 

schen Kriminologie oder mit den Methoden der historischen 

Volkskunde, die beispielsweise über die Untersuchung der In¬ 

stitutionen dörflicher Geselligkeit oder der traditionellen 

Rügebräuche wertvolle Beiträge zur Frage der Mentalität länd¬ 

licher Bevölkerungsschichten liefert. 

Von einer anderen Seite her, der volkskundlichen Erforschung 

bäuerlicher Sachkultur, werden häufig die Agrarreformen eben¬ 

so wie Agrarkonjunkturen als Auslöser für tiefgehenden kultu¬ 

rellen Wandel, z.B. bei Bauformen oder Einrichtungsgegenstän¬ 

den, betrachtet - inwiefern zu Recht, ist noch strittig. Aber 

mir scheint es wichtig, eine auch nur lückenhafte Kenntnis 

derartiger Entwicklungen in die Beschreibung und Erklärung 

der Agrarreformen und ihrer Auswirkungen einzubeziehen, um 

der (wachsenden) Komplexität der Verhaltensanforderungen auf 

Seiten der Landbevölkerung gerecht zu werden 

Um die Agrarreformen des Zeitraums 1770 - 1850 nicht unzuläs¬ 

sig aus ihren Zusammenhängen zu isolieren, habe ich für die¬ 

se Arbeit den Titel 'Sozialer Wandel auf dem Lande ...' ge¬ 

wählt. Dieser soziale Wandel ist selbstverständlich ganz maß¬ 

gebend von den Agrarreformen geprägt worden; deshalb werden 
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die Reformen, ihre Ursachen, Bedingungen und Folgen auch das 

natürliche Zentrum der Arbeit bilden. Dem trägt die Einteilung 

der Kapitel in der Hauptsache nach politischen Entwicklungs¬ 

phasen Rechnung. 

Die Grundfragen, die die weitere Darstellung leiten werden, 

beziehen sich jedoch auf den Wandel der ländlichen Gesell¬ 

schaft im umfassenden Sinne. Dessen Inhalte und Bereiche las¬ 

sen sich folgendermaßen systematisieren: "sie betreffen 

(1) die k.u_lturs3l.le_StriJkt_u£, z.B. Wandel der Wertorientierun¬ 

gen, Weltperspektiven, Glaubens- und Wissensinhalte, der 

Symbole usw. 

(2) die j30_ziale Struktur, d.h. etwa Wandel von Schichtungsstruk¬ 

turen, Wandel familialer Struktur usw. 

(3) die c5k£nom_i s£he !5t£uktur, d.h. etwa Wandel der Produktions¬ 

und Konsumtionsverhältnisse, Wandel betrieblicher Organisa¬ 

tionsformen usw. 

(4) die £ersonale St£uktijr, z.B. der Soz i al isa t i ons f ormen , 

Steigerung der Leistungsmotivation, Veränderungen des Ver¬ 

haltens, der Zielvorstellungen usw."^, 

Auf diese Kategorien bezogen sollen am Schluß die zu beschrei¬ 

benden Wandlungsprozesse zusammengefaßt werden. Sven B. Ek hat 

mit seinem ^chlagwort von der "Fiktion des Wandels im 19. Jahr¬ 

hundert"^ ernstzunehmende Einwände gegen die vorschnelle 

Gleichsetzung von sozialpolitischer Reform mit ihrem Effekt, 

genauer: gegen die direkte Ableitung von Wirkungen aus den Re¬ 

formintentionen erhoben. Vor allem hat er scharf zwischen gei- 

stig-mentalitärem und manifestem materiellen Wandel unterschie¬ 

den und dabei zu Recht betont, daß einem, wie in seinem Bei¬ 

spiel Schweden: scheinbar plötzlichen, "Wandel der materiellen 

Bauernkultur", auch der Produktionsweise, zumindest "eine oder 
18 „ . 

mehrere Initialperioden vorausgegangen" sein müssen . Diese - 

schichtenspezifischen - Wandlungsschübe und die sie auslösen¬ 

den Impulse möglichst genau festzustellen, scheint mir für die 

Einschätzung des Reformprozesses insgesamt sehr wichtig zu 
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19 sein 

Wir haben davon gesprochen, daß die Agrarreformen die ver¬ 

schiedenen Gruppen der ländlichen Gesellschaft unterschiedlich 

betroffen haben. Sie haben - das heben gerade modernisierungs¬ 

orientierte Analysen hervor - auch dazu beigetragen, das Poten 

tial sozialer Spannungen und Konflikte auf dem Lande zu erhö¬ 

hen, insofern sie Trennungslinien zwischen Gruppen mit unter¬ 

schiedlichen Modernisierungschancen verschärfen, und zwar so¬ 

wohl hinsichtlich der materiellen Entwicklung als auch durch 

die wahrscheinliche Verhärtung vormoderner Wertorientierungen 
20 bei den Zurückbleibenden . Sozialer Wandel als Ursache für 

Spannungen und Protest - andererseits wird auch zu bedenken 

sein, inwieweit soziale Spannungen im Verein mit der wirt¬ 

schaftlichen Knappheitssituation auf politischer Ebene die kon 

kreten Reformaktivitäten überhaupt erst ausgelöst haben und: 

ob nicht auf der Mikro-Ebene der Gemeinde die Bereitschaft der 

Bauern zu Innovation, ihr Drängen auf Gemeinheitsteilungen, Ab 

lösungen usw. auch z.T. Ergebnis wachsender Konflikte mit den 

unterbäuerlichen Schichten in einem aus den Fugen geratenden 

Gemeinwesen war? 

Es gilt also, den Spannungszustand der ländlichen Gesellschaft 

in seiner Wechselwirkung mit den Modernisierungsimpulsen zu se 

hen, nicht letztere als isolierte Stimuli für Konflikte. Gera¬ 

de die vorindustrie11e ländliche Gesellschaft besaß nun auch 

äußerst wirkungsvolle Mechanismen der Spannungsminderung: aus 

der Perspektive der Gesamtgese11schaft gesehen die starke Seg¬ 

mentierung der wirtschaftenden Einheiten, die aufeinander kaum 

in Arbeitsteilung angewiesen, parochial bzw. regional ziemlich 
21 autark waren ; andersherum: das Aufeinanderangewiesensein der 

Dorfbewohner, der enge Lebens-Zusammenhang in einem gemeinsa¬ 

men Erfahrungshorizont, der durch Dorfgrenze und Tradition 
22 festgelegt war , die bewußte Abgrenzung nach 'außen'. 

Um 1850 ist sozialer Protest, eine triviale Feststellung, auch 

in Nordwestdeutschland weitaus häufiger geworden und breiter 

gestreut als etwa 1770 oder noch zur Zeit der Französischen Re 
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volution, und das weist, sozialen Protest einmal allgemein als 
23 

"Spannungsindikator" der Gesamtgesellschaft genommen , auf de¬ 

ren fortschreitende Destabilisierung hin. 

Auf dem Lande richtet sich der Protest, beispielsweise im März/ 

April 1848, nur (noch) zum Teil, von geschlossenen Dorfschaf- 

ten getragen, gegen Beamte, staatliche Maßnahmen allgemein oder 

einen bestimmten Grundherrn, es brechen nun ebenso Spannungen 

zwischen den Vollbauern und unterbäuerlichen Gruppen innerhalb 

der Gemeinden offen aus, hin und wieder auch über Gemeindegren¬ 

zen hinweg. Man wird neben den eingetretenen wirtschaftlichen 

Veränderungen Indizien für einen Wandel der ländlichen Kommuni¬ 

kationsstruktur, d.h. für vermehrten Austausch über das Dorf 

hinaus, die wachsende Mobilität besonders der Unterschichten 

usw., zu beachten haben, will man verstehen, was sich auf dem 

Lande während des Vormärz vollzog: die, sicherlich regional 

ganz unterschiedlich starke, Bildung von Gruppen-Identitat quer 

zu der traditionell vorwiegenden Bezogenheit auf und Einbin- 
24 

dung in das Dorf 

Das führt hin zu der abschließenden Frage meiner Arbeit, ob man 

für das Königreich Hannover um die Mitte des 19. Jahrhunderts 

von einer ländlichen K1assen-Gese11 schaft sprechen kann; und 

wenn ja, inwiefern die Agrarreformen zur Herausbildung der dem- 
23 

entsprechenden Bewußtseinslage beigetragen haben 

Stellen wir noch einmal die Leitfragen der folgenden Darstel¬ 

lung zusammen: 

• in welchem Ausmaß, in welcher Richtung, in welchen Zeitrela¬ 

tionen wandelte sich zwischen 1770 und 1830 die wirtschaftli¬ 

che, soziale und kulturell-personale Struktur der ländlichen 

Gesellschaft Hannovers? 

• welche Ursachen und Motive initiierten seitens der sog. 'agra¬ 

rischen Bewegung' und vor allem der hannoverschen Regierung 

die verschiedenen Reformanstöße für die ländliche Wirtschaft 

und Gesellschaft? 

• unter welchen politischen Rahmenbedingungen wurden diese Re- 
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formen eingeleitet und durchgeführt - inwieweit hatten sie 

'moderne' Intentionen? 

• auf welche Mentalität, Verhaltensmuster, Interessenlage tra¬ 

fen die Reformen bei den verschiedenen Schichten der ländli¬ 

chen Bevölkerung? wurden diese von den Politikern bzw. der 

bürgerlichen Öffentlichkeit adäguat rezipiert? 

* in welchem Zusammenhang standen soziale Spannungen auf dem 

Lande mit den Agrarreformen, leisteten diese eventuell einer 

Klassen-Spaltung Vorschub? 

Dem Versuch, den sozialen Wandel auf dem Lande im späten 18. 

und frühen 19. Jahrhundert möglichst wenig von der Perspektive 

'Vorgeschichte der Industriegesellschaft' her zu untersuchen, 

liegt die Vorstellung einer relativ autonomen ländlichen Ge¬ 

sellschaft im agrargese11schaft1ichen Gesamtsystem der Frühen 

Neuzeit zugrunde. Ich beziehe mich dabei auf den Forschungsan¬ 

satz der 'peasant society', der zunächst hauptsächlich für die 
2 6 

Analyse der Dritten Welt entwickelt wurde1’ ; zögernd, aber doch 

nachhaltig scheint er mittlerweile in die deutsche Erforschung 

der Frühen Neuzeit und der Übergangsphase zum Industriezeital- 
27 

ter Eingang zu finden 

'Peasant society' bezeichnet die Phase der agrargeschichtlichen 

Entwicklung zwischen der einfachen Gesellschaft der primitive 

cultivators und der industrie-kapitalistischen der farmer, der 
2 8 

'modern' wirtschaftenden landwirtschaftlichen Produzenten 

Um den Blick nicht verkürzend nur auf die (Voll-) Bauern zu 
29 

richten, sondern deren "arbeitswirtschaftliche Ergänzung 

aus klein- und unterbäuer1ichen Gruppen sowie die restlichen 

Dorfbewohner, wie Handwerker und Kleinhändler, mit einzubezie¬ 

hen, erscheint mir 'ländliche Gesellschaft' die sinnvollste 

Übersetzung^. Diese ist "als mehr oder weniger eigenständiges 

Kernelement" in die Agrargesellschaft als ganze eingebunden 

durch die Institutionen politischer Herrschaft und die Aneig¬ 

nung der Ergebnisse bäuerlicher Arbeit durch nicht produktive 

Schichten. 

Eingeordnet in ein Netz von Abhängigkeiten bewahrt die ländli- 
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che Gesellschaft ein hohes Maß an Eigenständigkeit in den Be¬ 

reichen des Alltags/Festtags (Wirtschaften, Familien- und ge¬ 

nerative Struktur, soziale Beziehungen zwischen den Altersklas¬ 

sen, Bauer und Gesinde, Einheimischen und Fremden usw.) sowie 
32 der Mentalität , der spezifischen "sozialen Logik" der vorka¬ 

pitalistischen (nicht nur) ländlichen Welt^. 

Mit folgenden Merkmalen ließe sich diese traditionale 1änd1i- 

che Gesellschaft grob skizzieren, von der - als theoretischem 
34 Konstrukt, wohlverstanden - ausgehend wir die Realität des 

Landes Hannover um 1800 in Kapitel 2 beschreiben wollen: 

• starke soziale (ständische) Differenzierung der Dorfbewohner 

nach Rechtsstellung (der Personen, ihres Besitzes) und Be¬ 

sitzgrößen, funktionierende dörfliche Arbeitsteilung zwi¬ 

schen den einzelnen Gruppen der Voll- und Kleinbauern, der 

Häuslinge, Handwerker usw.; 

• die je nach Siedlungsweise anders ausgestaltete genossen¬ 

schaftliche "Zwangsgemeinschaft"^ der Wirtschaftenden mit 

einer weitgehend erstarrten Verfassung der Nutzung von Dorf¬ 

flur und Allmenden sowie der Gemeindegeschäfte; 

• die Stellung des einzelnen in einem Netz von herrschaftli¬ 

chen Abhängigkeiten (Grund-, Leib-, Gerichts-, Zehnt-, Lan¬ 

desherrschaft), ausgedrückt in Diensten, Abgaben und Be¬ 

schränkungen der persönlichen Handlungsfreiheit; 

• ein demographisches System von relativer Stabilität, das 

sich nach der "Nahrung" als der "'ehernen' Bedingung für 

• die Gründung eines Haushalts und einer Familie und damit 

für die legitime Fortpflanzung"^^ selbst regulierte, die Be¬ 

völkerungszahl mittels der 'verzögerten Heirat' (P. Chaunu) 

mit den verfügbaren Erwerbsstellen in einem prekären Gleich¬ 

gewicht hielt; 

• die allen Schichten - mit standesbedingten Modifikationen - 

gemeinsame soziale Logik der Subsistenzwirtschaft, d.h. die 

Orientierung der 'Ökonomie' an der Erreichung eines standes¬ 

gemäßen Lebensunterhalts zuzüglich eines ebensolchen sog. 

"ceremonial fund" (Eric Wolf), Marktproduktion i.allg. 
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nicht über den lokalen Rahmen hinaus; 

• ein geschlossener Horizont traditionaler We 11aus1egung, 

außer durch die Religion bestimmt vom Leben mit den Setzun¬ 

gen der Natur sowie der lebensnotwendigen Ausrichtung aller 

Handlungen an der Kategorie des Besitzes^. 

• Insel- oder Randgebiete mit traditionell anderen Teil-Struk¬ 

turen und -Orientierungen, beispielsweise durch Großstadtnä¬ 

he, besondere Siedlungs- und Wirtschaftsweisen, politische 

Traditionen, verbreitete Wanderarbeit u. dgl. 

Dieses Gefüge begann im 18. Jahrhundert zusehends in Bewegung 
3 8 

zu gerater , ausgelöst durch ein Wechselspiel zwischen exoge¬ 

nen Faktoren und endogener Disposition und Dynamik. Vor allem 

anderen das sich beschleunigende Wachstum der Bevölkerung, in 

erster Linie der Unterschichten auf dem Lande, brachte mit der 

Grenze des Nahrungsspielraums - der 'Malthusianismen Situa¬ 

tion' - allmählich die Grenze der Leistungsfähigkeit herkömm¬ 

licher Agrargese11schaften insgesamt zu Bewußtsein. Wo immer 

die Hauptursachen dieser Bevölkerungswelle wirklich liegen, 

wie man sie auch gewichten muß, wie insbesondere die Zeitge¬ 

nossen sie auch gesehen haben: daß die alte Agrarstruktur, 

wirtschaftlich, rechtlich, sozial, nun grundsätzlich in Frage 

geriet, ebnete gemeinsam mit dem Durchdringen physiokrati- 

schen und wirtschafts1ibera 1en Gedankenguts der bürgerlichen 
39 sog. 'agrarischen Bewegung' den Boden, desgleichen den 

40 
staatlichen Reformmaßnahmen verschiedener Stoßrichtung 

Andere Faktoren, die jeweils in engem Zusammenhang mit der de¬ 

mographischen Entwicklung das Gefüge der traditionalen ländli¬ 

chen Gesellschaft in Bewegung brachten, wären zu nennen, so 

die, als Proto-Industrialisierung bezeichnete, Ausbreitung ge¬ 

werblicher Tätigkeit auf dem Lande auf der Basis einer spezi- 
41 

fischen (vorübergehenden) Symbiose zwischen vordringenden 

kapitalistischen Verwertungs- und Markt Verhältnissen (Verlags¬ 

kapital) und traditionaler 'sozialer Logik' der ländlichen 

hausindustrie11en Unterschichten, wobei deren Mentalität, zu¬ 

mal das generative Verhalten, wiederum durch die Proto-Indu- 



11 

strialisierung starkem Veränderungsdrück ausgesetzt wurde. 

Um ein anderes wichtiges Moment zu nennen: die Kartoffel 

drang, in Deutschland ziemlich schlagartig nach der Hungerkrise 

1771/4 als Nahrung der Unterschichten durch, erweiterte analog 

zur Ausdehnung der Erwerbschancen durch das Hausgewerbe, ganz 

erheblich die Ernährungschancen derer, die am Rande des Exi¬ 

stenzminimums lebten, zu einer Zeit, als die Agrarproduktion 
42 insgesamt den üblich gewesenen 'Getreidestandard' nicht mehr 

gewährleisten konnte. 

Kriege und ihre Folgelasten, die Kunde von den Revolutionen und 

Aufständen im Ausland, deren Ideen die ländliche Bevölkerung 

in "systematischem Mißverstehen" ins Materielle, auf ihre kon- 
43 krete Situation hin wenden konnte , die "napoleonische E r - 

44 
schütterung" und anderes mehr taten das Ihre zum schrittwei¬ 

sen 'Aufbrechen der überkommenen ländlichen Gesellschaft'^. 

Abstrakt gesprochen, wandelt sich in dieser Zeit der Stellenwert 

der ländlichen in der Agrar-Gese11 schaft mitsamt deren Integra¬ 

tionsmechanismen; die Agrargesellschaft, jetzt zunehmend überre¬ 

gionalen Integrationszwängen vor allem wirtschaftlicher Art 

ausgesetzt, beginnt, partiell und ungleichmäßig in die indu¬ 

strie-kapitalistische Gesellschaftsformation überzugehen; Struk¬ 

tur- und Lebensform der ländlichen als einer Sektor-Gesell¬ 

schaft unterliegen selbst beschleunigtem Wandel. 

Die letzte der drei genannten Ebenen der Betrachtung wird, wie 

schon ausgeführt wurde, Hauptgegenstand der weiteren Erörterung 

sein. Das mag vorübergehend zur Vernachlässigung der - sonst 

stets überbetonten - Einbindung der ländlichen in die Gesamt- 

Gesellschaft führen. Als Gegengewicht sozusagen, werde ich - 

neben einigen Bemerkungen zu den Stadt-Land-Beziehungen auf 

wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet - eingehend auf die Re¬ 

zeption der ländlichen Gesellschaft durch die Öffentlichkeit 

und die politischen Kräfte, soweit erschließbar, zu sprechen 

kommen. Dabei stellt sich auch im engen Rahmen des Landes Han¬ 

nover die grundsätzliche Frage nach Chancen und Grenzen politi- 
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scher Gestaltung in der von der neuartigen "Übergangserfahrung" 
46 geprägten Zeit zwischen 'Alter Welt' und 'Moderne' 

Dabei hoffe ich, der ländlichen Gesellschaft als eigenständi¬ 

ger Formation das Recht einzuräumen, das ihren spezifischen Le¬ 

bensformen und -bedingungen gebührt. Mit der Frage im Hinter¬ 

grund, wie autonom diese Gesellschaft zu welcher Zeit genannt 

werden kann, auch: auf welche Weise ihr verbleibender Rest in 
47 die Rolle des Reliktgebiets i. n 'moderner' Umgebung hinein¬ 

wächst, soll meine Arbeit ein Beitrag dazu sein, nicht "die Ge¬ 

schichte der politischen durch die der sozialen 'Sieger' abzu- 
48 lösen" , eine Bemühung darum, nicht das Vorher um der Ablei¬ 

tung des Nachher willen zu verzeichnen. 

1.2. Das Land Hannover: politische Rahmenbedingungen und 

Charakter der dortigen Agrarreformen 

Für die Neuzeit sei, so Georg Friedrich Knapp, der bahnbrechen¬ 

de Erforscher der preußischen Bauernbefreiung, in einem Vortrag 

1896, die Geschichte der niedersächsischen Agrarverfassung 

"nicht sehr reizvoll", sie habe "vielmehr ihren Schwerpunkt in 

den älteren Zeiten". 

"Die böhmisch-mährischen Gewaltthaten fehlen ihr, wie auch kein 

Kaiser Joseph, ja überhaupt kaum ein hervorragender Mann hier 

durch seine Thaten leuchtet. Auch der Inhalt der preußischen 

agrarischen Geschichte klingt hier nicht an, es fehlt das 

Bauernlegen, es fehlt die Verwandlung der kleinen Leute in 

Landarbeiter, es fehlt der kecke Junker und der heftig hinein¬ 

redende König. 

Mit Recht ist von einer neueren Bauernbefreiung hier gar nicht 

geredet; denn die Ablösungen waren nicht verbunden mit einer 

Standesveränderung des längst schon freien Bauern, sie waren 

ein nothwendiges, aber geräuschloses Verwaltungsgeschäft von 
49 bescheidnerer Art." 
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Erscheint dieses Gesamturteil, zumal über die Reformen des 19. 

Jahrhunderts, auch arg verzerrt, so hat Knapp doch in dreifa¬ 

cher Hinsicht wichtige Sachverhalte zusammengefaßt: 

32 

Bis zum Ende des Alten Reiches fehlt es in Hannover weitge¬ 

hend an spektakulären Äußerungen bäuerlichen Widerstands, 

Revolten, Bauernaufständen u.dgl.'’^; erst mit der Zeit der 

Revolution und Napoleons, den Ereignissen von 1830/31 und 

1848 als Stimuli ändert sich dies, verliert Hannover sei¬ 

nen Charakter als 'weißer Fleck' auf der Landkarte der 

Bauernrevolten, wenngleich diese nie die Dichte und das 
1 Ausmaß derjenigen z.B. in Sachsen oder Baden erreichten 

Die in den vereinzelten Revolten sichtbar werdenden laten¬ 

ten Spannungen in der ländlichen Gesellschaft sind jedoch 

grundsätzlich vergleichbar. 

Eine Bauern-Befreiung, d.h. Aufhebung der personenrechtli¬ 

chen Feuda 1 abhängigkeit (Erbuntertänigkeit wie im ostelbi¬ 

schen Deutschland), war im Königreich Hannover nur in sehr 

geringem Ausmaß vonnöten, denn "insgesamt spielte, mit Aus¬ 

nahme der Eigenbehörigen im Hochstift Osnabrück, die Leib¬ 

herrschaft im Königreich Hannover nach Form und Ausdehnung 

eine völlig untergeordnete Rolle" . 

Die hannoverschen Agrarreformen bewirkten bei weitem keinen 

derartigen Land- und Personen-Umschichtungsprozeß wie die 
34 preußische Bauernbefreiung , da sowohl die Voraussetzungen 

andere waren (Rentengrundherrschaft, wirksamer staatlicher 

Bauernschutz, ein eher politisch denn gutswirtschaftlich am¬ 

bitionierter Adel) als auch die ergriffenen Reformmaßnahmen 

(insbesondere kaum Möglichkeit der Landabtretung im Zuge der 

Ablösungen). 

Die drei genannten Punkte hängen eng miteinander zusammen und 

erklären sich aus der Entwicklung der nordwestdeutschen Agrar¬ 

verfassung in der frühen Neuzeit. 

Aufs Ganze gesehen wird man sagen können: "Wenn es dem Adel 

Niedersachsens nicht gelang, im Ausmaß der ostelbischen Stan- 
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desgenossen landwirtschaftliche Großbetriebe zu begründen, so 

lag das nicht an mangelndem Unternehmungsgeist ... (sondern) 

allein an der Landesherrschaft."55 Um 1800 gehörten in Hanno¬ 

ver nur 25 % der kultivierten Fläche dem Großgrundbesitz, den 

Dom inen mit 18 % davon der größte Anteil56;"im Kurstaat Hanno¬ 

ver standen etwa 900 Domänen-, Kloster- und Rittergüter 3800 

Ortschaften gegenüber"5^. 

Der Ausdehnung der steuerfreien Rittergüter durch Einziehung 

von Bauernland, Bauernlegen usw. war die Landesherrschaft wie 

auch den Abschöpfungs-Ansprüchen der Grundherren sehr früh ent¬ 

gegengetreten. Sie hatte mit den ersten Ansätzen zur Ausbil¬ 

dung eines absolutistischen Regiments begonnen, mit dem Adel 

um die Leistungskraft der Bauern zu konkurrieren. Dieser Kampf 

des 16. Jahrhunderts endete mit einer Niederlage der Grundher¬ 

ren insofern, als nun die Grundzinsen sowie die - für die 

Grundherren recht ungünstigen - Bedingungen, unter denen der 

Bauer sein dingliches Nutzungsrecht einbüßen konnte, fixiert 

wurden5®. 

Das dominium utile des Bauern verfestigte sich dadurch zu einer 

Art Erbpacht, die dem Eigentum recht nahekam. Andererseits be¬ 

schränkte die Landesherrschaft, im Sinne eines steuerkräftigen 

mittleren Bauerntums, die Verfügung des Meiers über sein Meier- 

gut drastisch, indem sie die Anerbensitte gesetzlich fest¬ 

schrieb und kontrollierte. Eine konsequente Redintegrations-Ge- 

setzgebung nach dem Dreißigjährigen Krieg und die staatlich 

stets geförderte Neuansiedlüng, z.T. gegen den Willen der Ge¬ 

meinden, besonders während des 18. Jahrhunderts, sind weitere 

Elemente dieser 'starken' Politik der Landes- gegen die Grund¬ 

herrschaft, aber auch gegen die Bauern. 

Die Gerichtsherrschaft wurde, ebenfalls anders als in Preußen, 

nur in recht seltenen Fällen von geschlossenen Patrimonialge- 

richten des ritterschaft1ichen Adels ausgeübt, in anderen Fäl¬ 

len standen sog. ungeschlossene Patrimonia1gerichte unter Auf¬ 

sicht des benachbarten Amtes; in den meisten Fällen hatte es 



15 

die Landesherrschaft verstanden, die Gerichtshoheit zu behaup¬ 

ten bzw. v.a. im 16. Jahrhundert zurückzugewinnen und durch 

Amtmänner ausüben zu lassen. 

Daß die Leibherrschaft um 1800 zumeist materiell unbedeutend 

und längst in (geringe) Reallasten der Höfe überführt worden 

war, wurde schon gesagt. Reste persönlicher Freiheitsbeschrän¬ 

kungen existierten im Hochstift Hildesheim, das 1802 dem Kur¬ 

staat angegliedert wurde, in den früheren Grafschaften Hoya 

und Diepholz sowie, nur dort wirklich als belastend empfunden 

und beklagt, im Hochstift Osnabrück (seit 1815 bei Hanno¬ 

ver). 

Pauschal wird man sagen können: bevor die ersten Anzeichen von 

Überbevölkerung für die Gemeinden und die rapide wachsenden 

staatlichen Steuerforderungen für den einzelnen Pflichtigen En 

de des 18. Jahrhunderts neue Konfliktpotentiale schufen, waren 

die Bedingungen für eine relative Ruhe in der ländlichen Ge¬ 

sellschaft gegeben. 

Zwar war der Abgabendruck ausgesprochen groß, gab es immer wie 

der Beschwerden, über die geforderten Dienste zumal, auch über 

Mißbräuche bei Amtmännern, die zugleich Domänenpächter waren - 

doch minimierte die allgemeine Streulage von grund-, gerichts- 

und leibherrschaftlichen Berechtigungen "im Regelfall jene 

Schärfe, die sich immer dann ergibt, wenn bei der Ballung von 

Herrschaftsrechten der Berechtigte über seine Ansprüche als 
59 Leib- oder Grundherr selbst zu Gericht sitzt" 

Das konsequente Eindringen der Landesherrschaft in Adelsfunkti 

onen am Übergang vom Spätmittelalter zur frühen Neuzeit hatte 

die Bauern gegenüber den Feudalherren mit einer Reihe prinzipi 

eller Sicherungen ausgestattet und damit einen Ursachenkomplex 

frühneuzeit1icher sozialer Bauernrevolten^ weitgehend ausge¬ 

schlossen^ . Andererseits lag es im Interesse der Landesherr- 
6 2 Schaft, die Bauern mit Steuern nicht zu überlasten ; erst 

Steuererhöhungen im Gefolge des Siebenjährigen Krieges, z.T. 

wohl auch die allgemeine Notlage durch Krieg und Mißernten, 

scheinen das Maß des gerade noch Erträglichen überschritten zu 
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haben - vereinzelte Beschwerden zeugen davon^ hauptsäch¬ 

lich wohl bei denjenigen, die nicht, wie insgesamt in Deutsch¬ 

land vielleicht 30 % der Höfe, mit einem positiven Netto- 

Marktbeitrag von den jetzt steigenden Agrarpreisen profitier- 
. 64 ten 

Um die hochbesteuerten Bauern auf anderem Gebiet zu entlasten, 

zog die Regierung in Hannover, wenngleich zögernd erst seit 

1767, Konsequenzen aus den zahlreichen Klagen über die Natural 

dxenste als besonders unwirtschaftliche Hemmnisse der bäuerli¬ 

chen Produktivität. Bis Mitte der 1790er Jahre waren die 

'Dienstabstellungen', d.h. die Umwandlung in Geldleistungen 

praktisch vollzogen und dabei der Kreis der Betroffenen anders 

als in Preußen und anderen Staaten möglichst weit über dieje¬ 

nigen Bauern hinaus ausgedehnt worden, die den Landesherren 

zum einzigen Grundherren hatten^. 

Die sonstigen staatlichen Maßnahmen auf dem Agrarsektor ziel¬ 

ten im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts - wie auch die 

private oder halbprivate Initiative J - hauptsächlich auf Ver¬ 

besserungen in den Anbaumethoden, Betriebsführung usw. sowie 

Meliorationen^. Nur in einem Punkt, der die Feudalstruktur 

allenfalls indirekt berührte, durch eine gewisse Zunahme des 

Gutslandes nämlich, drang der Staat auf die Veränderung der 

überkommenen Agrarverfassung: durch die Förderung von Gemein¬ 

heitsteilungen. Vergleichsweise früh - 1785 im Hochstift Osna¬ 

brück, 1802 im Fürstentum Lüneburg - wurden Gerneinheitstei1ung 

Ordnungen erlassen. Ganz von dem Gedanken bestimmt, allein die 

Individualisierung dieser heruntergekommenen Flächen könne sie 

wieder ertragreich machen, ließ man die sozialen Folgen einer 

Teilung weitgehend außer Acht, die am Maßstab der formellen Ge 

meinheits-Berechtigung orientiert war. Die landarmen oder land 

losen Schichten, die von der politischen Realgemeinde weitge¬ 

hend oder ganz ausgeschlossen waren, faktisch aber - zumeist 

gegen geringes Entgelt - die Hauptnutznießer der Gemeinheiten 

gewesen waren, gingen in Osnabrück völlig leer aus, erhielten 

nach der Lüneburger Ordnung, die später in Hannover Modellcha- 
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6 8 
rakter gewann , einen geringfügigen Weideanteil als Entschädi 

gung. Nun kamen die Teilungen recht mühsam in Gang und wurden 

durch das napoleonische Zwischenspiel noch in ihrem Fortgang 

gehemmt. Aber es erwies sich mit der Zeit doch grundsätzlich 
6 9 

als problematisch, "radikal" an dem Prinzip der Realgemeinde 

und der traditionellen Berechtigungen festgehalten zu haben; 

denn damit wurde dem grundlegenden Wandel in der ländlichen So 

zialstruktur, dem Hinauswachsen der Masse von Randexistenzen 

aus dem Gefüge der dörflichen Arbeitsteilung, überhaupt nicht 

Rechnung getragen^ 

Dieser Aspekt, "die Entstehung einer Strukturkrise des wirt¬ 

schaftlichen und sozialen Beziehungsgeschlechts" auf dem Lan 

de mit dem sozialpsychologischen Effekt einer zunehmenden 
72 Schwächung der dörflichen "Solidargemeinschaft" , drang sehr 

bald auch in die öffentliche Diskussion über die Gemeinheits¬ 

teilungen ein. Als diese dann mit der allgemeinen Pauperismus¬ 

debatte in eins ging, wurde der naive wirtschaftsliberale Op¬ 

timismus doch von erheblichen sozialpolitischen Zweifeln be¬ 

drängt^ . 

Dieser Strang der 'modernisierenden' Agrarpolitik war beileibe 

kein 'geräuschloses Verwaltungsgeschäft bescheidnerer Art', ge 

nauso wenig war es das von Knapp isoliert betrachtete 'Ablö¬ 

sungs-Geschäft'. Zwar hatte sich auch hier allgemein die Über¬ 

zeugung gebildet, insbesondere zur Zeit des Agrarpreisverfal1s 

während der 1820er Jahre, die Doppelbelastung der Bauern durch 

Feudal- und Steuerabgaben sowie diverse Dienstleistungen könne 
74 

nicht mehr fortbestehen, sei nicht mehr legitim . Aber die 

praktische Ausgestaltung der Ablösungsordnung, wie sie letzt¬ 

endlich nach J. C. B. Stüves konservativ-liberalen Vorstellun¬ 

gen geschah, war weder unumstritten noch zwangsläufig. Zudem 

mußten er und seine, weniger vorwärtsdrängenden, Gesinnungsge¬ 

nossen sie gegen den Widerstand des teilweise ausgesprochen re 

aktionären Adels hart erkämpfen. "Während überall sonst gemäß 

deutscher Tradition die Bürokratie die Befreiung der Bauern er 
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zwungen hat, ist dieser Vorgang in Hannover unter dem Druck 

äußerer Verhältnisse im wesentlichen von der liberalkonservativ 

eingestellten Zweiten Kammer durchgesetzt worden.Die Unru¬ 

hen im Gefolge der französischen Julirevolution erzeugten den 

entscheidenden Druck, der zu den Gesetzen von 1831 und 1833 zur 

Ablösung der Grundlasten führte. 

In Hannover hatte dieser Vorgang - und das macht einen gehöri¬ 

gen Teil des 'Geräusches' aus - von vornherein den Nebenakzent 

eines Kampfes um ' Ent-Feudalisierung' der Regierungsmacht, des 

politischen Systems überhaupt. Denn die höhere Beamtenschaft 

stellte hier keineswegs ein von den traditionellen Herrschafts¬ 

eliten emanzipiertes Korps mit eigenständiger Reforminitiative 

dar wie in den zahlreichen anderen deutschen Staaten, wo 'der 

Staat', d.h. die aufgeklärte Beamtenschaft, den zentralen Fak¬ 

tor im Modernisierungsprozeß bildete. 

Der Grund hierfür liegt hauptsächlich in der Abwesenheit des 

Kurfürsten von seinen Stammlanden während des 18. Jahrhun¬ 

derts^. Die Ausbildung einer zentralisierten absolutistischen 

Staatsgewalt blieb in den Anfängen stecken, die dadurch ermög¬ 

lichte Kontinuität altständischer Einrichtungen reicht bis weit 

ins 19. Jahrhundert^. 

So stand im alten Kurfürstentum neben dem landesherrlichen ein 

völüg unabhängiges ständisches Finanzwesen, dessen Anteil am 

Gesamtsteueraufkommen mit der Zunahme der Staatsfunktionen stän¬ 

dig stieg. Ebenso wirkten die Stände der einzelnen historischen 

Landschaften, "als durch nichts miteinander verbundene corpo- 
77a 

ra" , maßgeblich an der Gesetzgebung mit. Stagnation war die 

Folge: "Justiz, Polizei, Finanzen und Heerwesen befanden 

sich ... im Jahre 1800 im großen und ganzen genau auf demsel- 
7 8 

ben Standpunkte wie im Jahre 1700." 

In Hannover wie in den anderen nordwestdeutschen 'Nebenlän- 
79 

dem' und den geistlichen Fürstentümern entstanden auch im 

letzten Drittel des 18. Jahrhunderts kaum bodenständige Ener¬ 

gien, die die bestehenden staatlich-gesellschaftlichen Verhält¬ 

nisse hätten von sich aus aufsprengen können. "Die relative Ru- 
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he der Jahre nach dem Siebenjährigen Krieg, das Fehlen einer 

ehrgeizigen, prestigeempfindlichen und expansiven Außenpolitik 
8 0 und die weitgehend spannungslosen sozialen Verhältnisse" be¬ 

günstigten den verfassungspolitischen Status quo. 

Der hannoversche ritterschaft1iche Adel überwölbte als soziale 

Basis und stabilisierte damit den Dualismus von Ständen und 
81 

Landesherrschaft . Die beiden restlichen, formell fortbeste¬ 

henden Kurien der Landstände waren praktisch bedeutungslos ge¬ 

worden; die Regierung bestand im 18. Jahrhundert ausschließlich 

aus adligen Ministern, die sich wie die sonstigen adligen 

Staatsdiener aus einer "Aristokratie innerhalb der Aristokratie, 
8 2 einer Oligarchie" von etwa 70 - 80 Familien rekrutierten. 

Sozial sich nach und nach zu einer "geschlossenen Kaste" ab¬ 

schließend, politisch hingegen als "Mandatare des Adels" (Ernst 
8 3 

v. Meier ) ganz hinter dessen Interessen verschwindend, stand 

dem Ministeradel die bürgerlich (-neuadlige) Schicht der Kabi¬ 

nettssekretäre zur Seite. Daß man für sie üblicherweise den Be¬ 

griff der 'Sekretariokratie ' verwendet, darf nicht dazu verfüh¬ 

ren, in ihr eine - von einzelnen hervorragenden Ausnahmen abge- 
84 - einigermaßen autonome Reformbürokratie zu sehen. sehen 

Partikularität und Adelsherrschaft hatten das hannoversche 
85 

Staatswesen im 18. Jahrhundert hauptsächlich gekennzeichnet. 

Nach dem Zusammenbruch des Königreichs Westphalen, als es galt, 

die Gesetzgebung des neuen Königreiches zu effektivieren und 

zu vereinheitlichen, vor allem aber die Integration der hinzu¬ 

gekommenen Gebietsteile voranzutreiben, berief die Regierung 

eine Allgemeine Ständeversammlung des Königreichs ein. Aber wie 

daneben die Provinziallandtage in alter Form weiterbestanden, 

so behielt grundsätzlich auch, und das ist viel wichtiger, die 
86 

politische Macht ihre traditionelle soziale Basis; . Nahezu ge- 
8 7 

räuschlos verlief in Hannover eine wirkliche Restauration“ der 

alten Zustände. "Entsprechend ihrem Rechtsstandpunkt" - die Er¬ 

eignisse zwischen 1803 und 1814 seien nichts als feindliche 

Usurpation, rechtswidrige Unterbrechung des legitimen Zustands 
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gewesen - "hat die hannoversche Regierung von einer förmlichen 

Aufhebung der gegen die alte Landesverfassung gerichteten fran¬ 

zösischen und westfälischen Gesetze abgesehen. Nur für die pri¬ 

vatrechtlichen Verhältnisse wurde am 23. August 1814 eine Rege¬ 

lung erlassen, in deren Eingang es heißt, daß '... alles dasje¬ 

nige, was während der Unterbrechungszeit vom Feinde selbst 

nach Anleitung der durch feindliche Gewalt aufgedrungenen Ge¬ 

setze eigenmächtig vorgenommen ist, in allen seinen Folgen, so 

weit es thunlich als völlig ungültig aufgehoben' sei." Damit 

war u.a. auch die alte Agrarverfassung, von geringen Ausnahmen 
8 9 

abgesehen, wiederhergestellt 

Die Stellung des Adels sowohl im System der Grundherrschaft 

als auch in Regierung und Ständeversammlung(en) schien, vorläu¬ 

fig, kaum neuerlich anfechtbar. Nur langsam kam das durchaus 
90 vorhandene Potential bürgerlicher Kritik zu einiger Wirksam¬ 

keit, z.B. was die Kriterien für die Zulassung zur Allgemeinen 

Ständeversammlung anging oder dann auch die Frage der Grundent- 

lastung^ . 

Aber erst "infolge der Julirevolution trat der dritte Stand in 

Aktion, die Adelsfrage spielte ... bei der Bewegung von 1831 

eine große Rolle. Unter den Ursachen der allgemeinen Unzufrie- 
92 denheit wurde in dem Allarmberichte vom 3. Februar 1831 die 

nach der allgemeinen Ansicht des Mittelstandes bestehende 

Adelsherrschaft, namentlich die Begünstigung des Adels im 
93 Staatsdienste vorangestellt, ... ." 

1830/31 brachte auch in der Ablösungsfrage den entscheidenden 

Schritt nach vorn. Bezeichnenderweise wurde der erste grundle¬ 

gende Angriff auf die adlige Grundherrschaft, J. C. B. Stüves 

Antrag in der Ständeversammlung, die feudalen Dienste und Ab¬ 

gaben für ablösbar zu erklären, 1829/30 von der Ersten, der 
94 Adels-Kammer, rundweg abgelehnt ; erst die Unruhen 18 1 mach¬ 

ten sie für einen Kompromiß mit der Zweiten Kammer und der Re¬ 

gierung empfänglich. 

Diese politischen Rahmenbedingungen gilt es bei einer Beurtei¬ 

lung der Ablösungsordnung mitzubedenken. Aufgrund der ungünsti- 
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gen Quellenlage , die den innerbehördlichen Diskussionsprozeß 

weitgehend im Dunkeln läßt, haben sich die bisherigen Darstel¬ 

lungen stark auf Person und Intention J. C. B. Stüves, sein 

publizistisches und parlamentarisches Dringen auf eine Agrar- 

und Gemeindereform konzentriert. Dabei ist, in geistesgeschicht 

licher Betrachtungsweise, die Originalität seiner Reformideen 

hervorgehoben worden, viel zu wenig jedoch deren Bedingtheit 

durch den engen politischen Spielraum bürgerlicher Reformakti¬ 

vität um 1830 im Königreich Hannover. 
9 £ 

Auf ein Beispiel dafür hat Walter Achilles hingewiesen : Stüve 

vertritt in der Entschädigungsfrage den Grundsatz, alle Rechte 

der Grundherren seien mit einem vollen Äquivalent, dem 25fachen 

Jahresbetrag der entsprechenden Dienste und Abgaben, abzulösen; 

und dies, obwohl seine historische Argumentation für die Grund¬ 

entlastung diese adligen Berechtigungen als mittlerweile unge¬ 

recht geworden ausweist und obwohl es Stüve gewiß eher als um 

die wirtschaftliche Absicherung des Adels darum ging, die Not 
97 

der Bauern zu lindern . Dennoch keine Minderung der Lasten 

durch den Staat, wie beispielsweise im benachbarten Braun- 
9 8 

schweig - Achilles gibt zu bedenken, "ob sich Stüve nicht 

auch deshalb zum Äquivalenzprinzip bekannte, um bei der star¬ 

ken Stellung des hannoverschen Adels (ein fundamentaler Unter¬ 

schied zum braunschweigischen Staatswesen, U.H.) und dem Eigen¬ 

interesse der Regierung wenigstens einen Teil seiner Vorstellun 
9 9 

gen durchzusetzen." 

Nicht nur Stüves politische Handlungsfreiheit, sondern vor al¬ 

lem seine Perzeption der ländlichen Verhältnisse und seine In¬ 

terpretation der historischen Situation überhaupt war zutiefst 

geprägt und: begrenzt durch die spezifisch hannoversche Macht- 

und Interessenlage. Der Staat als gewachsenes Sozia1gebi1 de ist 

die wichtigste Bezugsgröße in Stüves Denken. Seine Reformziele 

streben danach, die Funktionen der einzelnen Stände - behutsam 

neu zu justieren; die ländliche Gesellschaft betreffend, sind 

das: 

. wirtschaftliche Absicherung eines leistungsfähigen, poli- 
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tisch stabilisierend wirkenden, sozusagen: eines in jedem 

Sinne 'staatstragenden' bäuerlichen Mittelstandes; 

• Beseitigung der illegitim gewordenen ökonomischen Privile¬ 

gien des Adels ; 

. Umordnung des Staatsaufbaus unter den Vorzeichen: Antibüro¬ 

kratismus, starke gemeindliche Selbstverwaltung, Verbürger¬ 

lichung des Regierungsapparates, aber starke Einbeziehung 

der adligen (entprivilegierten) Großgrundbesitzer in die 

Selbstverwaltung auf dem Lande. 

(Logischerweise bildete für Stüve der Kampf um Ablösung, Gemein 

dereform und ein Landesverfassungsgesetz eine Einheit.) 

Was die ländliche Gesellschaft anging, so lag Stüves Aufmerksam 

keit ganz auf den Problemen im Beziehungsdreieck Grundherr-Bau- 

er-Staat. Sein politischer Gestaltungswille konzentrierte sich 

auf diese frühneuzeitliche Konstellation, während er dem neu 

hinzugekommenen, sich ständig verschärfenden Problemkomplex: 

Vermehrung und wachsende Pauperisierung der agrarischen Unter¬ 

schichten ausgesprochen passiv gegenüberstand. 

Das Gefühl ziemlicher Ratlosigkeit angesichts dieser Phänomene, 

vor denen er ja keineswegs die Augen verschloß, spricht aus vie 

len seiner Briefe, daneben ein zuweilen fast verzweife1t-hoff- 

nungsvolles Vertrauen in die beruhigende, integrierende Wirkung 

eines konsolidierten bäuerlichen Mittelstandes^. Mir scheinen 

solche, gewissermaßen, perspektivischen Verzerrungen in Stüves 

Wahrnehmung der ländlichen Gesellschaft recht bedeutsam, wie 

sie seine historisch und an den Staatszwecken orientierte Denk¬ 

weise mit sich brachte . Denn sie bewirkten, daß bei Stüve 

und damit in der hannoverschen Ablösungsordnung die sozialpoli¬ 

tische "Steuerung" oder Flankierung der 'Befreiung' von Grund 

und Boden ganz eindeutig auf den bäuerlichen Mittelstand zielte 
10 2 • Eine 'Gesundung' des Bauerntums , nicht etwa die Existenzsi¬ 

cherung der Landarmen und Landlosen lag in der Reichweite der 

hannoverschen Agrarreformen^^. 
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Sämtliche Agrarreformen nun wieder zusammengenommen: inwieweit 

sind sie 'liberal', 'modern', 'fortschrittlich' gewesen? mit 

welchem Terminus sind sie am ehesten umschrieben? Diese Fragen 

sollen an anderer Stelle differenzierter erörtert werden. Um 

der terminologischen Klarheit des Folgenden willen sind aber 

vier Bemerkungen vorab vonnöten. 

1. Von 'Bauernbefreiung' zu sprechen, verbietet sich m.E. von 

der Sache her im Falle Hannovers (anders als beispielsweise 

für das Gebiet der Gutsherrschaft). Außerdem wird damit nicht 

der für die Transformation der ländlichen Gesellschaft wichtige 

integrale Zusammenhang zwischen Gemeinheitsteilungen, Ablösun¬ 

gen und Gemeindewesen erfaßt . Ich werde deshalb zusammenfas¬ 

send von Agrarreformen sprechen. 

2. Daß die hannoverschen Agrarreformen nur zum Teil liberalen 

Charakter besaßen, ist in der Forschung unumstritten. Die Ge- 

meinheitsteilungen verwirklichten mit der Individualisierung ge¬ 

nossenschaftlicher Rechte und Besitzungen sowie der Beseitigung 

möglichst aller Ansprüche, die der Privatnutzung entgegenstan¬ 

den, in der Tat konseguent wirtschaftsliberales Gedankengut. 

Dies geschah ebenso in der Ablösung des geteilten Eigentums 

durch den modernen bürgerlichen Eigentumsbegriff. Doch das Be¬ 

sitzrecht des Bauern an seinem Grund und Boden blieb beschränkt, 

mit Wittichs Worten: durch eine Art "publizistischer" oder 

"staatlicher Grundherrschaft"^, die das Anerbenrecht und die 

grundsätzliche Unteilbarkeit der Höfe garantierte. Also ein li¬ 

beral-konservativer Strang der Reformen? 

106 

3. Die Orientierung der hannoverschen Ablösungsgesetzgebung am 

Maßstab eines 'gesunden' mittleren Bauerntums hat zu allen 

möglichen Kennzeichnungen geführt: "konservativ erhaltender 

Charakter (der Gesetzgebung, Q.H.) im Sinne des Bauernstandes" 

"gezügelte Bauernbefreiung Stüves" (Conze unter dem Obertitel 

"Liberale Agrarreformen" ), "undoktrinärer Liberalismus" (Dip¬ 

per' ), "konservative Agrarreform" (Linde u.a. 
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Ebensowenig wie das Ablösungsgesetz läßt sich das wirtschafts- 

und sozialpolitische Denken seines Spiritus rector Stüve auf 

einen Begriff, etwa den nur scheinbar vielsagenden: 'liberal- 

konservativ' bringen'*’’*'^. Auf jeden Fall gehört Stüve mit sei¬ 

nem Kampf um Ablösung der Feudallasten, für eine Verfassung, 

gegen den Staatsstreich Ernst Augusts u.a. in den Wirkungszu¬ 

sammenhang gesellschaftlicher Liberalisierung im deutschen Vor 

märz. Stets wandte er sich gegen dem Staat dys funktionale Pri¬ 

vilegien, gegen Beharrung um ihrer selbst willen; auch sein 

strikter Antikapitalismus , Antidemokratismus, die Zentralis¬ 

mus- und Bürokratiefeindlichkeit, schließlich seine Distanzie¬ 

rung von 'den Liberalen' als den unhistorisch denkenden und 

agierenden Vertretern abstrakter Aufklärungsprinzipien: all 

das schließt Stüve aus dem Spektrum des deutschen Vormärz-Libe 

ralismus zumindest nicht aus. 

Demgegenüber steht das Verharren nicht nur in altmodisch-stän¬ 

dischen Denkkategorien^^ - die Nähe zum Freiherrn vom Stein 

ist zu Recht oft betont worden -, sondern auch in einer allge¬ 

mein historisch-romantischen Wahrnehmungsweise. Dies wird z.B. 

in der metaphysischen Funktionsbestimmung von Adel und Bauern¬ 

tum deutlich, direkt umgesetzt auch in das politische Programm 

Ein steter Zwiespalt zwischen Bewegen und Bewahren ist charak¬ 

teristisch: für sein Bewußtsein, seine Politik, konkret greif¬ 

bar eben auch in dem Kompromiß der hannoverschen Ablösungsge¬ 

setzgebung . 

4. Man kann also die hannoverschen Agrarreformen insgesamt wie 

die Ablösungsordnung im einzelnen, ohne eigentlich viel da¬ 

mit zu sagen, liberal-konservativ oder: konservativ-liberali- 

sierend nennen. Mindestens ebenso sinnvoll, wenngleich wieder 

mit anderen Defiziten behaftet, erscheint mir die Bezeichnung 

"bürgerliche Agrarreformen", die von marxistischer Seite vorge 
112 schlagen worden ist (für Sachsen ), um den Klassencharakter 

der Reformen anzudeuten. Auch wenn man das übergreifende Deu¬ 

tungsmuster nicht teilt, benennt 'bürgerlich' auf drei Ebenen 
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wichtige Sachverhalte: 

. Abschaffung des feudalen Aneignungssystems, Durchsetzung 

des bürgerlichen Eigentumsbegriffs; 

. Reformaktivität bürgerlicher Kreise (unter Einschluß eini¬ 

ger aufgeklärter Adliger), die sich bei wichtigen, ja ent¬ 

scheidenden Teilzielen gegen die politisch-soziale Macht 

des Adels durchzusetzen hatte; 

. die schrittweise 'Verbürgerlichung' (im weitesten Sinne) 

der besitzenden Bauernschicht als langfristige Auswirkung 

der Reformen auf die ländliche Gesellschaft, d.h. ihre all¬ 

mähliche Herauslösung aus der traditionalen Mentalität in 

Produktion und Reproduktion. 

Nun, wie problematisch alle genannten Formeln sind, dürfte hin¬ 

reichend klargelegt sein - die spezifische politisch-soziale 

Konstellation in Hannover scheint geradezu das Nebeneinander 

von konseguent liberalen und bewahrenden Zügen der Agrarrefor¬ 

men verlangt zu haben. Die Regierung konnte nur dort Moderni¬ 

sierungspotential entfalten, wo die Feudalstruktur nicht grund¬ 

legend angetastet wurde; die schmale politische Elite, die nach 

Reformen verlangte, stand einerseits diesem Faktum gegenüber, an¬ 

dererseits blieb sie weitgehend gebunden an die traditionellen 

Inhalte niedersächsischen Agrarwesens, so den Bauernschutz als 

vorrangiges agrarpolitisches Ziel. 

Dem langfristigen Entwicklungstrend des so geförderten Bauern¬ 

standes ist gerade dadurch und weil die Gemeinheitsteilungen in 

Hannover schon so früh einsetzten und mit den Ablösungen dann 

relativ parallel vollzogen wurden, m.E. besonders vorgearbeitet 

worden: nämlich dem Trend zur sozialen wie gerneinde-po1itischen 

Abschottung von den wachsenden dörflichen Unterschichten, zum 

Wandel der ökonomischen Mentalität in Richtung auf Besitzvergrö- 

ßerung, rationale Betriebsführung, Mehrproduktion. Daß die 

Agrarreformen, wie auch immer sozialpolitisch eingeiärbt, den 

Problemkomplex Übervölkerung/Nahrungsmangel/Unterbeschäftigung 

im Vormärz in keinem Falle losen konnten, steht außer Zweifel. 
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Dazu bedurfte es der starken Aus- und Abwanderung sowie des "in¬ 

dustriellen Ausbaus" ^ und der damit verbundenen Nachfrage nach 

Arbeitskräften. 

Beides gemeinsam brachte "den entscheidenden Einbruch in das 

dörfliche Gefüge" um die Jahrhundertmitte'*'*'^, ein Gefüge, dessen 

Dissoziation oder, um einen Begriff Conzes zu gebrauchen, Dekor¬ 

porierung'*'*'^, sich bereits im 18. Jahrhundert abgezeichnet hat¬ 

te. Die Agrarreformen haben diesen Prozeß mentalitär umgeprägt 

und beschleunigt. Dies zu demonstrieren, den SpaltungsVorgang in 

der ländlichen Gesellschaft zumal unter dem Vorzeichen eines 

fast völlig fehlenden Agrarkapitalismus nachzuzeichnen, dafür 

scheint mir das Land Hannover ein besonders geeignetes Beispiel. 

1.3. Zur Forschungslage 

Die vorliegende Arbeit soll für das Land Hannover einen Über¬ 

blick über die Forschungsliteratur zum Thema 'sozialer Wandel 

auf dem Lande 1770-1830' geben. Entsprechend dem Umfang des The¬ 

mas und dem begrenzten möglichen Arbeitsaufwand war Vollständig¬ 

keit der erfaßten Literatur von vornherein nur mit einigen Ab¬ 

strichen anzustreben; insbesondere konnte das reichhaltige lo¬ 

kalgeschichtliche Schrifttum nur selektiv, d.h. problembezogen, 

gesichtet und verwertet werden. Zum anderen werde ich die Lite¬ 

ratur zu anderen, vor allem den Hannover benachbarten deutschen 

Staaten nur dann vergleichend heranziehen, wenn es mir beson¬ 

ders anregend erscheint. 

An Quellen habe ich die gedruckten Beiträge zur öffentlichen 

Diskussion von Agrarfragen, vornehmlich nach 1815, benutzt: 

selbständige Schriften, die Jahrgänge 1815-1850 des 'Hannover¬ 

schen Magazins' , Beiträge verschiedener anderer Zeitschrif¬ 

ten sowie für 1848/49 alle erreichbaren politischen Zeitungen 

des Königreichs‘ ‘*'7, daneben selbstverständlich die 'Acten der 

(provisorischen) Allgemeinen Ständeversammlung', Gesetzessamm¬ 

lungen, Publikationen des Statistischen Bureaus usw. 
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Ausgedehnte Archivstudien waren mir zeitlich nicht möglich; 

auch bedarf die dringend erforderliche Untersuchung verschiede¬ 

ner Themenkomplexe anhand von Archivalien - u.a. die demogra¬ 

phische Entwicklung, die Gemeindestruktur, Modi der Konflikt¬ 

austragung, Baugeschichte - einer sorgfältigen Auswah1 exemplari¬ 

scher Kleinregionen. Mein Überblick kann nichts als - viel¬ 

leicht - ein Schritt auf dem Wege zu weiterer sinnvoller klein¬ 

räumiger Erforschung des ländlichen gesellschaftlichen Wandels 

seih. Deshalb habe ich mich darauf beschränkt, zu einzelnen Era 

gen, in erster Linie bezogen auf soziale Struktur und Konflikte 

in den Landgemeinden, einiges archivalische Material aus den 
! 

früheren Ämtern Mefeld und Bilderlahe in der Landdrostei Hildes 

heim als Illustration dem Bild hinzuzufügen, das nach der Se¬ 

kundärliteratur entsteht. 

Die Erforschung der hannoverschen Agrarreformen ist nicht in 

einem - Preußen vergleichbaren - fortwährenden Diskussionspro¬ 

zeß abgelaufen, konnte auch keine weitverzweigten Debatten aus- 

lösen wie die Arbeiten Knapps und seiner Nachfolger für Ostel- 

bien . 

Auf die grundlegende Darstellung der nordwestdeutschen Grund- 
118 

herrschaft durch Werner Wittich , die die Verhältnisse der 

Landgemeinden sowie die Reformen des 19. Jahrhunderts bereits 

ausführlich einbezog, folgten vor dem Zweiten Weltkrieg ergän¬ 

zend die auf Stüve konzentrierten Untersuchungen von A. Vent- 

ker'1 und St. 0tt12°, die Knapps Verdikt hinsichtlich des feh¬ 

lenden 'hervorragenden Mannes' zurechtrücken konnten. 

Kurz nach dem Krieg, nachdem die Archivbestände so schmerzliche 

Verluste erlitten hatten, lieferte Werner Conze anläßlich eines 
121 Vortrags den ersten Überblick" , der beide Stränge der 'libe¬ 

ralen Agrarreformen' im Zusammenhang erfaßt. Das Hauptaugenmerk 

liegt allerdings auf den sozialpolitischen Intentionen Stüves, 

mit dessen Sicht der Probleme Conzes Urteil auch weitgehend 
12 2 

übereinstimmt. Dieses blieb fortan maßgebend , wenngleich Wa. 

ter Achilles neuerdings hinsichtlich der Gewichtung von Stüves 

Reformmotiven einige Korrekturen anbrachte; vor allem hat er 
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ganz zu Recht die Macht- und Interessenlage der maßgeblichen po 

litischen Kräfte in Hannover besonders herausgestrichen ^. 

Unter der Fragestellung, mit welchen Voraussetzungen das König¬ 

eich Hannover in die Phase des 'industriellen Ausbaus' eintrat 

untersuchte Hans Linde die wirtschaftliche Struktur und Lei¬ 

stungsfähigkeit Hannovers im Vormärz . Dabei brachte er guan- 

tifizierend die Kategorien der wirtschaftlichen Tragfähigkeit 

einzelner Regionen sowie der Übervölkerung in die Betrachtung 

ein; dadurch vermochte er recht deutlich die wirtschaftlichen 

Notstands- und potentiellen sozialen Spannungsgebiete innerhalb 

des Königreichs abzugrenzen, auch: sozialpolitische Fehlein¬ 

schätzungen und - am Maßstab globaler Modernisierung gemessen - 

Versäumnisse der damaligen Regierung aufzuzeigen. 

Ausgeblendet bleibt bei Linde das Reaktionshandeln der Landbe¬ 

völkerung selbst gegenüber den zusehends drückenderen Erwerbs¬ 

und Nahrungsproblemen, wie sie Ernst Wolfgang Buchholz in seine 

Untersuchung der "ländlichen Bevölkerung an der Schwelle des In 
125 

dustriezeitalters" im engeren Rahmen des Landes Braunschweig 

zumindest ansatzweise einbezogsn hat, ähnlich auch Eihachiro Sa 
12 6 kai für Kurhessen . Einen vergleichbaren Versuch für Hannover 

gibt es bislang nicht.- 

Auf einen nach den in dieser Arbeit behandelten Sachbereichen 

gegliederten Forschungsbericht möchte ich an dieser Stelle ver¬ 

zichten. Entsprechende Anmerkungen sind am jeweiligen Ort ge¬ 

macht. Folgendes allgemeine Bild ergibt sich: 

Über die 'alte' ländliche Gesellschaft Nieder Sachsens sind wir 

recht gut orientiert, was ihre rechtlichen siedlungsgeschicht¬ 

lichen und -geographischen Grundlagen sowie Art und Umfang 

ihrer Integration in das Gesamt der Agrargesellschaft und des 

Staatswesens im 18. Jahrhundert angeht. Zur Aufhellung der 

wirtschaftlichen Lage auf dem Lande haben Wilhelm Abels Arbei¬ 

ten und Anstöße Immenses beigetragen. Seiner Schule verdanken 

wir eine Reihe von Regional-Studien über die Faktoren des bau- 

erliehen Einkommens, die gleichzeitig Aufschluß geben über 

schwere Belastung der Bauernhöfe in der zweiten Hälfte des 18. 

Jahrhunderts. Versuche, dia Einkommensantwie klong der Bauern 

zu erfassen, d.h. den Einfluß der Preisbewegungen und steuer- 

politischen Veränderungen, dann auch die Verwendung eventueller 
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Mehr-Einkommen, hat in erster Linie kalter Achilles unternom¬ 

men. Da es an entsprechendem Quellenmaterial mangelt, konnten 

solche Untersuchungen, so Achilles, bisher nicht ins 19. Jahr¬ 

hundert hinein fortgeführt werden. Daraus ergibt sich die merk¬ 

würdige Situation, daß wir, den zeitgenössischen Beobachtern 

lolgend und gewiß zu Recht, die äußerst gedrückte Einkommens¬ 

lage der Bauern während der 1820er Jahre als einen der Haupt¬ 

anlässe der Ablösungsgesetzgebung 1831/33 angeben, daß aber 

die Basis gesicherten Wissens in diesem Punkt nur bis ans Ende 

des vorigen Jahrhunderts reicht: danach sind wir auf Hypothesen 

über das Ausmaß der Wirkungen von Preis- und Steuerveränderungen 

usw. angewiesen. Fast noch hypothetischer ist im übrigen unser 

Wissen über Ausmaß und Folgen der Boden-Meliorationen, von Än¬ 

derungen im Anbau Verhältnis, im Viehbestand und in den Erträgen. 

Nun, gesetzt daß unsere Einschätzung der Entwicklung der bäu- 

erlichen Einkommen einigermaßen zutrifft, so tut sich6 große 

und schwer zu überbrückende Wissenslücke auf, wenn man weiter 

nach der Verwendung des Erwirtschafteten fragt. Sozusagen auf 

der anderen Seite der Lücke stehen uns fragmentarische Erkennt¬ 

nisse über Investitionen zur Verbesserung des landwirtschaft¬ 

lichen Betriebes oder zur, Ablösung von Lasten zur Verfügung, 

neuerdings, dank der von Günter Wiegelmann und Helmut Otten- 

jann ausgegangenen Impulse, auch über Investitionen in mehr 

oder minder repräsentative Konsumgüter. An die Überreste der 

ländlichen Sachkultur und die schriftlichen Quellen - die man 

z.T. erst in den letzten Jahren und in enger räumlicher Um¬ 

grenzung zu erschließen begonnen hat - geht man in der Volks¬ 

kunde gezwungenermaßen mit der Fragestellung heran: in welchen 

Zeiträumen häuften sich - schichtspezifisch - solche Investi¬ 

tionen, und wann veränderten sie sich qualitativ, in welche 

Richtung vor allem? Die Frage: wie verbreitet waren solche In¬ 

vestitionen insgesamt zu einer bestimmten Zeit, welches Ge¬ 

wicht besaßen sie für die Haushalte verschiedener sozialer 

Schichten? ist quantitativ wohl kaum je zu beantworten. 

Aus dem Dilemma, daß wir über die konkreten typischen Reak¬ 

tionen auf Einkommensveränderungen so wenig wissen (können), 

helfen nur, soweit von der Quellenlage her möglich, klein¬ 

räumige, ja Einze1fa 11-Ana 1ysen heraus, die über Entscheidungs- 
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Präferenzen im Rahmen bestimmter wirtschaftlicher Situationen 

Auskunft gäben (Volker Gläjitzer kündigte z.B. Derartiges für 

das Artland an).- Natürlich liegt allgemein das Grundproblem 

von Untersuchungen sozialen Wandels darin, seine Intensität 

und Tiefenwirkung zu erfassen. 

Zurück zum Forschungsstand bezüglich des 18. Jahrhunderts: 

weit weniger als über die Bauern wissen wir über die materi¬ 

elle der verschiedenen unterbäuerlichen Schichten und ihre 

typischen Verhaltensmuster bescheid. Es wäre wünschenswert, 

daß auch für diese Bevölkerungsschichten die zahlreichen ver¬ 

streuten Angaben über Haushaltsführung, Einkommenslage, Ab¬ 

gabenbelastung usw. systematisch zusammengestellt würden. 

Das größte Forschungsdefizit besteht m.E. aber noch auf dem 

Gebiet der demographischen Entwicklung der niedersächsischen 

Landbevölkerung. Adelheid von Nell hat auf der Grundlage gene¬ 

alogischer Quellen, die kaum bis in die kleinbäuerliche, gar 

nicht bis in die unterbäuerlichen Schichten hinabreichen, 

Phänomene des 'demographischen Übergangs' in Niedersachsen 

beschrieben und dabei recht interessante Befunde hinsicht¬ 

lich der Führungsro11e des Großbauerntums bei der 'Moder¬ 

nisierung' des generativen Verhaltens erarbeitet. Die frage 

nach den Ursachen der Übervölkerung, die in unserem Zusam¬ 

menhang besonders interessiert, verlangt aber gerade, das 

generative Verhalten der Unterschichten in den Blick zu neh¬ 

men. Insbesondere der empirische Beleg für das Zutre en 

des Protoindustrialisierungs-Theorems in seiner demo- 

graphischen Dimension auf Nordwestdeutschland ist noch nic^ t 

erbracht, ebensowenig wie für Hans Lindes Einwände gege-: 

dieses Theorem, die auf die unverhältnismäßig starke Ein¬ 

bindung der niedersächsischen Protoindustrie in den agrari¬ 

schen Kontext auch noch im 19. Jahrhundert a b h e b e n . Ty p o- 

logisierende Gemeindestudien auf der Basis von Kirchenbuch 

auswertungen, wie Ernst Hinrichs sie für das Cldenburger 

Land und auf andere sozioökonomische Verhältnisse bezogen 

angeregt und erfolgreich durchgeführt hat, stehen für das 

mittlere und südliche Niedersachsen noch aus. 

Im Zusammenhang solcher DorfUntersuchungen könnten auch an¬ 

dere, verwandte Fragen weiter geklärt werden, z.B. die nach 

den Gründen und Anlässen, die Auswanderer kurzfristig zu 
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ihrem Schritt veranlaßten. Daß generell für die Auswanderungs- 

bewegung im zweiten Viertel des 19. Jahrhunderts in erster 

Linie der Verfall der Protoindustrie und die mangelnden Er¬ 

werbschancen für dieünterschichten in der Landwirtschaft 

verantwortlich waren, hat Walter D. Kamphoefner kürzlich recht 

überzeugend gezeigt. Hinsichtlich der differenzierenden Fak¬ 

toren in den Gebieten verdichteter Protoindustrie und über¬ 

haupt was die Psycholögie des Auswanderns angeht, bleibt seine 

Studie doch recht blaß, und gilt weiterhin Theodor Penners' 

Forderung nach Detailuntersuchungen auf den Dörfern. 

Die Agrarreformen sind, was die Entstehung und administrative 

Durchführung der entsprechenden Gesetze auf höherer Ebene 

betrifft, als Forschungsthema wohl im großen und ganzen aus- 

gereizt. Sie sind es nicht, blickt man auf ihre Aufnahme 

durch die Betroffenen. Wir können kaum je die Entscheidungen 

der Bauern für oder gegen diese oder jene Maßnahme rekon¬ 

struieren, nicht die Gefühle des einzelnen Häuslings angesichts 

einer Gemeinheitsteilung. Aber es gibt Wege, die den Vorgang, 

in dem die Reformen ihre nicht nur die Wirtschaft, sondern 

ebenso direkt die Gesellschaft verändernde Macht entwickelten, 

genauer zu beschreiben. 

Der eine Weg besteht in der Erforschung des direkten oder ver¬ 

mittelten manifesten Widerstandes gegen Reformmaßnahmen. Die 

Erforschung sozialen Protests im Vormärz ist bislang aller¬ 

dings in gewissem Maße auf die 'größeren Ereignisse be¬ 

schränkt geblieben, bedingt durch die - durchaus zu begrü¬ 

ßende, aber allein nicht hinreichende - Tendenz zur Quanti¬ 

fizierung des 'Protestniveaus' der Gesellschaft in möglichst 

großen Einheiten, woraus der Zwang zur Operationalisierung 

etwa nach Kriterien wie den von Heinrich Volkmann vorge¬ 

schlagenen folgte: Ereignishaftigkeit des Protests, Kollek¬ 

tivität der Träger, Gesetzesverletzung als Mittel - oft hier 

auch Beschränkung auf Gewaltanwendung -, direkter, durch die 

Träger des sozialen Protests selbst und nicht durch Anwälte, 

Mittler o.ä. hergestellter Zusammenhang von Protestursache 

und Protestereignis. Nach ungefähr diesen Kriterien geht auch 

die Studie von Hans-Gerhard Husung über politische Krisen 

und kollektiven Protest in Norddeutschland während des' Vor¬ 

märz vor. Dadurch bleibt, auch wenn Husung zusätzlich den 

legalen Protest mittels Petitionen hier und da einbezieht, 
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ein bedeutender Teil ländlicher Widerständigkeit außerhalb 

des Blickfeldes (Androhung von Gewalt, Erpressungsversuche, 

individuelle Aktionen, Kriminalität usw. ) . Ein 'Spannungs¬ 

indikator' der ländlichen Gesellschaft wäre nur über (räum¬ 

lich begrenztere) integrale Untersuchungen der gesamten 

Skala von Widerstands formen zu erstellen. 

Ein anderer Weg, dem 'Wirken' der Reformen näherzukommen, 

läge m.E. darin, sie mehr als bisher als Teil eines umfas¬ 

senderen Diffusionsprozesses von 'Modernität' zu begreifen 

und zu untersuchen, in den die Landbevölkerung zunehmend 

hineingezogen wurde. Otto Ulbricht hat hinsichtlich betriebs¬ 

technischer Neuerungen gezeigt, daß eine Betrachtungsweise 

von den zur Diffusion erforderlichen Kommunikationsprozessen 

her durchaus sehr fruchtbar sein kann (wenngleich seine Stu¬ 

die, bedauerlicherweise und von der Sache her eigentlich 

unverständlich, mit dem Jahr 1800 abbricht, als die Diffu¬ 

sion der Neuerungen auf der untersten Ebene erst begann!). 

Einiges könnte nun z.B. gewonnen werden, wenn man die ent¬ 

scheidenden Multiplikatoren des Neuen auf dem Lande: Domä¬ 

nenpächter, Gutsverwalter, Pfarrer und vor allem den Amt¬ 

mann, für die Durchsetzung der Reformen aber auch die Lan¬ 

desökonomie-, Teilungs- und Ablösungskommissare usw. in 

ihren Punktionen und Wirkungsmöglichkeiten einmal genauer 

betrachtete. 

Gerade der Amtmann, der an der Nahtstelle zwischen den ver¬ 

schiedenen Schichten und Gruppen der ländlichen Bevölkerung 

und der oft genug in Unkenntnis der Realität handelnden Re¬ 

gierung stand und dadurch eine außerordentliche Machtposi¬ 

tion besaß, stellte auf vielfältige Weise einen entscheiden¬ 

den 'Transmissionsriemen' für den von oben verordneten sozi- 

alen Wandel dar, als Interpret, Anreger, Kommentator, aber 

auch als Strafgewalt, Kanalisator und Schlichter sozialer 

Konflikte. Auf anderen Gebieten, die in das Bedingungs- und 

Wirkungsgefüge des sozialen Wandels auf dem Lande einschla- 

gen, ist in letzter Zeit bereits erfolgreich mit personen- 

und kommunikationsorientierten Ansätzen auf Mikroebene ge¬ 

arbeitet worden, etwa in der Leser- und Vereinsforschung 

oder bei der Untersuchung kultureller Stadt-Land-Beziehun- 

gen . 
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Ich will hier diesen ebenso allgemeinen wie fragmenta¬ 

rischen Überblick über verschiedene Probleme der Forschungs¬ 

lage abbrechen. Bevor wir zur Zustandsbeschreibung der länd¬ 

lichen Gesellschaft Niedersachsens um 1800 übergehen, sei 

nur noch ein grundsätzliches Phänomen angesprochen, das Ernst 

Hinrichs vor kurzem ausdrücklich thematisiert hat: das der R e - 

gionalität vorindustrieller und noch sich industrialisierender 
127 

Gesellschaften . Blicken wir im nordwestdeutschen Raum allein 

auf das Königreich Hannover, so verlangt es von seiner territo¬ 

rialen Zusammensetzung her bereits nach starker regionaler Dif¬ 

ferenzierung: 1818 repräsentieren sieben wieder berufene Provin¬ 

zialstände ebensoviele, z.T. wiederum erst spät oder kaum zusam- 
12 8 mengewachsene Verfassungs- und Rechts-Landschaften . Die Pro¬ 

bleme administrativer Integration waren bedeutend, wie schwer 

erst eine integrale und doch den landschaftlichen Sonderheiten 

gerecht werdende Agrargesetzgebung. Der Historiker-Politiker 

Stüve mit seiner besonders genauen - z.T. fast schmerzhaft-lie¬ 

bevollen - Wahrnehmung regionaler, lokaler Eigenentwicklungen 

bündelt dies Problem wie ein Brennspiegel. 

Die wirtschaft1ich-sozia1en Verhältnisse innerhalb der einzelnen 

historischen Landschaften schufen, oft über deren Grenzen hin¬ 

weg, neue regionale Abschichtungen: die Gefälle in Besitzstruk¬ 

tur, Wirtschaftsweise, Wohlstand und politischem Verhalten zwi¬ 

schen Marsch und Geest; Regionen mit größerer oder geringerer 

Verdichtung von Hausindustrie, Wanderarbeit oder anderen Neben¬ 

gewerben; die kulturellen Auswirkungen von Stadt-Nähe bzw. -Fer¬ 

ne oder auch verschiedener Siedlungsformen; die unterschiedli¬ 

che rechtliche Lage der agrarischen Unterschichten; Abstufungen 

in den Auswanderungschancen - diese und andere "Erscheinungsfor- 

men von Regionalitöt, die zum Studium förmlich einladen" " , 

müssen die Untersuchung sozialen Wandels ganz maßgeblich bestim¬ 

men, nicht nur um falschen Generalisierungen vorzubeugen, son¬ 

dern gerade auch: um dem Wandlungsprozeß als ganzem, sozialöko¬ 

nomisch, politisch, kulturell, in seiner Bedingtheit durch 

Strukturunterschiede, Ungleichzeitigkeit, Diffusionsgrenzen al¬ 

ler Art wirklich näherkommen zu können. 

t 
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So faßt Hinrichs beispielsweise für einen hier interessierenden 

Bereich zusammen: "Selbst das Wachstum der Landwirtschaft im 

18. und 19. Jh. und die damit verbundenen sozialen Differenzie- 

rungs- und Abschichtungsprozesse wiesen in diesem angeblich so 

einheitlich geformten Gebiet ein so hohes Maß an Regionalität 

auf, daß dieser Gesichtspunkt bei der Untersuchung regionaler 

Wachstums- und Kontraktionsver1äufe gleichberechtigt neben die 

Beobachtung überregionaler Determinanten - wie interregionale 

Arbeitsteilung, Marktverhältnisse, Urbanisierung, Kapitalbewe¬ 

gung, Bewegungen der Hande 1sströme u.ä. - treten sollte." 



- 35 - 

2. Die Lage um 1800: Struktur de_r ländlichen Gesellschaft 

und ihre Wandlunqspotentiale 

2.1. Bevölkerungsentwicklung 1750-1850 

(Überblick ) 

Hannover war um 1800 und blieb bis weit in die zweite Hälfte des 

19. Jahrhunderts hinein eine Agrargesellschaft. Als Deutschland 

seit etwa Mitte der 1840er Jahre den 'take-off' der Industriali¬ 

sierung erlebte, betraf das nur ganz am Rande das Königreich: 

dort fehlte es dafür sowohl an den natürlichen als auch den 

strukturellen Vorbedingungen^. Gewiß, mit dem beginnenden Eisen¬ 

bahnbau - 1846/47 werden im Land Hannover die ersten größeren 

Linien fertiggestellt - setzte eine verstärkte Urbanisierung ein. 

Ein zuvor recht gleichmäßiges Bevölkerungswachstum in Stadt und 

Land differenzierte sich deutlich zugunsten derjenigen amtsfrei- 
2 

en Städte, die an das Eisenbahnnetz angeschlossen waren . Indes 

änderte sich die Gesamtstruktur der Bevölkerung noch kaum: in 

Städten mit mehr als 10.000 Einwohnern lebten 1842: 4,9 % ; 1852: 

5,2 % der Bevölkerung des Königreichs' (1864 waren es dann 9,6 % 

in jetzt acht statt zuvor sechs derartigen "Städten der Sonder¬ 

klasse . ), 

Lebten auch 1852 noch weitere rd. 140.000 Menschen oder 8,1 °h 

der Bevölkerung in einer 1851 mit der hannoverschen Städteord¬ 

nung versehenen Stadt^, so darf man dem nicht zu große Bedeutung 

beimessen. In vielen Fällen handelte es sich um Ackerbürgerstäd¬ 

te, deren Charakter sich nicht grundsätzlich von dem größerer 

Amtssitze oder Flecken unterschied. Rechnet man deshalb generell 

die Bewohner von Orten mit weniger als 3.500 Einwohnern der 

Landbevölkerung zu, so verbleiben für das Jahr 1842 in Hannover 

nur 182.139 Einwohner (10,4 % der Bevölkerung) als "Städter" 

(in 24 Städten), während, nimmt man noch die Bewohner des Har¬ 

zes aus, knapp 89 % in einer agrarischen Umwelt lebten in 

Preußen waren dies 1837: 80,5 % der Bevölkerung7, was den ausge¬ 

sprochen agrarischen Charakter Hannovers noch unterstreicht. 

Insgesamt hatte das Königreich Mitte des 19. Jahrhunderts knapp 
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8 1,8 Mio. Einwohner , es war damit im Deutschen Bund nach Preu¬ 

ßen, Bayern und Sachsen das volkreichste Land. Gegenüber dem 

Jahre 1816 wäre die Bevölkerung nach den amtlichen Angaben um 
9 

etwas mehr als ein Drittel, jährlich um 1,02 % gewachsen; legt 

man eine andere, wohl realistischere (wenngleich errechnete) An¬ 

gabe für die ersten Jahre des Königreichs zugrunde, als die Me¬ 

thodik der Volkszählungen wohl recht mangelhaft war, so ergibt 

sich eine jährliche Zunahme um 0,55 %^^. Mit dieser Rate liegt 

Hannover deutlich unter der des Deutschen Bundes (1816-1855: 

1,09 °ä ), die maßgeblich von dem Bevölkerungs-'Boom' der preu¬ 

ßischen Nordostprovinzen mitbestimmt wurde. In der Größenordnung 

ähnlich stark wie in Hannover wuchs die Bevölkerung der Nachbar¬ 

staaten Braunschweig und Oldenburg, ebenso des rechtsrheinischen 

Bayern oder Württembergs. Gerade bei letzterem Beispiel wie auch 

im Falle Hannovers ist jedoch zu bedenken, daß die Auswanderung, 

die in den dichtbesiedelten südlichen hannoverschen Landesteilen 

ab 1830/35 massiv einsetzte, einen erheblichen Teil des Gebur- 
12 tenÜberschusses abschöpfte 

Verglichen beispielweise mit Braunschweig, scheint die Bevölke¬ 

rungszunahme in Hannover aus der zweiten Hälfte des 18. Jahrhun¬ 

derts heraus relativ gleichmäßig verlaufen zu sein , allerdings 
14 unter allmählicher Beschleunigung seit 1790 und natürlich 

mit den üblichen kompensatorischen Wachstumsschüben nach Kriegen, 

Seuchen und Hungerkrisen 

An präzisen Gesamtangaben für die Zeit vor 1815 fehlt es natur¬ 

gemäß; realistische Schätzungen bezogen auf das Territorium des 

Kurfürstentums (die Grafschaft Bentheim als Pfandbesitz einge¬ 

schlossen) bewegen sich für etwa das Jahr 1790 um 850.000 Ein¬ 

wohner^. Das Fürstentum Osnabrück hat laut einer Berechnung von 

1772: 116.664 Einwohner, 1807;ca. 130.000^; für Ostfriesland 
18 

nahm man um 1800 über 100.000, vielleicht 120.000 Einwohner an ; 

123.490 Menschen ergab eine Volkszählung von 1803 im F jrstentum 
19 Hildesheim 

Folgt man der soliden, auf vielfältigem Material aus dem 18. 

Jahrhundert basierenden Extrapolation Adolph Teilkampfs, so leb- 
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ten auf dem Gebiet des späteren Königreichs insgesamt 

1745: 1.074.800 

1790: 1.292.200 

sowie (amtliche Zählung) 1835: 1.679.041 Menschen . Ihre Zahl 

nahm in den jeweils 45 Jahren um 10,23 % bzw. 29,94 % zu, und 

dies auf dem 'platten Lande' , in den Flecken, den kleineren und 

größeren Städten in ganz ähnlichen Raten, wenn auch nach sozial 

und regional recht unterschiedlichen Mustern generativen Ve rha1- 

tens, auf die noch ausführlich einzugehen ist . Die von der 

Mitte des 18. Jahrhunderts an einigermaßen stetige Bevölkerungs¬ 

zunahme fand in unserem Zeitraum noch ganz unter den Bedingungen 

der 'vorindustriellen' Bevölkerungsweise, d.h. weitgehend paral¬ 

lel verlaufender hoher Ziffernkurven von Geburtlichkeit und 

Sterblichkeit, statt. Und selbst in der Vorbereitungsphase (in 
2 2 Hannover etwa 1850-1875) des sog. demographischen Übergangs zu 

einem in beiderlei Hinsicht niedrigeren Niveau, der 'industriel¬ 

len Bevölkerungsweise', bleibt die ländliche Bevölkerung, die un 

terbäuerliche dann noch länger als die Besitzer-Schicht, bei i h - 
2 3 ren traditionalen generativen Verhaltensmustern 

Im Rahmen des üblichen 'vorindustriellen' Niveaus lagen die Ge¬ 

burten- und Sterbeziffern in Hannover vergleichsweise niedrig. 

Die Geburtlichkeit lag in den 1840/50er Jahren um rund 11-18 °a 

unter der des späteren deutschen Reichsgebietes, sogar um durch¬ 

schnittlich mindestens ein Drittel unter der West- und Ostpreu- 
2 

ßens sowie Posens , eine Folge des in weiten Teilen des König- 
2 5 reichs (auch nach den Agrarreformen) gültigen Anerbenrechts 

Es band die Familiengründung in der landbesitzenden Schicht nor¬ 

malerweise an das Vorhandensein einer freien Stelle und regulier 

te damit Heiratsfrequenz und eheliche Fruchtbarkeit. Die Ehe¬ 

schließungsziffer lag, im Vormärz von etwa 8,5 %a der Bevölke¬ 

rung auf konstant ca. 7,5 °aa Mitte des Jahrhunderts absinkend, 

deshalb auch deutlich unter der in den genannten preußischen Ost 

Provinzen; andererseits war die Heiratshäufigkeit im Deutschen 

Bund insgesamt nur unwesentlich größer als in Hannover. "Die vor 
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industrielle Fruchtbarkeitsnorm der niedersächsischen Bevölke¬ 

rung scheint also", so vermutet A. v. Nell, "außer über die Hei 

ratsfähigkeit zusätzlich über eine 'gemessene' Geburtenfolge - 
2 6 in und außerhalb der Ehe - verwirklicht worden zu sein." 

Das Anerbenrecht in erster Linie gab dem Bevölkerungsvorgang in 

den besitzgebundenen ländlichen Gruppen sozusagen seinen stabi¬ 

len begrenzenden Rahmen. Die stärker fluktuierenden landarmen 

oder landlosen Schichten versuchte dann die Regierung 1827 mit 

der restriktiven Ordnung des Domizil- und Trauscheinwesens, an¬ 

ders als in Preußen, ähnlich wie in Baden, Württemberg oder 
.27 

Braunschweig , an einer 'übermäßigen' Vermehrung zu hindern. 

Wie wirkungsvoll dieser Versuch, auch hier die Familiengründung 

an den Nachweis wirtschaftlicher Existenzgrundlagen zu binden, 

nun war, welche Nebenwirkungen - z.B. eine steigende Uneheli- 
2 8 

chenquote - er hervorbrachte, sind quantitativ kaum zu beant¬ 

wortende F ragen. 

Daß Domizil- und Trauscheinwesen wie das Erbrecht in gewissem 

Maße zur Dämpfung der Geburtlichkeit beigetragen haben, scheint 

mir allerdings doch wahrscheinlich. - Der relativ konstanten Ge 
29 burtenziffer - 1775 rechnet man mit 34,5 ?oo der Bevölkerung , 

im Vormärz durchschnittlich 33-35 ?o« ^ - stand eine insgesamt 

verhältnismäßig niedrige Sterblichkeitsrate gegenüber, die in 

unserem Zeitraum noch dazu langsam abgenommen haben dürfte. Im 

Jahre 1766 legte man einer Berechnung für das Kurfürstentum, 

ausgenommen Bremen-Verden(-Hadeln) und Göttingen, auf dem Lande 

jährlich 26,9 Gestorbene je 1.000 Einwohner zugrunde ^ . Unter 

Zuhilfenahme der von Teilkampf extrapolierten Bevölkerungszah¬ 

len lassen sich folgende Werte für das ausgehende 18. Jahrhun- 
3 2 dert ermitteln : 
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Get)oj:erien-_und_S_te £b£zi. f_f e £ n_ijn £usgewjäh .11 en_Lands£h£f t en 

de_s ]<u£f£r£t£nt_ums_H£nriO£er £U£g£n£s des_l8)._Jjah_rhunderts 

(in %a der Bevölkerung) 

Landesteil 

an f a 

1780 

GZ 

ngs de 

er Jaf 

stz 

5 r 

tre 

GÜZ 

um 

GZ 

L 7 90 

stz GÜZ 

um 1 

GZ 

305 

stz GÜZ 

Be v . 

1790 

(in Tsd . ) 

Calenberg/ 
Göttingen 34,0 25,0 9,1 33,8 27,8 6,0 33,4 25,2 8,2 217 , 1 

Lüneburg 32,3 25,6 6,9 32,5 25,3 7,2 31,6 24,3 7,3 236,5 

Bremen/ 
Verden 
(einschl . 
Land Ha¬ 
deln) 

36,7 31,6 5,1 36,3 26,5 9,8 36,1 27,4 8,7 183,5 

Hoya 31,3 25,0 6,3 33,2 23,4 9,8 30,7 22,9 7,8 94,2 

Diepholz 29,8 22,4 7,5 31,5 21,5 10,0 29,6 23,4 6,2 16,4 

Kur fst. 
Hannover 
(außer Gft 
Spiegel¬ 
berg , Hzt. 
Lauenburg 
und Gft. 
Bentheim) 

33,1 26,1 7,0 33,4 25,5 7,8 32,6 24,8 7,8 831,7 

Eine leichte Abwärtstendenz der Sterbeziffern zeichnet sich ab, 

natürlich mit starken regionalen Unterschieden - man beachte die 

traditionell besonders hohe Sterblichkeit im Hzt. Bremen und im 

Land Hadeln - und begrenzten Rückschlägen. Bis zur Mitte des 19. 

Jahrhunderts schwankt die Rate der Gestorbenen pro Jahr und 
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1.000 Einwohnern des Königreichs, legt man 8-Jahres-Durchschnit- 

te zugrunde, zwischen 23,6 und 24,6 und hält damit ein Niveau^, 

das einen durchschnittlichen Geburtenüberschuß von 9 (für die 

Jahre 1824-1843) ermöglichte^. 

Zwar traten auch in unserem Zeitraum immer noch, regional be¬ 

grenzt, Seuchen und Epidemien auf^, doch wirkten sie weniger 

oft und drastisch auf den Bevölkerungsvorgang ein als in frühe¬ 

ren Jahrhunderten, desgleichen die Hungerkrisen, deren letzte 

vom 'type ancieri' zu Anfang der 1770er Jahre, 1816/17 und dann 

noch einmal 30 Jahre darauf gleichwohl in Hannover deutliche Spu¬ 

ren hinterließen 

Das Königreich Hannover fügt sich einigermaßen reibungslos in 

das Bild der Bevölkerungsverhältsnisse vor Beginn des eigentli¬ 

chen demographischen Übergangs, das die neuere Forschung für 

Deutschland gezeichnet hat: eine im Vergleich zu heute gleich¬ 

bleibend hohe Geburtenrate, diese weitestgehend eine Funktion 

von Heiratsfrequenz und Heiratsalter der Frauen, stand einer 

auch wieder im Vergleich zu heute hohen Sterberate gegenüber, 

die nun seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ganz lang¬ 

sam zu sinken begann, sowohl aufgrund zurückgehender Seuchen- 

und Hungersterblichkeit wie auch einer Abnahme der Säuglings- und 

Kindersterblichkeit. A. v. Nell hat anhand ihrer genealogischen 

Quellen nachweisen können, daß in..der Schicht der Vollbauern 

"eine Reihe von Generationen vor dem Einsetzen des Geburtenrück¬ 

gangs die Sterblichkeit des Jungendalters langfristig zu sinken" 

begann , was eine entsprechend zunehmende Aufwuchs1eistung pro 

Ehe zur Folge hatte. Der für 1730/99 gegenüber früher festge¬ 

stellte Sterblichkeitsrückgang stagnierte im ersten Viertel des 

19. Jahrhunderts, setzte sich, so A. v. Nell, erst 1825/49 fort. 

Diese Differenzierung der vormärzlichen Verhältnisse läßt sich 

indes aus den allgemeinen Sterblichkeitsziffern nicht belegen; 

ohne erkennbare Tendenz bewegt sich hiernach die Summe der Tot- 

geborenen und bis zum 15. Lebensjahr Gestorbenen zwischen etwa 
3 R 

9,7 und 10,5 % der Bevölkerung 
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Worin schlug sich nun der Bevölkerungsuorgang, dem bei aller Sta¬ 

bilität seiner Determinanten doch ein erhebliches Wandlungspo¬ 

tential innewohnte, für den einzelnen, für die Masse der Landbe¬ 

völkerung nieder? 

Sicher noch lange nicht in einem Wandel der Grundtatsachen von 

Leben und Sterben, Kindsein, Überleben und Altern, in den gewohn¬ 

ten Tatsachen des Lebenszyklus und den daran geknüpften Ängsten, 

Erwartungen, Verhaltensweisen zwischen den Generationen. Weniger 

der biologische Lebens-Zeit- und der Lebens-Erwartungs-Raum als 

vielmehr der soziale und wirtschaftliche Lebensraum wandelte 

sich tiefgreifend während der rund hundert Jahre, die wir hier 

in den Blick nehmen. 1835 lebten im Gebiet des früheren Kurhanno¬ 

ver knapp 39 Menschen auf dem Quadratkilometer statt weniger als 

25 im Jahre 1745. 

Die Bevölkerungsdichte differierte stark von Landschaft zu Land¬ 

schaft, je nach den Naturgegebenheiten, der Siedlungsweise, den 

wirtschaftlichen Chancen. Gemessen an der mittleren Dichte des 

Königreichs im Jahre 1842: 45,6 E./km2 (=100), heben sich deut¬ 

lich die südlichen Hügel- und Bergvorlande von der weitaus dün¬ 

ner besiedelten Tiefebene ab, so die Landdrosteibezirke Hildes¬ 

heim und Hannover (Indexzahlen 177,4 bzw. 123,9) von Stade (83,4) 

und Lüneburg (62,3), oder innerhalb der Landdrostei Osnabrück 

das Gebiet des ehemaligen Fürstbistums (148,2) von der früheren 
39 

Gft. Bentheim (68,3) und dem Hzt. Arenberg-Meppen (52,0) , Über¬ 

all jedoch nahm die Volkszahl und damit die Siedlungsdichte in 

unserem Zeitraum stark zu: auf das Gebiet des (späteren) König¬ 

reichs bezogen, von 1745 bis 1790 um 20,2 %•, von dem dann er¬ 

reichten Niveau (33,6 E./km2) aus in weiteren 45 Jahren sogar 

noch um 29,9 %. Diese Wachstumsbeschleunigung findet sich beson¬ 

ders in einigen althannoverschen Landesteilen (Calenberg, Lüne¬ 

burg, Diepholz, Bremen/Verden), in anderen Gebieten kaum oder 

gar nicht, teils weil ohnehin die Besiedlung sehr viel dichter 

war (Hildesheim, Osnabrück), teils weil diese Landesteile wirt- 
40 

schaftlich wenig ausbaufähig waren (Lingen, Arenberg-Meppen) ; 

weitere Gründe haben bei diesen Unterschieden mitgespielt. Blik- 
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ken wir allein auf die Entwicklung im Vormärz, so gilt allgemein: 

jj'Die Zunahme ist stetiger und am stärksten in den relativ dünn 

bevölkerten Landesteilen mit positivem agrarischem Tragfähig¬ 

keitsspielraum (L ineburg, Stade und Aurich). Im dicht bevölker¬ 

ten Berg- und Bergvorland mit positivem Tragfähigkeitsspie1raum 

(Hannover und Hildesheim) wird sie durch einzelne periodische 

Abnahmen verringert. Am geringsten ist sie in den dünn bevölker¬ 

ten Landschaften mit agrarischer Übervölkerung links der We¬ 

ser. "41 

Die Bevölkerungsdichte allein und ihre - den Zeitgenossen wohl 

schon sehr früh spürbare und bewußte" - Zunahme sagt uns noch 

nichts darüber, ob und, wenn ja, von welchem Zeitpunkt an man 

für bestimmte Gebiete von Über-Völkerung sprechen kann. Natürlich 

zeigen im Vormärz diejenigen Landstriche, in denen zuerst sich 

die Bevölkerung durch Auswanderung ein Ventil sucht, diesen Sach- 
43 

verhalt an . Man kann "Anzeichen ländlicher Übervölkerung" wei¬ 

terhin an folgenden "Überlastungserscheinungen des dörflichen Le¬ 

bensraumes feststellen: Überbesetzung von Hut und Weide, Überbe¬ 

setzung des vorhandenen Wohnraumes, Gefährdung der Sozialverfas- 

sung des Dorfes durch das Anwachsen der unterbäuer1ichen 
44 

Schicht." 

Von Übervölkerung sprach man im Vormärz allenthalben, und meinte: 

räumliche Enge vermittelt mit wirtschaftlicher Existenznot, jene 

Verarmung breiter Bevölkerungsschichten, die soziale Konflikte 

herbeiführte oder doch zumindest, wie man annahm, drohendes Un¬ 

heil verhieß. In diesen Jahrzehnten "war das soziale Bewußtsein 

geprägt von Krisenstimmung und Furcht - Furcht davor, daß aus dem 

Elend der Zeit Revolution und Umsturz entspringen könnten, Furcht 

vor einem sozialen Absturz des alten Mittelstandes der Handwerker, 

Kaufleute und Bauern. Deutlich empfand man eine Diskrepanz von 
45 

Wirtschafts- und Bevölkerungsentwicklung." 

Hier Furcht vor Unruhe und sozialem Umbruch, dort die unruhige, 

ungesicherte Existenz am Rande oder mitten in der Armseligkeit - 

Massenhaftigkeit und Beschleunigung der Verarmung, eben: die 

vielerorts spürbar werdende Über-Völkerung ist für die Menschen 
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des Vormärz eine qualitativ neue Erfahrungstatsache gewesen^; 

entsprechend groß muß der unmittelbare emotionale Druck des Ge¬ 

schehens in und zwischen allen 'beteiligten' Gruppen der Bevöl¬ 

kerung gewesen sein. Den 'subjektiven Faktor' in diesem Bevölke¬ 

rungsgeschehen kann man m.E. gar nicht überschätzen, und zwar 

nicht nur, wenn man an die dafür höchst sensibilisierte 'quasi- 
47 

statistische Wahrnehmung' der schreibenden Zeitgenossen denkt, 

sondern gerade auch hinsichtlich der einfachen, existentiell be¬ 

troffenen Menschen: wenn zwischen 1821 und 1848 beispielsweise im Am 

Rotenburg - Landdrosteibezirk Stade, dessen Bevölkerung 1823-33 um 
4 8 

13 %, bis 1848 noch einmal um 10 % zunahm - , einem beliebig 

herausgegriffenen Bezirk, einzelne Dörfer sich etwa um die Hälf¬ 

te ihrer Einwohner vergrößerten: Sothel (68/102), Westerwalsede 

(126/179), Ostervesede (244/394), Fintel (604/864), Bellen (27/ 
49 

39) und andere , dann war das ein erlebbares und von Einzelnen 

wie vom kollektiven Gedächtnis des Ortes erlebtes Geschehen, das 

in der üblichen kleinräumigen Kommunikation auch 'nach außen' 

weiterdrang. 

Hier mag durch Urbarmachung von Heideflächen usw. für alle eine 

Existenzbasis zu schaffen gewesen sein, andernorts, wo die Ver¬ 

di e n s tmö g 1 i c hk e i t e n im Heimgewerbe sanken und kaum Neuland zu 

verteilen war, wurde sie manchem knapp - das ständige Gerangel 

um Holzzuteilungen, Weiderechte, Gemeindebeiträge und vieles 

mehr, beispielsweise in den unten näher beschriebenen hildeshei¬ 

mischen Ämtern Alfeld und Bilderlahe^^ , zeigt, wie hautnah man 

hier nicht nur Bevölkerungszuwachs, sondern in der Tat wohl: 

Über-Völkerung erleben mußte. 

Wir werden uns im weiteren diesen Problemen - in diesem Kapitel 

zunächst den Vorbedingungen zu Beginn des 19. Jahrhunderts - aus¬ 

gehend von der Sozialstruktur der verschiedenen Regionen nähern, 

sodann deren (siedlungs-) geographischen, rechtlichen und wirt¬ 

schaftlichen Bedingungen nachgehen. 

Zwei statistische Querschnitte durch das gesamte Königreich, eher 

vom Ende unseres Zeitraums, sollen zuvor noch einmal zeigen, auf 
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wie unterschiedlicher demographisch-ökonomischer Basis in den 

verschiedenen Regionen schließlich Übervölkerungs-Phänomene auf- 

treten konnten. Zuerst beziehen wir in einer einfachen Über¬ 

schlagsrechnung die Bevölkerungsdichte (1833) auf den Anteil von 

Gärten, Ackerland, Wiesen, Weiden und "Forstgrund mit Einschluß 

der culturfähigen Blößen" an der Gesamtfläche der Landdrosteien, 

wie G. W. Marcard ihn gemäß der Grundsteuer-Veranlagung von 1826 

(mit Berichtigungen bis 1832) angibt51: 

Einwohnejr £ro km^_ ku^t inerten (kul tu r fähigen ) Landes : 

Landdrostei¬ 
bezirk 

Bev.-Dichte 
(E./km2) 

Anteil von 
a)Gärten, Ak- j b ) F o r s t- 

kerland,Wieü grund 
sen, Weiden | 

an der Gesamtfläche 
(») | 

i 

Einw. pro 
km2 Garten-, 
Acker-, Wie¬ 
sen- und 
Weidelandes 
(a) 

Einw. 
pro 
km 2 
ku1tiv. 
Landes 
(a+b ) 

Hannover 

Hildesheim 

Lüneburg 

Osnabrück 

Stade 

Aurich 

53,0 

77.4 

26,9 

42.1 

35.4 

51.2 

1 " 

39 1 17 
1 

58 1 33 
1 

34 j 17 

31 | 12 

41 | 4 

1 
60 | 6 

1 
1 
1 

135,9 

133,5 

79,2 

135,8 

88,6 

85,4 

94.6 

85,1 

51.7 

97,9 

78.7 

77,6 

Kgr . Hannover 43,2 
I 

40 1 15 
1 

_1_ 

108,0 78, 5 

Damit ist Aufschluß über den Besatz der verschiedenen Agrarregio¬ 

nen mit zu ernährenden Menschen gegeben, nicht über die Chancen, 

diese auch wirklich zu versorgen, da die Bodenerträge nicht ein- 
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bezogen sind. Klar wird hier, zumal wenn man nur die direkt land 

wirtschaftlich benutzte Fläche heranzieht, die deutliche Tren¬ 

nungslinie zwischen nördlichen und südlichen Landesteilen in Hin 

sicht auf die erforderte Nutzungsintensität. 
5 2 

Hans Linde hat nun den Ertrag der landwirtschaftlichen Produk¬ 

tion, insoweit er aus der Grundsteuerveranlagung hervorgeht, mit 

der Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen im Jahre 1861 

und der Bevölkerungsdichte von 1849 in Beziehung gesetzt, um den 

relativen agrarischen Tragfähigkeitsspielraum bzw. die relative 

Übervölkerung der einzelnen Landesteile zu ermitteln. Das Haus¬ 

gewerbe als "einzige außenbärtige Existenzgrundlage" der Agrar¬ 

gesellschaft unseres Zeitraums neben der Wanderarbeit, die je¬ 

doch um 1850 weitgehend im Absterben begriffen war, ist hier 

nicht berücksichtigt. 

Die landwirtschaftlich wenig ertragreichen Lande links der Weser 

dann Diepholz und Hoya sowie die dichtbevölkerten Osnabrück und 

Grubenhagen erscheinen hier als überlastete Regionen, während in 

Calenberg und Hildesheim die hohe Bodengua1ität die gleichfalls 

hohe Volksdichte eben noch ausgleicht. 
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i 
1 
* 

Geest, Moor und Marsen Geest, Moor und Marsch zwischen Niedersächsisches 8erq-und Hüoellsnd einschL 
links der Weser Weser und Elbe der Tieflandsbuchten sis 

—— Bevölkerungsdichte (Gesamtbevölkerung bezogen auf landwirtschaftlich genutzter Fläche 1849). 
Landwirtschaftlicher Ertragswert je landwirtschaftlich Erwerbstätigen 1861. 

E55 Relativer Tragfähigkeitsspielraum. V7//A Relativo Übervölkerung. 
O Handwerkerbesatz (Nahbedarfsbeschäftigte bezogen auf die Gesamtbevölkerung). 
■ Industriebesatz (Fernbedarfsbeschätflgte bezogen auf die Gesamtbevölkerung). 
Die Teillandschaften sind ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung entsprechend dargestellt. 
Quelle: Zur Statistik des Königsreichs Hannover II., IX. und X. Heft 1850—1864. 

Die Tragfähigkeitsunterschiede der historischen Teillandschaften des Königreichs Hannover (1849.1861), 

(aus Linde: Hannover , 427 ) 

"Das Ergebnis dieser ... Darstellung der Tragfähigkeitsunter 

schiede wird sowohl von landeskundlichen Schilderungen, die 

verhältnismäßig niedrigen Lebensstandard der relativ übervöl 

ten Gebiete belegen, als auch durch die jahrhundertealte reg 

nale Herausbildung eines bedeutenden außergebietlichen Saiso 

werbs bestätigt." ^ 

den 

ker- 

io- 

ner- 

Am Ende unseres Zeitraums, das gesamtwirtschaftlich gesehen den 

Anfang vom "Ende der agrarischen Epoche" in Niedersachsen dar¬ 

stellt, war die Landwirtschaft auch unter Einbeziehung der - ra- 
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pide abnehmenden - Nebenerwerbsmöglichkeiten nicht mehr in der 

Lage, ihre zwei Hauptaufgaben zu erfüllen. "Sie vermochte für 

die ständig wachsende Bevölkerung nicht mehr genügend Arbeits¬ 

plätze bereitzustellen, und sie vermochte sie auch nicht mehr 

hinreichend zu ernähren. Die Preise für landwirtschaftliche Pro¬ 

dukte stiegen mit Ausnahme der Agrardepression in den 20er Jah¬ 

ren des 19. Jahrhunderts schneller als die Löhne, und besonders 

die ärmeren Bevölkerungsschichten litten unter einer mangelhaf¬ 

ten Ernährung. Die allein nicht befriedigende Suche nach ertrag¬ 

reicheren Fruchtfolgen und ertragsteigernden Düngemitteln zeigt 

das Unvermögen der Landwirtschaft, aus eigener Kraft mit beiden 

Problemen fertig zu werden. Der Agrarstaat war nicht länger le- 
54 

bensfähig" - und dies, obwohl Mitte des Jahrhunderts der Be- 

Vtlkerungsdruck durch erste starke Auswanderungswellen erheblich 

gemindert wurde. 

Die Agrarreformen hatten bis dahin, d.h.: kurzfristig, zwei¬ 

schneidige Wirkungen gezeitigt: die Rahmenbedingungen für Er¬ 

tragssteigerungen durch Landesausbau bzw. individuelle Intensi¬ 

vierung der Bodennutzung waren geschaffen, einerseits, wenn 

auch wohl noch nicht durchschlagend genutzt (man denke nur an 

die vorübergehende Mehrbelastung der Bauern durch die Ablösungs¬ 

zahlungen' ); andererseits war den ländlichen Unterschichten die 

Existenzbasis entschieden geschmälert worden, wo sie die vorher 

gering entgoltene Gemeinheitsnutzung weitgehend oder ganz entzo¬ 

gen bekamen und dadurch noch verstärkt in Geldbeziehungen hinein 

gezogen wurden (Futter-, Holzzukauf u.dgl.); dies war ja ohne¬ 

hin aufgrund der gewachsenen Abhängigkeit eines großen Teils die 

ser Unterschichten von den Markt Verhältnissen auf den lebensnot¬ 

wendigen Nebenerwerbssektoren ein für ihre Lebensführung, ihre 

Mentalität wichtiger Faktor. 

Um 1850 gab es gewiß keine "intakte Agrargesellschaft" mehr in 

Hannover. Die Agrarreformen hatten - dies hier vorläufig nur als 

These - die Desintegration der Agrargesellschaft vorangetrieben 

und beschleunigt. Sie hatten die Probleme, die der Bevölkerungs¬ 

vorgang aufwarf, zum einen zunächst nicht lösen können: den er¬ 

nährungswirtschaftlichen Engpaß; nicht nur nicht lösen können, 
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sondern zugespitzt hatten sie zum anderen, zusammenfallend mit 

dem Niedergang der Hausindustrie, die Probleme Unterbeschäfti¬ 

gung und Landmangel breiter Bevölkerungsschichten sowie die aus 

der Disproportionierung der Dorfgemeinde erwachsenen sozialen 

Konflikte. 

Mit dem Blick auf die ländliche Sozialstruktur kommen wir zurück 

auf die Grundfrage dieses Kapitels: gibt es Anzeichen für eine 

Desintegration der ländlichen Gesellschaft schon um die Zeit der 

Jahrhundertwende? 

2.2. Die s_ozj_alLe t - . ur dgr länC liehen Gesellschaft am Ende 

d_e_s J. 3_._jahj hunderts 

2.2.1. Allgemeine Vorbemerkungen 

In der Schichtungspyramide der ständischen Gesellschaft, wie sie 

in Deutschland, von graduellen Veränderungen abgesehen, grund¬ 

sätzlich vom sp iten Mittelalter bis zu den Sozialreformen des 

19. Jahrhunderts Gültigkeit besaß nahm die Landbevölkerung 

einschließlich sämtlicher untertäniger Personen als 'Bauern¬ 

stand' die unterste Stufe ein. 
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Diese 7 5 bis 80 % der Bevölkerung stellten keineswegs eine homo¬ 

gene, sondern eine stark vertikal gegliederte Gruppe dar: auf 

die deutschen Territorien insgesamt bezogen, dürfte um 1800 da¬ 

von gut ein Viertel zu den vo11bäuer1ichen Familien gehört, d.h. 

sich aus einem Betrieb von fünf oder mehr Hektar Land' selbst 

versorgt oder wohl einen positiven Netto-Marktbeitrag erwirt- 
5 8 

schäftet haben ; jeweils rund drei Achtel der ländlichen Bevöl¬ 

kerung zählten zur Schicht der Klein- und Kleinstbauern mit 0,5 

5 ha Land, die auf einen Zuerwerb zur Landwirtschaft angewiesen 
5 9 waren, sowie zur (fast) landlosen Unterschicht . Kaum aus die¬ 

sem Drei-Schichten-Mode11 herauszulösen ist die Gruppe der Land¬ 

handwerker, die D. Saalfeld, m.E. etwas unglücklich, von der bau 

erlichen sowie der landarmen und landlosen Schicht als eine "ne¬ 

benbäuerliche" Schicht absetzt. 

Unter dem in der dörflichen Lebenswelt entscheidenden Kriterium 

der 'Ackernahrung1 stand ohnehin den Vollbauern eine einzige, in 

sich allerdings reich differenzierte Schicht mit Mischeinkommen 

bzw. Mehrfachbeschäftigung gegenüber, deren "sozialökonomische 

Einheit ... ihre Landarmut bzw. Landlosigkeit (war), die ein 'Ne 

bengewerbe' nötig machte, sei es hausindustrieller und handwerk¬ 

licher Art, sei es landwirtschaftliche und gewerbliche Lohnar¬ 

beit ... Innerhalb jener Einheit war jedoch der immer noch eine 

gewisse soziale Stabilität und Reputation verleihende kleine 

Grundbesitz als starkes Differenzierungskriterium wirksam, so 

daß die Kleinbauern sich von der besitzlosen Schicht bedeutsam 

unterschieden, ohne jedoch in ihrer sozialen Lage, ihrem Einkom¬ 

men und Prestige den Vollbauern nahezukommen." 

Prinzipiell war die soziale Hierarchie auf dem Lande vom 16.-18. 

Jahrhundert "relativ stabil" geblieben 1, doch ihre Proportionen 

hatten sich vollkommen verschoben: waren vor dem Dreißigjährigen 

Krieg "die Vollbauern in den meisten deutschen Gebieten noch in 

der Überzahl gewesen" , in Niedersachsen allerdings auch nicht 

mehr überall, so gerieten sie spätestens im Verlauf des 18. Jahr 

hunderts fast allenthalben in die Minderheit. Die Zah1 der Voll¬ 

erwerbshöfe blieb, zumal im Gebiet des Anerbenrechts, weitgehend 
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konstant; demgegenüber wuchs ständig die K1einbesitzer-Sch icht, 

ob sie nun, wie im 16. Jahrhundert noch, aus Teilungen oder Ab¬ 

spaltungen von Vollhöfen oder durch Ausweisung von Gemeindeland 

ihren Besitz erhielt. Daneben schichtete sich mit den zu versor¬ 

genden Nichterben die Gruppe der Inwohner, Häuslinge, Heuerleute 

usw. ab, "eine wirkliche, nur durch den Besitz eines kleinen Hau¬ 

ses gekennzeichnete unter bäuerliche Schicht'" oft genug aber 

auch nur zur Miete wohnend. 

Dieser Vorgang: die, mit einem Ausdruck W. Abels'^, agrarisch-de¬ 

mographische "Überschichtung" der siedlungshistorischen "Grund¬ 

schicht", des Pflug- oder Hufenbauerntums durch mehrere zeitlich 

aufeinanderfolgende Nachsiedlerschichten ist besonders gut für 

die mitteldeutschen Territorien, insbesondere Sachsen, erforscht "’. 

Dort machten die Gärtner, Häusler sowie die Inwohner in Dörfern 

Mitte des 16. Jahrhunderts 17,2 % der Bevölkerung aus, 200 Jahre 

später hingegen schon 38,5 % und im Jahr 1843 sogar 52,2 %; der 

Anteil der Bauern ging entsprechend von 49,5 über 24,6 auf 13,5 % 
... 66 

zurück 

Noch drastischer verlief dieser Prozeß in Schlesien, wo wie in 

weiten Teilen Sachsens oder der Lausitz die frühe gewerbliche 

Erschließung die kleinst- und unterbäuer1iche Nachsiedlung begün¬ 

stigte: gegenüber 56,8 % Bauernstellen und 37,9 % Gärtnerstellen 

im Jahre 1577 ist für 1767 errechnet worden, daß die Bauern nur 

noch 24,2 %, die Gärtner 47,8 % und die Häusler 28 % der ländli¬ 

chen Bevölkerung ausmachten. Dabei habe sich auch die Gruppe zwi¬ 

schen Hufenbauerntum und Nachsiedlern zuweilen verwischt^. 

Dies ist im Anerbenrechtsgebiet Nordwestdeutschlands nur in sehr 

begrenztem Ausmaß möglich gewesen, von der Rechtsstellung in der 

Gemeinde her schon gar nicht, in Bezug auf den Grundbesitz nur 

bei dem besser ausgestatteten Teil der ersten Nachsied1erschicht 
6 8 

der Köt(n)er, Kotsassen oder Kötter . Immerhin rechnet man auch 

für Westfalen im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts nur noch 

mit 20-25 % selbständigen Bauern bzw. Meiern, "alle übrigen ge¬ 

hörten zu den auf Nebenverdienst angewiesenen unterbäuerlichen 
6 9 

Schichten" . Nun, wie vom Erbrecht und den Nebenerwerbschancen 
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hing die Wahrscheinlichkeit, daß eine Gemeinde ihr Gesicht im 

Laufe der Jahrzehnte bis 1800 so stark wandelte, von zahlreichen 

anderen Faktoren wie vor allem den Kolonisationsmöglichkeiten 

für Anbauer, Neubauer, Heuerleute usw. ab. 

Für Niedersachsen lassen sich keine generellen Aussagen über Aus¬ 

maß und Geschwindigkeit des Überschichtungsvorgangs treffen. Ab¬ 

gesehen davon, daß von Dorf zu Dorf das Zahlenverhältnis der ein¬ 

zelnen Schichten gewaltig schwankte70, verschiedene Dörfer oder 

Kleinregionen bis zum Ende des 18. Jahrhunderts ihre alte Sozial¬ 

struktur fast unverändert behielten ^, abgesehen auch von den 

großen Unterschieden zwischen den verschiedenen Wirtschaftsland¬ 

schaften, geben die Quellen, so weit ich ihre bisherige Auswer¬ 

tung überblicken kann, nur ein bruchstückhaftes Bild her; zudem 

erfordert die Quellenlage, daß man stets Zustände zu ganz unter¬ 

schiedlichen Erhebungszeitpunkten in den einzelnen Landesteilen 

miteinander vergleicht. 

Ein einschränkender Hinweis noch und ein Exkurs, bevor wir zu den 

niedersächsischen Schichtungsbeispielen kommen: wenn im Folgenden 

zunächst die Einteilung nach Steuerklassen, den älteren Quellen 

gemäß, zugrunde gelegt ist, so spiegelt das nicht direkt die 

wirkliche soziale Struktur, sondern die rechtliche und steuerli¬ 

che Abschichtung, wie sie aus der Siedlungsgeschichte erwachsen 

ist. Sie hatte zwar tatsächlich große Bedeutung für die sozialen 

Lebenschancen der Dorfbewohner, besonders für die Teilhabe an der 

Selbstverwaltung der Gemeinde, an ihren genossenschaftlichen Res- 
7 2 sourcen, auch für die soziale Absicherung 

Aber die rechtlich gegründete Schichtung konnte "im Ausmaß ihrer 

Relevanz doch durch Faktoren wie die Verfügungsgewalt über Land, 

dessen Größe, den Umfang des agrarischen Marktabsatzes und den 

Anteil des gewerblich erzielten Verdienstes am Familieneinkommen 

sowie die freie Disposition über die eigene Arbeitskraft teilwei¬ 

se paralysiert werden." So hatten z.B. unterschiedliche Aus¬ 

gangslagen bei der Siedlung und eine gewisse Mobilität von Grund 

und Boden - insbesondere vor den diversen obrigkeitlichen Dismem- 

brations-Verboten des 17. und 18. Jahrhunderts - zu einer starken 
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Binnendifferenzierung in der Kötnerschicht geführt; einzelne 

Großkötner, V o 11 k ; t n e r , Pflugkötner oder gar Inhaber zweier Kot¬ 

stellen konnten durchaus über mehr Land verfügen als mehrere 

oder gar sämtliche Vollmeier im Dorf. Oft überschnitten einander 

die Besitzgrößen der Steuerklassen kaum oder gar nicht, so daß 

man sagen kann: "Im großräumigen Vergleich ergeben sich doch 

deutliche, den Sozialklassen zugeordnete Besitzunterschiede. 

Darauf komme ich noch zurück. 

2.2.2. Die sied1unqsgeschich11ichen Grundlagen der Sozia 1struktur 

Die Höfeklassen, wie sie sich in der Siedlungsgeschichte bis zum 

Ende des 18. Jahrhunderts als rechtliche und fiskalische Einhei¬ 

ten abschichteten, waren, das sei hier vorausgeschickt, völlig 

unabhängig von dem jeweiligen "Besitzrecht, kraft dessen die 

einzelnen Bauerngüter von den Bauern besessen wurden. Alle Arten 

von Bauerngütern wurden zu den verschiedensten Besitzrechten be¬ 

sessen. Sehr häufig bestanden an einem Gute mehrere Besitzrechte, 

d.h. der Bauer hatte die einzelnen Bestandteile seines Gutes 

kraft verschiedener Besitzrechte inne. Alle diese durch das Be¬ 

sitzrecht verursachten rechtlichen Qualitäten des Gutes hatten 

auf seine Klassenzugehörigkeit keinen Einfluß.So besaßen die 

Meier, Ackerleute, Vollerben o.a. genannten Angehörigen der er¬ 

sten Höfeklassen ihren Besitz durchaus auch, zum Teil oder voll¬ 

ständig, zu Eigentum oder Erbzinsrecht, wenngleich das Meier- 

recht in weiten Teilen Niedersachsens eindeutig vorherrschte 

Ausgangspunkt der mittelalterlichen Siedlung war die Vergabe 

einer bäuerlichen Hufe, eines "als Ganzes verliehenen Komplexes 

herrschaftlicher Äcker auf der Flur"^, die nach Lage und Um¬ 

fang genau bestimmt waren und dem Flurzwang unterlagen, nebst 

ergänzenden Berechtigungen durch den Grundherrn an den Bauern. 

Dieser konnte daneben anderes Land besitzen. Die Größe einer Hu¬ 

fe richtete sich nach der Güte des verliehenen Bodens, dürfte im 
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allgemeinen jedoch 30 Morgen betragen haben^®, in den Marschen 
79 

und einigen binnen1ändischen Kolonisationsgebieten auch mehr , 
q n 

hier und da weniger bis hinab zu 15 Morgen . 

Jeder zur ersten, der h::chstberechtigten und höchstverpflichte¬ 

ten Hö'eklasse gehörige Hof mußte, von ganz wenigen Ausnahmen ab- 
81. 

gesehen , eine oder mehrere Hufen umfassen. Ebensowenig wie die 

Hufengröße wird dem Umfang eines Vollhofes ursprünglich eine all¬ 

gemeine Regel zugrunde gelegen haben. In Südniedersachsen zerfie¬ 

len die Meiergüter in Voll-, Dreiviertel-, Halb- und Viertelhöfe, 

je nachdem sie vier, drei, zwei oder eine Hufe Ackerlandes be¬ 

saßen. Dagegen gehörte auf der bremischen, lüneburgischen und 

hoyaschen Geest zum Vollhof normalerweise ein Ackerkomplex von 

zwei, zu einem Halbhof von nur einer Hufe. Bodengüte und Sied¬ 

lungsdichte bestimmten das Maß, in dem die Höfe sich auf weitere 

Ländereien ausdehnen konnten bzw. mußten. 

Die Bezeichnung Halbmeier - im Westfälischen Halberben -, Vier¬ 

telmeier usw. zeigt die oftmaligen Hofteilungen während des Mit¬ 

telalters an, die nach sächsischem Recht erlaubt waren. Vielfach 

lagen dann beide feile des vormaligen Vollhofes nebeneinander, 

oft baute man das neue Haus aber auch in der Dorf-Mark. In der 

Landausstattung der Höfe drückte sich vielfach auch noch in un- 

serem Untersuchungszeitraum der Teilungsvorgang aus. 

Alle Angehörigen der ersten Höfeklasse leisteten Spanndienst, 

und zwar abgestuft nach der Leistungsfähigkeit der Höfe. So galt 

z.B. in der Gft. Hoya und auf der Verdener Geest: der Vollmeier 

entrichtet jährlich 104, der Halbmeier 52, der Viertelmeier 26 

Tage Spanndienst^. 

Die Gründung neuer Bauernstellen dieser Qualität war im Hochmit¬ 

telalter praktisch abgeschlossen. Begonnen hatte die Entfaltung 

der "einfachen Agrargese11schaft" (G. Ipsen) über das selbstge¬ 

nügsame Pflugbauerntum hinaus mit der die Stadt-Land-Arbeitstei- 

lung ermöglichenden Marktleistung der Bauern, die wiederum auf 

erhöhter Tragfähigkeit der agrarischen Bevölkerung, d.h. der Ein¬ 

führung der Dreifelderwirtschaft und des Arbeitspferdes anstelle 

des Ochsengespannes - mit entsprechendem Ausbau des bewirtschaf- 
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tet6 . a n d e s - , beruhte. Der über das Maß der in sich ruhenden 

autarken Familienwirtschaft älterer Prägung hinaus gesteigerte 

-rbeitsanfall fordert als arbeitswirtschaftliche Ergänzung der 

Familie fesinde und die zusätzliche Kleinstelle als den sozialen 

Ort der ständigen Gesindereproduktion und begründet damit die 

r.xistenz einer halb- bzw. unterbäuerlichen Schicht als unselb¬ 

ständige, arbeitswirtschaftliche Beifügung der erweiterten Hö¬ 

fe.'*8". 

Die weitere Differenzierung der ländlichen Gesellschaft fand al¬ 

so, schematisierend gesprochen, zwischen den "mit allen Gemeinde- 

rechten ausgestatteten vollbäuerlichen Altsiedlern" und der "Klas- 

se der bloßen Wohngemeindemitglieder" statt, die ohne eigene 

Hofs e11e den Arbeitskrä tebedarf deckten: im nordwestdeutschen 

Raum weisen erste Belege aus dem Hoch- und vor allem Spätmittel- 

31ter auf das Entstehen einer selbständigen nach-vollbäuerlichen 

Siedlerschicht der Köt(n)er, Kötter, Kotsassen, Kätner, (in Ost- 

' riesland) Warfsleute, (in Ostfalen) Bardenhauer, (im Rhein-Main- 

Gebiet) Beisassen oder (in Süddeutschland) Söldner bzw. Seldner 

hin, einer "Zwischenschicht minderberechtigter Kleinbauern, die 

in jahrhundertelanger Auseinandersetzung mit den Grundherren und 

den Vollbauern ihre Rechts- und Besitzantei1e vergrößern und sich 

zahlenmäßig beträchtlich verstärken konnten."88 

Die eigentliche Kolonisationswelle der Kötner begann jedoch erst 

um 1500, als die Ostsiedlung und in gewissem Maße auch die Städ¬ 

te als Bevölkerungsventile für das Anerbengebiet ausfielen. In¬ 

des wuchs nun bereits parallel die nächste Siedlerschicht, die 
R 7 

Brinksitzer-K1asse, heran . 

Die ältere, spätmi11e1 a11er1iche Gruppe der Kötner verdankt ihre 

Landausstattung zumeist noch Teilungs- und Absp1issungsvorgängen 

von Althöfen zugunsten weichender Erben. Daraus ergibt sich ihre 

Nachbarschaft zu den Höfen und über verwandtschaftliche Bande - 

Großkötter waren vielfach die nicht erbenden Söhne - die Möglich¬ 

keit des Erwerbs von Land und Rechten. Die Altkötter gehörten 

eben der Herkunft nach gewissermaßen zum Kreis der 'Erben', da- 

her auch die Bezeichnung "Erbkötter" (im Westfälischen) , An- 
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dernorts ' hießen sie aufgrund von Hofgröße oder Dienstverpflich¬ 

tungen Pferde-, Pflug-, Großkötner. 

Bei der um 1450 aufkommenden Kötnerschicht, die durchweg einen 

weitaus größeren Umfang als die ältere erreichte, handelte es 

sich, so G. Ritter, "teils um Siedlungen aus wilder Wurzel, teils 

um grund- oder landesherrlich geförderte, stets aber gegen den 

Willen der Bauern erfolgte Kampsiedlungen draußen in den Mar- 
8 9 

ken." Die Markkötter, Klein- und Handkötner oder auch ohne Zu¬ 

satz Kötner genannten Kleinbauern waren zum großen Teil auf Ne¬ 

benverdienste angewiesen, "insgesamt hatte jedoch für sie die 
90 bäuerliche Betätigung die größte Bedeutung" 

Rechtlich wie ökonomisch reichten sie nicht mehr an den Status 

der Vollbauern heran. Besonders in der Markennutzung blieben sie 

minderberechtigt. Andererseits wurden sie in ganz Niedersachsen 
91 

vollberechtigte Mitglieder der Gemeindeversammlung 

Gemeinsames Charakteristikum aller Kötner war "ein Haus im Dorfe 

mit Haus- und Feldgarten, Rodland und mehr oder weniger Acker- 
92 

land auf der Feldflur" , doch waren diese "niemals zu einer Hu¬ 

fe, d.h. zu einem nach Lage und Morgenzahl genau bestimmten Kom¬ 

plex von F1urabschnitten vereinigt", sondern sie verblieben ein 

"unbenanntes, zufälliges Konglomerat von einzelnen Ackerstük- 

ken" . Im Zuge der Redintegrationsgesetzgebung nach dem Dreißig¬ 

jährigen Krieg kam es allerdings zu einer Fixierung des Landbe¬ 

standes der einzelnen Kötnerste11en und zu einer festen anerben¬ 

rechtlichen Verbindung von Haus und Grundbesitz. 

Wie hinsichtlich der Rechte, so waren die Kötner auch in den 

Pflichten niedriger eingestuft als die Meier. Die Großkötner lei¬ 

steten, soweit dazu in der Lage, leichteren Gespanndienst, wäh¬ 

rend die große Mehrheit der Kötner handdienstpflichtig war. In 

Hoya beispielsweise mußten die Halbkötner einen, die Vollkötner 
94 

zwei Handdiensttage ableisten 

Vom 16. bis ins 18. Jahrhundert hinein siedelte die Schicht der 

Brinksitzer, die aufgrund ihrer geringen Landausstattung bereits 

in der Hauptsache von außer1 andwirtscha tlichem Einkommen lebte. 

"Es handelte sich meist um landesherrlich geförderte Ansiedlun- 
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gen ... von ortsfremden Gewerbetreibenden auf dem dorfnahen Bau¬ 

ernbrink. Der landesherrlichen Förderung der Brinkkötter (oder 

Brinksitzer; U.H.) lagen gewöhnlich merkantilistische Motive zu- 
95 

gründe." Aber auch zahlreiche Voll- und Halbmeier scheinen Ende 

des 17. Jahrhunderts auf Brinksitzerstellen ausgewichen zu sein - 

vor allem im Fst. Lüneburg nachdem Schulden, Krieg und hohe 

Steuerlast ihre Höfe zugrunde gerichtet hatten. Verbote der Aus- 
9 6 Weisung neuer Brinkkaten bezeugen das 

Grundsätzlich in Ort und Zeitpunkt der Siedlung, graduell auch 

hinsichtlich der Gemeinheitsberechtigung und der Steuerbelastung 

unterschieden sich die in Nordwestdeutschland überall sehr zahl¬ 

reichen Brinksitzer von der zweiten Kötnerschicht. In allen Tei¬ 

len Kurhannovers und in Osnabrück erlangten sie bis zum 18. Jahr- 
9 7 

hundert aber volle Gemeinderechte . Die Brinksitzer bildeten 

dort gewöhnlich die unterste Stufe in der Hierarchie der sog. 

Reiheleute, d.h. der "Gemeindegenossen, die alle ihrer Korpora¬ 

tion obliegenden Lasten, besonders die Dienste, nach Leistungs¬ 

fähigkeit unter sich verteilten und in einer bestimmten Reihen- 
9 8 

folge verrichteten" . Im Fst. Hildesheim wurden hingegen die 

Brinksitzer - wie auch im Hzt. Braunschweig - niemals berechtig¬ 

te Gemeindemitglieder: sie leisteten dort keinen Frondienst an 

Ämter und Gerichtsherren wie die Reiheleute, zahlten wie in den 

anderen Territorien nur die Häuslinge und nicht gemeindeberech¬ 

tigten Anbauer einen Schutztaler und mußten, um Vieh auf die Ge¬ 

meinheiten treiben zu dürfen, mit der jeweiligen Gemeinde einen 

besonderen Vertrag schließen. 

In der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ging die Neuansiedlung 

generell auffällig zurück. Wer sich jetzt mit Haus und Garten am 

Dorfrand niederließ, wurde als Anbauer bezeichnet, solange er 

während der obrigkeitlich eingeräumten Freijahre weder Grundzins 

noch Steuer entrichtete. Danach gliederte er sich normalerweise 
99 

voll in die Brinksitzer-' K1asse ' ein . Diese Praxis dauerte bis 

ins letzte Drittel des 18. Jahrhunderts hinein fort. Gleichzeitig 

mit einer Peuplierungswelle ungekannten Ausmaßes - in Zusammen¬ 

hang mit der bekannten Moorkolonisation durch Findorff, mit der 
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99a Urbarmachung weiter Heideflächen u.a. - breitete sich nun die 

Anregung zur Teilung der Gemeinheiten aus. "Im Hinblick auf die¬ 

se Auseinandersetzung schloß sich der Kreis der berechtigten Ge¬ 

meindegenossen den Neuansiedlern gegenüber völlig ab."^^ 

Aus der Bezeichnung für ein Vorstadium der Ein-Reihung von Neuan¬ 

siedlern wurde der Begriff Anbauer zum Namen einer neuen 'Klasse' 

von noch selbständigen Hausbesitzern außerhalb des Gemeindever¬ 

bandes. 

Die nach-vo11bäuer1iche Siedlung 

wirkte sich verdichtend auf das Sied¬ 

lungsgefüge insgesamt aus. Welche 

Faktoren und Regeln dabei eine Rolle 

spielten, ist für mehrere niedersäch- 

sische Kleinregionen detailliert un¬ 

tersucht worden ; ich kann darauf 

nicht näher eingehen. Mit zwei Grafi¬ 

ken seien aber wenigstens die typi¬ 

sche Siedlungsentwicklung im Einzel- 

und im Dorfsiedlungsbereich sowie 

die Verbreitung der verschiedenen 

Siedlungsformen in Niedersachsen an¬ 

gedeutet 
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5 Streusiedlungen 

'/// Leckere Haufensiedlungen 

Geschlossene Haufendörfer, Straßendörfer 
O O 

o o Pundlinge, Sackgassendörfer 

Wurtendörfer 

. Peihensiedfungen (hVaid-, Marsch-u. Moorhufen- 
siedfongen) 

Die Siedlungsformen in Mieders.ichsen 
(nach Atlas Niedersachsen 1950) 
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Dem heutigen Betrachter dörflicher Siedlungen sind die Anteile 

der sog. Jnangesessenen Leute" (Stüve) an ihrer Entwicklung nor¬ 

malerweise viel weniger sichtbar als die Ergebnisse des ursprüng¬ 

lichen bäuerlichen wie kleinbäuerlichen Bauens und Wirtschaftens. 

Und doch bildete die (land-) besitzlose Schicht des Gesindes, der 

Häuslinge und Heuerlinge in der Neuzeit das eigentlich dynamische 

Element der Siedlungs- und auch der dörflichen Sozialentwicklung. 

Mit ihrem Streben nach schrittweisem Aufstieg: aus dem Gesinde¬ 

status zur selbständigen Existenz, zur Mietwohnung beim Bauern, 

zum ganzen gemieteten Haus, schließlich zum eigenen Kotten auf 

einer Anbauerstelle, schuf sie den ständigen Druck zur Ausweisung 

neuer Anbauten. Und Ende des 18. Jahrhunderts war es z.B. in Süd- 

Niedersachsen gerade die bedrohlich werdende Wohnungsnot unter 

den Häuslingen, die das heraufziehende Übervölkerungsproblem 

weithin sichtbar und bewußt machte'1'0^. 

Das ländliche Gesinde war entstanden als notwendige arbeitswirt¬ 

schaftliche Beifügung der mittleren und größeren Bauernhöfe so¬ 

wie der Gutswirtschaften. Naturgemäß gab es deshalb auch in unse¬ 

rem Zeitraum in Gegenden mit größeren, arbeitsteiligeren Betrieben 

eher die Gelegenheit, im Gesindedienst zumindest vorübergehend 

unterzukommen, als in vorwiegend kleinbäuerlichen Regionen, bei¬ 

spielsweise im Fst. Calenberg eher in den flacheren nördlichen 

Sand- und Moorämtern als im südlicheren Hügelland. 

Allgemein, wenngleich nicht völlig trennscharf, läßt sich ländli¬ 

ches Gesinde durch drei Merkmale charakterisieren: "durch seine 

ausschließliche oder mindestens überwiegende Beschäftigung gegen 

Entgelt im landwirtschaftlichen Produktionsprozeß, durch den Mer- 

tragscharakter dieses stetigen, d.h. vor allem saisonunabhängigen 

Beschäftigungsverhältnisses und durch die Aufnahme in den Fami¬ 

lienverband des Dienstherrn." Es rekrutierte sich aus den 

nicht erbenden Bauernkindern, die auf dem eigenen oder - oft als 

Durchgangsstation - einem fremden Hof Magd oder Knecht blieben, 

solange sie nicht aus dem festen Arbeitsverhältnis heraus in den 

Häuslingsstand oder gar auf eine selbständige Kleinstelle überge¬ 

hen konnten. 
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Soweit Analogieschlüsse aus münsterländischen Verhältnissen zu¬ 

lässig sind - eine genaue Untersuchung zum Gesindewesen in Nie¬ 

dersachsen steht wohl noch aus ^ -, waren diejenigen, die noch 

mit über 30 Jahren im Gesindestatus verblieben waren, zumeist un¬ 

verheiratete Familienangehörige des Hofes, auf dem sie dienten'107. 

Oft, zumal in kleineren Betrieben, werden sie das Gros des Gesin- 
10 8 

des gebildet haben ; in dem offenbar von großen Höfen gepräg¬ 

ten münsterländischen Kirchspiel Billerbeck hingegen stellten 

die 7-17jährigen 1749 genau die Hälfte des Gesindes'0^. 

Im 18. Jahrhundert scheinen zum Gesindedienst auf fremden Höfen, 

zumindest in Westfalen, fast ausschließlich die Angehörigen der 

klein- und unterbäuerlichen Schicht, Kötter- und Heuerlingskinder 

gezwungen gewesen zu sein110. "Die Kinder von reicheren Höfen tra¬ 

ten dagegen nur in den seltensten Fällen in den Dienst eines an¬ 

deren Bauern. Das Gesinde unterschied sich somit von der Familie, 

bei der es sich verpflichtete, dadurch, daß es zumeist kein Eigen¬ 

tum und keinen finanziellen Rückhalt durch das Elternhaus hatte. 

Es war allein auf seine Arbeitskraft angewiesen und mußte diese 

verkaufen, um leben zu können."111 

Wo es handfeste wirtschaftliche Anreize gab, als freier Tagelöh¬ 

ner oder als Heuerling aus dem Gesinde herauszutreten, wie in Os¬ 

nabrück oder im Oldenburger Münsterland durch den Hollandgang im 

Sommer oder das häusliche Texti1gewerbe, konnte es mitunter zu 

langanhaltendem Gesindemangel kommen. Die Klagen über hohe Löhne 

und Ansprüche des Gesindes dort wurden im 16. und 17. Jahrhundert 

zu einem Topos. Aber auch anderwärts empörte sich die Obrigkeit - 

hier in einer "Policey-Ordnung" aus dem Jahr 1700 - darüber, "daß 

sich in unseren Landen (dem Fst. Lüneburg, U.H.) viele verdorbe¬ 

ne Hand-werker/Tag-1ohner und ander Gesinde/Männer und Erauen/ 

auch Herrnlose ledige Knechte und Mägde/so/zumahl wolfeilen jah¬ 

ren/entweder gar nicht dienen wollen/oder aus böser Liebe und zu¬ 

neigung/die sie zu dem hoch-schädlichen müssiggang tragen/aus ih¬ 

rer Herrschaften diensten entlauffen/auch teils lose bestien und 

unzüchtige Weiber seyn/in Stätten und Flecken und Dörfern bey 
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Bürgern und Bauren sonderliche Spiecker/darinnen mehr als eine 
112 Parthei solches Gesindleins zusammen liegen/erbauet werden." 

Der Stand der Häuslinge bzw. Heuerleute, auf dessen wirtschaft¬ 

liche Verhältnisse im einzelnen ich in anderem Zusammenhang zu¬ 

rückkommen werde, entstand, nach einigen spätmittelalterlichen 

Vorläufern, im 16. Jahrhundert in der angedeuteten prekären Kor¬ 

respondenz zum Gesinde, bis zum Dreißigjährigen Krieg unbehelligt, 

danach mehr oder minder beargwöhnt von der Obrigkeit. 

Häuslinge sind, so definiert Käthe Mittelhäusser'*''*'^, "Leute ohne 

Landbesitz, die bei andern zur Miete wohnen, mit den Wirtsleuten 

aber nicht durch ein Dienstverhältnis verbunden sind und einen 

eigenen Haushalt führen." Einbegriffen sind Mieter sowohl ganzer 

wie aufgeteilter Häuser als auch nur.von einzelnen Räumen im 

Haus des Wirtes, die in den Quellen häufig auch als Einlieger 

oder Inquilinen bezeichnet werden. 

Im Unterschied zum Häusling in Süd- und Nordostniedersachsen mie¬ 

tete der Emsländer, Osnabrücker oder Oldenburger Heuerling ein 

Haus und pachtete Land dazu gegen eine bestimmte Arbeitsverpf1ich- 
114 

tung gegenüber dem Wirtshof. Pachtzins in Geld kam dazu 

Der Häusling stand nicht in einem dauernden Arbeitsverhältnis’ 

verdiente aber durchaus (saisonunabhängig) einen gehörigen Teil 

seines Unterhalts im Tagelohn bei den Bauern im Dorf. Daneben wa¬ 

ren handwerkliche Tätigkeiten, Spinnen und Weben sowie hier und 

da eine eigene recht ungeregelte kleine Landwirtschaft die Haupt¬ 

erwerbsquellen. Aufmerksamkeit der Landesherrschaft zog der Häus¬ 

lingsstand erst auf sich, als im Gefolge des großen Krieges eine 

merkliche Zunahme und Umstrukturierung dieser Schicht einsetzte: 

"Entlassene Soldaten, Soldatenwitwen, heimatlose Einzelpersonen 

setzten sich nun in großer Zahl 'auf eigene Hand', ließen sich 

also als selbständiger Haushalt bei Bauern zur Miete nieder, hiel¬ 

ten sich aber außerhalb 'beständigen Diensten' auf, d.h. sie ver¬ 

dingten sich nicht als Gesinde, sondern lebten wohl meist als Ta¬ 

gelöhner. Gesinde war knapp, die Löhne waren hoch."'*''*'^ Bis Ende 

des 17. Jahrhunderts wurde nun in Calenberg (1656) wie in den an- 
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deren erritorien der Häuslingsstatus definiert und fixiert, vor 

allem um die Flucht aus dem Gesindedienst, aber auch die Abwande¬ 

rung von Handwerkern aus den Städten und ihre ungeregelte Ansied¬ 

lung auf dem Lande einzudiämmen^^. 

Man legte ausdrücklich die auf dem Lande erlaubten Handwerke 
118 

iest und führte die Verpflichtung für den Häusling ein, sich 

beim Amt anzumelden und ihm jährlich einen Taler Schutzgeld zu 

zahlen sowie gewisse Dienste (1 Handtag monatlich bzw. ein ent¬ 

sprechendes Dienstgeld) zu leisten. Letztere Bestimmung scheint 

zwischen einzelnen Landesteilen sowie Ämtern und adligen Gerich- 

ten verschieden streng angewandt worden zu sein . Dasselbe gilt 

rür die Meldepflicht, die von den Gemeinden oftmals erfolgreich 

umgangen wurde. Gegen die Absicht und wirtschaftliche Einsicht 

der Ämter verschärfte die Kammerverwaltung seit den 1730er Jah¬ 

ren nach einer Zeit der Großzügigkeit wieder die Dienst- und Zah¬ 

lungspflichten der Häuslinge. Behördlich gefördert wurden diese 

neuerlich in den Jahren nach dem Siebenjährigen Krieg aufgrund 
120 

von Gesinde- und Tagelöhner-Mangel . Ihr Schicksal am Rande des 

Existenzminimums hing stets ebenso von amtlichem und gemeindli¬ 

chem Wohlwollen wie von den ökonomischen Gegebenheiten ab, beides 

natürlich aufs engste miteinander verwoben. 

Wo wohnten die Häuslinge? Ende des 18. Jahrhunderts waren neue 

regelrechte Häuslings-Häuser wohl noch die Ausnahme, wenngleich 

die "bewußte Schaffung von 'Miethäusern' ... jetzt häufiger (wur¬ 

de), selbstverständlich nur in größeren Dörfern, vornehmlich auch 
121 

in Stadtnähe" . Ebenso nahm die Anmietung ganzer Reihehäuser 
s 12 2 
durch Häuslinge zu, gewiß aber nur als Einzelerscheinung . Da 

wird es erhebliche landschaftliche Unterschiede gegeben haben, 

auch was den um 1800 als modern geltenden Typus des neu- oder um- 
12 2a gebauten Häuslingshauses angeht . Die meisten derer, die nicht 

im engeren Sinne Inquilinen waren, wohnten wohl immer noch, wie 

seit dem Entstehen des Häuslingsstandes üblich, in umgebauten 

landwirtschaftlichen Nebengebäuden: Scheunen, Speichern, Schaf¬ 

ställen, vor allem in Backhäusern, die lange Zeit außer den Be- 
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12 3 wohnern auch noch ihrer ursprünglichen Bestimmung dienten . 

Auch wurden Altenteilerhäuser, wenn sie vorübergehend nicht ge¬ 

braucht wurden, an Häuslinge vermietet'*'^. 

Auch die Heuerleute bewohnten, und zwar ausschließlich, entweder 

umgebaute landwirtschaftliche Nebengebäude oder die im westlichen 

Niedersachsen Leibzuchten genannten "kleineren Bauernhäuser, die 

für die nach der Übergabe des Hofes an die Erben abtretenden Be¬ 

sitzer errichtet worden waren und die eine völlig eigenständige 

Haushaltsführung der 'Altenteiler' erlaubten. Solche Leibzuchten 
12 3 waren auf allen großen Höfen vorhanden" ; sie hatten oft be¬ 

trächtliche Ausmaße mit Wohnbedingungen wie in den Bauernhäusern. 

In den Backhäusern waren die Lebensumstände sehr viel schwieriger 

der Raum beengter'*'^. 

Bei beiden Kategorien von Heuerlingsbehausungen war in Osnabrück 

Ende des 18. Jahrhunderts mit zunehmender Raumnot die Doppelbele¬ 

gung üblich geworden: lukrativ für den Verheuernden, da er auf 

jede zugelassene Feuerstelle zwei Heuern einstreichen konnte, zu¬ 

dem der einzige Weg, die Restriktionen der Landesherrschaft zu 

umgehen, die mit der Fixierung der (kontrollierbaren) Anzahl der 

Feuerstätten versuchte, "die Zahl der in den ständisch organisier 

ten Staat nicht einfügbaren, persönlich freien Arbeiter gering zu 
12 7. 

halten" . Wenn ein Elternteil der abgegangenen Besitzer ver¬ 

starb, konnte gemäß der Osnabrücker Eigentumsordnung von 1722 

die Hälfte der Leibzucht anderweitig verheuert werden; bei ande¬ 

ren Gebäuden war die Doppelbelegung noch problemloser. 

Das Heuerlingswesen wirkte unter siedlungsgeographischem Aspekt 

niemals dorfverdichtend, sondern entweder hofverdichtend, oder 

es hat, als man Heuerlinge nicht mehr nur auf den Stammhöfen, 

sondern auch in Kotten an deren Rand oder in der Mark ansiedelte, 

dazu beigetragen, dem nordwestdeutschen Einze1hofgebiet einen 
12 8 streusiedlungsähnlichen Charakter zu geben . Denn: das Heuer¬ 

lingssystem, Haus- und Landpacht gegen Bargeld und zugleich eine 

mehr oder minder fixierte Arbeitsleistung, hatte sich im großen 
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und ganzen nur auf dem Gebiet der Einze1hofsiedlung herausgebil¬ 

det. Mit den Worten G. F. Knapps: "Die Heuerlingsverfassung ist 

die Arbeitsverfassung des Einzelhofes." Dafür gibt es eine 

Reihe von Gründen, der wichtigste liegt im "Arbeitsbedürfnis des 

bäuerlichen Verpächters, der sich bei der Streusiedlungslage der 

Gehöfte nur dann zureichend Kräfte beschaffen kann, wenn sie in 

der Nähe des Hofes untergebracht werden.Jederzeit konnte 

der Heuerling (oder, wenn er sich z.B. gerade auf dem Holland¬ 

gang befand oder krank war, Ersatz aus seiner Familie) zu Hofes¬ 

arbeiten herangezogen werden - der Heuerling als "Spitzenbrecher 

im landwirtschaftlichen Betrieb'^'*' -, andererseits konnte er im 

Winter relativ unbehelligt seinem Nebenerwerb nachgehen. 

Der damit neben anderem verdiente Pachtzins in bar war wie die 

Arbeitsleistung dem Bauern hochwillkommen, da er so auch ohne er 

hebliche Marktproduktion die zu Geld gesetzten Abgaben an den 

Grundherrn verfügbar hatte. 

Entstanden war das Heuerlingswesen wie die Häuslingsschicht im 

16. Jahrhundert aus dem beschriebenen arbeitswirtschaft1ichen Be 

düfnis und dem gleichzeitigen Mangel an verfügbarem Grund und Bo 

den zur Ausstattung der weichenden Erben. Der Bevölkerungsstau 

dieser Zeit war nicht mehr wie bis dahin durch Ausweisung von 

Markkotten in die bestehende Höfe-Ordnung einzugliedern. Die 

nachgeborenen Söhne, denen keine selbständige Stelle mehr ausge¬ 

wiesen werden konnte, mußten auf dem väterlichen Hof bleiben und 

erhielten hier Unterkunft und pachtweise ein kleines Stück Land 

zur Nutzung. "Daß sich bei den verwandtschaftlichen Beziehungen 

zwischen Verpächter und Pächter gegenseitige Hilfeleistungen (in 

Gestalt von Gespannhilfe, der als Gegenleistung eine bestimmte 

Arbeitsleistung entsprach) einbürgerte, ist naheliegend und er¬ 

klärlich. Sie sind die Grundlage des für das Wesen des ausgebil¬ 

deten Heuerlingssystems so kennzeichnenden Pacht-Arbeitsverhält¬ 

nisses geworden." ^ 

Problematisch von Beginn an war jedoch, daß die Heuerleute für 

ihre eigene kleine Landwirtschaft auf die Mitnutzung der Marken 

angewiesen waren. Darauf besaßen sie formell kein Recht. Sie nah 



men nur an der Berechtigung ihres Vermieters teil, riefen damit, 

insbesondere wenn es sich dabei um ohnehin minderberechtigte Köt¬ 

ter handelte, den Widerstand der Hofgesessenen ohne Heuerlinge 

hervor. Dieser war jedoch längerfristig ebenso erfolglos wie ver¬ 

schiedene Bemühungen von Landesherrschaft und Ständen (seit dem 

'6' Jahrhundert), das Heuerlingswesen zu unterbinden oder, spä¬ 

ter, wenigstens einzuschränken. 

Die dabei vorgebrachten ökonomischen Argumente konzentrierten 

sich alsbald auf die Überlastung der Gemeinheiten durch Viehauf¬ 

trieb und Düngerentnahme der Heuerlinge. Daneben erscheint, s o - 

zialpolitisch-moralisierend, immer wieder die Klage über die Auf¬ 

lösung patriarchalischer Strukturen durch das Heuerlingswesen: 

war es um 1600 die Furcht, es führe zur "Auflösung der alten pa¬ 

triarchalischen Gemeindeverhäl tnisse", ohne sie zu ersetzen1'5'5, 

so sah man im 18. Jahrhundert - mit wieviel Berechtigung, bleibe 

vorläufig dahingestellt - die patriarchalischen Bindungen zwi¬ 

schen Heuerling und Vermieter sich auflösen, je mehr Heuerprole¬ 

tariat aus Zugewanderten entstand J. 

Rein landwirtschaftliche Heuerverhältnisse dürften genetisch zu¬ 

erst bestanden haben. Den stärksten Impuls zu der gewaltigen Ex¬ 

pansion des Heuerlingswesens im 17./18. Jahrhundert - grob ge¬ 

sagt, gab es im Fst. Osnabrück um 1800 ebenso viele Heuerlinge 

wie Stelleninhaber - brachte jedoch die Durchdringung des flachen 

Landes mit hausindustriellem Textilgewerbe; sie lief in Osnabrück 

in größerem Ausmaß erst während des 18. Jahrhunderts an1“5 . 

In die komplementäre ländliche Arbeitsverfassung ragte nun zuneh¬ 

mend die Symbiose von Verlegern - z.T. die Großbauern selbst!1'5^ - 

und 'protoindustrieller1 ländlicher Unterschicht hinein. Dassel¬ 

be gilt für die Häuslings gebiete1"5^. Hier wie dort waren Ende des 

18. Jahrhunderts die Spannungen in der Sozialstruktur, wie sie 

mit der wachsenden Bevölkerung aufkommen mußten, gemildert durch 

das (noch) ständige Wachstum außerlandwirtschaftlicher Erwerbs¬ 

chancen. Wohl gerieten manche Regionen allmählich an die Grenzen 

ihrer Wohnraum- und VersorgungsKapazität, doch verdeckte vorüber¬ 

gehend die günstige Erwerbslage für breite Schichten die "zentra- 
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le Konfliktsituation der bäuerlichen Gesellschaft, nämlich die 
1 3 o 

Verteilung von Grund und Boden." 

> 

2.2.3. Beispiele der ländlichen Sozialschichtunq in Niedersachsen 

'm rürstentum Osnabrück überwog Ende des 18. Jahrhunderts die un¬ 

terbäuerliche Schicht bei weitem. Bereits für das Jahr 1718 wies 
13 9. 

ein Rauchschatz-Register in den Ämtern Fürstenau, Vörden, Gro¬ 

nenberg, Wittlage, Hunteburg und Reckenberg zusammen allein 

5.624 der 11.412 Hausstellen, das sind 49,3 % als Heuerhäuser 

aus; die Zahl der Heuerleute dürfte aus erhebungstechnischen Grün¬ 

den gegenüber den Hofbesitzern verhältnismäßig noch zu niedrig an¬ 

gesetzt sein. Eine vollbäuerliche Existenz war unter den Köttern 

allenfalls den Erbköttern, nicht den durchschnittlichen Markköt- 
140 

tern möglich . Somit ergibt sich ein Anteil vollbäuerlicher 

Stellen (Voll- und Halberben sowie Erbkötter) von rund 27 %. 

An der Zahl der "selbständigen bäuerlichen Besitzungen" änderte 

sich dann, wie schon seit Ende des 30jährigen Krieges, bis zum 

Beginn der Markenteilungen fast nichts mehr. Im Amt Wittlage be¬ 

standen im Jahr 1654: 691; 1718: 695; 1788: 704; vierzig Jahre 

darauf zählte man bereits 776^^. 

Die Heuerlinge nahmen über das 18. Jahrhundert hin kontinuierlich 

zu. Im Amt Wittlage dürfte sich ihre Zahl zwischen 1718 und 1772 
142 

verdoppelt haben ; insgesamt überwog die Heuerlingsbevölkerung 

in den oben genannten 6 Ämtern die grundbesitzenden Schichten im 
143 

letzten Jahrhundertdrittel deutlich 

Ähnliches läßt sich für das sog. Osnabrücker Nordland beobachten, 

den knapp die Hälfte des Fürstentums ausmachenden heutigen Land- 
144 

kreis Bersenbrück . Die gleichbleibende Zahl der Vollerben-, 

Halberbenhäuser und Erbkotten, zusammen rund 1.600 Stellen, mach¬ 

te um 1665: 27,3 %; um 1720: 25,2 %•, um 1775 schließlich noch 

23 %; die "sonstigen", zum allergrößten Teil Heuer-Häuser waren 

mit 53,5 %, wahrscheinlich sogar noch zu niedrig angesetzt, die 
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weitaus stärkste Gruppe. 

Das bis 1803 hannoversche, danach oldenburgische Amt Wildeshau- 

sen wies unter den Stelleninhabern einige kleinere Verschiebun¬ 

gen, vor allem aber nahezu eine Verdoppelung der Brinksitzer auf 

(39 % der Stellen im Jahre 1800). Dadurch, und obwohl offensicht¬ 

lich einige Kötter- zu Meierstellen erhoben worden waren, sank 

der Anteil der Meier von 60 auf gut 30 % zwischen 1730 und 18 00 

ab. Immerhin: noch um die Jahrhundertwende spielten sie unter 

den Bauernklassen eine dominierende Rolle, Hinweis auf eine ganz 

andere Struktur als im Osnabrücker Land, auch wenn man berücksich¬ 

tigt, daß in der Wildeshau ser Statistik die landarme oder landlo¬ 

se Unterschicht, die z.T. den Heuerlingen zu vergleichen wäre, 
145 nur zum geringen Teil überhaupt auftaucht 

"In Hoya-Diepholz, Lüneburg und auf der bremen-verdenschen Geest" 

wurde, so Wittich bei einem Vergleich mit den restlichen Anerben¬ 

rechtsgebieten in Niedersachsen, die Zahl der Kötner "geringer 

und blieben sie an Bedeutung weit hinter der ersten Hufeklasse 
146 zurück" . Deutlich ist der Vorrang der Meierstellen in den bei¬ 

den Ämtern des Hzt. Verden: ähnlich Wildeshausen im Jahre 1750 

waren 1762 im Amt Rotenburg 61,3 % der selbständigen bäuerlichen 

Stellen Voll-, Halb- und sonstige Meierhöfe (mit den Pflugköt¬ 

nern zusammen sogar 75,6 %); etwas weniger dominierten zur glei¬ 

chen Zeit die Meierhöfe im Amt Verden mit 52,3 ?o der Stellen. 

Hier nun siedelten in der Folgezeit außerordentlich viele An- 

und Neubauer. Wenn wir zeitlich einmal etwas vorgreifen, so se¬ 

hen wir die Brinksitzer und Anbauer von 1762 bis 1830 von 61 auf 

291 zunehmen. Ihr Anteil an den Ste11eninhabern stieg von 12,7 

auf 44 %. Zusammen mit den Kleinkötnern- durchschnittlicher Land¬ 

besitz 10 bis 25 Morgen, bei den Brinksitzern 6 bis 10 Morgen, 

den Anbauern 3 Morgen - bildeten sie mittlerweile unter den Stel- 
147 

leninhabern eine knappe Mehrheit von 51,7 % 

In den ko1onisationsfähigen Landesteilen betrieb die hannoversche 

Regierung insbesondere seit dem Siebenjährigen Krieg eine inten¬ 

sive Peuplierungspolitik. Von dem Bevölkerungszuwachs im Amt Ro¬ 

tenburg, auf ganz ähnlichen Voraussetzungen wie im Amt Verden 
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basierend, war früher schon die Rede. Auch in der Gft. Hoya be¬ 

einflußte im letzten Jahrhundertdritte1 obrigkeitlich geförder- 

,ei Landesausbau die ländliche Sozialstruktur: es entstanden an 

Brinksitzerstellen im Amt Syke: 107 zwischen 1760 und 1785, 

Bruchhausen: 76 zwischen 1760 und 1800, Stolzenau: 80 zwischen 

1760 und 1780, und zwar gegen den entschiedenen Widerstand zahl- 
148 reicher Gemeinden 

Die bremischen Marschen als "Kerngebiete der bäuerlichen Nach- 
149 

siedergruppen" seit jeher wiesen, so Wittich, eine "nicht un 

bedeutende" Zahl von Kötnern auf, die aber, "da ihr Grundbesitz 

nur ein verschwindend kleiner war, einen völlig untergeordneten 

eil der bäuerlichen Bevölkerung" bildeten150. So kommt es, daß 

statistisch in Bremen-Verden (ohne Hadeln) insgesamt die Kötner 

eine viel größere Rolle unter den Bauernklassen spielen als im 

benachbarten Hoya, im Fst. Lüneburg oder eben in den südlichen 

Geestgebieten der Herzogtümer. 2504 Vollmeiern (11,5 % der Feu¬ 

erstellen) sowie 4417 Halb- und Vierte1meiern (20,2 %) standen 

im Jahre 1766 8018 Kötner (36,7 ?o) und 5544 Brinksitzer (25,4 % ) 

gegenüber. Die kleinbäuerliche und landarme Schicht überwog also 

die der Vollbauern beträchtlich151. 

Um für das Fst. Lüneburg nur einige guantitative Anhaltspunkte 

zur Schichtung um 1800 zu erhalten, müssen wir wiederum die 

Grundsteuer-Veranlagung von 1831 heranziehen, einem Zeitpunkt, 

als die Bevölkerung dort gegenüber 1790 um etwa 60.000 auf knapp 
15 2 

00.000 Einwohner gewachsen war . Wenngleich in diesen Jahr¬ 

zehnten zahlreiche neue Anbauten auf geteilten Gemeinheiten ent¬ 

standen - in Lüneburg begannen die Gemeinheitsteilungen recht 

früh und in großer Breite; 1853 war fast die Hälfte aller Feld¬ 

marken geteilt 5 - und sich damit die Höfeklassen zueinander 

verschoben, wenn auch die Masse der gänzlich Landlosen weitaus 

stärker zugenommen haben dürfte als die Stelleninhaber, so sind 

doch unter Berücksichtigung dieser Entwicklungen einige Rück¬ 

schlüsse auf die Zeit um 1800 möglich154. Unter den Hofstellen 

bilden die Meierhöfe, darunter etwa zwei Fünftel Vollmeier, mit 

Abstand die wichtigste Gruppe (48,8 %). Faßt man sie mit den 
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Großkötnern, deren Landbesitz wohl in den allermeisten Fällen 

eine vollbäuerliche Existenz erlaubte155, zusammen, ergibt sich 

eine Mehrheit der Hofstellen von 55,4 %. Nur 17,7 % der Stellen 

haben Brinksitzer und Anbauer inne; zwischen ihnen und den in der 

Grundsteuer-Erhebung nicht erfaßten übrigen Unterschichtsangehö¬ 

rigen wird man jedoch keine scharfe Trennungslinie ziehen dürfen, 

was Nahrungsgrundlage und Lebensweise betrifft156. 

Dem in der Grundsteuerliste erfaßten Teil der ländlichen Gesell¬ 

schaft Lüneburgs, mit einigen notwendigen, geschätzten Ergänzun¬ 

gen: rund 24.500 Stellen, steht in der Rubrik "übrige Grundbe¬ 

sitzer" (neben Rittergutsbesitzer, Kirche, Domänenkammer usw.) 

einer anderen Aufstellung aus demselben Jahr157 die Zahl 36.529 

gegenüber. Damit könnte in der Größenordnung ungefähr die Zahl 

sämtlicher Haushalte im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts ange¬ 

geben sein. 1830 wird sie bereits deutlich höher gelegen haben, 

schließt man alle unterbäuer1ichen Familien ein, denn Mitte des 

19. Jahrhunderts, vor Beginn der ersten großen Auswanderungswelle 

aus der LD Lüneburg ' , machen allein die Häuslinge mit 27.457 

knapp die Hälfte aller Haushalte aus (48,8 %) , die nicht gemein¬ 

deberechtigten An- und Abbauer 11 %, die übrigen Stelleninhaber 
15 9 

einschließlich der Brinksitzer 40,5 % . Die besitzlose Schicht 

überwog zu dieser Zeit dann auch in der Hildesheimer Börde, im 

ehemaligen Hzt. Verden und in einigen Gebieten Hoyas alle bäuer¬ 

lichen Gruppen, z.T. sogar Reiheleute und Anbauer zusammer 6*1. 

Nur gezielte exemplarische Gemeindestudien können wohl weiteren 

Aufschluß über Ausmaß und Geschwindigkeit des Unterschichten¬ 

wachstums geben. Wenn wir als letztes Beispiel das ehemalige Fst. 

Calenberg betrachten, so stellt sich wie überall - nur Osnabrück 

ist eine gewisse Ausnahme - das Problem, daß die besitzlose Un¬ 

terschicht in älterer Zeit statistisch nur unzureichend erfaßt 

ist. Immerhin, die Kopfsteuerbeschreibung von 1689l61 führt, be¬ 

zogen auf die Fürstentümer Calenberg und Göttingen, unter 16.306 

dörflichen Haushalten 2.453 Häuslingshaushalte auf (15 %), davon 

besaßen nur 188 Land. Daneben erscheinen 8.845 Personen Gesinde, 
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das sind 8,9 % der ländlichen Bevölkerung. Käthe Mittelhäusser, 

die die Häuslingsschicht in Südniedersachsen, d.h. unter Aus¬ 

schluß der nördlich der Lößgrenz’e gelegenen Calenberger Moor- 

und Sandämter, untersucht hat, kommt für 1689 auf rd. 6.900 Häus- 

linge (Personen, nicht Parteien), 8 % der Dorfbevölkerung. "Etwa 

jeder zwölfte Einwohner der Dörfer gehörte also der besitzlosen 
16 2 

Mieterschicht an." Mitte des 19. Jahrhunderts gab es in Calen¬ 

berg 12.828 Häuslingsfamilien gegenüber 14.221, die auf Reihe¬ 

stellen, sowie 1.962, die auf nicht gemeindeberechtigten An- und 

Abbauerstellen saßen^\ Für Calenberg und Göttingen zusammen 

lauten die entsprechenden Zahlen: 

19.471 Häuslinge; 

3.641 Neu-, An-, Ab- und Beibauer; 
164 

24.689 Reihestellen ' . Im Durchschnitt der LD Hannover, in 

die neben Calenberg die ehemaligen Grafschaften Hoya und Diep¬ 

holz eingegangen waren, "betrug die Zahl der Häuslinge etwa 3/4 

der Zahl der Stellenbesitzer (Reihestellen und Neu- und Anbauer) 

oder 2/3 der gesammten reinländlichen Bevölkerung, ..." 

Also: auch wenn wir für die kurhannoverschen Lande oder Hildes¬ 

heim über keine kontinuierlichen Zahlenreihen zur ländlichen So¬ 

zialschichtung verfügen, so liegt ein Sachverhalt doch klar - 

von der Mieterschicht ging "die eigentliche Dynamik der ländli¬ 

chen Siedlungsentwicklung des 16. bis 19. Jh.s aus, während im 

Gegensatz dazu die alten bäuerlichen Stellen ein statisches, be¬ 

harrendes Element bilden - bis auch sie durch Gerneinheitsteilung, 

Verkoppelung, Ablösung in Bewegung geraten. Die Häuslingsschicht 

ist somit von siedlungshistorischem Interesse als Ausgangspunkt \ 

der jüngeren Nachsied1ung."166 Von ihrer Aufstiegsdynamik und 

den vorhandenen Ressourcen hing das Ausmaß ab, in dem sich nach 

dem "'Mechanismus' der Nachsiedlung - Abbau vom Hof, Vergabe 

von Gemeindeland usw. die ständige Umschichtung der ländli- ; 

chen Gesellschaft durch die Landlosen stark abgeschwächt auch in 

einer Veränderung im Verhältnis der Höfeklassen zueinander nie¬ 

derschlug. 
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Dabei ist zu gewärtigen, daß zumal in den südlichen Landesteilen 

das Vollbauerntum schon früh, nach dem 30jährigen Krieg in jedem 

Fall, keine Mehrheit unter den Stelleninhabern mehr bildete. Hin¬ 

sichtlich des >st. Osnabrück mit rd. 25 °'a vollbäuerlichen Stellen 

(unter Einschluß der Heuerlinge in die Gesamtzahl) um 1720 hatten 

wir das bereits gesehen168. In Calenberg169 lag 1689 der Anteil 

der Meier und Groß(Pflug-)Kötner an den Stelleninhabern bei 

35,1 SS. Vergleicht man die Kopfsteuerbeschreibung mit der Erhe¬ 

bung von 1831, so nahm diese Gruppe überraschenderweise noch auf 

38,7 % zu, desgleichen andererseits die Brinksitzer und Anbauer 

zusammen von 27,7 auf 30,9 %, beide auf Kosten der kleinen und 

mittleren Kötner. 

Hier wurden "mit steigender Einflußnahme der landesherrlichen 

Verwaltung ... im Laufe der Zeit ... Umstufungen der Höfe vorge¬ 

nommen - vor allem nach oben, um :rtliche und regionale Unter¬ 

schiede in der Belastung auszugleichen ... Bei einer knappen Ver¬ 

doppelung der Bevölkerung und Vermehrung der landbesitzenden Fa¬ 

milien um das l,6fache hätte hier bei der üblichen Anerbensitte 

und den dadurch bedingten relativ festgefügten Besitzverhältnis¬ 

sen der Anteil der Vollerwerbsbetriebe zwischen 1689 und 1831 

weit stärker zurückgehen müssen, wenn nicht Kötnerstellen zu Mei- 

erhöfen aufgestiegen wären"198. 

Dennoch blieb Calenberg im Vergleich mit Lüneburg, Hoya-Diepholz 

und den Bremen-Verdener Geestdistrikten ein 'Land der Kötner', 

nicht der Meier: das Verhältnis Meier/Kötner betrug 1689 in Ca¬ 

lenberg 1:1,66; im Jahre 1831 dann 1:1,64. In Lüneburg hingegen 

lag es 1831, wohl auch ohne wesentliche Veränderungen gegenüber 

älteren Zeiten, bei 1:0,7. 

Andererseits stellt G. Franz bei einem Vergleich der Höfestruktur 

Calenbergs mit der des Göttinger Realteilungs- und damit Klein- 

bauern-Gebietes - auf einen Meier kamen dort 1689 vier Kötner - 

wiederum zu Recht fest, Calenberg sei "das Land der Meier, Göt¬ 

tingen das Land der Kötner' 

Gerade dies Bespiel zeigt aber auch, daß Vorsicht, d.h. ein er¬ 

gänzender, korrigierender Blick auf die Besitzgrößen und ihre 
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Stratir ikation geboten ist. Denn überraschenderweise besaßen im 

fst. Göttingen 1689 die weitaus selteneren Vollmeier im Durch¬ 

schnitt 68,1 Morgen, die Halbmeier 47,3 Morgen, während die ent¬ 

sprechenden Calenberger Meier nur 49,8 bzw. 33,5 Morgen zu bewirt 

schäften hatten. Eine ähnliche Differenz besteht bei den Kötnern 

und Kleinstelleninhabern. Das Vorherrschen der Kötnerstellen in 

Göttingen bewirkt jedoch, daß trotz der dort durchschnittlich 

größeren Höfe in den einzelnen Höfeklassen die Landausstattung 

sämtlicher Stellen mit 18,8 Morgen im Durchschnitt geringer ist 
17 2 

als in Calenberg mit 21,2 Morgen . Im K1einbauern1and Göttin¬ 

gen ragten die wenigen wirklich großen Höfe - nur 6,7 % der Höfe 

besaßen 60 und mehr Morgen Lanc“7"5 -, zum großen Teil Meierhöfe, 

viel stärker aus einer relativ homogenen ländlichen Gesellschaft 

heraus als in Calenberg, wo Hofgröße und Hofstatus ebenfalls, 

aber in anderen Relationen und auf einem etwas anderen Niveau in 

recht deutlichem statistischem Zusammenhang standen. 

2.2.4. Die Besitzgrößen-Struktur 

Nur vom Bauernland soll hier die Rede sein, nicht von den etwa 

900 privilegierten Gütern (des Adels, der Domänen- und Kloster¬ 

kammer) in den rd. 3.800 hannoverschen Ortschaften, die im Durch¬ 

schnitt des Königreichs 11,4 % vorhandenen Ackerflächen und Wie- 
174 

sen besaßen .- Wir hatten gesehen, daß das Stärkeverhä1tnis 

der bäuerlichen Höfeklassen zueinander sowie die Durchschnitts- 

größe der Höfe in den jeweiligen Klassen sich zwischen Calenberg 

und Göttingen deutlich unterschieden. Bevor wir den interregiona¬ 

len Vergleich der Hofgrößenstruktur weiterführen, sollen noch 

einige Beispiele erläutern, inwieweit die Stellung in der recht¬ 

lichen Stände-Hierarchie und die Landausstattung der Höfe dek- 

kungsgleich waren. 

In Calenberg und Göttingen entsprachen den Höfeklassen recht deut 

liehe Abstufungen in den Besitzgrößen: im Jahr 1689 besaß hier - 

die erste Zahl gilt für Calenberg, die zweite für Göttingen - 
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ein Vollmeier im Vergleich zu einem Halbmeier das 1,49/1,44fache, 

einem Viertelmeier 2,25/2,14 fache, einem Großkötner das 3,38/ 

2,99 f ache, einem der übrigen Kötner das 6,67/7,24fache und gegen¬ 

über einem Brinksitzer das 12,33/11,35fache an Boden175. Ver¬ 

gleichbare Abstufungen finden sich Ende des 18. Jahrhunderts in 

drei Vogteien der Großvogtei Celle zwischen Voll- und Halbmei¬ 

ern: durchschnittlich bewirtschafteten in der Vogtei Essel 

41 Vollmeier 10,4 ha; 

30 Halbmeier 7,8 ha; in der Vogtei 

So 11au die Vollmeier je 13,7 ha und die Halbmeier 8,8 ha; in der 

Vogtei Beedenbostel 140 Vollmeier je 25,7 und 16 Halbmeier 15,4 

ha Ackerland . Die absoluten Größen unterscheiden sich also 

auch auf engerem Raum wieder beträchtlich ‘ , dessen muß man sich 

bei der Betrachtung von Landesdurchschnitten und relativen Zahlen 

stets bewußt bleiben. 

In der Börde Scharmbeck östlich von Bremen fand P. Brümmel folgen- 
17 R de Größenverhältnisse vor : 

Geest Moor 

Teufelsmoor Waakhausen 

Vollhöfe 19,7 30,6 22,6 

Halbhöfe 12,3 -- 9;\ 

Pflugkaten 7,7 

(Die Angaben beziehen sich auf ha landwirtschaftliche Nutzfläche.) 

Aber die Durchschnittswerte verdecken doch die schon mehrfach an¬ 

geführte Tatsache, daß Größen-Überschneidungen zwischen den ein¬ 

zelnen Höfeklassen, d.h. vor allem der Kötner mit den über und 

unter ihnen angesiedelten Klassen häufig waren. Beispielsweise 

hatten in Groß Freden in der Nähe von Alfeld (Fst. Hildesheim) 

die Kotstellen zwischen 4 und 40 Morgen Ackerland, dazu die grö¬ 

ßeren von ihnen einige Morgen Wiese aufzuweisen, die Halbspänner¬ 

höfe aber auch nur 30-40 Morgen Acker und 5-10 Morgen Wiese. Da¬ 

von hoben sich die Vollhöfe dann mit 60-70 Morgen Ackerland sowie 

15-20 Morgen Wiese deutlich ab (gegen Ende des 18. Jahrhunderts)179 

Aus den Durchschni11s-Hofgrößen in Ca 1enberg-Gö11ingen war auch 

bereits ersichtlich, wie verhältnismäßig nahe die Großkötner den 

Ha 1bmeierhöfen standen; dies verdeutlicht eine Darstellung des 

jeweiligen Anteils, den die Höfeklassen 1689 an den Hofgrößen-Ka- 

tegorien besaßen1^: 
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In der LD Lüneburg gibt es 1831 zahlreiche Ämter mit ganz schar¬ 

fer Entsprechung von Höfeklassen und Hofgrößen (u.a. Bodenteich, 

Burgdorf, Ebstorf, die Burgvogtei Celle), andere mit starken 

Überschneidungen (u.a. Hermannsburg, Bergen, Meinersen, Eicklin- 
181 

gen) , wie auch aus der folgenden Darstellung ersichtlich wird: 

Minimale_und_maximale Betriebsgrößen innerhalb_der_Höfeklassen_ 
18 2 

in_aHs£ewäh 1 t^eri B^ez^irken der_LD ]_üriej3U£g_ : 
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Solche auf engem Raum äußerst unterschiedliche Strukturen finden 

sich ebenso in den mittelniedersächsischen Landesteilen'*’^. Von 

einer besonders verminderten Deckungsgleichheit der hier in Fra¬ 

ge stehenden Strukturmerkmale kann man für das Fst. Osnabrück 

ausgehen, wo in der frühen Neuzeit die Besitzmobilität wer- 
] O A 

gleichsiweise groß gewesen war 

Alle Gemeinden, in denen Höfeklassen und Besitzgrößenstruktur 

nicht ausnahmslos deckungsgleich waren, bargen dadurch sozialen 

Konfliktstoff in sich. Zum einen führten die reich gewordenen 

der Kötner den Meiern, die insgesamt weitaus stärker mit Abgaben 
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und Steuern belastet waren als die Kötner, ständig die Ungerech¬ 

tigkeit dieses Belastungssystems vor Augen. Zum anderen, und das 

ist viel wichtiger, wurden im Vormärz die Gemeinden vor neue An¬ 

forderungen gestellt, die die Unklarheit des wirtschaftlich-so¬ 

zialen Abschichtungskriteriums in der Gemeinde klar zu Tage tre¬ 

ten ließen. Neben den Steuern waren rasch zunehmende Gemeindela¬ 

sten, insonderheit für die Armenpflege, unter den Reiheleuten zu 

repartieren; zudem stand überall die Auseinandersetzung über die 

Gemeinheiten an. Wie oft brach nun Streit darum aus und spannen 

sich Prozesse unter den Reiheleuten an (Meier gegen Kötner, Voll- 

meier gegen Halbmeier usw. ), nach welchem Maßstab repartiert, ge¬ 

teilt werden solle: nach überkommener starrer Abstufung zwischen 
18 5 

den Höfeklassen oder nach dem moderneren gleitenden Kriterium 

der Grundsteuerleistung? wobei man sich meistens, oft nach lang¬ 

wierigen Auseinandersetzungen, in die die Behörden selten eine 

einheitliche Linie brachten , auf eine gemischte Anwendung bei¬ 

der Prinzipien einigte. Dieser Konflikt war darin, daß vieler¬ 

orts die Klassifizierung der Höfe nach dem einen und dem anderen 

Maßstab gegeneinander verschoben war, potentiell angelegt. 

Betrachten wir nun anhand der Statistik von 1831 die Grundbesitz- 
18 7 

Verteilung im Königreich , so fallen zunächst in etwa diesel¬ 

ben regionalen Besonderheiten auf, die schon hinsichtlich der Hö- 

feklassen-Struktur angedeutet wurden: das kleinbäuerliche Geprä¬ 

ge Südniedersachsens, vor allem weiter Teile der LD Hildesheim, 

die die vormaligen Fürstentümer Hildesheim, Göttingen und Gruben- 

hag;en umfaßte, die bereits viel breitere Streuung des Grundbe¬ 

sitzes in den äußerst heterogen zusammengesetzten Verwaltungsge- 

zirken Hannover, Osnabrück und Stade, die wie auch Ostfriesland 

mehr oder minder auf dem Landesdurchschnitt liegen, andererseits 

die deutlich abweichende mittel- bis großbäuerliche Besitzstruk¬ 

tur der LD Lüneburg. 
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18 8 
\l_on den_. ^.H£f b_e_s i t_ze_rri"__enj^_f a_l_l en 1_8_31_au_f_ di_e_H_o f2r2.3e_n- 

klassen (in %): 

Hofgröße in 

Morgen (ha) 

LD 

Hannover 

LD 

Hildesheim 

LD 

Lüneburg 

LD 

Stade 

LD 

Osnabrück 

LD 

Aurich 

Kgr . 

Hannover 

unter 10 
(2,6) 

10-20 
(2,6-5,2) 

20-30 
(5,2-7,8) 

30-40 
(7,8-10,4) 

40-50 
(10,4-13) 

50-60 
(13-15,6) 

60-120 
(15,6-31,3) 

über 120 
(31,3) 

48,5 

16,7 

7,4 

5.8 

4.6 

3.7 

11,4 

1.9 

63,4 

15,1 

6.9 

4,0 

2,3 

1,7 

4.9 

1,7 

34.3 

11,8 

7,0 

5,7 

5,2 

4,5 

21.4 

10 , 1 

42.2 

18,1 

9.5 

5.6 

4.3 

3.3 

12.2 

4,8 

39,1 

20,4 

10,0 

6,1 

4,9 

4,4 

13,0 

2,1 

31.3 

24.4 

10,0 

5.2 

3,9 

3,4 

12,9 

9.3 

46,1 

16.9 

8,2 

5.3 

4,0 

3.3 

11.9 

4.3 

Nehmen wir die Betriebe mit mehr als 5,2 ha Ackerland und Wiesen 

als-solche an, die man zu Beginn des 19. Jahrhunderts auf jeden 

Fall als landwirtschaftliche V/ollerwerbsbetriebe bezeichnen konn¬ 

te, so machten sie mit zusammen 37 % doch einen bedeutenden An¬ 

teil unter den "Hofbesitzern" aus. Diese 37 % teilen sich 3.n 

26,3 % mittelbäuerliche (20-80 Morgen bzw. 5,2-20,8 ha) und 

10,7 % großbäuerliche Höfe. Leider bleibt die Statistik bezüg¬ 

lich der kleineren Höfe ziemlich ungenau; wir können jene knappe 
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Hälfte der Stellen, die zweieinhalb Hektar und weniger Land um¬ 

fassen, nicht weiter differenzieren; irgendwo innerhalb dieser 

Gruppe liegt die Grenze zu den Betrieben, für die die Landwirt¬ 

schaft nurmehr den Nebenerwerb bedeutete. 
1 R 9 

Von der bewirtschafteten Fläche (Ackerland und Wiesen ) im K ö - 
190 

mgreich Hannover wurden 11,4 %, das sind knapp 160.000 ha, 

von Landgütern aller Art besessen, die etwa ein halbes Prozent 

aller landwirtschaftlichen Betriebe ausmachten . Nicht ganz 

die Hälfte dieses Gutslandes gehörte zu Rittergütern. 

In der Hand von Bauern mit mehr als 3,7 ha Land befanden sich 

77.5 % der Äcker und Wiesen, immer noch über die Hälfte (53 %) 

war bei den Höfen von 15,6 ha an aufwärts, die 16,2 % der Stel¬ 

len ausmachten. Auf die Höfe von 7,8 bis 31,3 ha entfielen 

48.5 ?o der Nutzfläche. Das, wie der Durchschnitt von 8,4 ha Land 
192 

je "Hofbesitzer" , dokumentiert, daß während unseres Zeitraums 

in Hannover "das Mittel- und Großbauerntum ... der bedeutendste 

landwirtschaftliche und damit der bedeutendste wirtschaftliche 
193 Faktor überhaupt" war. 

In der Tat war es "den Beherrschern des Landes gelungen ..., ein 
194 

gesundes Bauerntum zu schützen" - mit der Kehrseite der Me¬ 

daille, daß den Kleinbetrieben unter 3,7 ha samt den Häuslingen 

gerade 10,8 ?o der bewirtschafteten Fläche verblieb, also nicht 

ganz die Wirtschaftsf1äche der etwa 900 Güter. Oder, am Maßstab 

der Höfe bis zu 7,8 ha gemessen: sie machten 71,2 % der bäuerli¬ 

chen Betriebe aus, verfügten aber nur über 18,9 % der landwirt¬ 

schaftlichen Nutzfläche. 
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Von den Ackerländereien und Wiesen des Kqr. Hannover bewirt- ______ 
schäfteten 1831 (in %) : 

Art der Betriebe 

LD 

Hannover 

LD 

Hildesheun 

LD 

Lüneburg 

LD 

Stade 

LD 

Osnabrück 

LD 

Aurich 

Kgr . 

Hannover 

Häuslinge 0,3 3,7 0,2 0,3 0,6 10,6 2,1 

bäuerliche und 

städtische Höfe 

und Stellen 

unter 15 Morgen 

15-30 

30-60 

60-120 

über 120 " 

10,2 

9,6 

22,8 

35,3 

11,7 

15.6 

11.6 

16,2 

21,6 

13,6 

3,5 

4,2 

13,4 

36,8 

29,0 

9,5 

9,1 

16,6 

32,0 

24,5 

10.5 

10,3 

21,0 

37.5 

11,7 

6.4 

5,9 

9.5 

26,1 

26,9 

8,7 

8,1 

16,4 

32,1 

20,9 

Güter aller Art 8,8 17,7 11,5 8,0 8,4 14,6 11,4 



&nJLeil--d£r_B et r_i eb » m_it_ ... Mojrge_n_Ac_l<e_r l_ar_d_ jnd_W_i_esejn 

i_)_aH d_e 2.andw.i_r t_sch_a ft_l_ichen_Nut_z_f l_äche_ 

2) an der Zahl der "Hofbesitzer" (in %) : 
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Bauern sielten : 
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2.2.5. Die Landgemeinde 

Mehrfach war bereits von berechtigten oder minder berechtigten 

Mitgliedern der Landgemeinden - in Niedersachsen zumeist Bauer¬ 

schaft genannt - die Rede, auch von bloßen Wohngemeindemitg1ie- 

dem. Ehe nämlich der Prozeß der "Fundamentaldemokratisierung" 
19 6 

auch diesen Lebensbereich ergriff , indem die Gemeindereformen 

des späteren 19. Jahrhunderts sämtlichen Einwohnern gleichen 

Rechtsstatus verliehen, war die Teilhabe an der sog. Realgemein¬ 

de, d.h. war politische Partizipation an den Besitz eines Hofes 

und dessen Qualität geknüpft. Den Kern der Realgemeinde bildete 

die Nachbarschaft der bäuerlichen Landbesitzer als ein "nach un- 
197 

ten abgeschlossener mu 11ifunktionaler Sozialverband" . Dessen 

'Innenleben', vor allem seine ökonomischen Grundlagen, werden 

wir auf die folgenden Abschnitte verteilt zu untersuchen ha¬ 

ben. 

Gehen wir zunächst von der Rechtsnatur der niedersächsischen 

Landgemeinde des 18. Jahrhunderts aus, so stellte sie sich als 

selbständige juristische Person, "Verband der Bewohner des plat¬ 

ten Landes zur Erfüllung privater und öffentlicher Aufgaben" 

dar. Wichtig zu beachten ist dabei "die doppelte Bedeutung des 

Wortes, einerseits als privatrechtliche Korporation mit wesent¬ 

lich wirtschaftlichen Zwecken, andererseits als juristische Per¬ 

son des öffentlichen Rechts zur Erfüllung öffentlicher und zwar 
19 8 

wesentlich administrativer Aufgaben" . Letztere teilen sich 

wiederum in die von der Landesherrschaft belassenen oder dele¬ 

gierten Selbstverwaltungsrechte der Gemeinden sowie in Funktionen, 

die der Vorsteher der Korporation, der Bauermeister, im Auftrag 

der Obrigkeit sämtlichen nichtprivi1egierten Bewohnern der Gemar¬ 

kung, also auch den Nicht-Gemeindeberechtigten gegenüber auszu¬ 

üben hatte 
199 

Im Mittelalter war die Gemeinde, vereinfacht gesagt, auf der dop¬ 

pelten Basis der Markgenossenschaft und der Gerichtsorganisation 

entstanden. Mit dem Aufstieg des landesherrschaftlichen Amtes, 
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insbesondere im Verlauf der administrativen Neuordnung nach dem 

Dreißigjährigen Krieg verlor sie die Grundlage in der Gerichts¬ 

verfassung weitgehend, übte fortan 'Policey' und einen Teil der 

niederen Gerichtsbarkeit nur noch im Auftrag der staatlichen Ver¬ 

waltung und in geregelter Korrespondenz mit dem Amt bzw. dem ad¬ 

ligen Gerichtsherrn aus"' . 

Hingegen blieb die genossenschaftliche Regelung des dörflichen 

Wirtschaftens weitgehend unangetastet, wenngleich die merkanti- 

listische Peuplierungspolitik zahlreiche Spannungen zu den Mark- 

genossen erzeugte. Im Unterschied beispielsweise zum preußischen 

Minden-Ravensberg blieb die niedersächsische Landgemeinde auto¬ 

nom; "nicht einmal in der Zeit ihrer größten Unselbständigkeit 

war sie ein bloßer, dem Amte oder adeligen Gerichte unterstell- 
2ü 1 

ter Verwaltungsbezirk." 

Diese 'altmodische' Struktur, die wir Ende des 18. Jahrhunderts 

wie in Kurhannover auch in den nicht bürokratisch modernisier- 
202 ten hürstbistümern Hildesheim, Osnabrück oder Paderborn vor¬ 

finden, schlug sich ganz wesentlich im System der Steuerveranla¬ 

gung nieder. Als Korporation des privaten Rechts haftete die G e - 
203 

meinde für eine festgelegte Steuersumme , die auf die einzelnen 

Gemeindeglieder umgelegt wurde. "Bedeutende Unterschiede in der 

absoluten Höhe der Steuer zwischen den und in ihrer schichtspezi- 

fischen Verteilung innerhalb der Gemeinden sind daher nicht ver¬ 

wunderlich . " ^ ^ 

Diese Selbstverwaltungs-Autonomie der Gemeinden war "die Autono- 
203 

mie der besitzenden, alteingesessenen Bauern" . Gemeindeberech¬ 

tigt waren, d.h. an der Gemeindeversammlung nahmen in ganz Nie¬ 

dersachsen alle mit gleichem Stimmrecht teil: die alteingesesse¬ 

nen Meier, die Kötner und - mit Ausnahme des Bistums Hildesheim - 

die Brinksitzer, in einigen wenigen Gebieten wie der Gft. Hoya 

auch die jüngeren Anbauern. Maßgeblich für den Erhalt des Gemein¬ 

de,# rechts im 16.-18. Jahrhundert war, daß der Neusiedler sich 

als fähig zu einem Beitrag zur Kontribution erwies und daß somit 

die Gemeindequote auf mehr Höfe als zuvor repartiert werden konn- 
207 

te 
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Die Gemeindegenossen besaßen Nutzungsrechte an den Gemeinheiten, 

also den Dorfweiden, dem in der Gemarkung liegenden Wald, Moor 

oder Heide, und nahmen zudem als sog. Interessenten servitutar¬ 

tige Nutzungsrechte in landes- oder gerichtsherrlichen Forsten 

('Interessenten forsten 1 ) und Heiden wahr. Diese Berechtigungen 

waren zumeist gemäß dem Viehbestand der Höfe abgestuft. Eine 

solche Staffelung konnte sich jedoch verwischen, wenn es z.B. 

bei der Nutzung der Holzservituten - "Feld eines ständigen Kamp- 
2 0 8 fes zwischen der ländlichen Bevölkerung und ihren Herren" 

darum ging, das Maß an beschaffbarem Holz kollektiv immer mehr 

auszuweiten.- Wo die Ressourcen Ende des 18. Jahrhunderts be¬ 

reits knapp wurden - man denke an den "Verfall" durch Überbeset- 
2 09 

zung der gemeinen Marken im Osnabrückischen -, traten die in¬ 

ternen Differenzierungen in den Gemeinden klar zutage. Dabei kam 

es zu Konflikten zwischen den einzelnen Bauernklassen, zumal den 

Meiern und Kötern einerseits, den Brinksitzern andererseits, die 

sich "auf den mächtigen Beistand des auf die Bevölkerung des 
210 Landes bedachten Amtes stützten" . Zunehmend prekär gestaltete 

sich gegen Ende des Jahrhunderts vor allem das Verhältnis der 

Reiheleute zu den Nichtangessenen, die sich die Gemeinheitsnut¬ 

zung durch Zahlung eines Weidegeldes o.ä. erkaufen mußten. 

Nicht daß Bauern und Kleinstellenbesitzer bzw. Häuslinge weniger 

als in früheren Zeiten wirtschaftlich aufeinander angewiesen ge- 
211 

wesen wären ; dies wirkte auch weiterhin integrierend auf die 
212 Gemeinde und überwog noch die Interessenkonflikte . Aber im 

Zweifelsfall wurde deutlich, daß die kleinen Besitzer und Noch- 

Reiheleute "in der Nutzung der kollektiven Ressourcen eine grö¬ 

ßere Rechtssicherheit als die Besitzlosen (besaßen), die sich 

diese immer wieder erkauften mußten und dabei dem Risiko einer 
213 Ablehnung unterlagen." Ablehnung praktizierten die Reiheleute 

in der zweiten Jahrhunderthälfte konsequent gegenüber den Ansied 

lungsprojekten der Verwaltung. So zeigte sich im Hoyaer Amt Nien 

bürg - in der Grafschaft hatten die Gemeinden schon 1697 ein Wi¬ 

derspruchsrecht gegen unliebsame Ausweisungen erwirkt, im Gefol¬ 

ge dessen ein umständliches Kompromißverfahren - die Amtsvenval- 
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214 

tung seit etwa 1775 "an den Schwierigkeiten mit den Gemeinden 

ermüdet. Der Druck, der auf sie ausgeübt wurde, muß ihre Reiz¬ 

barkeit veranlaßt haben. Während in der ersten Hälfte des Jahr¬ 

hunderts umfangreiche Ausweisungen ohne Zutun des Amtes vor sich 

gingen, blieben jetzt selten Neuansiedlungen unwidersprochen. 

Vereinzelt drohten tatsächlich Gemeinheiten sich zu erschöpfen. 

Die schon vorhandenen Stellen strebten mehr als vormals mit dem 

sich durchsetzenden Kartoffelbau nach neuen Zuschlägen und die 

ganze extensive Wirtschaftsart forderte große Oedlandflächen." 

Ähnlich wird auch von den Gemeindeberechtigten des Calenberger 

Dorfes Empelde berichtet, sie seien "im Laufe des 18. Jahrhun¬ 

derts ... in Erwartung etwaiger Gemeinheitsteilungen allmählich 

zurückhaltend gegen Neuanbauer in der Verleihung von Gemeinde- 

rechten (geworden), so daß diese vielfach ohne Zulassung zur Mit- 
215 

nutzung der Allmende blieben." 

Die beginnenden Gemeinheitsteilungen brachten im übrigen unter 

den Reiheleuten neben jener binnen-integrativen Abschließungsten¬ 

denz gegen die Nichtberechtigten auch eine "festere Normierung 

der Abstimmungen" (Stüve) in der Versammlung mit sich. Das Prin¬ 

zip der Einstimmigkeit schien ohnehin nur selten angewandt wor- 
216 

den zu sein . Nun kam man, wie Stüve für Osnabrück belegt 
217 

hat , dahin, die Stimmen aus den verschiedenen Höfeklassen zu 

gewichten, der Halberbe zu 2/3, der Erbkötter zu 1/3 und der 

Markkötter zu 1/5 des Gewichts einer Vollerben-Stimme gerechnet. 

Also auch hier wie bei den Gemeinheitsrechten, den Beitrags¬ 

pflichten (Dienste, Umlagen etc.) und der Steuerrepartition eine, 

allerdings wohl nicht überall eingetretene, besitz-ständische 

Abschichtung der Reiheleute - in welcher Hinsicht nun waren sie 
218 

gleichgestellt? Wittich zufolge gingen die Gemeindeämter als 

alle gleich verpflichtender Reihedienst unter den Reiheleuten um, 

allen voran das des Bauermeisters als des "Vorstehers und Ge- 
219 sch;< f t s f üh re rs " der Gemeinde . "Wo die Gemeinde nur einen Bauer¬ 

meister hatte, ging das Amt im Laufe der Jahre durch alle Bauern¬ 

klassen der Reiheleute; wo aus den einzelnen Bauernklassen je ein 

Bauermeister genommen wurde, wechselte es nur innerhalb der einen 
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Klasse (bzw. der zwei Klassen), welche der betreffende Bauermei- 
220 

ster vertrat." Zweifel scheinen allerdings angebracht, ob die 

Praxis diesen Regeln immer entsprach. Sowohl Bauermeisterlisten 

als auch die verbreiteten Klagen über zu nachsichtige, inkonse¬ 

quente Bauermeister legen den Schluß nahe, daß verwandtschaftli¬ 

che Rücksichten wie vor allem auch die ökonomische Machtstellung 

weniger Höfe z.T. zu Monopolansprüchen einer kleinen Gruppe oder 
2 21 Einzelner geführt haben 

Fassen wir noch einmal die von der Gemeinde zu erfüllenden Aufga¬ 

ben zusammen : 

1) Die Gestaltung und Ordnung des genossenschaftlichen Wirtschaf- 

tens, also Regelung der Gemeinheitsnutzung, des Flurzwangs in 

der gesamten Dorfgemarkung, Bestellung der Gemeindehirten, Feld¬ 

hüter usw. 

2) Die Ausübung einer begrenzten Strafgewalt z.B. bei V/erstößen 

gegen die Feldordnun g , Abpflügen, kleineren Diebstählen und 

Hehlerei oder auch Vergehen gegen die ungeschriebenen sozialen 

Gesetze des Dorfes, die gewöhnlich nach traditionellen Rügebräu¬ 

chen (Fenstereinwerfen, Katzenmusik u. dgl. bis hin zum Nieder¬ 

brennen des Hauses) geahndet wurden. Sonst erhob die Gemeinde 

Geldstrafen bis zu einem Taler, verlangte die Lieferung von Bier 

für die Gemeindezeche nach den Versammlungen, konnte auch Pfän- 
222 düngen vornehmen 

3) Die von der Landesherrschaft den Gemeinden zugewiesenen Auf¬ 

gaben: neben der Steuerbeitreibung, dem Wege- und Deichbau 

sowie der Aufbringung bestimmter Dienste vor allem das Armenwe¬ 

sen. Letzteres stellte im Vormärz in Zusammenhang mit der Rege¬ 

lung der Domizi1verhä1tnisse eine rasch wachsende Herausforderung 

dar. Aber bereits die bürgerliche Öffentlichkeit des ausgehenden 

18. Jahrhunderts widmete, zu Recht, dem Armenproblem große Auf- 
2 2 3 merksamkeit 

Erst nach und nach war das Armenwesen aus der Alleinverantwortung 
2 24 des Kirchspiels, das Stüve zufolge mit der Reformation diese 

Aufgabe fest zugewiesen bekommen hatte, in die Zuständigkeit der 
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weltlichen Verbände übergegangen: zumeist in die der einzelnen 

Landgemeinde, im nördlichen Niedersachsen, wo viele Gemeinden 

zur Aufbringung der Armenlast zu klein waren, in die eines über¬ 

lokalen sog. Nebenanlageverbandes. Grundsätzlich legte das dama¬ 

lige Heimatrecht fest, daß der Heimatort des Einzelnen im Not¬ 

fall auch sein Unterstützungsort sei, was für die mobileren Un¬ 

terschichtsangehörigen eine große Härte bedeuten konnte. Nur sel¬ 

ten bestanden aber wirklich einheitliche Bestimmungen, in Nord¬ 

westdeutschland definitive wohl nur im Bistum Osnabrück durch 

die Verfügungen von 1766/74: das Recht auf Armenunterstützung er¬ 

warb man dort durch zehnjährigen Aufenthalt in einem Kirchspiel; 

dem Kirchspiel war das Armenwesen grundsätzlich zugeordnet. Wäh¬ 

rend der ersten zehn Aufenthaltsjahre eines neu angesiedelten 

Heuerlings haftete der vermietende Bauer dafür, daß sein Heuer¬ 

mann nicht der Armenkasse zur Last fiel. Zudem machte ihm die 

Verordnung von 1774 auch für dessen Schatzungen und Holzungs- 
2 2 5 brüchten (Strafgelder) verantwor1ich 

Wie groß die Dorfarmut im 18. Jahrhundert wirklich war, wie sehr 

sie den Kassen der Landgemeinden zur Last fiel, ist für Nieder¬ 

sachsen zahlenmäßig nicht zu belegen. Von Bayern weiß man, daß 

dort Ende des 18. Jahrhunderts 6,3 % der Landbevölkerung völlig 

auf Armenfürsorge angewiesen waren. "Die Zahl derjenigen, die 

nur zeitweilig oder teilweise die Fürsorge in Anspruch nehmen 
2 26 mußten, lag entschieden höher." 

Zwar war der Prozentsatz der Unterstützungsbedürftigen in den 
2 2 7 Städten deutlich größer als auf dem Lande , aber auch dort ge¬ 

riet in Hungerjahren schlagartig der weniger gesicherte Teil der 

Unterschicht in Not und war gezwungen, durch Betteln oder kleine 

Diebstähle sich einen Lebensunterhalt zu verschaffen (wenn nicht 
2 2 8 die staatlichen Kornmagazine ausreichend Hilfe boten ). Nicht 

zufällig erschienen die Osnabrücker Armen-Verordnungen direkt im 

Gefolge des Siebenjährigen Krieges und der Hungerjahre nach 

1770 229 

Die "Hauptab sicht" 1 andesfürs11icher Armenpolitik im 17./18. 

Jahrhundert war, H. Rubner zufolge, die "Abschaffung des Bettels 
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230 
durch Bett1erjagden und Bettlerfuhren" . Im Osnabrückischen, 

und das scheint keine Ausnahme in Niedersachsen gewesen zu sein, 

setzten die Landgemeinden diese Intention auf ihre Weise um, in¬ 

dem sie nämlich "rechtschaffene Leute" aus der Bauerschaft zu so 

genannten Armenjägern bestellten. Der Drost zu Fürstenau bei¬ 

spielsweise berichtete 1803 über sein Amt, dort gebe es in jedem 

Ort und jeder Bauerschaft einen Armenjäger "zur Abkehrung frem- 
231 

den Gesindels" . Daneben hatten sie die Einhaltung der legalen 

Fristen für das Betteln zu überwachen. 

Sowohl um die Verteilung der Armenlasten unter die Reiheleute 
232 

und die Zahlungspflichtigen Nichtangesessenen als auch um die 

Zuständigkeit der Gemeinde für den einzelnen Unterstützungsbe¬ 

dürftigen bahnten sich schwerwiegende Konflikte an. Nun ging 

auch der alte 'Stand der Armen', der ' ordo plebejus' - "Er hatte 

als von Gott gewollte, gewissermaßen naturwüchsige Ergänzung der 

Ständeordnung gegolten und war das Objekt einer besonders von 

der Kirche oder von städtischen Institutionen getragenen Sozial- 
2 3 3 hilfe gewesen, ohne als Subjekt in Erscheinung zu treten." -, 

ging also dieser geduldete, 'beherrschbar' gegjaubte 'Stand' all 

mählich in eine andere Qualität über: die immer schon vorhanden 

gewesenen Heimatlosen, Vagabunden, Unbehausten begariTt aufzugehen 

in einer viel größeren und ständig wachsenden Masse von Existenz 

gefährdeten, einer als bedrohlich empfundenen Randschicht, die 

das Bürgertum nicht als soziales Problem begriff, sondern aus 

traditionell ständischen wie modern bürgerlichen Wertvorstellun¬ 

gen heraus vorwiegend mit individuellen, moralisierenden Schuld- 
, . , , 234 Zuweisungen bedachte 

In der Landgemeinde blieb die Unterschicht der Rechtlosen den An 

gesessenen und wirtschaftlich einigermaßen Gesicherten fremd, 

und die Entfremdung zwischen ihnen wuchs mit der Masse der 'un¬ 

sicheren Existenzen', weil eines von deren Hauptkennzeichen Fluk 

tuation und eine kleinräumige, aber spürbare Mobilität war. Je 

nach der Gunst der Erwerbslage wechselten die Angehörigen der Un 
233 

terschicht zwischen Häuslings- und Gesindestatus , sie gingen 

im Umkreis des Amtsbezirkes nach der besten Arbeit, dem höchsten 
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Tagelohn, oder sie machten ihr Glück und blieben an einer Station 

ihres Hollandganges. Solches ökonomisch notwendige Verhalten 

machte sie suspekt. Sie blieben der Nachbarschaft der bäuerli¬ 

chen Hofbesitzer in zunehmendem Maße äußerlich. 

2.2.6. Institutionen der dörflichen Sozialisation: Familie, 

Nachbarschaft, Arbeitskooperation, Geselligkeit 

Landbesitz oder nicht, Gemeindeberechtigung ja oder nein, Besitz¬ 

klasse, Größe des Hofes: das waren die Kriterien, die den Status 

des Einzelnen im Dorf bestimmten. Täglich wurde die gewachsene 

soziale Struktur auf vielfältige Weise und auf verschiedenen 

Ebenen des Zusammenlebens reproduziert, zugleich das ihr inne¬ 

wohnende Normengefüge und die für diese äußeren Lebensumstände 

und Zwänge typische Weise der Wahrnehmung: "Man 'sah' den ande¬ 

ren nie losgelöst von seiner Umgebung, seinem Besitz, seiner Ver- 
2 3 6 

gangenheit und Zukunft." 

Man wurde hineingeboren in den sozialen Rang der Familie und ih¬ 

res Besitzes. Man erlernte von klein auf den "Kode, in dem das 

Dorf sich ausdrückte und seine Ordnungen regelte ...: durch Zu¬ 

sehen und Miterleben bei der Feld- und Hausarbeit, beim Kirch¬ 

gang, bei Hochzeiten und Begräbnissen, beim Weg zum Brunnen und 
2 3 7 

zum Nachbarn." Man wurde eingeführt und eingefügt in das tra¬ 

dierte System von Symbolen für die gesellschaftlichen Abschich¬ 

tungen und Bezüge, in das Bewußtsein von 'wir' und 'die anderen' 

innerhalb des Dorfes wie gegenüber der Außenwelt. Schließlich 

wuchs man in einer Bauernfami1ie hinein in die Rolle des Anerben 

oder nur eines der 'weichenden' Geschwister, denen in vielen 

Fällen - falls sich ihnen nicht die Möglichkeit einer günstigen 

Einheirat bot - ein deutlicher sozialer Abstieg bevorstand, mit 

einer Abfindung als Ausgangsbasis, die den Wert des Hoferbes nie 

erreichen konnte und gänzlich von der Wirtschaftskraft des Hofes 

abhing. 
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Die Funktionsbedingungen dieses außerordentlich stabilen sozia¬ 

len Systems auf dem Lande werden deutlich, wenn wir die schicht¬ 

spezifische Gestalt von Haushalt und Familie um 1800 genauer be¬ 

trachten, die jeweiligen Heiratsstrategien und Heiratskreise, 

die Chancen beruflicher bzw. sozialer Mobilität. Ergänzend dazu 

müssen wir einen Blick auf die übrigen wichtigen Elemente des 

dörflichen Zusammenlebens werfen - Arbeitskooperation, Verwandt¬ 

schaft im weiteren Sinne, Nachbarschaft, Geselligkeit u.a. -, 

die über die stets 'öffentlich' wirksame soziale Kontrolle die- 
2 3 8 

se "spezifische Vergese11 schaftungsform" Dorf horizontal und 

vertikal integrierten. 

Das 'ganze Haus' der alten bäuerlichen Familienwirtschaft beher¬ 

bergte grundsätzlich soviele Personen, wie der Hof an Arbeits¬ 

kräften brauchte und an Nichtarbeitenden - Kindern und Alten - 

wirtschaftlich mittragen konnte. Die Hofgröße und, da diese ganz 

eng mit dem geltenden Erbrecht verbunden war, die Vererbungspra¬ 

xis bestimmten entscheidend die Zusammensetzung des Haushalts 
239 

und der Familie in der bäuerlichen Schicht 

Wie Lutz Berkner anhand eines Vergleichs der Fürstentümer Göt¬ 

tingen (Realteilung) und Calenberg (Anerbenrecht) gezeigt und 
240 

auch an anderen Beispielen bestätigt hat , war für Realtei¬ 

lungsgebiete die Kernfamilie, d.h. das Zusammenleben höchstens 

zweier Generationen, typisch. In 87 % der untersuchten Göttinger 

Haushalte lebten im Jahr 1689 Kernfamilien ("«itclear families"), 

hingegen nur in 7 % - im Gegensatz dazu Calenberg: 30 % - darü- 

berhinaus erweiterte Familienformen, in erster Linie Variationen 
241 

von Drei-Generationen-Familien' . 88 % der erfaßten Personen, 

1766 noch 80 ?o, lebten in Kernfamilien. Das Bevölkerungswachstum 

während dieser knapp 80 Jahre floß nur zu einem Drittel in die 

bestehenden Haushalte ab, indem nun verstärkt Verwandte und I n - 
242 wohner aufgenommen wurden - Gesinde aufgrund der Betriebsgrö¬ 

ßenstruktur nicht in nennenswertem Umfang -; "two-thirds of the 

increased population is accounted for by members of ■i^lear fa¬ 

milies in new households." 
243 
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Das Anerbenrecht begünstigte, zumal wenn es wie in den meisten 

Teilen Niedersachsens mit dem Majorat gekoppelt war, die Ausbil¬ 

dung von Drei-Generationen-Familien. Lebten unverheiratete Ge¬ 

schwister des Hoferben mit auf dem Hof, traten verschiedene For¬ 

men komplexer Haushalte auf. Berkner gibt, allerdings mit einer 

Sammelkategorie "households with relatives", also wohl mit Alten 

teilern und/oder sonstigen Verwandten, für Calenberg im Jahre 

1776 an, daß in 44 % aller Haushalte Verwandte lebten (gegenüber 

30 ?o 1689), in weiteren 23 % (27 %) Einlieger. "The primary 

mechanism of growth was the internal expansion of existing house 
244 

holds." Der Grad an Komplexität der Haushalte in jeder Rich¬ 

tung differierte jedoch regional auch zwischen Anerbenrechtsge¬ 

bieten recht stark, je nach dem Maße, in dem noch neue Stellen 
243 auszuweisen waren 

Der Haushalt wurde durch familienfremdes Gesinde ergänzt, inso¬ 

fern dies zur Sicherung der vom Hof erforderten Arbeitsleistung 

notwendig war. "Je wohlhabender ein Bauer, desto mehr Gesinde 

benötigte er und desto eher konnte er es sich auch leisten." Die 

Zahl des Gesindes war außerdem "davon abhängig, in welcher Phase 

des Familienzyklus sich die bäuerliche Familie befand. Waren die 

Kinder sehr klein, und nahmen auch noch die Zeit der Mutter in 

Anspruch, wurde (relativ) viel Gesinde benötigt. Dagegen nahm 

die Zahl des Gesindes mit zunehmenden Alter und zunehmender A r - 
246 

beitsfähigkeit der Kinder ab." Der Anteil von Haushalten, die 

Gesinde hielten, betrug 1689 in Calenberg 25, in Göttingen 20 %, 

1766 dann 30 bzw. 17 ?o24?. 

Die Drei-Generationen-Familie fand sich auch in Anerbenrechtsge¬ 

bieten, wie wir schon sahen, nur in einer Minderheit aller Haus¬ 

halte. Das erklärt sich zum einen aus der Tatsache, "daß das Zu¬ 

sammenleben von drei Generationen stets nur eine mehr oder weni¬ 

ger kurze Phase im Ablauf des Fami1ienzyk1us ist. Es handelt 

sich immer nur um die Spanne zwischen der Geburt des ersten Kin- 
248 

des der 3. Generation und dem Tod der Großeltern." Zum ande¬ 

ren gab es eine Reihe von Faktoren, die von Fall zu Fall einem 
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'automatischen' Zusammenhang von Anerbenrecht und Stammfamilie 
249 

entgegenwirkten : 

. das in Anerbenrechtsgebieten besonders hohe durchschnittliche 

Heiratsalter; 

. eventuelle gewohnheitsrechtliche Geltung des Minorats; 

. für die Einrichtung eines Altenteils, Ausgedinges, einer 

Leibzucht o.ä. nicht zureichende Wirtschaftskraft des Hofes; 

. Wiederverehelichung eines verwitweten Elternteils, oft mit 

einem weit jüngeren Partner, die den normalen Generationen¬ 

wechsel hinausschiebt. 

Wie wenig die so vielfältig von sozialromantischer Kulturge¬ 

schichtsschreibung in der Nachfolge W.H. Riehls idealisierte 

bäuerliche Stammfamilie eine harmonische Einheit darstellte, 
2 50 

zeigt gerade dieser Akt der Hofübergabe . Er konnte in freund¬ 

licher Atmosphäre ablaufen, endete jedoch, da die menschlichen 

Beziehungen ganz den sachhaften Interessen untergeordnet waren, 

oft in harten Auseinandersetzungen, Prozessen, ja menschlichen 

Katastrophen. Vorrang hatte die Erhaltung und zureichende Aus¬ 

stattung des Hofes über den Familienzyklus hinaus. Der Wider¬ 

streit zwischen Hof und Familie als den beiden leitenden Ord¬ 

nungsprinzipien der bäuerlichen Welt bestimmte das Verhältnis 

von Hofbesitzer und Leibzüchter. 

Seit dem Dreißigjährigen Krieg war man zum Abschluß förmlicher 

Verträge zwischen den Generationen übergegangen. Sie sollten die 

Rechtsunsicherheit beseitigen, die mit der Verdrängung alter ge¬ 

wohnheitsrechtlicher Vorstellungen durch das nivellierende römi¬ 

sche Recht auf dem Lande entstanden war. "Die wichtigsten ver¬ 

traglichen Vereinbarungen wurden zumeist zum Zeitpunkt der Ver¬ 

heiratung des Anerben getroffen. Die Heiratsberedungen, die zwi¬ 

schen den Eltern von Braut und Bräutigam geführt wurden, bestan¬ 

den fast ausschließlich in dem Aushandeln der Rechte der Leib¬ 

züchter, der Rechte des jungen Ehepaares, das den Hof noch nicht 

übernehmen konnte, der Höhe der Mitgift des aufziehenden Teils 

und der Geschwister des Anerben, sowie in bestimmten Erbregelun- 
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gen, die dann notwendig waren, wenn der Besitzer sich wiederver- 
2 51 heiratete und Kinder aus einer früheren Ehe vorhanden waren." 

Wenn der aktuelle oder zukünftige Hofbesitzer gleichsam als Treu¬ 

händer des Hofes gegenüber den verschiedenen persönlichen Ansprü¬ 

chen von Eltern, Geschwistern usw. zu (ver)handeln hatte, so ge¬ 

schah das natürlich im Namen der Rentabilität des Hofes (welcher 

auch das Hauptinteresse des Grundherrn galt, weshalb dieser, im 

Gebiet der westfälisch-osnabrückischen Eigenbehörigkeit bei Fa¬ 

milienverträgen konsensberechtigt, durchaus Einfluß zugunsten 

des Erben gegen seine abzufindenen Familienmitglieder besaß und 

z.T. wohl geltend machte!). 

Des öfteren finden sich aber auch Auslobungen für abgehende Ge¬ 

schwister, die weit über die Verhältnisse des Hofes gingen, ge¬ 

gebenenfalls zu schwerer (Weiter-)Verschuldung führten. Auch 

wirtschaftliche Schwierigkeiten erlaubten kein Absinken unter 

das Niveau des Standesgemäßen. Wenn dann auch versprochene Lei¬ 

stungen de facto letztlich teilweise unterblieben, Streit, gar 

Prozesse auslösten: änderte dies doch nichts am Prinzip der 

norm-, d.h. prestigeorientierten Auslobung. Das Rechnen mit dem 

'symbolischen Kapital' mag noch zugenommen haben, als die Bevöl¬ 

kerungszahl gegen Ende des 18. Jahrhunderts gegenüber den verfüg¬ 

baren Stellen immer rascher wuchs. "Durch den Konkurrenzkampf, 

der durch diesen Bevölkerungsdruck entstand und der vor allem un¬ 

ter den nachgeborenen Söhnen in verschärftem Maße ausgetragen 

wurde, da Anerbinnen ja eine Ausnahme darstellten, erhielt der 

Brautschatz als Mittel zur Behauptung der sozialen Stellung eine 

zentrale Bedeutung. Gelang es nicht, aufgrund einer attraktiven 

Abfindung für eine Tochter oder einen Sohn einen Anerben bzw. 

eine Anerbin als Ehepartner zu finden, dann mußte das betroffene 
252 Kind sich mit dem sozialen Abstieg abfinden." Darauf komme ich 

am Ende dieses Abschnittes noch zurück, auf den Inhalt der Braut¬ 

schätze, ihren direkt ökonomischen und ihren Prestige-Geha 11 

weiter unten. 
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Wie wirkten sich die genannten Rahmenbedingungen nun auf das ge¬ 

nerative Verhalten im bäuerlichen Bereich aus? Die entscheidende 

'strategische Variable' in der vor industriellen Reproduktionswei¬ 

se war der Zeitpunkt der Heirat. Das Land Hannover gehörte zu 

den Gebieten mit relativ niedriger Heiratsfrequenz, und zwar vor 

wie nach dem Erlaß der die Familiengründung beschränkenden Ge¬ 

setze von 1827. Die Eheschließungsziffern in ausgewählten deut¬ 

schen Ländern betrugen während des Vormärz (in der Bevölke¬ 

rung ) 253 : 

Hannover 

Westfalen 

Württembg. 

Mecklenbg.- 
Schwerin 

Mecklenbg. - 
Strelitz 

Lippe-Det¬ 
mold 

1821/23 

8,1 

8,4 

8,4 

7,2 

8,4 

1826/30 

7.6 

8,4 

7.7 

6,9 

9,0 

1831/45 

7,5 

8,8 

8.4 

7.7 

7.4 

8.7 

1836/40 

7.7 

8.7 

7.7 

7,6 

7,9 

8.8 

1841/45 

7.5 

8,0 

7,7 

7.4 

7.6 

8.5 

1846/50 

8,0 

8,1 

6,9 

7,2 

6,7 

8,5 

Schlesien 

Prov. Posen 

Westpreußen 

Pommern 

Bayern 

Baden 

Brschwg. 

Oldenburg 

Kgr. Sachsen 

Dt. Reich+ 

9.7 

8,9 

10,1 

9,3 

6.8 

7,8 

9.1 

8,5 

8,9 

8.5 

6.6 

6,6 

8.2 

8,1 

9.4 

10,2 

11,2 

9,0 

6.4 

7,9 

9,3 

9,8 

10,8 

8,7 

6,1 

8,1 

7,7 7,6 

8,2 8,3 

9,0 

10,7 

10,9 

9,0 

6.5 

7.6 

7,9 

7.5 

8.6 

8,2 

8.3 

9,2 

10,0 

8,5 

6.4 

6,8 

9,1 

8,0 

8.5 

7,9 

(+ Gebie.t des Deutschen Reiches von 1871 ohne Elsaß-Lothringen) 
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Zum Teil sind solche Differenzen - nach oben wie nach unten, ge¬ 

genüber Ostelbien wie Bayern - auf unterschiedliche rechtliche 

Vorgaben zurückzu führen; von den bäuerlichen Erbrechten wirkt, 
254 

das hat W. v. Hippel zuletzt betont , Anerbenrecht auf eine ge¬ 

ringere Heiratsfrequenz und höheres Heiratsalter hin, die übri¬ 

gen Rechtsfaktoren sind nicht zu vergessen (Konsensrechte etc.). 

Zum anderen hängt die Heiratsfrequenz sehr stark von der struktu¬ 

rellen Zusammensetzung der Bevölkerung und ihren ökonomischen 

Chancen ab. Namentlich Regionen mit verdichteter Protoindustrie 

(vgl. in der Tabelle u.a. das Kgr. Sachsen und die preußische Pro 

vinz Westfalen) dürften aufgrund der protoindustriellen Unter¬ 

schicht höhere Heiratsziffern aufweisen als Hannover, wo dieser 

Bevö1kerungstei1 quantitativ insgesamt etwas weniger durch- 
2 5 5 

schlug ' . Für den ländlichen Gewerbetreibenden trat gemeinhin 

"ererbter Besitz als die 'sachhafte' Determinante von Haushalts¬ 

gründung und Fami1ienstruktur ... zurück gegenüber der Bedeutung 

des familialen Arbeitszusammenhangs. ... Die Eltern waren zwar 

verstärkt auf die kindliche Arbeitskraft angewiesen, doch verfüg¬ 

ten sie in der Adoleszenzphase der Kinder über kein Sanktionsmit¬ 

tel gegen deren Ausscheiden aus dem Haus und die Gründung einer 

neuen kernfamilialen Einheit. Heirat und Familiengründung ent- 
2 5 6 

glitten somit dem Zusammenhang patriarchalischer Herrschaft." 

Protoindustrie11e generative Verhaltensmuster bedürfen in Nieder¬ 

sachsen noch genauer Prüfung.- Dort hat als weiterer * aktor ge¬ 

wiß der besonders geringe Urbanisierungsgrad dämpfend auf die 

Heiratsziffer eingewirkt. In den Städten lag sie höher als auf 

dem platten Lande, auch stadtnahe Dörfer wie Hainholz, List und 

Vahrenwald bei Hannover weisen deutlich überdurchschnittliche Zif 
2 5 7 

fern auf (1810-19: 9,5 ?»; 1830-39: 9,1 ?a») 

Was nun die Fragen des Heiratsalters, der durchschnittlichen Kin¬ 

derzahl, Ehedauer, Aufwuchserwartung usw. der Kinder betrifft, 

so sind mir für Niedersachsen ausschließlich - und sehr wenige - 

Untersuchungen zur Schicht der Stelleninhaber bekannt. 

In der Besitzerschicht insgesamt sank das Heiratsalter zwischen 
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1700 und 1850 zunächst deutlich ab, auf ein Minimum Ende des 

18. Jahrhunderts hin, um Ibis zur Mitte des 19. Jahrhunderts auf 

ein dann noch lange gehaltenes Niveau anzusteigen. Dabei heira¬ 

tete der Kleinbauer im 18. Jahrhundert durchschnittlich zwei bis 

drei Jahre später als der Vollbauer, ein Unterschied, der sich 

bis 1850 allmählich einebnete. 

Qurchschni ttl_iches_ A.1 ter_des_Mannes/Jer_ Frau bei der_ei sten_ 

£h e_s£h^i^ßu^ng " ^ ® : 

Heiratsj ahr Vollbauer 

Mann 

nschicht 

Frau 

Kleinbauernschicht 

Mann Frau 

1700-1774 

1750-1799 

1775-1824 

1800-1824 

1825-1849 

1850-1874 

28,0 

26,6 

26,3 

27,5 

28 , 1 

29,8 

_ 

22,8 

22.3 

23,5 

23,7 

26.4 

25,2 

30,3 24,4 

29,6 23,4 

28,2 23,9 

l 28,4 24,4 

| 29,9 24,9 

Aus einer vollständigen, d.h. bis zum 45. Lebensjahr der Frau 

bestehenden Vollbauernehe gingen im Durchschnitt - die unfrucht¬ 

baren Ehen und diejenigen mit einem Heiratsalter der Frau von 

über 30 Jahren eingeschlossen - im Zeitraum 

1750-99 : 6,4 

1800-49 : 6,1 

1825-49 : 6,5 
259 

1850-74 : 4,9 Kinder hervor 

Bei Kleinbauern war die Kinderzahl durchweg niedriger als bei 
260 

den Vollbauern . In der Vollbauernschicht lag das Alter der 

Mutter (Heiratsalter unter 30 Jahren) bei ihrer letzten Geburt 

1700-1799 bei 40,7 Jahren; es sank auf 33,7 in der ersten Hälf¬ 

te des 19. Jahrhunderts und auf 35,5 zwischen 1850 und 1874. 

Der jeweilige Abstand zwischen zwei Geburten betrug in der Voll- 
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bauernschicht 1800-1849: 2,3 (exkl. der letzten Geburt: 1,8) Jah¬ 

re, 1830-1874: 2,6 (1,7) Jahre261. 

Hinter diesen vergleichsweise großen Geburtenintervallen und dem 

sinkenden Alter der Frau bei der letzten Geburt sehen v. Nell 

und Wülker erste Elemente einer innerehelichen Geburtenbeschrän- 
2 6 2 

kung . Diese These hat v. Nell dadurch untermauert, daß sie 

ein Nachlassen in der Fruchtbarkeit jung verheirateter Frauen 
2 6 3 nach 1800 nachwies, allerdings auf schmaler Materialbasis 

Breiter läßt sich belegen, daß sich allgemein in der Vollbauern¬ 

schicht nach 1800 die Fruchtbarkeit im Alter von 40-44 Jahren 

drastisch, nämlich auf 32,4 % (1800-1849) der Fruchtbarkeitszif¬ 

fer von vor 1800 verringert hat. Hingegen fiel sie in den ande- 

des Ausgangsbe- 

jetzt ein¬ 

mal von Schichtendifferenzierungen abgesehen - bereits in der 

ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts Anfänge einer Geburtenbeschrän¬ 

kung auftreten oder doch zumindest die Geburtenintervalle über¬ 

durchschnittlich lang gewesen sein müssen , unterstreicht eine 
2 6 5 Beobachtung aus den 1840er Jahren : die Ehesch 1ießungsziffer 

des Königreichs Hannover wurde in den Jahren 1841/45 auf dem Ge¬ 

biet des späteren Deutschen Reiches um 9,3 % übertroffen, seine 

Geburtenziffer jedoch um 18,3 %; 1846/50 lag die hannoversche 

Eheschließungsziffer um 1,3 % über der des Deutschen Reiches, 

die Geburtenziffer jedoch um 13,2 % darunter. 

ren Gebära 11ersgruppen erst nach 1850 unter 90 
264 Standes des 18. Jahrhunderts ab . Daß in Hannover 

Von 1.000 Säuglingen, die in Vollbauernehen, geschlossen 1750 

bis 1824, zur Welt gekommen waren, starb ein knappes Sechstel 

(159) während des ersten Lebensjahres, von 1.000 Einjährigen in 

den nächsten 14 Lebensjahren ein weiteres Sechstel (165). Diese 

Werte, die in dem genannten Zeitraum relativ konstant blieben, 

stellten bereits einen Fortschritt gegenüber dem frühen 18. Jahr¬ 

hundert dar, das insbesondere eine weit höhere Jugendsterblich¬ 

keit aufweist. Im zweiten Viertel des 19. Jahrhunderts sank die 

Sterblichkeit nun sowohl der Säuglinge bis zum ersten Geburtstag 

(auf 116 ) als auch der l-14jährigen (auf 99 %o ) erneut. Ins ge- 



- 99 - 

samt überlebten jetzt und auch 1850-74 nur noch ziemlich genau 

20 % der niedersächsischen Vollbauernkinder das 15. Lebensjahr 

nicht. In der klein- und unterbäuerlichen Schicht lag diese Quo¬ 

te jedoch höher, im städtischen Bürgertum stets deutlich niedri¬ 

ger, wobei der Abstand zur Vollbauernschicht gegen die Mitte des 

19. Jahrhunderts sich gegenüber dem 18. Jahrhundert stark verrin- 
. I ,266 gert hat 

Auf dem Rückgang der Jugendsterblichkeit beruhte der Anstieg der 

Aufwuchsleistung je Vollbauernehe im 18. Jahrhundert: in der 

zweiten Jahrhunderthälfte konnte im Durchschnitt ein Kind mehr 

aufgezogen werden als in der ersten, fünf Kinder wurden in einer 

kompletten Ehe mindestens 16 Jahre alt. Der Aufwuchszuwachs des 

18. Jahrhunderts wurde 1800/24 "durch steigendes Heiratsalter 

und fallende eheliche Fruchtbarkeit bei stagnierender Sterblich¬ 

keit reduziert. 1825/49 setzte sich der Sterblichkeitsrückgang 

fort, während der Fruchtbarkeitsrückgang stagnierte, so daß die 
2 6 7 Aufwuchsleistung wieder anstieg." 

Das Eltern-Kind-Verhältnis wurde, so hat Ingeborg Weber-Keller¬ 

mann ganz zu recht betont, "sehr früh, d.h. unmittelbar nach der 

'Hätschelperiode', zu einem Arbeitsverhältnis ..., in dem das 

Kind der Verfügungsgewalt der Eltern unterstellt war. Kein fami¬ 

liär-liebevolles Denken beachtete in diesem System persönliche 

Entfaltungschancen, oder reflektierte überhaupt das Kind-Sein als 
26 8 eigene Lebensphase." An welcher Stelle das Kind und der Ju¬ 

gendliche in den Arbeitsprozeß eingefügt wurde, ob im Haus er¬ 

gänzend zu oder anstelle von nicht-verwandtem Gesinde, als Bei¬ 

träger zum Familieneinkommen in fremden Diensten (wie bei Klein¬ 

bauern und Heuerlingen ganz überwiegend der Fall) oder durch 

Heimarbeit mit Eltern und Geschwistern oder in irgendwelchen 

Übergangs formen, dies richtete sich ganz nach den wirtschaftli¬ 

chen Erfordernissen und Möglichkeiten des Elternhauses. Diese 

prägten auch die spezifische Hausha1tsgröße bei den verschiede¬ 

nen ländlichen Schichten. 

Allgemeine Mittelwerte sagen angesichts der starken sozialen 
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Differenzierung wenig aus: daß z.B. 1772 - wir sind fast völlig 

auf Beispiele aus Westniedersachsen angewiesen-"^ - in den osna- 

brückischen Ämtern Wittlage, Hunteburg, Vörden, Fürstenau, Iburg 

und Gronenberg die Haushalte durchschnittlich 4,55-5,05 Personen 

umfaßten, ein Wert, der zu dieser Zeit in ganz Mittel- und West¬ 

europa anzutreffen ist; oder daß die Zahl der Personen pro Feuer¬ 

stätte im allgemeinen um 0,5 bis 1,5 darüber lag, in Osnabrücker 
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wie Ämtern des Hzt. Oldenburg auf einem ganz ähnlichen Niveau 

Letzterer Befund weist indes auf die besonderen Wohnverhältnisse 

der Heuerleute hin. Während nämlich in den sog. Haupthäusern der 

Bauern für gewöhnlich je ein Haushalt anzutreffen war, mußten in 

den Nebenhäusern sehr oft zwei Heuer1ingsfami1ien eine Feuerstel¬ 

le nutzen: drei Familien kamen im Fst. Osnabrück 1806 auf zwei 
271 

Neben feuerstellen 

Um die sich verschärfende Wohnraumsituation in ihrer Dynamik be¬ 

wußt zu machen, haben die schichtenübergreifenden Mittelwerte 

zudem ihren Wert. So wurden in vier Osnabrücker Ämtern zwischen 

1772 und 1806 zu einem Ausgangsbestand von 9.161 Wohnhäusern 377 

neue (d.h. 4,1 %) hinzugebaut, die Haushalte vermehrten sich in 
272 

derselben Spanne jedoch um 14,5 % - zunehmende Haushaltsdich¬ 

te also, daneben wachsende Komplexität der Haushalte, soweit 

wirtschaftlich tragbar (dies hatten wir oben anhand der Fürsten¬ 

tümer Calenberg und Göttingen gesehen). Im Vormärz dürfte sich 

der Verdichtungsprozeß auf drei Ebenen: Zunahme der Häuser, der 

Haushalte in den Häusern sowie der Komplexität der Haushalte 

weiter beschleunigt haben, was allerdings für Niedersachsen noch 
273 

im einzelnen nachzuweisen bleibt . Bedeutenden Einfluß auf 

Verdichtung und, gemäß sich wandelndem Arbeitskräftebedarf, Um¬ 

strukturierung der bäuerlichen und unterbäuerlichen Haushalte 

haben die Gemeinheitstei1ungen gehabt, was die Umstrukturierung 

angeht, wahrscheinlich in Richtung einer Polarisierung der extre¬ 

men Haushaltsgrößen-Gruppen. 

Die Abschichtung in der Haushaltsstruktur läßt sich im allgemei¬ 

nen als ein klarer Dreischritt von den Vollbauern (Großbauern) 

zu den Kleinbauern und zu den Unterbäuer1ichen, Heuerlingen usw. 
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beschreiben. So umfaßte 1749 in Bokel, einem Dorf im s'jdoldenbur¬ 

gischen Amt Cloppenburg der Haushalt eines Ganzerben im Mittel 

10,3 (ohne Gesinde 6,3) Personen, der eines Pferdekötters 6,6 

(3), der von Brinkköttern, Häuslern und Heuerlingen zwischen 4,2 
274 

und 5,25 Personen . Ein knappes Jahrhundert später weisen in 

Spenge (Ravensberg) die Mieter "mit durchschnittlich 3,6 Personen 

sehr kleine Haushalte auf; die spannfähigen Bauern mit 9,3 sehr 

große; die Kleinbauern mit durchschnittlich 5,5 Personen ... neh- 
27 5 

men einen mittleren Rang ein." Mieter-Heuer1inge ordneten sich 

in dieser Hinsicht den Mietlingen, Pächter-Heuerlinge ziemlich 

genau den Kleinbauern zu. 

Schließlich noch das Beispiel der von L. v. Bremen in seiner Un¬ 

tersuchung zu Diensten und Abgaben im 18. Jahrhundert erfaßten 
2 7 6 

Höfe im Fst. Osnabrück 

Die Menschen auf den untersuchten Hüten (jeweils aut 100 Höfen) 

Fürstentum Osnabrück 1772') Voll- 1 Halb- j Erb- j Mark¬ 
erben erben kötter ■ kotier 

bäuerliche Familien einschl. Gesinde 777 729 
davon: Bauern. 94 95 

Sohne über 14 Jahren. 4G 33 
sonst, mitarbeitende mannt 
Familienangehörige . 18 13 
familionfremde Knechte. 134 110 
B.iuerinnen . 95 92 
Tochter über 14 Jahren. 34 15 
sonst nwtarbeilomle weiht 
Familienangehörige . 11 17 
familionlreinde Mügdc. 110 95 
Angehen ige doi Groltellei ngrneratinn 27 27 
Kinder (unter 14 Jahren). 208 232 

ferner: 
Hüuslinge und Beiwohnor: 

Familien (im Durchschnitt 4 f’eiscmen) 100 140 
Einzelpersonen. 19 18 

5 IG 
100 

41 

7 
19 

100 
19 

33 
15 

182 

44 
II 

520 
100 
21 

9 
9 

100 
t8 

II 
18 
32 

202 

41 
25 
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Es zeigt sehr deutlich die Unterschiede zwischen den, grosso mo¬ 

do, groß- und den mittel- bis kleinbäuerlichen Betrieben hinsicht 

lieh der Gesindehaltung sowie in geringerem Maße auch der Koresi- 

denz von Kindern und sonstigen Verwandten.- Im Amt Wildeshausen 

(1785) differiert die Haushaltsgröße zwischen den Bes1tzk1assen 

noch stärker; die Vo11 meier-Hausha 11e weisen mit 8,8 zwei Perso¬ 

nen mehr auf als die der Kötter (6,8), die anders als in Osna¬ 

brück mit den Halbmeiern (6,7) eine Gruppe bilden, deutlich da¬ 

von abgesetzt wiederum die Brinksitzer mit 4,6 Personen. In Die¬ 

penau, dem südlichsten Amt der Gft. Hoya, sind die Unterschiede 

bedeutend geringer 

Als weiterer Haushaltstyp unterhalb der drei üblicherweise anzu¬ 

treffenden Größengruppen ist noch, am Beispiel des südöstlichen 
2 7 8 

Nieder Sachsen, der Häuslingshaushalt anzusprechen . Ende des 

17. Jahrhunderts umfaßte er in Calenberg und Göttingen-Grubenha¬ 

gen durchschnittlich nur 2,6 Personen . Fast jeder dritte war 

ein Ein-Personen-Haushalt, in 28 % der Fälle lebten zwei Personen 

zusammen, zumeist alleinstehende Ehepaare, die Kinder gingen so 
219. 

früh wie möglich in fremde Dienste ; in weiteren 30 % der Häus¬ 

lingshaushalte lebten drei oder vier Personen, in 12 % fünf und 

mehr. Allgemein waren die größeren Haushalte eher im Norden des 

untersuchten Gebiets zu finden. Zum Vergleich das dort, zwischen 

Hannover und Hildesheim, gelegene Amt Koldingen mit seiner Gesamt 

Struktur der Haushalte zu jener Zeit: keine Lin-Personen-Haushal- 

te, 5 ?o mit zwei, 12 % mit drei, 83 % mit vier und mehr Perso¬ 

nen . 

Die Calenberger Ämter zeigen auch die üblichen demographischen 

Spezifika der Häuslingsschicht: ein mit 60 % besonders hoher 

Frauenanteil (52 % im Bevölkerungsdurchschnitt), zumal in der 

Gruppe der 20-40jährigen (70 ?o! ) ; weniger Vollfamilien als in 

der Gesamtbevölkerung, sehr viel verwitwete und ledige Frauen; 

schließlich eine gewisse Überalterung (bei den Häuslingen nur 

42 statt allgemein 52 % der Personen unter 20 Jahren, 9 statt 

4 ?o Alte über 60 Jahre). Wie lange diese Überalterung angehalten 

hat, ist ungewiß, da auch über die Entwicklung der Altersstruktur 



in der Gesamtbevölkerung während des 18. Jahrhunderts wenig Klar 

heit besteht. Im 19. Jahrhundert jedenfalls "ist, entsprechend 

dem Zustrom junger Ehepaare zur Häus1ingsschicht, eine Umschich- 
2 8 0 

tung im Altersaufbau zu erwarten." 

Die ländliche Sozialstruktur, wie sie sich u.a. in den schicht¬ 

spezifischen generativen, Familien- und Haushaltsstrukturen aus¬ 

drückt, wurde in erster Linie, das habe ich bereits ausgeführt, 

durch das Anerbenrecht und die daraus resultierende starre Höfe- 

Hierarchie stabilisiert. Die an den wirtschaftlichen Erfordernis 

sen: Mitgift, Arbeitsfähigkeit, Gesundheit ausgerichteten Strate 

gien der Partnerwahl sorgten dafür, daß in dem festgefügten be¬ 

sitzhierarchischen System soziale Mobilität nach oben so gut wie 

ausgeschlossen blieb, während sozialer Abstieg eines Teils der 

nicht erbenden Geschwister ja in der Logik des Erbrechts lag. 

"Insofern war in der ländlichen Gesellschaft die bäuerliche fami 

lie ein besonders starkes bzw. aktiv wirkendes 'Gelenk' in der 

Regelung des Zugangs zu gesellschaftlichen Positionen. Sie blok- 

kierte nicht nur den Zugang zur wichtigsten und angesehensten Po 

sition auf dem Lande, zur Position des Grundbesitzer, sondern be 

stimmte damit auch angesichts der relativen Chancenarmut inner¬ 

halb der ländlichen Gesellschaft deren Mobilitäts- und Sozial- 
2 81 

Struktur insgesamt." 

Die Schicht der Vollbauern, vor allem der Großbauern, das ist 

für das 18. wie das 19. Jahrhundert immer wieder betont worden, 

bildete eine nach Besitz und Status in sich abgeschlossene 'Ka¬ 

ste', in deren Heiratskreis kaum jemand aus der kleinbäuerlichen 

schon gar nicht aus der Unterschicht einzudringen vermochte. Die 

bäuerliche Gattenwahl sei, so H. Linde, "so stark von dem stän¬ 

dischen Leitbild des Hofes beherrscht, daß das Bauerntum eines 

Heiratskreises, der in der Regel mehrere Dörfer übergreift, ge- 
2 8 2 

radezu als eine geschlossene erbbiologische Gruppe' erscheine 

Der räumliche Heiratskreis reichte für die Masse der ländlichen 

Bevölkerung nicht über den Bereich etwa des eigenen Amtes hinaus 

so kamen 77,5 % der Ehepartner in den von Wülker untersuchten 
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drei Gemeinden nördlich von Hannover aus einem Umkreis von 15 km, 
2 8 3 

wobei die Stadt den Bereich nach Süden gänzlich abriegelte . 

Aber "Familien, die ganz oben oder ganz unten in der sozialen 

Hierarchie standen, dehnten häufig ihre Heiratskreise aus, wenn 

sie am Ort oder in den Nachbarorten keinen adäquaten Ehepartner 

finden konnten. Auf diese Weise entstand ein ausgedehntes Netz¬ 

werk verwandtschaftlicher Beziehungen unter den größeren Bauern 
d • „284 einer Region." 

Einer Studie zur sozialen Mobilität im Kirchspiel Quernheim (im 

agrarisch-protoindustriell durchmischten Kreis Her ford/Ostwestfa- 
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len gelegen) zufolge heirateten Bauern zu 87,8 % (1801-30) 

bzw. 91,2 % (1831-60) wieder Frauen aus bäuerlichen Familien. 

Nimmt man dagegen nicht die aktuelle berufliche Situation, son¬ 

dern die Herkunft der Bräutigame - hier: aus bäuerlichen Familien 

dem gegenüber stellt der Autor eine Kleinbauern, Heuerleute usw. 

zusammen fassende "agrarische Unterschicht" - zum Maßstab, so konn 

ten nur 75,2 bzw. 70,8 % der Bauernsöhne eine Frau aus der eige¬ 

nen Schicht heiraten, 19 bzw. 23,6 % gingen eine Ehe mit einer 

Unterschichtsangehörigen ein. Diese Abstiegsquote lag nun immer 

noch erheblich niedriger als jene bei der Betrachtung der inter¬ 

generationellen beruflichen Mobilität der Söhne: 59 bzw. 64,5 % 

der Bauernsöhne hielten ihren Stand, während rund ein Drittel 

in die Unterschicht absank. Ein gewisser Teil der Bauernsöhne, 

am ehesten aus Großbauernfami1ien, konnte beruflichen Abstieg 

gleichsam kompensieren durch die Ehe mit einer Frau aus der eige¬ 

nen Herkunftsschicht , die eine vergleichsweise bedeutende Mit¬ 

gift einbringen konnte.- Doch dies war eher ein Ausnahmefall. 

Umgekehrt: Unterschichtsangehörige, Heuerlings- wie Kleinbauern¬ 

söhne hatten so gut wie keinen Zugang zu Vo11bauernhöfen durch 

Einheirat - 1801-30 knapp ein Prozent, später infolge Stellen¬ 

gründungen nach den Gemeinheitsteilungen 3,5 % -; jedoch heira¬ 

tete fast jeder zweite von ihnen vor 1830 eine 'weichende' Bauern 

tochter (46,3 bzw., an der Herkunft der Bräutigame gemessen, 

39,6 ?o) , nach 1830 sinkt diese Quote dann auf ein Viertel der 
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Söhne aus der Unterschicht. 

Weichende Erben als Ehepartner brachten diesen zwar keinen ech¬ 

ten sozialen Aufstieg. "Dennoch verbesserte die bäuerliche Ver¬ 

wandtschaft die soziale Lage", brachte doch die Frau oder der 

Mann mit bäuerlicher Herkunft "u.U. eine relativ bedeutende Mit¬ 

gift mit und stiftete darüber hinaus eine in vielen Hinsichten 

Schutz und Unterstützung gewährende Verwandtschaft mit der mäch- 
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tigsten und angesehensten Schicht im Dorf." Als besonders 

"plazierungsbewußt" in dieser Hinsicht erwiesen sich, sozusagen 

im Schatten der vo11bäuer1ichen sozialen P1 azierungsstrategien, 

die Kleinbauern. Das minderte wiederum die Chancen der Kleinbau¬ 

erntöchter auf eine 'gute Partie' aus der höheren oder der eige¬ 

nen Schicht, so daß sie häufiger in die Unterschicht absteigen 

mußten als ihre Brüder. 

Insgesamt bewirkte in der ländlichen Gesellschaft Nordwestdeutsch¬ 

lands - man darf Moosers Befunde m.E. durchaus mit Vorsicht so 

weit verallgemeinern - "die Immobilität der beruflichen Positio¬ 

nen zugleich eine daran gemessen beträchtliche Mobilität durch 
2 8 7 

Heirat" . Wie der soziale Abstieg von Bauernkindern lag auch 

die Besitzklassen übergreifende Verwandtschaftsbeziehung in der 

Logik des Anerbenrechts. Die integrative Wirkung solcher Ver¬ 

wandtschaftsbeziehungen auf die Dorfgemeinde hat in allererster 

Linie dafür gesorgt, daß die weitgefächerten latenten Spannungen 

zwischen den Dorfbewohnern und Schichten so verhältnismäßig sel¬ 

ten als offene Konflikte ausbrachen. 

Die verwandtschaftlichen Beziehungen pflegten, so U. Planck, 
2 8 8 

"die intimsten und intensivsten in den Landgemeinden zu sein" 

Ob sie wirklich "nur da Relevanz" bekamen, "wo sie innerhalb der¬ 

selben Sozialschicht angelagert waren", wie H. Rosenbaum an- 

nimmt , scheint mir zweifelhaft. Immerhin dürfte der emotiona¬ 

le und kommunikative 'Aufwand' auch für eher vertikale Verwandt¬ 

schaf t sb e z i ehu ng e n , ob in mehr oder minder erfreulicher Atmos¬ 

phäre, oft erheblich gewesen sein. Denn beispielsweise - materi¬ 

elles Interesse und Emotion sind hier schwer zu gewichten - blie- 
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ben die Mitgiften ein 'Bindeglied' zwischen den Familien oft über 

Jahrzehnte hin. Bei der Hochzeit nur zu einem bestimmten Teil aus 

gezahlt, wurden sie dann oft über Jahrzehnte hin in Raten abgetra 

gen, z.T. weitervererbt. Damit entstand, von allen anderen wirt¬ 

schaftlichen und persönlichen Beziehungen zwischen den Verwand¬ 

ten abgesehen, schon in dieser einen Hinsicht ein "verwandt¬ 

schaftliches mutualistisches System der wechselseitigen ökonomi- 
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sehen Balance der Betriebe" 

Wenn sich gleichwohl unter den zahlreichen bestehenden diejeni¬ 

gen Verwandtenbeziehungen herausschälten, die wirklich 'zählten' 

und aktiv gepflegt wurden, wird dies in der Tat "nicht nur durch 

genealogische Nähe, sondern auch durch physische Entfernung, Tem¬ 

perament, Übereinstimmung, relativen Rang und Nützlichkeitserwä- 
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gungen bestimmt" gewesen sein. In den bäuerlichen Alltag wirk¬ 

te mindestens ebenso stark, wenn nicht direkter als die Verwandt¬ 

schaft die Nachbarschaft hinein. Die Nachbarn leisteten Hilfe in 

allen Not- und Mange 1situationen , erfüllten bei Todesfällen tra¬ 

ditionell festliegende Verpflichtungen - Waschen und Kleiden der 

Leiche, Hausarbeiten u. dgl. ebenso waren sie fester Bestand¬ 

teil der häuslichen Geselligkeit wie der alltäglichen und nicht 

aus einer 'Privatheit' des eigenen Hauses angegrenzten sozialen 

Kontrolle. Nachbarschaft war allerdings "nicht unbedingt an das 

Haus-an-Haus-Wohnen gebunden. Die räumliche Nähe ist eine Voraus¬ 

setzung, aber keine Determinante" nachbarschaftlicher Beziehun¬ 

gen. "In Einze1hofgebieten zählen Haushalte, die mitunter kilome¬ 

terweit auseinanderliegen, zur Nachbarschaft, wobei solche, die 

nicht derselben sozialen Schicht angehören, unter Umständen als 
293 

'Nachbarn' übersprungen werden." 

Diejenigen Landarmen oder Landlosen, die nicht sozusagen horizon¬ 

tal in die Nachbarschaft eingereiht waren, wurden gleichwohl ver¬ 

tikal darein integriert, indem sie hier als Teil einer Bauernfa- 
29 A 

milie im weiteren Sinne galten . Die soziale Grenze bäuerlicher 

Nachbarschaftskreise scheint regional verschieden gezogen worden 

zu sein ; daß sie bestand, steht außer Frage. Ein unverrück¬ 

barer Kanon von Leistungen und Gegenleistungen war in der Nach- 
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barschaftsbeziehung durch die Traditionen ständischer Ehrbarkeit 
, , . .296 
festgelegt 

Direkter ökonomisch bestimmt, auch traditionell verfestigt, aber 

potentiell doch variabler war das Verhältnis von Leistung und Ge¬ 

genleistung in der Arbeitskooperation zwischen Groß- und Klein¬ 

bauern, Vermieter und Häusling/Heuerling, dem mehr und dem weni¬ 

ger unabhängig Wirtschaftenden. Die Gespannhilfe des spannfähigen 

Bauern wäre hier zu nennen, deren Notwendigkeit - oft war sie 

nicht zum rechten Zeitpunkt verfügbar - eine strukturelle Schwä¬ 

che des kleinbäuerlichen und Heuerlingsbetriebs bedeutete. Ein 

anderes Beispiel von Arbeitsteilung und -kooperation zugleich ist 

die Gewohnheit, daß die Bauern dem Gesinde und in Tagelohn mithel¬ 

fenden selbständigen Unterbäuerlichen, z.T. anstelle eines Teils 

des Barlohns, auf einem Stück Landes Lein aussäten, das diese 
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dann weiterverarbeiteten . Auch wenn diese Mitnutzung des Bau¬ 

ernlandes durch die Unterschichtsangehörigen im Einzelfall je¬ 

weils eine Übereinkunft fest verbürgt haben dürfte, wurde doch 

die Möglichkeit dazu schon vor 1800 zunehmend knapp. Landmangel 

und das Bedürfnis der Bauern nach intensiverer Eigennutzung ihres 

Bodens unterwarfen eine einstmals patriarchalische Gefälligkeit 

mehr und mehr dem Druck von Konkurrenz, Kalkulation und Interes¬ 

senkonfrontation. Hinsichtlich der Gemeinheitsnutzung zeichnete 

sich eine ähnliche Entwicklung ab. 

Andere Formen und Bereiche der Zusammenarbeit sind, so Mooser 

für sein Untersuchungsgebiet Westfalen, "weniger deutlich über¬ 

liefert, vielleicht auch infolge ihrer stummen alltäglichen 

Selbstverständlichkeit. Die 'Bittarbeit' ohne äquivalenten Tausch 

..., nur auf der Basis der Erwartung gegenseitiger Hilfe, findet 

sich nur selten", allein für die Herstellung des Hausleinens beim 
299 

Bauern werde es zuweilen berichtet 
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2.2.7. Ausblick: Momente der Integration und der Desintegration 

Ohne detailliert auf die wirtschaftliche Lage der einzelnen so¬ 

zialen Schichten eingegangen zu sein, können wir die Frage nach 

der 'Intaktheit' der niedersächsischen ländlichen Gesellschaft 

um 1800 noch nicht beantworten. Nur diejenigen Faktoren lassen 

sich benennen, die unter dem Vorzeichen zunehmenden Bevölkerungs¬ 

drucks i integrierend oder desintegrierend wirkten. In Thesen zu¬ 

sammengefaßt, sind dies: 

1. Das tiefsitzende, mit der Überschaubarkeit, Dichte und Öffent¬ 

lichkeit allen dörflichen Lebens aufs engste zusammenhängende 

Wi_r-B^ewuJ3tj3ein_d£r_Dor_fb£W£hine£ gegenüber den Nachbargemeinden, 

der Stadt, der Außenwelt schlechthin. Diese Dorf-'I dentität' 

scheint noch um 1800 wenig beeinträchtigt durch Dissoziierendes 

wie die Fluktuationstendenz der - nur beschränkt 'dazugehörigen' 

Unterschicht (Stellenwechsel, Hollandgang etc.) oder wie die 

Außenkontakte, welche größere Bauern aus Statusgründen sowie 

durch den Marktverkehr in besonderem Maße besaßen. 

2. Die im Anerbenrecht begründete, durch Familie und generatives 

Verhalten reproduzierte und stabilisierte s^Joaj: f_aijsc[e£rjjg_t e_ 

soziale Un£leichheiLt_ gleichsam auf der Folie der angesprochenen 

übergreifenden Gemeinsamkeit. Wirtschaftliche, soziale und poli¬ 

tische Abschichtung entsprachen einander weitgehend, durchweg 

wurzelnd in der Hierarchie der bäuerlichen Hofstellen. Sozialer 

Abstieg, der vom Betroffenen als potentielles Schicksal früh in- 

ternalisiert worden war, bildete die einzige relevante Form von 

Mobilität . 

3. Ein Netzwerk von V_er_wand.t s_cjna_ft s_-E3 e£i£h im£e£ durch alle sozia¬ 

len Schichten hindurch und £ec_hs_e l_S£i t. i£e£ wi£t£ctia_f t JLiches_ 

Au feinanderangewiesensein der Bauern untereinander wie der Bauern 

und der Unterschicht milderten die Spannweite der sozialen 
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Schichtung und die latent bestehenden Interessengegensätze 

4. Sich anbahnende K n a pjp h_e it s_s it ua ti o_n e_n _a uf g_r un d_ d_e s_ W_a ch s_t um s_ 

der Unterschichten - Siedelland, Gemeinweiden, Holz, Armen- 



- lo9 - 

Unterstützung, Nahrungsmittel u.a. regional mit sehr unter¬ 

schiedlichen Schwerpunkten, führten zur Verhärtung der Interes¬ 

senstandpunkte von Berechtigten und Besitzenden gegenüber den 

zu verschiedenen Graden von ihnen Abhängigen. 

2.3. Rahmenbedingungen bäuerlichen Wirtschaftens: 

Grundherrschaft und Steuerherrschaft 

Die Bauernwirtschaft der Zeit vor den Ablösungen hatte bekannt¬ 

lich, in der Terminologie Werner Wittichs, eine doppelte privat- 

wirtschaftliche und eine staatswirtschaftliche Aufgabe zu erfül¬ 

len: zum einen die Bauernfamilie zu ernähren und einen Teil ih¬ 

res Ertrages dem Grundherrn abzuliefern. Zum anderen hatte sie 

den staatswirtschaftlichen Zweck, über Steuern und Dienste zur 

Bestreitung der mit der Ausbildung des frühneuzeitlichen Staates 

ständig wachsenden Funktionen der Landesherrschaft beizutragen. 

Unter dem Aspekt: Anforderungen der beiden entscheidenden Herr¬ 

schaftsträger im ländlichen Bereich - die anderen auf dem Bauern¬ 

gut ruhenden Reallasten wie Zehnten und Abgaben an den Gerichts¬ 

herrn ordneten sich aus der Sicht des Bauern, abgesehen von den 

diversen Gemeindebeiträgen, in Niedersachsen allgemein zwanglos 

den Sphären Grund- bzw. Landesherrschaft zu -, in Hinblick 

also auf die zwei hauptsächlich vom Bauerngut Leistungen einfor¬ 

dernden Herrschaftsträger soll in diesem Abschnitt zweierlei im 

Zusammenhang knapp skizziert werden: erstens die rechtlichen 

Grundzüge der nordwestdeutschen Grundherrschaft, zweitens das 

Steuersystem mit seinen Varianten in den wichtigsten histori¬ 

schen Landesteilen. 

Zunächst: was versteht man unter einem Bauerngut? In wirtschaft¬ 

licher Hinsicht einen Komplex von Ländereien mit Gebäuden und 

sonstigem Zubehör, davon zu unterscheiden jedoch in rechtlichei 

"ein dienst- und steuerpflichtiges Gut, ein Grundbe- Hinsicht : 
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sitz, der seinen Inhaber zum Landgemeindemitglied machte, der 

ihm die Gemeindenutzungen verschaffte, ihm aber zugleich auch die 

Last der Kommunalleistungen auferlegte. Jedes solche Bauerngut 

im Rechtssinne mußte kraft Landesgesetzes mit einem Besitzer und 

Bewirtschafter besetzt sein, und dieser wurde gerade in seiner 

Eigenschaft als Inhaber eines dienst- und kontributionspflichti- 
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gen Ländereikomplexes Bauer genannt." Das Bauerngut im Rechts¬ 

sinn bildete zumeist den Kern der Bauernwirtschaft, diese umfaß¬ 

te zudem die als Eigentum des Stelleninhabers geltenden Gebäude 

sowie allodiale Grundstücke. Diese konnten mit der Zeit dem Bau¬ 

erngut fest angegliedert, d.h. fortan nicht mehr abtrennbar sein; 

sie konnten aber auch frei verfügbares Allod bleiben, als sol¬ 

ches abtrennbar in den Fällen der Erbteilung unter nicht das Bau¬ 

erngut erbenden Geschwistern, des Konkurses des Bauern sowie sei¬ 

ner Entsetzung vom Hof wegen Mißwirtschaft (auf die Kriterien 

dafür komme ich zurück.). 

Das Bauerngut - dieser Begriff steht im weiteren immer für den 

öffentlich-rechtlich als 'pflichtig' definierten Komplex, nicht 

für die Bauernwirtschaft insgesamt - konnte grundsätzlich zu 

verschiedenen Besitzrechten innegehabt werden: Meierrecht, erb¬ 

zinsartige Besitzrechte, freies bzw. belastetes Eigentum. Letz¬ 

teres kam in Niedersachsen nur in den Marschen von Bremen, Lüne¬ 

burg und Hoya vor. Erbzinsrecht und das ihm sehr ähnliche Bauern¬ 

lehen herrschten in Göttingen und Grubenhagen vor. Auch die in 

Hildesheim sehr verbreiteten Besitzrechte an Hägerdings-, Meier¬ 

dings-, Vogtdings- und Latdingsgütern waren dem Erbzinsrecht ver¬ 

wandt. Das eindeutig vorherrschende Besitzrecht in Niedersachsen 

war jedoch das Meierrecht. Ihm weitgehend angegliedert waren 

durch die Gesetzgebung der welfischen Territorien auch die frü¬ 

heren Eigenbehörigkeitsbesitzrechte in den Grafschaften Hoya und 

Diepholz. Hingegen waren im Fst. Osnabrück weitgehend die west¬ 

fälischen Rechtsverhältnisse , insbesondere die Eigenbehörigkeit , 

bestehen geblieben. 
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Das Meierrecht war entstanden aus der Zeitpacht und im Verlauf 

der schon früher beschriebenen landesherrlichen Bauernschutzpo¬ 

litik des 16. und 17. Jahrhunderts mit dem Inhalt erfüllt worden, 

der es in unserem Zeitraum charakterisiert: "Es war ein erbli¬ 

ches dingliches Recht auf die Nutzung eines fremden Gutes mit der 

Verbindlichkeit, das Gut den Grundsätzen bäuerlicher Wirtschafts¬ 

führung gemäß zu bewirtschaften, bestimmte jährliche Leistungen 

davon zu entrichten und nach Ablauf bestimmter Perioden jedes¬ 

mal einen neuen Meierbrief zu lösen.Die Bemeierung, die der 

Meier mit einer Abgabe, dem Weinkauf, zu entgelten hatte, ge¬ 

schah in Lüneburg, Bremen und Verden gewöhnlich auf Lebenszeit 

des Meiers, seltener des Grundherrn, in den südlichen Landestei¬ 

len dagegen nur jeweils für 6,9 oder 12 Jahre. Der Meier bzw. 

sein Erbe hatte einen Anspruch auf Bemeierung - unter der Vor¬ 

aussetzung persönlicher Tüchtigkeit zur Führung der Landwirt¬ 

schaft -, ob indes das Meierrecht selbst vererbt wurde, war in 

einigen Landesteilen umstritten. 

Unter den Leistungen des Meierhofes an den Grundherrn war der 

Grundzins die bedeutendste, vor allem das Zinskorn, daneben an¬ 

dere Naturalien sowie, im nördlichen Niedersachsen wohl zu 

einem größeren Anteil als im südlichen, Geldzahlungen. Fron¬ 

dienste an den Grundherrn traten dagegen im Süden völlig zu¬ 

rück, im Norden stellten sie als Wochendienst eine erhebliche 

Belastung dar. Bei Unglücks fällen, Mißernten usw. besaß der 

Meier ein Recht auf Remissionen vom Grundherrn. 

Verfügen konnte der Meier über den Hof insoweit, als er nicht 

dessen äußere Beschaffenheit sowie die hergebrachte Wirtschafts¬ 

weise veränderte. D.h. er durfte nicht Ackerland in Wiesen ver¬ 

wandeln, fruchttragende Bäume fällen, Lehm, Sand- oder Steingru¬ 

ben anlegen, Land verpachten. Im übrigen disponierte der Meier, 

in den meisten Fällen mit notwendigem grundherrlichem Konsens, 

bei allen Rechtsgeschäften zu gerichtlicher Bestätigung ver¬ 

pflichtet, in seinem eigenen Namen über das Bauerngut. 

Eine Veräußerung oder Belastung des Gutes oder seiner Teile oh¬ 

ne Konsens war einer derjenigen Tatbestände, die gewöhnlich die 
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Entsetzung des Meiers vom Gut zur Folge hatten. Dies war ebenso 

bei zwei- bis dreijährigem Zinsrückstand, Verwüstung des Gutes 

durch schlechte Wirtschaft, Konkurs des Meiers oder - dies kam 

nur selten unter bestimmten Bedingungen, auch nur für die Le¬ 

benszeit des Grundherrn, in Bremen-Verden vor - aufgrund eines 

unumgänglichen Bedürfnisses des Grundherrn nach Einziehung des 

Meiergutes der Fall. 

Auf den üblichen Widerspruch des Stelleninhabers gegen die Kün¬ 

digung des Hofkontrakts hin mußte der Grundherr, in ganz Nieder¬ 

sachsen gleichermaßen, Abmeierungsklage bei dem zuständigen Ge- 
3 04 rieht erster Instanz erheben . Wurde die Abmeierung rechtskräf¬ 

tig, verlor mit dem Meier auch seine Familie jedes Recht am Gut. 

Für das mit dem Hof untrennbar verbundene Allod erhielt der vor¬ 

malige Meier eine, oft nicht dem vollen Taxwert z.B. der Gebäu¬ 

de entsprechende, Abfindungssumme vom Grundherrn. Dieser konnte 

die Stelle dann mit einem Wirt seiner Wahl neu besetzen, war 

allerdings verpflichtet, dies so rasch wie möglich zu vollzie¬ 

hen. 

Außer in den genannten Fällen war das Meierrecht bzw. der An¬ 

spruch auf Bemeierung erblich. Die auf einen Hof aufheiratende 

Frau erwarb durch den Ehevertrag nach der Bestimmung "längst Leib 

längst Gut", welcher der Grundherr den Konsens nicht verweigern 

konnte, das Recht auf Nachfolge im Bauerngut. Als Gegenleistung 

verschrieb die Braut gewöhnlich ihren Brautschatz - Geld und Mo¬ 

bilien - dem Bräutigam, wodurch ihr wie sein Allodialvermögen 

untrennbar mit dem Meiergut vereinigt wurden. Starb der Meier 

vor seiner Frau, konnte sie kraft Meierrechts den Hof allein 

weiterführen, mindestens bis zur Volljährigkeit des zum Anerben 

bestimmten Kindes. Heiratete sie zuvor einen zweiten Mann, so 

wurde dieser zum Interimswirt bestellt und beiden sog. Maljahre 

gesetzt, nach deren Ablauf sie auf Leibzucht gehen und dem An¬ 

erben aus der ersten Ehe den Hof überlassen mußten. War die er¬ 

ste Ehe kinderlos geblieben, trat der neue Inhaber der Stelle, 

vorbehaltlich eventueller Rechte der Geschwister des Verstorbe¬ 

nen, als Meier direkt an dessen Stelle.- Die genannten Bestim- 
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mungen galten umgekehrt gleichermaßen für den aufheiratenden 

Mann einer Anerbin. 

Die Festsetzung des Altenteils (der Leibzucht) bedurfte der Be¬ 

willigung des Grundherrn und gerichtlicher Bestätigung. Die 

Leibzucht als Reallast des Meiergutes mußte zu Lebzeiten der Be¬ 

rechtigten von jedem Meier bestritten werden. Ihr Umfang: Woh¬ 

nung im Meierhaus oder in einem Nebengebäude, Äcker, Gartenland, 

Vieh- und Naturalbezüge oder Anteil an den Natura 1erträgen des 

Hofes mußte sich jeweils nach der Wirtschaftskraft des Hofes 

richten. Der in die Leibzucht abgehende Meier vererbte dem zum 

Anerben Bestimmten das Meiergut und sämtliches Allodial vermö¬ 

gen. 

Theoretisch wurde das Allod, soweit es nicht dem Bauerngut fest 

inkorporiert worden war, an den Anerben und seine Geschwister 

gemeinsam vererbt. De facto erhielten sie das Vermögen des Mei¬ 

ers jedoch nicht in Universalsukzession und teilten es sodann 

auf, sondern nur der Nachfolger im Bauerngut repräsentierte die 

Erbenden, erhielt das ganze Vermögen in natura mit der Auflage, 

die Erbteile der Geschwister in Form von Ablobungen oder Braut¬ 

schätzen auszuzahlen. Dies geschah meist zum Zeitpunkt ihrer 

Heirat; solange sie unverheiratet waren, behielt der Anerbe den 

Brautschatz ein, meistens blieben sie auf dem Hof, wurden dort 

ernährt und dienten als Gesinde. Für die Bemessung der Braut¬ 

schätze nach dem Wert der Allodialhinterlassenschaft bestanden 

in fast allen niedersächsischen Territorien genaue gesetzliche 

Bestimmungen . 

Die wichtigsten Institute des Meierrechts: Anerbenrecht, Inte¬ 

rims wi r t s c h a ft , L e i b z u ch t - und Brautschatzregelungen, sonstige 

Abfindungspf1lchten waren alle dem Ziel untergeordnet, das Bau¬ 

erngut in seiner bestehenden Gestalt und wirtschaftskräftig zu 

erhalten. Es lag im Interesse der Landesherrschaft, daß auf die¬ 

se Weise der Bauer vor willkürlichen Handlungen und Aufforderun¬ 

gen des Grundherrn und dieser gleichzeitig vor einem der Wirt¬ 

schaftskraft des Hofes abträglichen Vorgehen des Meiers ge¬ 

schützt wurde. Andererseits wohnte diesem System wechselseitiger 



- ii4 - 

Sicherungen ein hohes Maß an Immobilität inne, dessen man Ende 

des 18. Jahrhunderts endgültig gewahr zu werden begann. 

Erbzinsartige Besitzrechte waren im nördlichen Niedersachsen 

dem Meierrecht weitgehend angeglichen, im Süden waren die Unter¬ 

schiede größer, bestehend vor allem in zwei Punkten: erstens in 

einer ausgedehnteren Verfügungsfreiheit über das Bauerngut, 

zweitens in geringeren Leistungsverpflichtungen. Der Erbzinser 

wie der Inhaber eines Bauernlehens gab beim Besitzwechsel ein 

Laudemium, das meist den bedeutendsten Teil der Leistungsver¬ 

pflichtungen bildete. "Die jährlichen Leistungen bestanden bei 

Erbzinsverhältnissen in unbedeutenden Rekognitionsgebühren, 

meist kleinen Geldbeträgen, selten in größeren Naturalabgaben. 

Auch die Geld- und Naturalzinsen der Lehnsleute waren, wo sie 

überhaupt vorkamen, unbedeutend. Daher hatten Erbzins- und Lehns¬ 

leute der Regel nach bei Unglücksfällen keine Remissionsansprü¬ 

che. Dienste an den Grundherrn kamen nicht wor. 

Veräußerung und Verpfändung von Lehngut bedurfte des grundherr¬ 

lichen Konsens, während die Veräußerung von Erbzinsgütern - 

außer in Calenberg: Konsensespflicht - dem Grundherrn nur ange¬ 

zeigt werden mußte; dieser hatte aufgrund der Laudemien und 

einer an ihn abzuführenden Umsatzgebühr in Prozenten der Ver¬ 

kaufssumme durchaus ein Interesse an Besitzwechseln, die niedri¬ 

gen Zinsleistungen beeinträchtigte eine Besitzzersp1itterung 

wohl kaum. Dem Stelleninhaber war gestattet, die Substanz des 

Bauerngutes zu verändern, auch es zu verpachten; nur durfte er 

es nicht erheblich verschlechtern. Insofern das Erbzins- oder 

Lehngut nicht als Bauerngut im Rechtssinn geschlossen war, konn¬ 

ten gleichberechtigte Erben es untereinander in natura teilen. 

In den meisten niedersächsischen Territorien war aber auch für 

die Erbzinsgüter das Anerbenrecht eingeführt worden, sowohl 

dort, wo Bauerngüter wenn, dann geschlossen zu Erbzinsrecht be¬ 

sessen wurden - wie in Hoya oder Lüneburg -, als auch dort, wo 

"das Bauerngut im Rechtssinn zu gleichen Teilen aus Meier-, Erb-, 

Erbzins- oder Lehnland zusammengesetzt war und ... daher von 

einem einheitlichen Besitzrecht an der Hauptsache des Gutes nicht 
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mehr die Rede sein konnte", was im südlichen Niedersachsen 

recht häufig vorkam. In Göttingen-Grubenhagen hatte sich die 

Geschlossenheit der Bauerngüter nicht durchgesetzt und herrsch¬ 

te weitgehend freie Tei1barkeit ’^^. 

Einige Bemerkungen sind noch zu denjenigen Besitzrechten vonnö¬ 

ten, in denen Spuren alter bäuerlicher Unfreiheit mehr oder min¬ 

der wirkungsmächtig fortlebten. Die Überreste der auf Hildesheim 

und einige wenige Fälle in Calenberg und Braunschweig-Wolfenbüt- 

tel beschränkten Halseigenschaft waren im 18. Jahrhundert unwe¬ 

sentlich geworden. Die Inhaber von Meierdings-, Latdings- oder 

Hägerdingsland - benannt nach einem genossenschaftlichen Gericht 

dieser Bauern - waren in ihrer persönlichen Freiheit nicht be¬ 

schränkt, die zu leistenden unständigen Gefälle wie Umsatzgebüh¬ 

ren bei Veräußerungen oder ein Mortuarium (Baulebung) blieben 

relativ unerheblich. Insgesamt war er, dank niedrigen, meist zu 

Geld gesetzten Grundzinsen und großer Verfügungsfreiheit über 

das Gut, besser gestellt als der Inhaber eines Meiergutes. 

Gravierendere Folgen als die Halseigenschaft brachte noch im 

18. Jahrhundert die für Westfalen charakteristische Eigenbehö- 

rigkeit für die ihr Unterworfenen mit sich. Am reinsten in den 

nachmaligen Landesteilen des Königreichs Hannover hatte sie 

sich im Fst. Osnabrück erhalten; in den viel früher zu den wel- 

fischen Fürstentümern gekommenen ehemaligen Grafschaften Hoya 

und Diepholz war sie in mancherlei Hinsicht gemildert, weniger 

in Diepholz, das vor der Vereinigung der welfischen Lande zu Ca¬ 

lenberg gehörte, mehr in Hoya, wo "die rege Gesetzgebungs- und 

Verwaltungsthätigkeit der cellischen Fürsten die Eigenbehörig- 

keit rücksichtslos im Sinne des Meierrechts weiterbildete 

Im Bereich der Eigenbehörigkeit unterschied man gewöhnlich zwei 

Klassen von Personen: die sog. Gesessenen, d.h. Inhaber eigen- 

behöriger Höfe und die ihrer Gewalt unterworfenen Familienmit¬ 

glieder, andererseit die Ungesessenen, d.h. nicht in direktem 

Grundherrschaftsbezug zu ihrem Besitzherrn Stehenden, im Normal¬ 

fall die Geschwister des Anerben. Letztere brauchten im Gegen- 
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satz zum gesessenen Eigenbehörigen vom Besitzherrn keinen Hei¬ 

ratskonsens zu erwirken; dies ehemals 1eibherrschaft1iche Recht 

war allenthalben zu einem grundherrlichen 'verkümmert'. 

Was die Eigenbehörigen bei aller Angleichung der Besitzrechte 

von den Bauern anderer Landschaften grundsätzlich unterschied, 

indem es sie besonders belastete, war das Sterbfal1 recht des 

Grundherrn. Starb der eigenbehörige Bauer oder seine Frau, ge¬ 

sessen oder ungesessen, so fiel grundsätzlich die Hälfte seines 

bzw. ihres mobilen Nachlasses an den Eigentumsherrn, und dieje¬ 

nigen allodialen Grundstücke, über die der Hofinhaber zu Lebzei¬ 

ten frei verfügen konnte, wurden sämtlich mit dem eigenbehörigen 

Gut vereinigt. Das Sterbfa 11 recht wurde in Hoya-Diepholz aller¬ 

dings recht zurückhaltend ausgeübt, ebenso in Bentheim. Vor al¬ 

lem wurde das Erbteil fast nie in natura verlangt, sondern der 

Erbe konnte es 'dingen', d.h. in Geld einlösen. Zudem wurden im 

Amt Diepholz die Leibzüchter nach Gewohnheitsrecht nicht beerb¬ 

teilt, so daß in vielen Fällen, nämlich wenn sie früh genug den 

Hof übergeben hatten, gar kein Sterbfall gezogen wurde. Aber 

dies war ein regionaler Sonderfall. In Osnabrück war die Zugeld¬ 

setzung des Sterbfalls weniger üblich. Ohnehin konnte der Eigen¬ 

tumsherr, auf sein formelles Recht pochend, jederzeit sein Erb¬ 

teil in natura verlangen. In welchem Maße dies der kontinuierli¬ 

chen Bildung mobilen Vermögens beim Bauern entgegenwirkte , 

braucht nicht hervorgehoben zu werden. Um den Sterbfall mög¬ 

lichst niedrig zu halten, bemühte sich der Osnabrücker Bauer - 
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Sauermann hat das belegt - zum Beispiel, seine Kinder mög¬ 

lichst früh zu verheiraten und mit besonders reichhaltigen 

Brautschätzen auszustatten, um dem eigenen Hof Vermögen zu ent¬ 

ziehen; auch eine hohe Verschuldung aus diesem Anlaß wirkte sich 

vorteilhaft aus, da dies die Heiratschancen der Kinder aufbes¬ 

serte und beim Fälligwerden des Sterbfalls die Verschuldung des 

Hofes von der ermittelten Vermögenssumme abgezogen wurde. 

Neben dem Sterbfall entsprang dem Eigenbehörigkeitsverhä1tnis 

ein weiteres belastendes unregelmäßiges Gefälle: der Freikauf. 

Im 18. Jahrhundert war es in allen Eigenbehörigkeitsgebieten 
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üblich geworden, daß die vom Hof ziehenden Familienangehörigen, 

dann: Ungesessenen, sich mit einer bestimmten Summe Geldes aus 

dem Abhängigkeitsverhältnis freikauften. In Westfalen zahlten 

sie ca. 10 % ihres Brautschatzes. 

Um Manipulationen des Hofinhabers zuungunsten des Eigentumsherrn 

vorzubeugen, griff die Obrigkeit in allen Territorien mit Eigen- 

behörigkeit vielfach mit Verboten ein. So durfte der Bauer im 

allgemeinen weder Testamente über sein Mobiliarvermögen oder die 

mit dem eigenbehörigen Gut verbundenen allodialen Grundstücke 

aufsetzen noch sein Mobiliar verpfänden; auch verschenken durfte 

er es nur bis zur Hälfte! 

Dies soll als Überblick über die wichtigsten konkreten Auswir¬ 

kungen der verschiedenen Besitzrechte auf die Wirtschaft des 

Bauern genügen. Wie stark er insgesamt und durch die einzelnen 

Typen von Diensten und Abgaben belastet war, wird in den folgen¬ 

den Abschnitten erläutert werden. Zuvor noch ein Blick auf je¬ 

ne Abgaben, die er außer den Leistungen an den Grundherrn zu er- 
3 09 bringen hatte: Steuern und Zehnt in erster Linie 

Unter den Ende des 18. Jahrhunderts bestehenden regelmäßigen 

Steuern war in den Fürstbistümern und allen kurhannoverschen 

Territorien mit Ausnahme von Calenberg-Göttingen die Kontribu¬ 

tion die bei weitem bedeutendste. Der wohl schon ältere Begriff 

Kontribution erhielt in der Zeit des Dreißigjährigen Krieges 

einen neuen, festeren Inhalt, als allenthalben vermehrt Kontri¬ 

butionen ausgeschrieben wurden, um die Kriegsschulden zu ver¬ 

zinsen und zu tilgen. Die von der Regierung angeforderten Hebe¬ 

sätze weiteten sich vor 1700 fast überall noch stark aus, so 

daß beispielsweise im Fst. Lüneburg in den 1690er Jahren das 

Dreifache an Kontribution verglichen mit dem Zustand am Ende 

des Krieges erhoben wurde. Auch kam man allgemein erst langsam 

zu längeren Bewilligungsintervallen. 

In Hildesheim hatte man eine feste Summe als Simplum, als "eine 

Kontribution" veranschlagt, die so oft erhoben wurde, wie es 

die Staatsbedürfnisse erforderten; die Landstände mußten die 



- 118 - 

Anzahl der jährlichen Kontributionen bewilligen, zwischen 1690 

und 1801 schwankte die Zahl zwischen 7 1/2 und 40 Simpla jähr¬ 

lich. In den meisten anderen Territorien, so in Osnabrück, Lüne¬ 

burg und Bremen-Verden, bestanden feste monatliche Kontributions 

sätze, die auch nach einem gleichbleibenden regionalen Vertei¬ 

lungsschlüssel auf die einzelnen Ämter und Dörfer repartiert 

wurden. Von verschiedenen Versuchen, die Höfe einzeln direkt zu 

besteuern, war man schon im 17. Jahrhundert durchweg wieder ab¬ 

gekommen und hatte nur die Steuersummen der Dörfer bestimmt, de¬ 

ren Subrepartition die Bauerschaften selbst Vornahmen. Die Fixie 

rung der monatlichen Kontributionssätze hatte im übrigen zur 

Folge, daß des öfteren außerordentliche Kontributionen - so in 

Lüneburg ein 13. Monatssatz pro Jahr - oder andere Sondersteuern 

ausgeschrieben werden mußten. Eine Anpassung an die jeweilige Er 

tragslage der Landwirtschaft erreichte man über eventuelle 

staatliche Remissionen, in Osnabrück überdies dadurch, daß der 

Monatsschatz nicht immer voll, sondern häufig auch nur zu zwei 

Dritteln oder drei Vierteln erhoben wurde . 

für die Subrepartition unter den pflichtigen Bauernstellen gab 

es unterschiedliche Erhebungsprinzipien. In Hildesheim ein ver¬ 

gleichsweise primitives: zu entrichten waren für ein Haus 7 Mgr. 

für einen Morgen bestellten Acker, Wiese oder Holz 6 Pf., das¬ 

selbe für ein Pferd, 4 Pf. für eine Kuh, 2 für ein Schwein sowie 

für einen Morgen wüsten Acker. Osnabrück kannte nur eine Abstu¬ 

fung nach Erbesklassen und darin wieder nach je acht Hofgrößen- 

Kategorien. Eine Bonitierung des Bodens fand in beiden Bistü¬ 

mern wie auch in Bentheim nicht statt. Dagegen war beispielswei¬ 

se in Lüneburg die Bodengua1ität in die Berechnung des Kontri¬ 

butionsfußes einbezogen; desgleichen in Bremen-Verden, wo man 

drei Klassen, benannt nach der sog. anbauwürdigsten Hauptfrucht, 

unterschied: Weizenland, Haferland, der Rest hieß niedriges 

oder Moorland ^'*'. 

Kontributionspflichtig war sämtliche landwirtschaftliche Nutz¬ 

fläche der Bauern abzüglich eines bestimmten Anteils - in Bre¬ 

men-Verden 3 % - als Hoffläche. Adlige und kirchliche Güter wa- 
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ren exemt. 

An zweiter Stelle der direkten Steuern standen, als älteste Ele¬ 

mente des Steuersystems, für gewöhnlich verschiedene Schatzun- 

gen . So gab es in Osnabrück (und nur dort) den Rauchschatz, 

eine Feuerstellensteuer, die etwa zwei Fünftel des Wertes der 

Kontribution (Monatsschatz) einbrachte. Nicht in Osnabrück, aber 

u.a. in Hoya-Diepholz, Bentheim, Lüneburg oder Hildesheim (dort 

für Schaff zog man einen Viehschatz. In Lüneburg wurde die¬ 

se Steuer auch erst durch den Dreißigjährigen Krieg zu einer 

ständigen Abgabe des Bauern, die wie die Kontribution bis an die 

Schwelle des 18. Jahrhunderts noch stark expandierte. Nach dem 

Erhebungsfuß des Viehschatzes wurden auch verschiedene kleinere 

Steuern, so die sog. Prinzessinnensteuer, repartiert. 

Von unterschiedlicher Bedeutung war in den Territorien der Per¬ 

sonenschatz. Er wurde u.a. in Bentheim und Hildesheim - wie bei 

den anderen Schatzungen in minderer Quote auch von den Exemten - 

verlangt, nahm dort jedoch im Steuersystem nicht im entferntes¬ 

ten den Rang ein, den es in dem vom übrigen Kurhannover stark 

abweichenden Steuersystem Calenberg-Göttingen besaß. Dort mach¬ 

te die Personalsteuer ein Fünftel bis ein Viertel der gesamten 

Steuereinnahmen aus - zum Vergleich Bentheim: ein Neuntel -; 

personensteuerpf1ichtig war jeder Einwohner über 14 Jahre, er 

zahlte einen Rt., seit 1773 ein Drittel weniger. 

Die dritte wichtige Gruppe von Steuern bildeten die Verbrauchs¬ 

steuern. Nur in Ca 1enberg-Gö11ingen machten sie mit drei Fünfteln 

den größten Einnahmeposten insgesamt aus. Dort hatte man 1775 

einen Brotkornlizent (wieder-)eingeführt - einen 3/4 Rt. je Ein¬ 

wohner unabhängig vom Verbrauch -, der einer zweiten Kopfsteuer 

gleichkam. Sonst wurden Konsumtionssteuern zumeist auf Bier, 

Wein, Branntwein, Malz, Fleisch, Weizen, auch Tabak gelegt. Die¬ 

se Akzisen wie auch noch eine Reihe recht unbedeutender Sonder¬ 

steuern etc. waren für den Bauern u.U. weniger belastend als die 

neben den Steuern der Landesherrschaft zustehenden diversen 

Dienste: Kriegerwagenfuhren, Landfolgen, Burgfestendienste. Zum 

Teil waren sie im 18. Jahrhundert längst zu Geld gesetzt. War 
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dies nicht der Fall, entstand gewöhnlich eine sehr ungleichmä¬ 

ßige Belastung der einzelnen Ämter, je nach ihrer geographischen 

Lage. Die Abstellung der Naturaldienste war eines der Hauptanlie 

gen der Bauern und der Landwirtschaftsreformer in der zweiten 

Hälfte des Jahrhunderts. Abschließend noch zur Realbelastung der 

Höfe durch die Zehnten: diese ursprünglich geistlichen Gefälle, 

die seit dem Hochmittelalter zur käuflichen Rente geworden waren 

befanden sich im 18. Jahrhundert fast ausnahmslos in Händen weit 

licher Zehntherrn, häufig in verwirrender Gemengelage. Was v. 

Bremen für die Ämter Diepenau und Wildeshausen berichtet, war 

durchaus verbreitet, daß nämlich "die Berechtigten, von seltenen 

Ausnahmen abgesehen, die Zehnten an Dritte oder in zunehmendem 

Maße an die Pflichtigen selbst" verpachteten, "was einer Umwand- 
314 

lung des naturalen Zugzehnten in eine Geldabgabe gleichkam" 

Man unterschied Feldzehnt (auch Zugzehnt, Fruchtzehnt) und 

Schmalzehnt (Fleisch-, Blutzehnt). Ersterer wurde vom geernteten 

Getreide gezogen, in Lüneburg z.B. von den vier Hauptgetreidear¬ 

ten und vom Buchweizen. Der Bauer durfte das Getreide nicht eher 

einfahren, als daß der Zehntherr seine jeweils zehnte Hocke ge¬ 

zeichnet hatte. Die Verpflichtung, das Korn zu einem Sammelplatz 

oder zum Hof des Berechtigten zu bringen, kostete den Bauern wei 

tere wertvolle Erntezeit. Beide Parteien einigten sich deshalb 

zuweilen auf die Ablieferung eines festen, nicht extra zu zeich¬ 

nenden Ernteanteils, des sog. Sackzehnten. Als Schmalzehnt zog 

der Zehntherr ursprünglich jedes zehnte auf einem Hof geborene 

Tier. Diese Berechtigung war im 18. Jahrhundert oft zu Geld ge¬ 

setzt, auch variierten die betroffenen Tierarten. Schließlich 

war für gerodete und neu kultivierte Ländereien an die Landes¬ 

herrschaft der sog. Novalzehnt, auch Rott-, Neubruch- oder Ro¬ 

dezehnt genannt, abzuführen. Zuweilen wurde Neusiedlern als An¬ 

reiz dieser Rottzehnt für eine bestimmte Zahl von Jahren erlas¬ 

sen. 
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2.4. Die wirtschaftliche Lage 

Noch bis 1850, bevor sich dann die Wirtschaftstätigkeiten stärker 

differenzieren und spezialisieren, bevor eine weitgehende "Ent¬ 

mischung" (F. W. Henning) der Einkommen der Wirtschaftenden ein- 

tritt, haben wir es auf dem Lande hauptsächlich mit Mischeinkom¬ 

men aus landwirtschaftlichem und nicht-landwirtschaftlichem Er¬ 

werb zu tun. Während des 18. Jahrhunderts wuchs der Anteil der 

Mischeinkommensbezieher an der ländlichen Gesellschaft erheblich, 

denn "die wirtschaftliche Durchdringung von Stadt und Land nahm 

ständig zu und führte ... zu einem weitgehenden Ausgleich"^'. 

Dieser "Territorialisierung des Gewerbes" (E. Schremmer) setzten 

im Nordwesten wie in Mittel- und Süddeutschland die Gewerbebe¬ 

schränkungen nur mäßigen Widerstand entgegen. Auf die Vielfalt 

der nicht-1 andwirtschaf11ichen Erwerbsquellen auf dem Lande kom¬ 

me ich noch zu sprechen. 

Dieser Aspekt des meistenfalls gemischten Erwerbs und der poten¬ 

tiellen Mehrfachabhängigkeiten des individuellen Einkommens 

ist im Auge zu behalten, wenn im folgenden landwirtschaftlicher 

und nicht-1andwirtsch af11icher Erwerb zunächst getrennt behan¬ 

delt werden, um die Darstellung zu vereinfachen. Als 'bäuerliches 

Einkommen' wird jenes bezeichnet, das in ganz überwiegendem Maße 

aus der Landwirtschaft herrührt: also das von Vollbauern, die 

nicht regelmäßig und in bedeutendem Ausmaß auf Nebenerwerb ange¬ 

wiesen waren. 

2.4.1, Das bauer 1 iche Einkowen 

Folgende vier Faktoren bestimmten im wesentlichen das Einkommen 

des Bauern^^: die produzierten Mengen und ihre Marktquoten, die 

Produktionskosten, die Agrarpreise und die öffentlich- wie pri¬ 

vat-rechtlichen Belastungen des Hofes. Um zu dem ersten raktor - 

Produktionsmengen und Marktquoten - einen Überblick geben zu kön¬ 

nen, ist zunächst ein kurzer Blick auf die Naturgegebenheiten in 
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Niedersachsen und die Ende des 18. Jahrhunderts dort vorherr¬ 

schenden Bewirtschaftungssysteme nötig. 

2.4.1.1. Naturbedinqunqen, Bodennutzung 

Da hier nicht die niedersächsischen Wirtsch afts1andschaften im 
318 

einzelnen besprochen werden können , beschränken wir uns auf 

die Unterscheidung der drei wichtigsten vorkommenden Bodenarten: 

zwischen den fruchtbaren Fluß- und Seemarschen und den verschie¬ 

denen Vorgebirgszügen und hügeligen Ausläufern des Harzes im Sü¬ 

den zieht sich der breite Streifen heidebewachsenen Sandbodens 

und Moores hin, dessen bekannte Kargheit sich zu Thaers Zeiten 
319 

in dem Diktum von der "Wüste Arabiens im Kleinen" nieder¬ 

schlug. Fast drei Viertel des Königreichs gehörten zu dieser Di¬ 

luvial-Formation. 

Die nordwestlich daran anschließenden kalk- und humusreichen Mar¬ 

schen teilen sich in die schwereren Fluß- und die leichteren See¬ 

marschen, von denen wiederum die älteren wie die Flußmarschen 

fast reine Grünlandgebiete (Weidemarschen) darstellten, während 

in den jüngeren intensiv und vergleichsweise vielseitig Acker¬ 

bau betrieben wurde (Ackermarschen). Von den bremischen Marschen, 

die in der Qualität nicht den ostfriesischen - die wir im folgen- 
319a 

den weitgehend außer acht lassen - gleichkamen, eigneten sich 

die schweren nördlichen eher zum Ackerbau, die westlichen nur 

zur Viehzucht, weil dort die Bodenkrume zu niedrig war. 

"Im Vergleich mit den Marschen des Küstensaums und der unteren 
3 20 

Flußniederungen" müsse man, so F. W. v. Reden , den "Südpro¬ 

vinzen des Landes ... die zweite Stufe der Fruchtbarkeit unseres 

Landes zutheilen"; gemeint sind die Landesteile Göttingen, Gru¬ 

benhagen, Hohnstein und Hildesheim sowie !sile von Calenberg und 

Osnabrück. Dort sind mineralreiche lehmige Bodenmassen alluvialer 

Herkunft in den Tälern abgelagert, in weiten Teilen Südostnie¬ 

dersachsens die besonders milden und tiefgründigen Lößböden. 
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321 
Einen Übergang von dieser Region zum sandigen Heideboden stel¬ 

len noch die durch Bewässerung begünstigten Täler der Heide dar, 

die noch hinreichten, "den fleißigen Bebauer des Bodens zu er¬ 

nähren. ... Dahin gehören die südlichen Ämter Lüneburgs, mehrere 
3 22 

Gegenden an der Aller und der nördliche Theil Osnabrücks." 

323 
Um 1830 waren rund 40 % der Gesamtfläche des Königreichs Hanno 

ver als Acker-, Gartenland, Wiesen oder privative Viehweiden kul¬ 

tiviert, wobei die Gemeinweiden von der damaligen Statistik nicht 

unter das Kulturland gerechnet wurden. Das Verhältnis Acker- zu 

Grünland (ohne die Gemeinweiden) betrug 7:3. Immerhin übertrafen 

im nordwestdeutschen Raum um 1800 die Weiden (Hutungen und sonsti 

ge Allmendf1ächen) i. allg. die Wiesen um das Zwei- bis Dreifa¬ 

che'^. D. Saalfeld kommt deshalb zu der allgemeinen Annahme, daß 

auf den leichteren Böden Nordwestdeutschlands das Dauergrünland 

etwa dem Ackerland gleichkam, während - das erweist auch die han¬ 

noversche Statistik von 1826/32 - in den Marschen naturgemäß das 

Grünland, in den hügeligen südlichen niedersächsischen Landestei- 
3 2 3 

len das Ackerland überwog . Die Wiesen, entscheidende Grundla¬ 

ge für die Winterfütterung des Viehs, damit für eine ausreichende 

Leistung der Zug- und Nutzviehhaltung, machten im Durchschnitt 

ganz Hannovers etwa ein Fünftel, in den reinen Ackerbaulagen j e - 
3 2 6 

doch kaum 10 % der Ackerfläche aus 

Nur in wenigen Gebieten Nordwestdeutschlands, so in Lingen und 

0stfries1and, übertraf die Viehzucht den Ackerbau deutlich an Be¬ 

deutung. Auch in den anderen Niederungsschichten sowie in Braun¬ 

schweig lag allerdings die auf die Gesamtfläche bezogene Anzahl 

Großvieheinheiten über dem deutschen Durchschnitt von 23 bis 
3 2 7 30 . Dasselbe gilt laut Wächters Schätzungen auch für die Vieh- 

3 2 8 
dichte in Niedersachsen insgesamt (1821) 

Die Agrarproduktion im ganzen war während unseres Zeitraums je¬ 

doch eindeutig vom Ackerbau bestimmt - 55 % der Bruttobodenpro- 
3 2 9 

duktion stammten in Deutschland um 1800 aus dem Ackerbau -, 

dieser wiederum vom herkömmlichen Getreidebau mit Schwerpunkt 

auf dem Roggen. Die niedersächsischen Verhältnisse dürften hier 
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von denen in Deutschland insgesamt kaum abgewichen sein: nach 

Bittermann wurden 61,1 % des Ackerlandes mit Getreide bebaut; 

auf Roggen entfielen 25,1 %, auf Hafer 15 ,,6 %, Gerste 11.6 %, 

Weizen 4,6 % ' . Wo man der einfachen Dreifelderwirtschaft folg¬ 

te, wurde in Nieder Sachsen Roggen als Wintergetreide und vorwie¬ 

gend Hafer als Sommergetreide angebaut. Nur in den südniedersäch¬ 

sischen Bördegebieten erreichte die Gerste gröGere Bedeutung. 

Die reine Dreifelderwirtschaft mit ihrer Fruchtfolge Wintergetrei¬ 

de/Sommergetreide/Brache ist, darauf haben Wächter und Achilles 

mit Nachdruck hingewiesen ^ , in Niedersachsen nicht durchweg 

oder auch nur deutlich vorherrschend das gültige Wirtschaftssys¬ 

tem gewesen. "Auf jeden Fall wäre es falsch, für die Zeit um 1800 
3 3 2 noch mit einem Brachanteil von einem Drittel zu rechnen." 

In den Marschen waren seit jeher vielphasige und reichhaltige 

Fruchtfolgen üblich . Nach dem Dreißigjährigen Krieg war man 

in den südniedersächsischen Bördegebieten dazu übergegangen, die 

Brache zu besömmern, insbesondere mit Leguminosen. "Durch diese 

Besömmerung der Brache wuchs in einigen Betrieben der Futteran¬ 

fall so erheblich, daß man bereits im 18. Jahrhundert die Som¬ 

merstallfütterung einführen konnte. Andere Betriebe, namentlich 

die Kothöfe, bebauten bereits die gesamte Ackerfläche des Be¬ 

triebes, wodurch ihre Fruchtbarkeit zuweilen litt, ... Im Calen- 

bergischen hatte man auf den Bördeböden bereits eine fünffeldri- 

ge Fruchtfolge eingeführt. Aufgrund der Zehntordnung durfte hier 

die Brache nur bis zu einem Viertel bebaut werden, so daß min¬ 

destens 15 v. H. der Ackerfläche bis hin zu den Agrarreformen 
334 

unbestellt liegen bleiben mußten." 

Nicht allein die rechtlichen Beschränkungen, auch wirtschaftliche 

Gründe standen der Einführung der von den Landwirtschaftsrefor¬ 

mern so propagierten Fruchtwechselwirtschaft - 50 % Getreide, 

50 % Körnerleguminosen oder Futterpflanzen, Wegfall der Brache - 

entgegen. Auf den Bördeböden hätte der stark vermehrte Futteran¬ 

fall eine Erhöhung des Viehstapels mit den entsprechenden Folge¬ 

investitionen (Stallerweiterung usw.) verlangt. 
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Auf Sandböden andererseits gedeihen die von Thaer vorgeschlagenen 

Leguminosen (Bohnen, Wicken, Erbsen, Klee) nicht. Hier fand man 

um 1800 häufig den "ewigen Roggenbau" vor; es gab kaum Alternati¬ 

ven zur Einfelderwirtschaft, und wenn, dann blieb es bei recht 

einfachen Fruchtfolgen^^. "Wenn nur Rocken, Buchweizen und Hafer 

wachsen wollten, so war von einer besonderen Fruchtfolge nicht 

die Rede. Rocken folgte auf Rocken, Hafer und Kartoffeln wurden 

kaum zum nothwendigsten Gebrauch gebaut und Buchweizen nur da, wo 

die Düngung nicht ausreichte.Doch die mangelnde Bodengüte 

war nur einer der Faktoren, die für das Stagnieren in einer eintö 

nigen und wenig ertragreichen Wirtschaftsweise verantwortlich wa¬ 

ren, den anderen bildete der Flurzwang. Die üblichen Langstrei¬ 

fenfluren ohne dazwischenliegende Feldwege erforderten einheitli¬ 

ches Vorgehen aller Feldmarksgenossen bei der Bestellung; diverse 

grund-, zehnt- und landesherrliche Vorschriften standen Experimen 

ten im Wege, und schließlich lag es in der Mentalität des Bauern 

und schon gar der ganzen Dorfgenossenschaft, Gewohntes, leidlich 

das Auskommen sichernde Regelungen so lange wie möglich beizube¬ 

halten. 

Nun, auf dem individuell zu bewirtschaftenden Land - im Osnabrük- 

ker Land z.B. waren das die Ränder der tschfluren, die außerhalb 

der inneren Dorfflur gelegenen Kämpe und, wie überall, die Haus¬ 

gärten - baute man neben den wichtigen Getreidearten, Flachs oder 

Hanf schon lange Zeit Kohl, Hülsenfrüchte wie Bohnen, Erbsen und 

Wicken an, auch Möhren, Kräuter , nach dem Siebenjährigen Krieg 

Rüben und zunehmend auch Kiee. Die Kartoffel, in Osnabrück zu¬ 

erst 1756 aufgetaucht, kam nach der Teuerung 1771/2 hier wie an¬ 

dernorts zu rascher Verbreitung. Einerseits fand man sie um 1800 

in allen Hausgärten, zum anderen auch zunehmend als ungeschützte 

Nachfrucht auf Stoppeläckern, zusammen mit Spörgel, Gemüse, Klee 

oder Rüben. Diese Nachbestellung nach der Getreideernte versuch¬ 

ten insbesondere die Heuerlinge, lagen dadurch aber ständig in 

Konflikt mit den Weideberechtigten, deren Vieh die Stoppeläcker 

abweiden sollt e ^ ^ . 

Bisher wurden nur die sog. Felderwirtschaften erwähnt, bei denen 



- 126 

Ackerland und Grünland dauerhaft voneinander getrennt blieben. In 

Niedersachsen kam jedoch auch die Wechselwirtschaft, und zwar in 

Form der Feldgraswirtschaft vor, hauptsächlich im Küstenhinter¬ 

land, wo hohe Regenmengen und Luftfeuchtigkeit mit hohem Grund¬ 

wasserstand Zusammentreffen. Aber auch aus dem osnabrückischen 

Amt Wittlage wird berichtet, dort habe folgendes System vorge¬ 

herrscht: 6-8 Jahre Getreidebau, Liegenlassen der Äcker zur Be¬ 

grünung, 3-4 Jahre Wiese oder Weide, wiederum Getreidebau, davor 

und in der Mitte der Anbauperiode Düngung mit Stallmist oder 
di 3 3 8 Plaggen 

Bevor wir nun auf die Einkommens- und Vermögenslage der Bauern 

zurückkommen, wären noch einige Angaben über die Flächenerträge 

im Feldbau vonnöten, insbesondere für die Getreidearten, die um 
3 39 

1800 noch rund drei Viertel der Feldproduktion ausmachten 

Doch die Aussagen hierzu sind äußerst fragmentarisch und wider¬ 

sprüchlich. Wächter setzt ohne Begründung die von Bittermann für 

Deutschland errechneten Zahlen (in dz/ha): 

Weizen 10,3 Gerste 8,1 

Roggen 9,0 Hafer 6,8 

mittlerer Getreideertrag: 8,5 

34 0 für Niedersachsen um 12-30 % herab ; was andererseits für ein¬ 

zelne Rittergüter und Domänen an Durchschnittserträgen zu errech¬ 

nen war, liegt erfahrungsgemäß aufgrund der intensiveren, 'moder¬ 

neren' Wirtschaftsweise weit über den Durchschnitten bäuerlicher 

Wirtschaften"^"*". Deshalb soll wieder, trotz der inzwischen durch¬ 

geführten Meliorationen, eine Statistik vom Beginn der 1830er 

Jahre herangezogen werden, welche die regionalen Unterschiede in 
3 42., 

der Bodenfruchtbarkeit zumindest andeutet . Die Ertragsangaben 

beziehen sich, wie damals üblich, auf das Vielfache der Einsaat; 

wenn man also "das fünfte Korn" erntete, bedeutet das: das Fünf¬ 

fache der Einsaat. 
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2.4.1.2. Betriebliche Erfolgsrechunq_u nt er besonderer Berück- 

sichtiqunq der Dienst- und Abgabenbeiastung 

Ausgangspunkt des Überblicks über die bäuerlichen Einkommens¬ 

verhältnisse Ende des 18. Jahrhunderts sollen die Modellrech¬ 

nungen für drei Meier- und 14 Kothöfe in Petze ^ im heutigen 

Landkreis Alfeld, 10km südwestlich von Hildesheim, sein, die 

eine Kommission 1774 auf Beschwerden der Bauern über zu hohe 

Grundzinsen hin anstellte. Man hat mit ungewöhnlicher Genauig¬ 

keit Erträge und Aufwand erhoben bzw. geschätzt und Durchschnitts 

zahlen zu je einem modellhaften Meierhof von knapp 21 ha und 

einem Kothof von gut 3,1 ha landwirtschaftlicher Nutzfläche zu- 
344 sammengestellt' 

Bei beiden Höfen war der Ackerbau wichtigste Ertragsquelle: 

71 % des Wertes der Gesamterzeugung des Meierhofes, 58 % beim 
345 Kothof stammten aus pflanzlichen Produkten . Das Ackerland 

wurde im Dreifelderturnus genutzt, allerdings mit nur 20,6 % 

Schwarzbrache; 13 % der Ackerfläche (des Meierhofes) wurden mit 

Brachfrüchten, 66,3 % mit Getreide bestellt, davon wiederum die 
346 Hälfte mit Roggen . Der Viehbestand des 21-ha-Hofes: 

6 Pferde, 4 Kühe, 2 Rinder, 2 Sauen, 4 Läufern, 6 Schafe, ins¬ 

gesamt 13,8 Großvieheinheiten. 

Vom gesamten Rohertrag des Meierhofes, auf den wir uns vorerst 

konzentrieren, - Saat und Futter, die nicht dazugehören, abge¬ 

setzt - gingen 69,3 % als Naturalentnahmen ab (im Vergleich dazu 

heute: 2,1 %) , verbraucht für Naturalpacht (28,3 %) , Naturallöhne 

(26 %) und privat (15 %). 30,7 % des Rohertrages verblieben zum 

Verkauf: 22,7 % aus der Bodennutzung (ein Viertel im Wert davon 

Getreide, gut die Hälfte Flachs einschließlich Spinnlohn, je ein 

Achtel Hopfen sowie Obst- und Gemüseverkäufe), 4,7 % aus der 

Viehhaltung, 3,3 % aus sonstigen Quellen"^^. Man ersieht aus die¬ 

sen Zahlen den bedeutenden Anteil der Selbstversorgung und der 

sonstigen Naturalentnahmen, die die Marktquote des Rohertrages 

niedrig halten . 

Bei Flachs lag die Marktquote noch relativ hoch: 46 % auf dem 

Meierhof, 53 % auf dem Kothof; bei Hackfrüchten (Kartoffeln, Kohl 
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Gemüse) waren es 2 2 b z w. 15 ?o, bei Gartenfrüchten jeweils etwa 

25 %, bei Hopfen 100 %. Von seiner Getreideerzeugung uerkauf.be 

der Meierhof per Saldo 7 %, während der Kothof sowohl zur Ernähr¬ 

ung wie für Naturalabgaben noch Getreide zukaufen mußte, und zwar 

ein Drittel der eigenen Produktion. Insgesamt kaufte der Köter 

etwa in demselben Wert pflanzliche Produkte (30 % Roggen, 10 % 

Bohnen) zu, wie er selbst verkaufte, d.h. zur Versorgung der 

marktabhängigen Konsumenten trug er nichts bei. Von der tieri¬ 

schen Produktion erübrigte er eine Marktquote von 19, der Meier 

von 23 %. 

Wie sich die Güterströme beider Hoftypen insgesamt darstellen, 

die noch zu besprechenden Dienste und Abgaben eingerechnet, zeigt 
34 8 folgende Grafik von F. W. Henning' : 

Güterströme 

eines Meierhofes 
von 24>7 Hektar 

in Petze bei Hildesheim 1774 

eines Kothofes 
von 4 Hektar 

Berechtigte Markt Berscht igte Markt 

Verbroucn der ßauerrfarrvlie 
und des Gesindes:30 

Verbrauch der Bauernfam»be*44 

Betrachtet man die vom Rohertrag abzuführenden Abgaben und Dienste 

in Geldwert, so machten sie für den Meierhof genau 40 °o aus, und 

zwar: Grundzinsen an den Freiherrn v. Wrisberg auf Wrisbergholzen 

(16,5 %) , Korn- und Fleischzehnt (6 %), Steuern und Gerichtsge- 
7 /, q 

fälle (7,3 ?o) und Dienste (10,1 %) 
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Zu Recht beschwerten sich die Bauern über die außergewöhnlich 

hohen Grundzinsen, die in erster Linie dafür verantwortlich ge¬ 

macht wurden, daß der Meier- wie der Kothof im Ganzen ein Defizit 

erwirtschaftete. 

Das wird aus der Errechnung des verfügbaren Einkommens - hier: 

für den Vollmeier - deutlich’"^. 61 % des Rohertrages betrug auf 

dem Meierhof das Roheinkommen, d.h. das Einkommen nach Abzug des 

Sachaufwandes von 12,6 % des Rohertrages (zur Hälfte Handwerker¬ 

löhne) und der Fremdlöhne von 26,4 % (zu gut drei Vierteln Natu¬ 

rallöhne). Von diesem Roheinkommen, das sich auf 237 Taler belief, 

gingen nun 46,4 % als Meiergefälle und Zehnten an den Grundherrn, 

und es wurde um weitere 13,6 % durch die Steuern und um 13,1 % 

durch den Geldwert der Dienste (zwei Tage an den Gerichtsherrn 

in Wrisbergholzen) geschmälert. Als verfügbares Einkommen blieben 

dem Meier 54 Taler oder 22,9 % des Roheinkommens. 

Die Naturalentnahmen hatten aber bereits 58 Taler betragen. Hinzu 

kamen Aufwendungen der Familie für Kleidung u.a., die das Defizit 

von 4 auf 17 Taler erhöhten. Der Kothof erbrachte ein Minus von 

9 Talern. Das von den Bauern angerufene Gericht erklärte ihre 

Schilderung der Verhältnisse für wahrheitsgetreu "und um so viel 

weniger übertrieben ..., da auf Leib-Züchter Aussteuer Kinder 

Krankheiten Sterbe- und Ung1ücksfä11e und alles außerordentliche 

nichts gerechnet ist." Außerdem seien dem Gericht die ohnehin 

schwierigen Bedingungen der Petzer Bauern bekannt, "welche haupt¬ 

sächlich daher rühren, dass die grössten Theils an den Bergen 

herum belegenen Länderungen von Jahren zu Jahren verfliesst <sic>, 

die ungetheilte Holtzung von Zeit zu Zeit mehr und mehr verwüstet 

wird und der Gemeinden Lasten gleicher gestalt immer mehr wer- 

den"'5'^. Um ein Viertel wurden daher die Gerichtsdienste und 

der Grundzins herabgesetzt. 

Ob diese Maßnahme noch auf Widerstand gestoßen ist und wie sie 

sich ausgewirkt hat, ist anscheinend nicht mehr estzustellen. 

Mir scheint Petze ein z.T. recht bemerkenswerter Sonderfall zu 

sein, sowohl den außerordentlich hohen Feudalabgaben nach - die 

jedoch aufgrund des einigermaßen günstigen Verhältnisses von 
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Betriebsauf«and und Ertrag noch immer nur zu einem vergleichs¬ 

weise geringen Defizit führten - als auch wegen des grundlegenden 

Eingriffs des Staates in ein wohl schon länger so bestehendes 

MeierVerhältnis, der unter den Abgabenempfängern die Gewichte zu¬ 

gunsten der adligen Grund- und Gerichtsherrn verschob. 

Auf die Struktur und Bedeutung der Belastung der Bauern mit Dien¬ 

sten und Abgaben in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts gehe 
3 3 2 ich noch näher ein , wobei allerdings Verschiebungsprozesse 

wie der angedeutete dann außer acht bleiben. Bevor der Faktor 

Belastung im einzelnen behandelt wird, soll eine umfangreiche 

Tabelle über die Einkommenslage der Bauern insgesamt in verschie¬ 

denen Kleinregionen Nordwestdeutschlands Auskunft geben. Sie ist 

zusammengesetzt aus den Ergebnissen mehrerer von W. 4bel angereg¬ 

ter Dissertationen, und sie ist bewußt so angelegt, daß alle dort 

erarbeiteten Differenzierungen zwischen Ämtern, Dörfern, Hoftypen 

in Hinblick auf Größe, Rechtsstatus oder Produktionsstruktur er¬ 

sichtlich bleiben, nicht in wenig aussagekräftigen Durchschnitten 

verschwinden. Untersucht wurde der Einfluß der Erträge, des Be¬ 

triebs- und Be 1 astungsaufwandes sowie des Familienbedarfs auf das 

353 
Einkommen in Höhe für: 

. die südliche: Lüneburger Heide (Spp. 17-39 der Tabelle) 

. ausgewählte Betriebe des gesamten Osnabrücker Landes (41 - 63) 

im Vergleich zu je zwei Ämtern des Niederstifts Münster (64 f.) 

und des westlichen Kfst. Hannover, Diepenau und Wildeshausen 

(66 - 74) 
354 

. die Börde Scharmbeck ^im Vergleich mit Betrieben des Teufels¬ 

moores und der unterschiedlichen Marschgebiete des Alten Lan¬ 

des an der Unterelbe (77 - 8 7 ) ^ ^ ^ . 

strukturell verschiedene Ämter des Hzt. Braunschweig -Wolfen¬ 

büttel (2 - 16) 6, die «egen ihrer partiellen Ähnlichkeit 

zu südhannoverschen und Hildesheimer Verhältnissen - auf die 

grundlegenden Unterschiede im Steuerwesen wurde bereits hinge¬ 

wiesen, ansonsten war die "Verzahnung mit den Nachbarländern’ 

eng' - hier mitberücksichtigt werden sollen. 

Dazu kommen in der Tabelle drei von Abel ausgewertete zeitge- 
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nössische Modellrechnungen für die Lüneburger Heide (40) und 
3 5 8 

Ostfriesland (73 f.) sowie Berechnungen, die W. Achilles für 

70 über das Kfst. Hannover verstreute Betriebe verschiedener Grös- 
3 S9 

senklassen angestellt hat (88 - 91) . 

Die hier versuchte Synopsis dieser verdienstvollen Arbeiten - 

- bedauerlich nur, daß ähnliche Untersuchungen für das frühe 

19. Jahrhundert oder Fortschreibungen der durchgeführten Rech¬ 

nungen gänzlich fehlen - birgt zahlreiche Fehlerguellen und Un¬ 

genauigkeiten. Die je spezifische Agrarstruktur der untersuchten 

Gebiete kann nur ganz knapp angedeutet werden^^; verdeutlichende 

Grafiken können aus Zeitgründen nicht erstellt werden. Vor allem 

aber liefern jene Untersuchungen zwar vergleichbare Ergebnisse, 

sind jedoch nicht im wünschenswerten Grade standardisiert, so 

daß z.T. mühselige Umrechnungen erforderlich würden, z.T. bestimm¬ 

te Gruppen von Abgaben nicht Vorlagen.^ ^ ^ . Tabelle und ihr zu¬ 

grundeliegende vereinfachte betriebswirtschaftliche Erfolgsrech¬ 

nung folgen im großen und ganzen dem Schema, das Abel selbst für 

eine weniger umfangreiche l/ergleichstabelle benutzt h a t ^ ~ . 
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Das Rechnungsverfahren entspricht nicht ganz dem von W. Achilles 

verwendeten und oben zitierten^ , das mir sinnvoller erscheint; 

ich werde allerdings auf dessen Terminologie zurückgreifen, da 

auch der Begriffsgebrauch in den Dissertationen uneinheitlich ist 

Die der Quellenlage angepaßte betriebliche Erfolgsrechnung glie¬ 

dert sich wie folgt: 

364 
Landwirtsch. Bruttoproduktion 

= Rohertrag aus Ackerbau 

+ Gartenbau 

+ Nutz Viehhaltung 

+ natural geleistete Dienste 

und dienstähnliche Leistungen 

abzüglich Betriebsaufwand aus Sachaufwand (Saatgut, Futter, Schuldzinseg, 

Abschreibungen, sonstiger Baraufwand ohne 

Lohn und Lohnansprüche) 

+ Lohn für fami1ienfremde Personen 

= Roheinkommen 

abzüglich Aufwand aus Belastungen durch Dienste 

+ Naturalabgaben 

+ Geldabgaben 

= verfügbares Einkommen ("Familieneinkommen", 'Meiereinkommen") 

abzüglich Lohnansprüche und Ernährungsaufwand der bäuerlichen Familien 

= Uermögensänderung (positiver / negativer Reinertrag) 

Betriebsaufwand, Abgaben urd_Reinerträ^e_bäuerlicher_Betriebs- 

ty£en in N ie de r s ac hsen_( 2.. _Hä_l_f t£ <de£ ^8^ Jator]2un.<der t_s )_> 
7 “ ~ 365“ 

le£sen__am Rohert^a^ _ 
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Von den in der Tabelle erfaßten Betriebstypen lagen die mei- 

sten oberhalb jener Grenze, von der an man Henning zjfolae im 

18. Jahrhundert eine Selbstversoroung und die Erwirtschaftuna 

einer positiven Marktquote erwarten könne: 8 ha, bei mittleren 
3 6 7 

und besseren Böden weniger bis hinunter zu 3 ha . Aber nur 

ganz weniqe unter ihnen erwirtschafteten vom landwirtschaftlichen 

Rohertrag einen Reingewinn: die Obstbau enden Vollspänner der 

Altländer hohen Marsch, die nstfripsisrhpn mittel- bis groß¬ 

bäuerlichen Betriebe, die Inhaber von 50-ha-Höfen in der Vog¬ 

tei Beedenbostel mit adliqen Grundherren, die Voll- und Halb¬ 

höfe im braunschweigischen Amt Rothenhof u.a.. In etwa ausglei- 

chen konnten ihre Bilanz mit landwirtschaftlicher Produktion 

die Voll- und Halbmeier im Amt Wildeshausen, die Eigenbehorigen 

des Klosters Gertrudenberg (Amt Iburg), die Ackerleute in Achim, 

dem zweitertragreichsten der untersuchten Braunschweiger Ämter, 

die Beedenbosteier Höfe über 33 ha, sofern sie nicht sogar ge¬ 

wisse Überschüsse produzierten. 

Im übrigen, d.h. in der Mehrheit der Fälle, waren Defizite die 

Regel, so beispielsweise im Durchschnitt aller untersuchten 

315 Heidehöfe 21 % des Rohertrages. Man war auf Nebenerwerb an¬ 

gewiesen. Immerhin ergab sich aber noch für Thaers Modellho* 

aus der Lüneburger Heide, auf dem 8 % des Gesamtrohertrages aus 

Nebeneinnahmen flössen, ein Defizit von 2,8 ?o. Reia i v die größ¬ 

ten Fehlbeträge, gemessen am landwirtschaftlichen Rohertrag, 

ergaben sich naturgemäß auf den kleinen Höisn der Brinksitzer, 

Neubauern und vieler Kötter, ebenfalls bei zahlreichen Osna- 

brücker Halberbenhöfen, insgesamt in den vergleichbar unfrucht¬ 

barem Bezirken Essel in der Südheide und Bahrdorf im nördlichen 

Hzt» Braunschweig. Aber auch die Altländer Hö e der niederen 

Marsch ohne Obstbau und mit hohen, aus der Viehzucht herrühren¬ 

den Betriebskosten zeigen ein ungünstiges Bild. 

Natürlich sind Zusammenstellungen wie diese nur von bedingtem 

Aussagewert, da sie die unterschiedlichen Erhebungszeiträume 

außer acht lassen, damit die Einkommenseffekte der seit etwa 

1730 steigenden Agrarpreise . Darauf wie u.a. auf die E l Wicklung 
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der Gesindelöhne kommen wir noch zu sprechen; bevor die Aus¬ 

wirkungen der säkularen Preisbewegung zu klären sind, bedarf 

es auch noch einer Betrachtung der Verwendung des Produzierten 

(Natural- oder Verwendungsrechnung), um die positive oder nega¬ 

tive Marktquote der einzelnen Hoftypen, damit den Grad ihrer 

M a r k t v e r 9 f1Achtung festzustellen. Die Gegenüberstellung von 

Markterlösen und erforderlichen Geldabgaben kann dann auch das 

Bild vom weit verbreiteten Zwang zum Nebenerwerb bestätigen und 

differenzieren, denn dieser Nebenerwerb diente im allgemeinen 

nur den kleinbäuerlichen Betrieben zur Ergänzung des Naturalbe¬ 

darfes, sonst eigentlich stets zur Deckung des Geldbedarfes 

bei weitgehender naturaler Selbstversorgung. 

Aber derlei ausstehenden Differenzierungen und Vorbehalten zum 

Trotz verweist doch die Erfolgsrechnung der bäuerlichen Wirt¬ 

schaften schon auf die entscheidenden Tatsachen ihrer Einkom¬ 

menslage. Je kleiner die Höfe waren, das wird deutlich, je 

geringer also der Rohertrag, einen desto größeren Anteil davon 

schluckte der Familienbedarf an Ernährung, Kleidung usw. Bei 

den hier erfaßten Köttern, Brinksitzern und Neubauern fehlte 

deshalb der Geldwert des landwirtschaftlichen Rohertrages oft 

zu mehr als 100 % zur Deckung des Gesamtaufwandes. 

Deutlich ablesbar sind aus der Tabelle der Einfluß von Stand- 
36 8 

ortbedingungen und Abgabenbe1 astung auf das bäuerliche Ein¬ 

kommen. 

Bei den ostfriesischen Betrieben trafen beide Faktoren begünsti¬ 

gend zusammen: die besten Böden und weitgehend freies Eigentum, 

wodurch die Abgaben nur rund 10 % des Rohertrages betragen konn¬ 

ten. Die Elbmarschen, immerhin mit vergleichbar gutem Boden und 

Besitzrecht ausgestattet, waren - die politische Vergangenheit 

wirkt hier stark hinein - nun steuerlich so außerordentlich viel 

stärker belastet, daß der Rohertrag nur in einer Betriebsgruppe 

den Aufwand deckte, während sonst prozentuale Verluste wie bei¬ 

spielsweise bei den Voll- und Halbhöfen der Scharmbecker Geest 

auftraten, die absolut im Alten Land aufgrund der weit höheren 
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Roherträge natürlich weit höher ausfielen. 

Wie stark in sich differenziert die Geest- und Bördelandschaf- 

ten waren, zeigt ein Vergleich der Braunschweig-Wo 1fenbü11e1er 

Ämter untereinander und mit den Heidevogteien. Die Acker¬ 

leute in dem von der Natur besonders begünstigten Amt Rothen¬ 

hof erwirtschafteten im Verhältnis zu den um ein Drittel größer¬ 

en Ackerhöfen im Amt Achim den 1,22 fachen Rohertrag, gegen¬ 

über geringfügig kleineren Höfen mit relativ gutem Heideboden 

in der Vogtei Beedenbostel fast den dreifachen, gegenüber der 

schlechtesten Braunschweiger Gegend, dem Amt Bahrdorf, mit um 

ein Drittel kleineren Ackerhöfen gar den vierfachen Rohertrag. 

Dadurch verbrauchten die Ackerleute und Halbspänner in Rothen¬ 

hof durchschnittlich 13 bzw. 22 %, die Bahrdorfer hingegen 

59 bzw. 68 % des Rohertrags für den Familienbedarf. Indessen 

reichte den Kothöfen auch in Rothenhof die landwirtschat1iche 

Produktion nicht zu Bedarfsdeckung - bei, verglichen mit den 

Ackerhöfen, einem Sechstel der Ackerfläche und gleichen Anteil¬ 

en von Betriebsaufwand und Belastung am Rohertrag benötigten 

sie den fünffachen Anteil des Rohertrages für die Familienbe¬ 

dürfnisse. 

Das Einkommens gefäl1e zwischen Gebieten mit unterschiedlichen 

Naturge gebenheiten zeigt sich ebenso wie in Braunschweig in der 

Lüneburger Heide und den anderen Regionen. So verschlang in der 

besonders wenig begünstigten Vogtei Essel der Betriebsaufwand 

- besonders hoch aufgrund der überdurchschnittlichen Pferde¬ 

haltung - unabhängig von der Hofgröße bereits drei Viertel bis 

neun Zehntel des niedrigen Rohertrags, dagegen in Soltau, an¬ 

steigend mit Zunahme der Ackerfläche, nur 50 - 60 %, in Beeden¬ 

bostel im Mittel dasselbe, wenngleich mit etwas größerer Streu¬ 

ung und uneinheitlicher Tendenz. Essel ist in Hinblick auf das 

Verhältnis von Betriebsaufwand und Ertrag mit Bahrdorf zu ver¬ 

gleichen, auf den ersten Blick aber auch mit zahlreichen Höfen 

im Fst. Osnabrück, denen sich z.T. auch kaum bessere natürliche 

Voraussetzungen boten. Aber im Gebiet der Eigenbehörigkeit, 

also auch in Hoya oder im Niederstift Münster, ist bei der Be- 
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trachtung des Sachaufwandes gegenüber dem übrigen Niedersachsen 

als besonderes Faktum zu berücksichtigen, daß hier der Schuld¬ 

zins unter den Baraufwendungen sehr häufig die erste Stelle ein¬ 

nahm. Eine hohe Schuldenlast der Höfe war hier die Regel - die 

besitz- bzw. personenrechtlichen Ursachen wurden schon ange¬ 

sprochen, auf die Höhe der Verschuldung kommen wir noch - , bei 

der üblichen fünfprozentigen Verzinsung betrugen auf den west¬ 

fälischen eigenbehörigen Stellen (in Münster und Osnabrück) und 

denen im Amt Diepenau (Hoya) die Zinsausgaben durchschnittlich 
_ 3 6 9 

8,7 % des jährlichen Bruttoproduktionswertes' . Der Betriebs¬ 

aufwand machte in Osnabrück fast durchweg 65 - 85 % des Roher¬ 

trages aus, ein Wert, der deutlich unterschritten wurde nur auf 

einigen nicht landesherrlichen Hofgruppen (der Ämter Iburg, 

Vörden und Witt lage-Hunteburg ) . 

Also: je kleiner die Höfe, je schlechter die natürlichen Vorbe¬ 

dingungen, deshalb das Verhältnis von Aufwand und Ertrag, desto 

verhältnismäßig größer wird der Zwang zum Nebenerwerb. Gravieren¬ 

de Unterschiede auf engstem Raum treten in dieser Hinsicht zutage. 

Die eben an einem Beispiel schon angedeutete Einwirkung besitz- 

rechtlicher Umstände auf das Bauerneinkommen erscheint groß¬ 

flächiger, gleichmäßiger, wenn man ihren Anteil am landwirt¬ 

schaftlichen Rohertrag zum Maßstab nimmt. Denn innerhalb der 

untersuchten Ämter und Landschaften nimmt sich die Abgabenbe¬ 

lastung über die Besitzgrößen - und Höfeklassen hinweg relativ 

homogen aus. Sieht man einmal von 0stfries1 and, den Ämtern Wil¬ 

deshausen und Diepenau, dem Alten Land, dem hildesheimischen 

Dorf Petze sowie den nicht-landesherrlichen Meiern der Vogtei 

Essel ab, so liegt die Belastung allenthalben zwischen etwa 17 
370 und etwas über 30 % des Rohertrages , meistens auf einem recht 

gleichmäßigen Niveau um 20 ^, in Osnabrück etwas höher. 

Das Bild relativ gleichmäßiger Belastung aller Hoftypen sowohl 

in dieser Vielzahl von Kleinregionen mit 20 - 30 % Belastung vom 

Rohertrag wie in den extremen Gebieten verändert sich, nimmt 

man die Be last ung pro Flächeneinheit zum Maßstab. Da zeigen sich 

deutliche Unterschiede zwischen den Betriebstypen, mit zwei 
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Haupttendenzen: steigende Belastung mit zunehmender Hofgröße. 

Weiterhin wirkten, z.T. bereits angedeutet, auf die Belastungs¬ 

situation des Bauern ein: drittens der rechtliche Status von 

Hof und Familie, viertens die Zusammensetzung der Belastung aus 

(gemessenen / ungemessenen) Diensten und (Natural- / Geld-) Ab¬ 

gaben, wofür die Konstellation der Empfänger von Bedeutung war; 

fünftens schließlich politische Umstände. Für letztgenannten 

Faktor ist das Amt Wildeshausen ein Beispiel. Nur etwa 10 % des 

Rohertrages wurden dort für Dienste und Abgaben verbraucht. Die 

Vermutung liegt nahe, daß die "periphere Lage im Weichbild mehr¬ 

erer Territorialstaaten" und der mehrmalige Wechsel der Landes¬ 

herrn, bevor es an das Kfst. Hannover kam, dem Amt "in der Aus¬ 

bildung günstiger Besitzrechte, geringer Besteuerung und kaum 

noch nennenswerter leibherrlicher Bindungen zugute gekommen war" 
3 7 2 . Die landesherrlichen Abgaben lagen durchweg niedriger als 

z.B. in Osnabrück, aber auch die Meierlast war vergleichsweise 

gering, da vormalige Naturalleistungen und Dienste großenteils 

schon im 17. Jahrhundert zu Geld gesetzt worden waren und so bis 

Ende des 18. Jahrhunderts erheblich an Wert verloren hatten. 

Nun zurück zu den beiden ersten und wichtigsten Bestimmungsfakto- 

ren der bäuerlichen Belastung, nicht nur in Nordwestdeutschland 

: Bodenertragsfähigkeit und Hofgröße. Die Elbmarschen hatten 

im Hzt. Bremen stets eine überproportionale Last im Vergleich 
374 

zur Geest tragen müssen , da die höhere Ertragsfähigkeit bei¬ 

spielsweise der Alt'länder Wirtschaft eben einen weit größeren 

Be 1astungsspie1raum zuließ. Um 1770 wurde ein deutlich höherer 

Teil des Rohertrags (40 - 34 ?□!) als bei den vergleichbar großen 

Höfen der Scharmbecker Geest (um 30 %) durch Steuern und Abgaben 

abgeschöpft. Dabei machte allerdings die Mehrbelstung durch Lan¬ 

dessteuern die geringeren grund- und zehntherrlichen Abgaben nur 

gerade wett, wohingegen die bedeutend größere Gesamtbe1 astung 

durch die hinzukommende Deich- und Wasserlast zustande kommt. 

Unverfälschter durch andere hineinwirkende Faktoren kommt die 

Abhängigkeit der Belastung von der Bodengüte am braunschweigi¬ 

schen Beispiel zum Ausdruck. 
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B^e^astjjn^ der Bau_er_nhö_f e j £3 £1 äclnerie i^n]2eiLt_i ri £e£ jHz _t • _ B_r enie ri 

£nci E3r£U£S£h we.i g_( R_t_lr_/_h£ 

Scharmbecker Geest: 

VH lh. 3,8 

n. lh. 4,2 

HH lh. 3,7 

n. 1h. 4,1 

PfK lh. 4,2 

n. lh. 4,7 

Moor : 

VH Dorf Teufelsmoor 3,2 

Waakhausen 3,1 

HH Waakhausen 4,1 

Altes Land : 

20-ha-Hof 

hohe Marsch 15,1 

niedere Marsch 11,3 

Amt Bahrdorf: 

AL 2,40 

HS 2,38 

K 3,01 

Amt Lutter a. Bbqe.: 

AL 5,76 

HS 4,92 

K 6,66 

Amt Achim: 

AL 4,65 

HS 5,86 

K 4,96 

Amt Rothenhof: 

AL 7,37 

HS 7,37 

K 8,31 

Die Rothenhofer Halbspänner- und Kothöfe erreichten gegenüber 

den Bahrdorfern etwa doppelt bis zweieinhalbfache Erträge, was 

sich, sogar überproportional, in einer zweieinhalb- bis dreifach¬ 

en Belastung pro Flächeneinheit niederschlug (entsprechend einem 

Prozentpunkt weniger vom Rohertrag). Die von der Bodenqualität 

her dazwischenliegenden Ämter nehmen auch in der Belastung eine 

Mittelstellung ein. Ein ähnliches Abhängigkeitsverhältnis läßt 

sich auch für andere Teile Niedersachsens zeigen. 

Die Hofgrößen wirken sich im Braunschweiger Beispiel nur bedingt 

regelmäßig aus: Ackerhöfe sind stets, wenn auch z.T. nur gering¬ 

fügig, stärker belastet als Kothöfe; die größenmäßig dazwischen¬ 

liegenden Halbspännerhöfe finden sich jedoch einmal am Ende, 

einmal an der Spitze der Belastungsskala. Bezogen auf den Roher- 
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trag ist ihre Belastung außer im Amt Achim jeweils die geringste 

Eindeutig zeigt sich die Abhängigkeit von der Betriebsgröße - 

hier allerdings nur die Ackerfläche zugrunde gelegt - in der 

Großvogtei Celle. 

Be^a^tunc c[e.r Bauie£njiö£e^ je_ Fjljach.eriei_nj2ei_t_in_ d^er ssüc^li_cJien. 

küILeburger_Heide (Rtlr. / ha Ackerland ) : 

Vogtei Betriebsgröße 
(ha Ackerland) 

T-- 
lh. n . 1 h . 

Essel bis 10 

10 - 15 

15 - 25 

6,9 

5,6 

5,1 

9,1 

7,9 

So 11 au bis 10 

10 - 15 

15 - 25 

5,8 

5.6 

4.7 

3,9 

5,5 

4,4 

Beeden¬ 
bostel 

bis 10 

10 - 15 

15 - 25 

25 - 35 

35 - 45 

45 - 55 

4.2 

3.3 

3,1 

2,7 

2,9 

4.3 

3.9 

3.4 

3.2 

2.9 

2.3 
_i 

Bezogen auf den Rohertrag, fällt diese Abstufung der Belastung 

nicht ins gewicht, da bei den kleineren Höfen der Rohertrag auf¬ 

grund intensiverer Viehhaltung verhältnismäßig höher lag als der 

der größeren Höfe. Die insgesamt geringere Belastung des Acker¬ 

landes in der Vogtei Beedenbostel dürfte auf einer allgemein 

noch extensiveren Wirtschaftsweise als in den beiden anderen Vog 

teien beruht haben, nicht etwa auf schlechteren Böden. Essel, 

und dort speziell die adligen Höfe, ragt in beiderlei Betrach- 
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tungsweisen durch hohe Belastungsquoten heraus. Nur bei diesen 

Hofgruppen überwog der Rohertragsantei1, der an den Grundherrn 

ging (ca 20 %) , die landesherrlichen Abgaben, die sonst von den 

grund- und den zehntherrliehen Abgaben der Heidehöfe gemeinsam 

kaum je erreicht wurden^^. 

Trotz aller früheren staatlichen Bauernschutzpolitik gegen den 

Achtel und des staatlichen Konkurrenzdrucks unter den Leistungs¬ 

empfängern muß man also überall mit punktuell außerordentlich 

hohen grundherrlichen Anteilen an der Gesamtbelastung der Bauern 

rechnen. Petze im Fst. Hildesheim mit dem Grafen v. Wrisberg war 

ein Beispiel dafür, ebenso sind zahlreiche der sog. Junkerhöfe, 

d.h. der nicht landesherrlichen Höfe, im Osnabrückischen deut¬ 

lich höher belastet gewesen als benachbarte landesherrliche Höfe 

Die übrigen Bestimmungsfaktoren der bäuerlichen Belastung sollen 

hier nicht im einzelnen erörtert werden. Pauschal läßt sich viel 

leicht sagen: Höfe, in deren Nähe Güter oder Domänenvorwerke'mit 

erheblichem Arbeitskräftebedarf lagen, waren im allgemeinen stär 

ker belastet als diejenigen, bei denen die Spann- und Handdienst 

berechtigten die Naturaldienste längst zu Geld gesetzt hatten; 

Höfe mit ungemessenen Diensten, d.h. starker, unregelmäßiger In¬ 

anspruchnahme von Zugvieh und Arbeitskräften in der Erntezeit, 

waren wiederum schlechter gestellt als jene mit ausschließlich 
3 7 8 fixierten Diensten . Eigenbehörige waren durch .ihre besonderen 

persönlichen Lasten gegenüber den Hofinhabern zu Meierrecht be¬ 

nachteiligt, diese wiederum hatten verhältnismäßig höhere Grund¬ 

lasten aufzubringen als die in Südniedersachsen verbreiteten 

Erbzinser^’ . 

Eaßt man die Belastungssituation der Bauern auf dem Gebiet der 

nordwestdeutschen Grundherrschaft zusammen und vergleicht sie 

mit benachbarten Regionen, so zeigen sich in Niedersachsen mit 

seiner starken inneren Differenzierung zahlreiche Übergangser¬ 

scheinungen zwischen Ostelbien und Westeuropa. Hennings systema- 
. 3 8 0 tischen Untersuchungen zufolge sank die Be 1astungsquote von 

Westen nach Osten und folgte damit den Durschnittserträgen der 

Böden, was allgemein die Politik der Leistungsempfänger verdeut- 



- 152 

licht, den bäuerlichen Arbeitsertrag so weit wie irgend möglich 

abzuschöpfen. Vom Rohertrag gingen in Flandern rund 40, in Süd¬ 

westdeutschland 28 - 34, in Posen und Westpreußen durchschnitt¬ 

lich 26 % als 'Feudalguote', d.h. Summe der an die Herrschaft(en 
3 81 

abzuführenden Rohertragsanteile , ab. Je Hektar Nutzfläche wa 

ren dies im Wes ten 13, im Osten anderthalb Reichstaler. 

EJ vorwiegend 0 bis 1 Taler je Hektar 

I i I i ll vorwiegend 1 bis 3 Taler je Hektar 

i'.'a vorwiegend 3 bis 6 Taler je Hektar 

i 1 vorwiegend mehr als 6 Taler je Hektar 

Abb.lj: 
Bäuerliche Belastung in Mitteleuropa 

am Ende des 18. Jahrhunderts in 
Taier je Hektar Nutzfläche 

(aus Henning: Dienste, 110) 

In Niedersachsen finden sich die genannten Eckwerte von Hennings 

Ost-West-Skala sämtlich, auf den Sandböden Mittelniedersachsens 

auch durchaus noch niedrigere Werte für die Belastung bezogen 

auf den Rohertrag. Dasselbe, jedoch ohne die Unterschreitung der 

westpolnischen Quoten, gilt für die Belastung je Flächeneinheit: 

die flandrische entsprach etwa der Altländer Rate, in der Heide 

hingegen lag sie, das Dauergrünland in die Berechnung einbezogen 

gewiß unter 3 Rtlr je ha LN, ähnlich in den kärgeren Braunschwei 

ger Bezirken und aus besonderen Gründen auch an der westlichen 
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Grenze des Kurfürstentums; auf der Bremer Geest bereits etwas 

höher, erreichte sie im fruchtbaren Südniedersachsen bei großen 

Schwankungen etwa 6 Rtlr. Auf diesem Niveau lag auch wohl das 

Fst. Osnabrück, wenn man die 6-8 Rtlr, die sich je ha Acker- 

und Gartenland in der Mehrzahl der Fälle dort ergaben, in Hinsicht 

auf das einzubeziehende Grünland etwas reduziert. 

Wie gesagt, damit war man noch ein ganzes Stück entfernt von der 

Belastung niederrheinischer oder flandrischer Höfe mit ihrer 

weit besseren Ertragslage. Umgekehrt war natürlich die nieder- 

sächsische von der ostelbischen Belastungssituation trotz ge¬ 

wisser quantitativer Überschneidungen grundsätzlich unterschieden, 

indem weder die Zusammenfassung aller Berechtigungen in einer 

Hand so häufig noch die Bedeutung der - vielfach ungemessenen - 

Dienste westlich der Elbe auch nur annähernd so groß war wie im 

Gebiet der Gutsherrschaft. Dennoch, auch angesichts der durch¬ 

schnittlich besseren niedersächsischen Böden: Niedersachsen war 

Ende des 18. Jahrhunderts zum weitaus überwiegendem Teil nicht 

durch bäuerlichen Wohlstand gekennzeichnet. In der Größenordnung 

mag man Hennings für ganz Deutschland getroffene Feststellung 

übertragen, daß drei Viertel der Bauernhöfe aus der Landwirtschaft 

kaum oder nur unregelmäßig Überschüsse erwirtschaften1; konnten1 jurid 
3 8 2 

immer in Gefahr waren, bei Mißernten schnell in Not zu geraten' 

2.4.1.3. Marktverf1echtunq der Höfe,_Einfluß der Aqrarpreis- 

entwicklunq 

Zu etwas mehr Genauigkeit, will man die Abschichtung der Ein¬ 

kommenslage einschätzen, verhilft der Blick auf die Marktquoten 

der verschiedenen Betriebstypen, vor allem in Hinblick auf die 

anschließende frage, auf welche Weise und in welchem Maße die 

Bauern von der Agrarpreisentwicklung im späten 18. Jahrhundert 
3 8 3 

betroffen wurden. Allgemein werde, so Wilhelm Abel , ebenso 

wie "der Beitrag der Bauern zum Aufbau der vorindustriellen Ge¬ 

sellschaft ... auch der Marktanteil der landwirtschaftlichen Pro¬ 

duktion an der gesamten landwirtschaftlichen Erzeugung unter- 
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schätzt". Und Abel verweist auf vier niedersächsische Höfe b z w . 

Hofgruppen, die einschließlich Nebenerwerb einen Anteil von 20 % 

ihrer Gesamtproduktion auf dem Markt anboten, u.a. den Meierhof 

in Petze mit seinen 21 % Marktproduktion vom Gesamtrohertrag, 

entsprechend drei Vierteln des für naturale Verpflichtungen Pro¬ 

duzierten, bei gleichzeitig knapp 9 % Zukäufen vor allem gewerb¬ 

licher Leistungen. Wir hatten schon gesehen, daß der Petzer Kot¬ 

hof per Saldo eine viel geringere Marktquote erwirtschaftete: 

30 % Verkäufe, aber 26 % des eigenen Rohertrages mußten, zur 

Hälfte Getreide zur Erfüllung der Naturalverpflichtungen, zuge¬ 

kauft werden " . So nahm die Marktverflechtung des Kothofes er¬ 

hebliche Ausmaße an - Verkäufefür 52, Einkäufe für A4 Rtlr bei 

171 Rtlr eigenem Rohertrag -, die Marktleistung blieb aber völlig 

unbedeutend. 

In erster Linie hing die Marktleistung der Höfe natürlich von 

den Natura 1verpf1ichtungen ab. Die braunschweigischen Bauern hat¬ 

ten mit 56,8 % Naturalabgaben einen außerordentlich hohen Anteil 

der Gesamtbelastung naturaliter abzuzweigen, und u.a. deshalb 

brachten sie es im Durchschnitt auf eine Marktquote von nur 2,4 %. 

Gewiß, die Rothenhofer Ackerleute verkauften fast 40, die Halb¬ 

spänner 30, die Achimer Ackerleute 22 % der Bruttoproduktion; 

einen ungefähren Ausgleich von Verkäufen und Zukäuen landwirt¬ 

schaftlicher Produkte erreichten die Ackerleute in Lutter, die 

Achimer Halbspänner und in Rothenhof sogar die Köter. Aber sonst 

war die Marktquote negativ. Der Maximalwert von - 73,8 % des 

Rohertrags bei den Kothöfen in Lutter mag etwas übertrieben sein, 

da der Verbrauch auf diesen Höfen starker eingeschränkt wurde, 
. 385 

als das in den Ansatz der Berechnung eingehen konnte 

Für die Lüneburger Heide geht Risto davon aus, daß die gesamte 

Region keinen Überschuß an Getreide produzierte, sondern die 

größeren Bauern allenfalls an die kleineren im eigenen Dorf oder 
^ 3 8 6s 
in der näheren Umgebung Getreide verkaufen . Die Marl tquote 

von 13 % des Rohertrages kam zu 80 % aus dem Verkauf von Vieh und 

Viehprodukten. Die Deckung des familiären Geldbedarfs gewährlei¬ 

stete diese immer noch recht bescheidene Marktquote in den günsti- 
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geren Fällen zu 40 - 50, allenfalls 60 %; in der Vogtei Beeden- 

bostel waren es durchweg nur 30 - 40 % oder noch weniger . Der 

Fehlbetrag mußte durch Nebenerwerb beseitigt werden. Fast alle 

Höfe "mußten demnach durch Nebenarbeiten und Dienstleistungen um 

20 v.H. des Rohertragswertes an Marktleistungen erbringen, ... 

Wollten der Meier und seine mitarbeitenden Angehörigen ein dem 

Gesindelohn vergleichbares Geldeinkommen erreichen, so waren weit 
388 höhere Einnahmen nötig." 

Für die Bremer Geest und das Osnabrücker Land gilt allgemein auch 

die Tendenz, daß ein Großteil der Geldeinnahmen aus der Viehpro¬ 

duktion stammten. Die Osnabrücker Vollerbenhöfe hatten durch¬ 

schnittliche Marktguoten von 20 %, d.h. Markterlöse in der Größen¬ 

ordnung von 60 bis 120 Rtlr. Bei den Halbhöfen ist das Bild je 

nach Produktionsstruktur und Belastung sehr unterschiedlich: in 

der großen Spannweite zwischen - 38,8 und + 25,8 % Marktguote, 

entsprechend jeweils etwas über 80 Rtlr, gruppieren sie sich zu¬ 

meist um den Nullpunkt herum. Dabei glichen Verkäufe tierischer 

Produkte Zukäufe u.a. an Getreide aus. Die Erbkötter wiesen nega¬ 

tive Marktquoten von gut 10 %, die Markkötter von mehr als 50 % 

auf. Letzteres entspricht der Situation der Brinksitzer und Neu¬ 

bauern im hoyaschen Amt Diepenau, wo allgemein etwa gleich hohe 

Marktbeiträge erwirtschaftet wurden wie im Osnabrücker Durch¬ 

schnitt^^. - Insgesamt lag in Osnabrück und im Niederstift Mün¬ 

ster um 1750 die Grenze, von der an ein Hof -hier ungeachtet des 

rechtlichen Status- eine positive Marktquote erwirtschaftete, 

bei 5,7 ha Acker- und Gartenland. Indes konnten Betriebe "mit 

weniger als im Durchschnitt etwa 10 ha Acker- und Gartenfläche 

allein die Geldabgaben nicht mehr mit aus Verkäufen landwirt¬ 

schaftlicher Produkte erzielten Erlösen bestreiten ... Dieses 

Ergebnis unterstreicht die Notwendigkeit außer landwirtschaftlich¬ 

en Zuerwerbs auch für die Bewohner größerer Ho e, zumai neben 

Geldabgaben noch Löhne und andere Baraufwendunger aufgebr > ht 

werden mußten . 

Die entsprechenden Grenzen lagen im Amt Diepenau (1780/90) bei 

unter 5 bzw. 6,2 ha, in Wildeshausen (1750/1800) bei nur 1,0 bzw. 

1,5 ha! 
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Einen grundsätzlich anderen Stellenwert als in den bisher behan¬ 

delten Gebieten besaß die Marktproduktion in den Marschländern, 

Im Alten Land natürlich immer noch nicht jenen wie in Ostfries¬ 

land oder im steuerfreien Lande Würsten an der Unterweser, aber 

immerhin wiesen drei der vier Betriebstypen einen Anteil von 

32 - 42 % Verkaufserlösen an der Bruttoproduktion auf - Höfe der 

niederen Marsch ohne Obstbau: 15,4 % -, in der Gruppe der obst¬ 

bauenden Höfe der hohen Marsch waren das über 300 Rtlr. Die gute 

Verkehrslage kam den Bauern in den Küstenländern für ihre Markt¬ 

verbindungen zusätzlich zugute. 

Auch im Binnenland wirkte sich natürlich die Entfernung zum Markt¬ 

ort nicht unerheblich auf den tatsächlichen Markterlös des Hofes 

aus. So berichtet der Calmberger Amtmann Wedemeyer Anfang 1777 

über die Bauern von Empelde, Bornum und Badenstedt, "sie hätten 

keine besonderen Nebengewerbe, besorgten aber ihren Ackerbau gut 

und seien ordentliche Steuerzahler. Sie hätten nach Hannover gün¬ 

stige Absatzverhältnisse für ihre Feldfrüchte. Sie könnten sich 

jeweils über die besten Kornpreise orientieren und diese abwar- 

ten, während die weit entfernt liegenden Ortschaften oft aufs 

Geratewohl in die Stadt fahren und dann die jeweiligen Preise 
391 

nehmen müßten. 

'Zusammen fas send wird man zur bäuerlichen Einkommenslage in Zu¬ 

sammenhang mit der Marktverflechtung der Betriebe sagen können: 

Die Selbstversorgung mit Nahrung und Kleidung konnten die meisten 

Bauern bis hinunter zum Kötner aus der eigenen landwirtschatli- 

chen Produktion sichern. Bereits bei der Beschaffung der Natural¬ 

abgaben war dies auf minderen Böden und im alle besondeis hoher 

Naturalbelastungen oft, zumal den Kötnern nicht mehr möglich. 

Zur Deckung des gesamten Geldbedarfs der Familie reichte die 

eigene landwirtschaftliche Produktion selbst zahlreicher Voll- 

höfe nicht mehr hin, auch wenn z.T, ansehnliche positive Markt- 

guoten erwirtschaftet wurden. Je nach Standort, verfüg b are e i *- > 

Rohstoffen usw. mußten deshalb Nebenerwerbsprodukte auf dem Markt 

angeboten bzw. Dienstleistungen erbracht werden. Dies und der 
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weit verbreitete Zwang zum Zukauf beispielsweise von Korn trotz 

erheblicher Markterlöse aus der Viehzucht hatten eine erheblich 

stärkere kleinregionale oder lokale Marktverflechtung der mei¬ 

sten Höfe, gerade der kleineren, zur Folge, als es der Blick auf 

Nettomarktbeitrag bei landwirtschaftlichen Produkten allein nahe¬ 

legt. Kaum festzuste11en ist, inwieweit die Bauernfamilien auf 

die allgemein unbefriedigende Einkommenslage in den Geestgebie¬ 

ten mit Einschränkungen im Nahrungs- und f uttermittelauiwand 

reagierten. 

Bedeutende Reinqewinne erzielten im allgemeinen nur größere Be¬ 

triebe von 15, 20 ha oder mehr in den fruchtbaren südniedersäch¬ 

sischen Bördelandschaften und in der Marsch, wobei Belas tu n g s- 

situation und Lage zu den Märkten selbstverständlich stark differ¬ 

enzierend wirkten. Die Marschenbauern besaßen aufgrund der Bo¬ 

dengüte und der Eigentumsverhältnisse den Vorteil, Bodennutzung 

und Anbauverhältnis relativ frei bestimmen zu können; dieser 

weitere Spielraum bewirkte, daß "ihre Einkommensbedingungen nicht 

so eindeutig durch die Hofgröße vorgegeben (waren) wie auf der 
392 

Geest" . 

Die Kluft zwischen der letztgenannten stark marktorientier -en 

Gruppe von Betrieben einerseits und der Masse der Höfe, lie ent¬ 

weder im großen und ganzen eine Bedarfsdeckungswirtschaft führ¬ 

ten oder in größerem Maße auf den Zukauf landwirtschaftlicher 

Produkte angewiesen waren, andererseits vertiefte sich durt 

die Bewegung der Agrarpreise in der zweiten Hälfte des 18. Jahr¬ 

hunderts. Doch es gilt zu differenzieren. Allgemein hatten die 

Agrarpreise in Deutschland wie überall in Europa seit etwa dem 

zweiten Viertel dieses Jahrhunderts zu steigen begonnen, lang¬ 

sam zunächst und unstet, hauptsächlich zu deuten als eine jeweils 

leicht verzögerte Reaktion auf das Bevölkerungswachstum bei weit¬ 

gehend unelastischer Agrargüterprodukton (nicht beliebig ver¬ 

mehrbarer Produktionsfaktor Boden, nahezu konsta es agrartec 

nisches Wissen)^'. 

Für Nordwestdeutschland, das im Vergleich zum übrigen Reich das 

höchste Agrarpreisniveau besaß, stellt Saalfeld ab 1750 
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ziemlich linearen, ab 1780/90 einen beschleunigten Preisanstieg 

fest. Allerdings beruft er sich auf die Märkte Schleswig-Hol- 

steins,Emden und Hamburg, also solche, über die der Getreide¬ 

export der Küstenlande lief. 

Zieht man Binnenmärkte wie Hannover, Göttingen oder Hildesheim 

für die Jahre nach 1764 heran, so .neigt sich bis 1785 noch ein 

relativ gleichbleibendes Preisniveau mit herausragenden Spitzen¬ 

werten kurz nach dem Siebenjährigen Krieg, der z.T. erhebliche 
3 9 5 

Schäden und Einbußen hinterlassen hatte , sowie zur Zeit der 

Mißernten 1771/72. Erst in den letzten 15 Jahren des Janr- 

hunderts zogen die Preise auch im Innern des Kurfürstentums 

spürbar an, wohlgemerkt: die Getreidepreise, darunter am 
3 9 6 

stärksten der des Brotgetreides. Die folgende Grafik zeigt 

die Roggenpreiskurve für den Marktort Hannover, die in der 

Tendenz den Kurven anderer wichtiger binnenländischer Marktorte 

parallel verlief, auf allgemein etwas höherem Preisniveau 

verglichen mit Hildesheim, Lüneburg und Osnabrück, etwas 

niedrigerem als in Göttingen. In Hildesheim und Gottingen 

machten sich Knappheitssituationen jedoch stärker bemerkbar, die 
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3 9 7 Preisausschläge waren extremer. Anders die Tendenz in Emden 

und, abgeschwächt, auch in Stade: insgesamt höheres Preisniveau, 

in Jahren knapper Ernten zumeist größere Preisstabilität. 

Nun, die Erlöse für Viehprodukte hatten anders als der Getreide- 
3 9 8 

preis lange mit eher sinkender Tendenz stagniert , bevor sie 

seit 1785 dann auch deutlich anstiegen. Aus zahlreichen Einzel¬ 

zeugnissen - Preisreihen scheinen hier für Niedersachsen kaum 

zu erstellen - geht hervor, daß gegenüber Roggen und Weizen im 

18. Jahrhundert die Kaufkraft aller anderen landwirtschaftlichen 

Produkte doch erheblich nachgelassen hatte. Somit hat sich mög¬ 

licherweise für die Anbieter von überwiegend Viehprodukten die 

Einkommens1age, soweit sie von den Marktbedingungen abhing, bis 

etwa 1790 kaum gebessert. Jener mittlere Typ von Einkommensbe¬ 

ziehern, der aus der landwirtschaftlichen Produktion gerade den 

eigenen Bedarf deckte, blieb von den Getreidepreissteigerungen 

in seinem Realeinkommen weitgehend unberührt. Ergab sich sein 

Nettomarktbeitrag von etwa null aber aus einem Verkauf von Vieh¬ 

produkten und Getreidezukäufen, wie dies in der Heide \ äufig 

vorkam, so verschlechterte sich seine Lage gegenüber den Getrei¬ 

deanbietern . 

Auf das Realeinkommen des Netto-Nachfragers von Agrarprodukten 

- dem dritten Einkommensbeziehertyp neben dem großen und dem 

bedarfsdeckend wirtschaftenden mittleren Bauern - hatten die 

Preissteigerungen vor allem des Getreides ohnehin eine: ^tar 

negativen Effekt. "Je niedriger die Befriedigungsmöglichkeit des 

Bedarfs an Grundnahrungsmitteln aus eigener Produktion und aus 

außerbetrieblichen naturalen Einkünften ist, desto mehr nähei 

sich die Einkommensbezieher des Typs III", also Kleinbauern und 

ländliche Unterschicht, "reinen Lohn- oder Gewerbeeinkommensbe¬ 

ziehern an"A°°. Und zwischen deren Realeinkommen und dem von 

mittleren und größeren Bauern entstand Ende des 18. Jahrhunderts 

eine einzigartig große Kluft. Das hat Achilles anhand eines Ein¬ 

kommensvergleichs zwischen dem Meierhof in Petze und Hildeshei¬ 

mer Zimmerleuten gezeigt401. Zur Doppe1wirkung der Preissteiger- 

bei Lebensmitteln kamen als Ursachen in diesem spezie11eri ungen 
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Fall noch steigende Erntemengen und die früher erwähnte Grund¬ 

zinsreduktion für die Bauern hinzu. 

Gegenüber dem Jahrzehnt 1770/79 hatten auf dem Meierhof bis 

1790/99 zugenommen: die Getreideernte um ca. 10 %, die Hildes¬ 

heimer Getreidepreise um 12,5 %, der Erlös aus dem Getreide also 

von 41 auf 56,4 Rtlr (ohne die Zinsreduktion wäre der Zuwachs 

nur halb so hoch gewesen); die Erlöse aus sonstigem Ackerbau 

um 3,4 und aus Viehprodukten um 1,4 Rtlr (Preissteigerung hier: 

7 %) sowie für Leinengarn um 2,5 Rtlr. 

Rechnet man die in diesem Zeitraum gestiegenen Lebenshaltungs¬ 

kosten, andererseits den höheren Wert der Privatentnahmen, Dienst¬ 

leistungen usw. ein, so ergibt sich eine Steigerung des realen 

Meiereinkommens um 23,2 %. Hinzu kam als weitere Einkommensver¬ 

besserung noch die Senkung der Kontribution aus politischen Grün¬ 

den um 28 %, was für den Petzer Vollmeier 8,3 Rtlr ausmachte. 

Leider hat Achilles dem nicht vergleichend die Realeinkommens¬ 

entwicklung des Petzer Kothofes gegenübergestellt. So sei nur 

ein weit weniger aufgeschlüsseltes Beispiel aus dem Amt Wildes¬ 

hausen zitiert^^, um tendenziell die unterschiedlichen Einkom¬ 

menseffekte der Preisbewegung anschaulich zu machen (wobei an¬ 

dere Veränderungen wie z.B. Flächenerweiterungen hier nicht er¬ 

wähnt werden): ein Wildeshauser Vollmeier erzielte 1750/59 im 

Durchschnitt einen Bruttoproduktionswert von 352,3 Rtlr, 1790/99 

von 446,5 Rtlr; damit brachte er es Ende des Jahrhunderts in 

der Erfo1gsrechnung auf einen Reingewinn von 3,7 statt eines 

Defizits von 11,7 Rtlr 1750/59. Auf einem Kötterhof hingegen 

erhöhte sich das Defizit noch geringfügig von 36,7 auf 37,7 Rtlr. 

2.4.1.4. Die Verschär fung des kulturellen Gefälles auf dem 

Lande infolge der Agrarkonjunktur 

Ohne Zweifel: profitiert hat von den Agrarpreissteigerungen 

des ausgehenden 18. Jahrhunderts nur die schmale Schicht der 
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Mittel- und Großbauern mit erheblichem Netto-Marktbeitrag^^^3. 

Worauf verwendete sie die steigenden Reingewinne? 

Wenn wir zunächst die Investitionen zur Melioration des land¬ 

wirtschaftlichen Betriebes betrachten, so waren hier die Gren¬ 

zen eng gezogen. Auf jeden Fall rentabel erschien der Landzu¬ 

kauf, auch angesichts der in der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
403 

hunderts sprunghaft steigenden Bodenpreise ; Abstriche sind 

bereits zu machen, wenn der Tilgungszeitraum in die Phase nie¬ 

drigster Agrarpreise der 1820er Jahre hineinreichte. Die Aus¬ 

dehnung der Viehhaltung versprach großen Nutzen, wurde auch von 

den Landwirtschaftsgesellschaften weidlich propagiert. Sie stieß 

indes auf zwei bedeutende Hindernisse neben dem allgemein be¬ 

klagten Futtermangel^^: "einmal standen ihr rechtliche Beschrän¬ 

kungen im Wege, die der einzelne Bauer nicht beiseite räumen 

konnte; zum anderen fehlte dem Bauern häufig das produktions¬ 

technische Wissen ... Deshalb konnte sich die Intensivierung der 

Landwirtschaft selbst während einer bedeutsamen Aufschwungsphase 

wie dem späten 18. Jahrhundert nur in kleinen Schritten voll¬ 

ziehen. Sie betrafen die verbesserte Betriebsorganisation, vor 

allem eine stärkere Besömmerung der Brache, wobei der vermehr- 
40 3 

te Futteranfall allmählich eine stärkere Viehhaltung erlaubte." 

Mit der Steigerung des Inventarwertes der Hefe im 18. Jahrhun¬ 

dert wuchsen die den weichenden Erben ausgesetzten Abfindungs¬ 

summen rapide, insbesondere in den letzten Jahrzehnten vor 1800 

Während dies bei Ackerleuten im südöstlichen Niedersachsen 

hauptsächlich und das ganze Jahrhundert hindurch auf die immen- 
• 407, 

se Steigerung der Barabfindungen zurückzuführen ist , setzt 

Sauermann nach seinen Beobachtungen an Münsterländer Brautschätzen 

ein deutlich zunehmendes Eindringen geldwirtschaftlicher Elemen¬ 

te in die Eheverträge erst für die erste Hälfte des 19. Jahr¬ 

hunderts an. Große Höfe pflegten hier abgehenden Kindern relativ 

konstant bis in die zwanziger Jahre des 19. Jahrhunderts 80 bis 

150 Rtlr in bar mitzugeben^^. Dazu kam eine erhebliche Menge 

Vieh sowie Gebrauchsgegenstände wie Möbel, Arbeitsgeräte, Bett- 
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werk und Haushaltsgerät auf dem sog. Brautwagen . Der Kanon 

der standesgemäßen Ausstattung geriet in den Jahrzehnten um 

1800 -und wahrscheinlich nicht nur in Westfalen, wo die Sach- 

aufwendungen in den Eheverträgen allerdings wohl eine besondere 

Rolle spielten- durch Neuerungen, die die Großbauern einführten, 

in Bewegung. 

Ein Kötterkind erhielt üblicherweise kaum mehr Geld, als für 

Freikauf und Auffahrt erforderlich, daneben eine Milchkuh und 

(höchstens) ein 'vollständiges Bett', d.h. Bettzeug, zu etwa 

dem gleichen Wert wie das mitgegebene Vieh (10 - 20 Rtlr)^^. 

Größere Kötter oder Halberben "gaben ihren Kindern neben höheren 

Geldsummen entweder mehr Stücke Vieh oder aber mehr Gebrauchs¬ 

und Einrichtungsgegenstände mit", also außer dem Bettwerk eine 
.411. 

Bettstelle, Flachsbearbeitungsgerät und einige Möbel ; dar- 

lunter tauchten hin und wieder durchaus auch Neuerungen des 

18. Jahrhunderts wie die Verwendung des Koffers und / oder 

Schranks anstelle der altmodischen Truhe in den Inventaren die- 
412 

ser mittleren bäuerlichen Gruppe auf 

Die bäuerliche Oberschicht, die diese Möbelstücke als ihr Status 

symbol eingeführt hatte, zeigte nun um 1800 mit bestimmten Ge¬ 

genständen in ihren Brautschätzen, daß sich ein Wandel vollzog 

"in der Einstellung der Bauern zu ihrem persönlichen Besitz, und 

damit auch zu den Gebrauchsgegenständen,die nicht mehr vorwie¬ 

gend in ihrem Nutzwert, sondern auch in ihrem Vermögenswert er¬ 

kannt wurden"^'. Aufwendigere Leinenausstattungen sprechen da¬ 

für, Zinngeschirr, vor allem der an die Stelle der Anrichte tre¬ 

tende Glasschrank, der nun als Zeichen der Vornehmheit die Prunk 

stücke des Familienbesitzes (später statt Zinn Porzellan) für 

jedermann sichtbar vorwies *^. Daß die bäuerliche Oberschicht 

um 1800 ihren Kindern immer umfangreichere Abfindungen auslobte 

- wobei diese im großen und ganzen der Ertragslage der Höfe ent¬ 

sprochen haben müssen - und dabei mancherlei Neues, Modisches 
416 

vor allem an Prestigegütern anfertigen ließ , fügt sich in 

das Bild, das man,wenngleich bisher nur in Ansätzen, für andere 

'Wohlstandsinvestitionen' gezeichnet hat. Einen bedeutenden Auf- 
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Schwung kann man ab 1740, vor allem aber gegen Ende des Jahr¬ 

hunderts, zum Beispiel beim Neubau von Bauernhäusern beobach¬ 

ten; desgleichen häuften sich Umbauten, was zunehmende Innova¬ 

ti on sbe r e i t s ch a ft anzeigt. 

Allerdings ist - vorläufig, die Forschung steckt noch in den An¬ 

fängen - Zurückhaltung bei verallgemeinernden regelhaften Aus¬ 

sagen geboten, wie die bisherige Diskussion über die aus der 
4 h q_ 

schwedischen Volkskunde stammende 'Kulturfixierungs@#se' ge¬ 

zeigt hat419. Sie besagt: "Die günstige wirtschaftliche Lage ei¬ 

ner Sozialgruppe macht bereit zur vermehrten Aufnahme von neuen 

Kulturelementen. Damit ist zunächst wohl eine Beschleunigung des 

Wandels gemeint, nicht unbedingt eine Richtungsänderung, obwohl 

sie damit einhergehen kann. Vermindert sich der Wohlstand in ei¬ 

ner folgenden Wirtschaftskrise, dann behält man in der Regel den 

im Wohlstand erworbenen Status bei. Es kommt zur ... Ku1turfixieV- 

rung. Als Richtungstendenz des Wandels läßt sich erkennen, daß 

in Zeiten allgemeiner Hochkonjunktur die unteren Schichten ihren 

Lebensstil an den der höheren Schichten anzugleichen versuchen." 

In der Hauptsache betreffen diese Aussagen Güter, "die zur Re¬ 

präsentationsphäre gehören: Oberbekleidung und Schmuck, die 

Außenfront des Hauses und jene Möbel in den Wohnhäusern, oie 
„ , „418 

anderen Leuten zugänglich sind, Kutschen und Gastessen. - 

Uns interessiert vorerst nur der erste Teil der These, und zwar 

am Beispiel des Hausbaus, also der an Geld und Zeit aufwendigsten 

Investition: steigender Wohlstand - hier: der bäuerlicher, Ober 

schicht - fördert die Bereitschaft zu prestigeträchtigen Neue»- 

hungen, und dies auf der Basis einer überhaupt gestiegenen Be¬ 

reitschaft zu bauen. In der Tat sind diese Zusammenhänge n a c5 > ge¬ 

wiesen worden419. Im Osnat/rücker Nordland, dem relativ wohlha¬ 

benden Altkreis Bersenbrück (Artland), setzte mit dem Jahrfünft 

nach 1730 eine Welle von Neu- bzw. Umbauten von Erbwohnhäusern 

ein, die weitere Spitzen in den Jahren 1730/53 und l765/70 hatte 

sich dann ab 1775 auf einem hohen Niveau stabilisierte ,bevor 

1810 bis 1835 ein Boom nach größeren Ausmaßes folgte . Zumeist 

eine fünfjährige Verzögerung, aber grundsätzlich dieselbe len- 
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denz zeigt - auf niedrigerem Gesamtniveau, da hier die repräsen¬ 

tativen Umbauten wegfielen - die Kurve für den Neubau von Heuer- 

häusern'1^ . Die Errichtung von Backhäusern, Speichern und Scheu¬ 

nen unterlag deutlich anderen Regeln, den direkten ökonomischen 

Erfordernissen. Mit dem Beginn der Bauwelle um 1730 setzt sich 

im Artland eine neue Art durch, an den Erbwohnhäusern den Wirt- 

schaftsgiebel, d.h. die eigentliche Schaufront des Bauernhauses 

zu gestalten' : mit den älteren relativ einfachen Walmkonstruk- 

tionen nicht mehr zufrieden, trachtete der vermögende Artländer 

Bauer danach, "einen repräsentativen, holzreichen, von schatten¬ 

werfenden Knaggenreihen und stark vorspringenden sowie in mehrere 

Geschosse gegliederten Giebel vor sein Haus zu setzen. Diese 

von profilierten und oftmals geschnitzten Konsolen gestalteten 

Geschoßgiebel werden nicht nur bei den Neubauten nach stets dem¬ 

selben Leitbild, wenngleich in Proportion, Geschoßzahl und Ver¬ 

zierung wieder unterschiedlich, aufgestellt; auch Altbauten wer- 
423 

den im Zuge dieser Neuerungswelle 'modernisiert' ..." . Ur¬ 

sprünglich stellte der 'Artländer Giebel' ein Wohlstandssymbol 

und wohl auch ein Zugehörigkeitszeichen der drei protestanti¬ 

schen Kirchspiele Badbergen, Gehrde und Menslage innerhalb eine 

katholischen Umgebung dar. Er strahlte dann aber auch in Nach¬ 

bargebiete, so ins Oldenburger Münsterland, aus, jedoch nicht 

mehr nach Osten über die Weser hinüber. 

Wahrscheinlich ist die neue Schmuckgiebelform zuers- durch seu- 

bauten eingeführt worden, was zwei, drei Jahrzehnte später nn 

den Umbau anderer Häuser nach sich zog - rein aus restige- 

motiven, denn Raum wurde durch diese Maßnahme nicht, gewonnen. 

Dem Vorsetzen neuer Wirtschatsgiebel scheinen auch die zahl¬ 

reichen Klagen der Obrigkeit nicht vorgebeugt zu haben, die Bau¬ 

ern gingen " 'dabey aus einem strafbaren Stolze oder auch aus 

Unwissenheit, mit unnöthiger und zum völligen Ruin der ohnehin 

abgängigen Forsten gereichender Verschwendung zu Werck ..., ohne 

dadurch den Zweck einer nützlichen Bequemlichkeit zu erreichen. 

Was nach dem 1730 hervortretenden Leitbild gebaut wurde, 

hatte ganz im Gegensatz zu den altmodischeren Formen zumeist bis 

„423 
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in unser Jahrhundert Bestand. Veränderungen nahm man allenfalls 

noch, den im 19. Jahrhundert sich durchsetzenden Bedürfnissen 

entsprechend, am Wohnteil dieser Häuser vor. Im Einklang mit 

dem bürgerlichen Zeitgeschmack ging an den nach 1800 gebauten 

Häusern der bäuerlichen Oberschicht der Reichtum an Verzierungen 

langsam zurück. Aber "trotz Neuerungen hielt sich die im 18. Jah 

hundert vollendete Knaggenvorkragung erstaunlich lange, auf¬ 

fäll i ge rwe i s e besonders bei mittelgroßen Höfen, den Halberben 

und Erbköttern. Man mag dies auch als eine Art Ku1turfixierung 

interpretieren, die den Artländer Bauern eine Möglichkeit zur 

Se1bstdarste11ung ihrer kulturellen, wirtschaftlichen und kon- 
426 

fessionellen Sonderstellung bot." 

Daß es im Artland zu der beschriebenen Welle des Bauens und zu¬ 

gleich der Innovation kam, lag zum einen an der Fruchtbarkeit 

dieser Gegend und den mit der Agrarkonjunktur in der bäuerlichen 

Oberschicht steigenden Einnahmen. Zum anderen verhalt die 

geographische Lage des Artlandes ihm sozusagen zum Anschluß an 

einen starken Diffusionsstrang: entwickelt worden war der holz- 

reiche Giebeltyp mit mehrfachen Vorkragungen am spätmittelalter¬ 

lichen Bürgerhaus des Oberwesergebietes, über die Vermittlung 

von Bürgerhäusern in Osnabrück und umliegenden Städten wurde er 

dann den dortigen Landhandwerkern zum Leitbild, die ihn wieder¬ 

um umformten und an die Proportionen des Bauernhauses anpaßten 

. Auch andere, vor allem zimmerungstechnische Novationen sind 

vom Oberweserraum ausgegangen. 

Die Lage einer Region zu solchen Novationszentren ist immer zu 

bedenken. Das Zusammenwirken dieses aktors mit den wirtsc a t- 

liehen Möglichkeiten des Bauern wird deutlich, wenn man bedenkt, 

daß innerhalb des Osnabrücker Nordlandes in Kleinregionen mit 

unterschiedlicher Bodengüte die Bauwellen wiederum deutlich va- 
h O Q 

riierende Abläufe zeigen . Eine regionale Vereinheitlichung 

der Baukonjunkturen zeigt sich erst von etwa 1880 an, als mit 

der Einführung moderner Anbau- und Düngemethoden die un ter schied 

liehen natürlichen Voraussetzungen an Bedeutung verloren. 
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Allgemein wird man sagen können: die bäuerliche Oberschicht such¬ 

te bereits im 18. Jahrhundert mit steigendem Wohlstand nach re¬ 

präsentativem Ausdruck dafür. Ein komplexes Bündel wirtschaft¬ 

licher, sozialer, kulturgeographischer Faktoren bestimmte die 

konkrete Ausformung solcher 'Wohlstandsinvestitionen'. Mit einer 

spürbaren Verbesserung der Einkommenssituation wurden Neuerungen, 

die vorher vereinzelt eingeführt worden waren, in größerer Brei¬ 

te angenommen, sanken in beschränktem Maße und zumeist inhalt¬ 

lich reduziert auch in die nächstniedere soziale Schicht ab. 

Eher als zu aufwendigen baulichen Veränderungen entschloß man 

sich naturgemäß zur Anschaffung neuer Einrichtungsgegenstände 

und Kleidung. So sind für das nordwestliche Niedersachsen zu den 

skizzierten "Entwicklungen im Hausbau gewisse zeitgleiche Ent- 
429 sprechungen aus der Möbelgeschichte entgegenzusetzen" ; die 

Übernahme schon erwähnter moderner Möbel wie Sessel, Kleider¬ 

schrank, Schreibschrank oder der Standuhr aus dem Bürgerhaus 

dient wie auch die üblich werdenden Wandvertäfelungen der re¬ 

präsentativen Ausgestaltung der Stube nach dem Vorbild bürger¬ 

licher Wohlhabenheit und Behaglichkeit. Dies gilt ausschließlich 

für die bäuerliche Oberschicht, von der "offenbar die Dönsen 

(Stuben; U.H.) lange Zeit gefühlsmäßig wie eine Art von Prunk¬ 

räumen gewertet" wurden^^. Nach Beobachtungen aus der Gft. Ra¬ 

vensberg1”' ‘ scheint man zu Beginn einer Aufschwungphase relativ 

schnell zu Neuanschaffungen von Möbeln,oft mit modischem Dekor, 

geschritten zu sein, die dann den Maßstab für die eigene soziale 

Schicht setzten und sich bei anhaltend günstiger Einkommens1age 

allgemein 'einbürgerten'. Entsprechendes gilt für den Kleidungs¬ 

sektor. 

Man könne zwischen 1680 und 1800, so faßt G. Wiegelmann eine 

ganze Reihe Einzeluntersuchungen zusammen, "eine Folge von immer 

neuen I nnovationsimpu1 sen feststellen, die die verschiedenen 

Teile der ländlichen Sachkultur und anscheinend ■ ast alle Re¬ 

gionen Nordwest-Deutschlands erfaßten. Dabei ist eine stetige 

Steigerung zu beobachten. Die Steigerung ergab sich einmal da¬ 

durch, daß erste Ansätze vielfach um 1680 lagen, ein breiter 
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Durchbruch aber erst um 1750 oder um 1780 erfolgte, ... Eine 

Steigerung ergab sich aber auch dadurch, daß die Novationswel¬ 

len einander mehr und mehr überlagerten, da sie immer neue Be- 
432 

reiche ergriffen. Manche Wellen liefen fast parallel." Bei 

alledem ist zu bedenken, daß zwischen Marsch und Geest vorab be¬ 

reits ein bedeutender Unterschied im Wohlstandsniveau bestand, 

der sich mit den größeren Einkommensverbesserungen in den Mar¬ 

schen um 1800 eher noch vergrößerte. In den Elb- und Wesermar¬ 

schen mit Hamburg und Bremen als Vorbildern wie in den ostfriesi¬ 

schen Marschdistrikten, wo man sich entsprechend den Handels¬ 

wegen vorwiegend an flandrisch-niederländischen Vorbildern 

orientierte, war man deshalb auch früh in der Lage, in den mei- 
433 

sten Lebensbereichen Bürgerlichkeit zu imitieren . Reisende 

haben um 1800 vielfach beschrieben, wie weit sich die Marschbe¬ 

wohner mit ihrem luxuriös-städtischen Lebensstil - immer wieder 

hervorgehoben wurden Kleidung, Essen und Trinken - von dem ent¬ 

fernt hatten, was auf der Geest immer noch in tradierter Geltung 

stand. Zwischen 1720 und etwa 1760 hatte sich die Kleidung in 
434 

den Marschen weitgehend der städtischen angeglichen , traditio¬ 

nelle Trachtenelemente waren zugunsten von Modischem aufgegeben 

worden; gekaufte Stoffe, häufig werden Kattun, Manchester, Bra- 

banter Spitzen, Seide u.ä. erwähnt, traten an die Stelle der 

selbstgefertigten. Natürlich strebte auch die Geestbäuerin nach 

möglichst aufwendigem Sonntagsstaat, aber doch mit im Durch¬ 

schnitt einfacheren Mitteln; der "Zusammenhang zwischen Tracht 

und Wirtschaftsbetrieb" lockerte sich, so Kück für die Lünebur¬ 

ger Heide, erst im 19. Jahrhundert allmählich, vorher mangelte 

es einfach an Bargeld zum Einkauf modischer Stoffe . Das dürf¬ 

te auch für das übrige mittlere Niedersachsen gegolten haben. 

"Die Mannspersonen", wird 1789 aus der Gft. Diepfolz berichtet, 

"machen bei weitem den Staat nicht, wie die Marschbauern p;legen, 

sondern gehen Sonntags und bei Feierlichkeiten gewöhnlich in 

ihren hellblauen Röcken, die der gemeine Bauer nicht leicht wech¬ 

selt, es müßte denn sein, daß jemand vielleicht gereiset hätte 

oder sonst sich unterscheiden wollte." Und unterscheiden wo 11- 
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ten sich dort die Großbauern, die dem westfälischen Prediger 

von Coelln (1784) zufolge "jede Gelegenheit (ergriffen), ihre 
4 3 7 Superiorität den andern fühlen zu lassen" , durchaus, sei es 

mit der bereits zitierten silbernen Taschenuhr, sei es durch den 

Bezug des 'Hamburgischen Correspondenten', einer der damals 

führenden deutschen Zeitungen ' , oder dadurch, daß sie - die 

Rede ist von reichen Bauern des braunschweigischen Amtes Rothen¬ 

hof mit einem Barvermögen von 20 - 30.000 Rtlr - "ihren eigenen 

Wein im Keller hatten, und, wie die Bremer Bauern, ihren Kindern 
439 

Hauslehrer hielten" 

Solche modernen Statussymbole waren in Niedersachsen um 1800 

allenthalben in der bäuerlichen Oberschicht aufgetaucht, in den 

Marschen jedoch stets an frühesten, in der größten Breite und 

Intensität, auch oft am extremsten. Einige wichtige Beispiele 

aus bürgerlichen und adligen Kreisen übernahm man das Essen 

"oicht mehr aus der gemeinsamen Schüssel, sondern von Tellern, 

man setzte Besuchern bevorzugt Reisgerichte mit reichlich Zucker 

und Rosinen vor (alles relativ teure Importartikel), man wech¬ 

selte am Werktag vom Brei zum Kaffee und zum teueren Tee, bei 

Besuchsmah1zeiten begnügte man sich nicht einmal damit, sondern 

servierte auch noch die sehr teure Schokolade. In der gesamten 

Mah 1 z e i t en o r dn u n g schließlich wechselte man in der Marsch von 

der überlieferten Hierarchie der durch Brauchanlässe bestimmten 

und differenzierten Mahlzeiten zu terminlich freien Gastschmäusen, 

ganz nach großstädtischer Manier.Damit ging einher der Ab¬ 

bau traditioneller Festspeisen, die zur gleichen Zeit, wie bei- 
44 2 

spielsweise den Berichten von Friedrich Arends über Ost ries¬ 

land, 1820 veröffentlicht, zu entnehmen ist, auf der Geest noch 

unverminderte Bedeutung besaßen. Manche Neuerungen, so das schar¬ 

fe und süße Würzen, drangen von den nordwestdeutschen Marsch¬ 

gebieten her nur langsam ins Binnenland vor. Das Tabakrauchen 

und das Kaffeetrinken als bürgerliches Statussymbol verbreiteten 

sich dagegen rasch unter den Bauern. Fünfzig Zentner K&ee ver¬ 

sandten Bremer Kaufleute im Jahr 1740 in den Raum Hannover-Ce e, 
44 3 

um 1790 waren es 4.000 Zentner. Aber Kaffee blieb, das hat Abei 
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anhand der Preise und Lebenshaltungskosten gezeigt, ein Luxus¬ 

getränk, auch wenn Beamte und andere Kritiker moderner 'Genuß¬ 

sucht' die Imitationsuersuche der ländlichen Mittel- und Unter¬ 

schicht hin und wieder beklagten. 

Kehren wir zur Auswirkung der Agrarpreisentwicklung auf die brei¬ 

te Masse der bäuerlichen und unterbäuerlichen Bevölkerung zurück. 
444 

Da wird man, was die Nahrung angeht, annehmen müssen , daß 

diejenigen Familien mit sich bessernder Einkommenslage zunächst 

einen gehörigen Teil des Mehrverdienstes in einen vermehrten 

Fleischkonsum umsetzten. Die Ernährung der norddeutschen Land¬ 

bevölkerung bestand im 18. Jahrhundert ganz überwiegend in Ge¬ 

müseeintöpfen, Suppen und Getreidebreien. Sparmaßnahmen setzten 

am ehesten beim Fleischverbrauch an, die Nachfrage danach war 

stark einkommenselastisch. Dagegen hatte man im reichen Land 

Hadeln im Elbe-Weser-Winkel konträr zur frühneuzeitlichen Ten¬ 

denz weg vom Fleisch-, hin zum Getreidestandard der Ernährung, 

auch um 1800 eine reichhaltige Fleischnahrung beibehalten. Dort, 

wo J. Beckmann (1780) zufolge der Luxus "beinahe auf den höch¬ 

sten Gipfel gestiegen" war und ein "non plus ultra" jener Zeit 

darstellte445, schlachtete ein Hof mit 15 Fremdarbeitskräften 

im Jahr u.a. 2000 Pfund Schweinefleisch ein: "Es gibt aber auch 

wohl nirgens stärkere Fleischesser, als in diesem Lande; der 

Landwirth darf seinen Leuten unter 5 Mahlzeiten kaum einmal Ge- 
, „446 muße geben." 

Aufs Ganze der ländlichen Gesellschaft gesehen, erweist sich der 

Nahrungssektor, der am direktesten und spontansten auf Verände¬ 

rungen der Einkommen reagiert, seit etwa 1770 als außeroiden11ich 

dynamisch. Unverkennbar sei, so Wiegelmann, "daß zwischen 1780 

und 1820 die Speisen und Mahlzeiten stärker in Bewegung waren 

als später"447. Innovationen traten an zwei sozialen Polen auf. 

Von der bäuerlichen Oberschicht war die Rede. Aur der anderen 

Seite hatte sich bei den klein- und unterbäuerlichen Schichten 

im Gefolge des Getreidemangels 1771 schlagartig der Kartoffel¬ 

anbau verbreitet. Die Kartoffel wurde von nun an zui Ernährungs- 

grundlage breiter Volksschichten. Die gleichzeitige Erfindung 



- 173 - 

und rasch steigende Produktion des Zichorienkaffees ermöglich¬ 

te ihnen auch, auf ihre Weise, und oft in skurriler Übertrei¬ 

bung die Nachahmung städtischer Moden. Seit etwa 1800, als sich 

die Kornbrennerei verbilligte und man dann zur Herstellung von 

Schnaps aus Kartoffeln überging, nahm als dritte wichtige Unter¬ 

schichts-Innovation denn auch die vielberedete 'Branntweinpest' 

ihren Lauf. Daß man mit dem Branntweintrinken wiederum bürger¬ 

lichen Spirituosengenuß imitieren konnte, war hier gewiß weni¬ 

ger wichtig als der Betäubungseffekt: "Die extreme Eintönigkeit 

der durch Kartoffeln, Brot und Kaffeebrühe nivellierten Mahlzei¬ 

ten bewirkte einen Stau, einen Heißhunger nach Abwechslung, nach 
. . „448 dem ganz anderen." 

Hier Branntwein als das ganz andere, dort, bei den reichen Bau¬ 

ern, schon um 1800 immer wieder neues anderes, Abwechslung durch 

den Luxus, den sie sich nun leisten konnten. Das mittlere Bauern 

tum verhielt sich in dieser scherenförmigen Innovationsbewegung 

(noch) neutral. Seine Distanzierung von den Klein- und Unter- 

bäuerlichen, die Annäherung 'nach oben' auf kulturellem Gebiet 

-jetzt generell gesprochen- wurde erst im Gefolge der Agrarre¬ 

formen, d.h. insbesondere des Flächenausbaus durch die Gemein¬ 

heitsteilung, wirtschaftlich möglich. Oder gar notwendig’ 

Dynamisierung kultureller Prozesse und des sozialen Differen- 

zieru ngsvorgangs innerhalb der ländlichen Gesellschaft könnte 

man die Ergebnisse der Agrarpreisentwicklung in der zweiten Hälf 

te des 18. Jahrhunderts zusammen fassend nennen. Im übrigen setzt 

zur gleichen Zeit auch innerhalb des 'ganzen Hauses die soziale 

Distanzierung der Bauernfami1ie im engeren Sinne vom Gesinde 

ein^^; darauf kommen wir noch zurück. 

Auf dem Umweg über den Vergleich der Agrarpreisreihen mit den 

verschiedenen Anschaffungs-, Erbauungs- und Innovationskurven 

sehen wir, daß als ausschlaggebender Faktor in diesem Geschehen 

stets die plötzliche Verbesserung der Einkommenssituation des 
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Bauern wirkte’’ , "Die praktische Irrelevanz der langfristigen 

Wechsellagen ... liegt auf der Hand, wenn man bedenkt, mit wel¬ 

cher Vehemenz diese säkularen Trends von regionalen Krisen vom. 
451 

'type ancien1 immer wieder durchkreuzt und überlagert wurden." 

Immerhin geben die säkularen Bewegungen doch die entscheidenden 

Zäsuren für den kulturellen Wandel auf dem Lande an, so sehr 

dieser andererseits von weiteren Faktoren mitbestimmt wurde. Für 

Nordwestdeutschland lagen solche Zäsuren in der Mitte des 16. 

Jahrhunderts, sodann in den Jahren 1760/70 und 1840/50, in zwei- 
45 2 

ter Linie von um 1680 und 1730 

Für das kurz- und mittelfristige Erleben des einzelnen Markt¬ 

produzenten waren ein, zwei 'gute Jahre' mit hohen Erlösen der 

entscheidende Impuls, den Bauernstolz neuerdings und noch sicht¬ 

barer als zuvor zur Schau zu tragen. Hielten sich die Preise 

länger, ging man noch ein Stück weiter, schritt man zu aufwendi¬ 

geren Investitionen, zogen auch wohl einige Dorfgenossen mit 

niedrigeren Markterlösen auf bescheidenere Art nach. Brachen die 

Preise ein, galt es das Angefangene eventuell durch Einsparun¬ 

gen auf anderem Gebiet, insbesondere bei Nahrungs- und Genuß¬ 

mitteln, zu sichern, während sich die monetäre Lage der Unter¬ 

schichten^ gleichbleibende Nebenerwerbseinnahmen vorausgesetzt, 

vorübergehend besserte. Unruhe unter den Bauern machte sich erst 

breit -in den 1820er Jahren ist das deutlich zu beobachten-, wenn 

eine längerfristige Agrarpreisdepression den zuvor höhergeschraub- 

ten Lebensstandard zu gefährden begann, wenn das übliche Reper¬ 

toire an Sparmaßnahmen für die oft erlebten einzelnen 'schlechte¬ 

ren Jahre' drohte, zur Krisenbewältigung nicht mehr hinzureichen. 

2.4.1.5. Verschuldung 

Zu klären wäre noch das Verhältnis des beschriebenen Reaktions¬ 

zusammenhangs von Einkommensentwick1ung und diversen Investiti- 

der Groß- und eventuell noch Mittelbauern um 1800 zur allge- onen 
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meinen Vermögenslage der Höfe. Aber hier gelangen wir über Spe¬ 

kulationen kaum hinaus. Angesichts des mit der Bevölkerungsver¬ 

mehrung zunehmenden sozialen Konkurrenzdrucks und der dynami¬ 

schen Wirkung der gehäuft neu auftretenden Statussymbole er¬ 

scheint es zweifelhaft, daß die Bauern Reingewinne auf die Ent¬ 

schuldung ihrer Höfe verwandt haben, außer der Grundherr oder 

die Obrigkeit übten direkten Druck dahingehend aus. Nun ist nicht 

einmal zu sagen, wie viele Höfe in welchem Ausmaß damals verschul 

det waren. Die Defizite so vieler Höfe quer durch alle Betriebs¬ 

größenklassen in der betrieblichen Erfolgsrechnung legen aber, 

auch unter Einbeziehung einigen Nebenerwerbs, den Schluß nahe, 

daß durchweg eine große Anzahl Höfe mit Schulden belastet war. 

Einzelbeobachtungen bestätigen dies. So waren in 52 % der Inven- 

tare des 18. Jahrhunderts aus dem recht wohlhabenden Amt Lichten¬ 

berg (Hzt. Braunschweig-W.), die R.-E. Mohrmann durchgesehen hat, 

mehr Passiva als Aktiva verzeichnet, im Extremfall Passiva von 

beinahe 1000 Rtlr. Die Inventare stammten fast ausschließlich von 

Brinksitzern und Kothöfen^^. 
454 

In der Gft. Hoya unterwarf seit der Zeit der Redintegrations¬ 

gesetzgebung das Amt Bauernhöfe dem sog. Administrationsverfah - 

ren, wenn ihnen der Konkurs drohte bzw. wenn steuerliche und grund 

herrliche Abgaben nicht mehr geleistet bzw. die Zinsen von den 

Schulden nicht ordnungsgemäß bezahlt wurden. Die Ländereien wur¬ 

den dann bis auf ein kleines Stück, das dem Hofinhaber zur Selbst 

Versorgung verblieb, verpachtet, das Wirtschaftsinventar ver¬ 

kauft usw. , bis die Gläubiger aus Pachtgeldern, Verkaufserlösen 

u.a. befriedigt waren. Oft dauerte die Ausheuerung des Landes 

15 oder 20 Jahre, z.T. länger. Obwohl man im ausgehenden 18. Jahr 

hundert nun das Instrument des Administ rationsverfahren möglichst 

sparsam einsetzte, standen 1782 immerhin knapp 12 % aller Voll- 

und Halbmeier-, Höfner- und Kötnerbetriebe des Amtes Stolzenau 

unter Administration, von den Meierhöfen allein 17 %. 1795 wa¬ 

ren es insgesamt nur noch 7 %, wobei bezeichnenderweise die Zahl 

der administrierten Meierhöfe stark abgenommen, die der Kothöfe 

sich vermehrt hatte. 
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Dies Verfahren stellte nur die letzte Maßnahme der Leistungs¬ 

empfänger vor der kaum durchführbaren Abmeierung dar. Der Kreis 

existenzgefährdeter Höfe war viel größer. "Unverschuldete Stell¬ 

en gehörten", schon bevor der Siebenjährige Krieg nach leichter 

Aufwärtsbewegung einen immensen Rückschlag für die Wirtschafts¬ 

führung brachte, "noch immer zu den Ausnahmen. Aber es läßt sich 

feststellen", so Röpke für die Zeit vor 1756, "daß die Schulden¬ 

lasten geringer wurden. Wesentlich dazu beigetragen haben die 

Remissionen, die den wirtschaftsschwachen Höfen zugebilligt wur¬ 

den. Die Entwicklung nach dem Krieg begünstigte dann ja allen 

falls die mittleren bis großen Betriebe und dürfte die Grund¬ 

tatsache der weitreichenden Verschuldung kaum angetastet haben. 

Für die 220 Höfe des Amtes Diepenau, ebenfalls in der Gft. Hoya 
456 gelegen, die v. Bremen untersucht hat , ist eine Gesamtschul¬ 

denlast von 173 % des jährlichen Bruttoproduktionswertes aus¬ 

gewiesen. Häufig war dieser Durchschnitt weit überschritten. 

Die Schulden bestanden zu mehr als der Hälfte aus ausgelobten 

Abfindungssummen ("Kinderschu1 den" ) bzw. waren daraus hervor¬ 

gegangen. 

Überhöhte Auslobung als Ursache für drei Viertel aller einge¬ 

gangenen Verbindlichkeiten stellte auch F.W. Henning bei der 

Untersuchung verschuldeter Höfe des Fst. Paderborn fest. Dieser 

Verursachungsfaktor dürfte in Eigenbehörigkeitsgebieten allge¬ 

mein noch größere Bedeutung als sonst gehabt haben. Aus dem Pader 

borner Beispiel wird wiederum auch deutlich, daß sich die er- 

schuldung nicht auf bestimmte Betriebsgrößenk1assen konzentrier¬ 

te. Bei den kleinsten Höfen lasteten auf dem einen Hektar LN, 

das sie besaßen, im Schnitt 288,5 Rtlr; bei den oIgenden Größen- 

gruppen bis zu 20 ha etwa das Mittel aller erfaßten 75 verschul¬ 

deten Höfe von knapp 60 Rtlr, während die Last je ha, bei den 

Höfen von 20 - 25 ha LN erneut stark abnahm, und zwar auf 31,7 

Rtlr. Absolut lag die Schuldenlast je Hof in der Größengruppe 

von 10 - 25 ha bei rd. 815 Rtlr. 

Alle Größenklassen einbezogen, betrug die Verschuldung bei er¬ 

heblicher Streuung von Hof zu Hof im Mittel ca. 90 % des jewei- 
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4 5 8 ligen Boden- und Kapitalwertes der Höfe . Den durch die Ka¬ 

pitalisierung des landwirtschaftlichen Reinertrages errechne- 

ten Ertragswert als wirtschaftliche Beleihungsgrenze überschritt 

der Verschuldungsgrad bei der Mehrzahl der Höfe; allerdings gab 
459 

es hier deutliche landschaftliche Unterschiede . Meistens 

brachten, so resümiert Henning - und man wird dies Ergebnis zu¬ 

mindest auf die übrigen Gebiete der Eigenbehörigkeit, aber auch 

wohl weiter verallgemeinern können - Auslobungen und Erbausein¬ 

andersetzungen "wenn auch keine Überschuldung, so doch eine so 

hohe Verschuldung, daß eine weitere durch Unglücksfälle erfor¬ 

derlich werdende Geldaufnahme die finanzielle Lage der Bauern 

durcheinanderbrachteAn Bemühungen seitens der Obrigkeit, 

die Brautschätze gering zu halten und damit die Hauptquelle der 

Verschuldung zum Versiegen zu bringen, hat es im ganzen 18. Jahr¬ 

hundert nicht gefehlt. Der Erfolg ist diesen Bemühungen aller¬ 

dings versagt geblieben, ... 

Ebenso wenig Erfolg dürfte der publizistische und administra¬ 

tive Kampf gegen den 'Luxus' - erst der Bauern, im Vormärz dann 

der Unterschichten - gezeitigt haben. Es war der Kampf gegen 

alle Anzeichen des Aufbrechens starrer ständischer Hierarchie 

und der ihr zugeordneten tradierten Wertmuster. Was im 19. Jahr¬ 

hundert diese 'alte Ordnung' in komplexen Aktions-Reaktions- 

Verkäufen in Bewegung bringen sollte, war in der ländlichen Ge¬ 

sellschaft des ausgehenden 18. Jahrhunderts bereits angelegt: 

das wachsende Bewußtsein, daß sozialer Status in gewissem 1 a ß e 

machbar, neu erreichbar, individuell definierbar ist. 

Ein extremes Beispiel mag das abschließend verdeutlichen, die 

Errichtung einer Hofanlage, die durch das dabei eingegangene 

finanzielle Risiko selbst unter großen Vollerbenhöfen einen Aus¬ 

nahmefall dargestellt hätte: der Erbkötter (!) Henrich Wehlburg 

verlegte im Jahr 1750 seine Hofstelle im Artländer Dorf Wehdel 

(Kirchspiel Badbergen) um einige hundert Meter und errichtete 

auf einer wurtähnlichen Aufschüttung eine völlig neue Ho:an- 

laae. die ihrer Größe und reichen modernen Außengestaltung nach 
.... 4 6 2 

in die erste Reihe der dortigen Erbwohnhäuser geholte . Inner- 
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halb von zwei Jahren war das Haupthaus errichtet, 1760 eine 

Scheune, 1761 ein Backhaus, im Jahr darauf eine Leibzucht; aus der 

älteren Weh1burg-Hofan 1age wurden dazu noch zwei Heuerhäuser über¬ 

nommen. 

Und das alles trotz einer bis 1740 angehäuften Schuldenlast von 

über 2.300 Rtlr, die mit 3 % zu verzinsen war! Sie wuchs bis 

zum Jahr 1811 infolge dieses ganz außerordentlichen baulichen 

Kraftakts auf exakt 13.783 Rtlr und 12 Gr an. Diese Summe schul¬ 

dete der Hofbesitzer 54 verschiedenen Gläubigern, darunter 12 

Heuerleuten, 24 Bauern und zahlreichen "Sonstigen". Eine neuer¬ 

liche Ausbauphase des Hofes brachte erst die zweite Hälfte des 

19. Jahrhunderts, als endgültig irrelevant geworden war, daß 

man die Hofstelle einst als Erbkotten gegründet hatte. 

2.4.2. Außerlandwirtschaftlicher Erwerb auf dem Lande 

Natürlich wurde in fast jedem Bauernhaus, sofern man nicht schon 

Stoffe und Kleidungsstücke kaufte, für den Eigenbedarf gespon- 
463 

nen und gewebt, strickten vielfach die Männer Strümpfe , ar- 
464 

beiteten in den Spinnstuben die Mädchen an ihrer Aussteuer 

Aber wir haben gesehen, daß schon die Mehrzahl der Bauernwirt¬ 

schaften auch auf außer1 andwirtschaf11iche Mark11eistungen an¬ 

gewiesen war, um Defizite zu vermeiden. 

Eine wichtige Einnahmequelle der gespannhaltenden Bauern war 

dabei die Bestellung der Äcker von Kleinbauern gegen Entgelt 

, also eine noch landwirtschaftliche Nebentätigkeit. Quanti¬ 

tativ bedeutender dürften die Einnahmen aus Frachtfuhren gewe¬ 

sen sein, die von den Amtmännern oft als Ablenkung von der ei¬ 

gentlichen bäuerlichen Arbeit (und nicht zuletzt: als Einfalls¬ 

tor städtischer Einflüsse466) mit Argwohn betrachtet wurden. In 

der Nähe von Hafenorten, Bergwerken, Salinen o.a. florierte dei 

Warentransport (Holz, Kohlen, Salz, auch Steine zum Deichbau u.a.) 

naturgemäß besonders, aber auch sonst boten sich bei Korn-, 
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Torf-, Branntwein- oder Holzfuhren gute Verdienstmöglichkeiten, 

ja, man organisierte auch schon mal eine Art Zwischenhandel^^t 

Aus dem eigenen Holzverkauf, dem Pferdehandel, der Bienenzucht 

oder auch dem Sammeln von Waldbeeren waren weiterhin Einnahmen 

zu erzielen, je nach den Naturgegebenheiten. Die Bedeutung des 

Torfstechens in den Moorgebieten wurde bereits erwähnt; immer¬ 

hin zog ein Vollhof im Teufelsmoor 22 % seines gesamten Roher¬ 

trages aus dem Torfverkauf, und für kleinere Höfe hatte dieser 

Einnahmeposten noch mehr Gewicht. 

Bedeutend waren schließlich die Einkünfte der Bauern aus der 

Vermietung von Wohnungen^^3 und Verpachtung von Land sowie aus 

dem Texti1-Heimgewerbe . Letzteres wurde - als eine der drei wich 

tigsten außerlandwirtschaftlichen Erwerbsquellen überhaupt, die 

anderen waren Hollandgang und Landhandwerk - quer durch alle Bau 

ernklassen betrieben, wohl nur mit Ausnahme derer, die gar kei¬ 

nen Nebenerwerb nötig hatten^^. 

Eindeutiger den Schichten der Kötner, Brinksitzer und Unterbäu¬ 

erlichen zugeordnet ist die Tagelohnarbeit (im Ausland wie na¬ 

türlich im eigenen Dorf) und vor allem das Landhandwerk. Aus¬ 

nahmen bildeten hier nur der häufig vorkommende Voll- oder Halb¬ 

meier als Inhaber des Dorfkruges und der Sohn aus wohlhabender 

Bauernfami1ie , der durch Hollandgang, Seefahrt o.ä. sich ein 

Barvermögen erwarb. Wir werden im Folgenden Handwerk, Holland¬ 

gang und Textilgewerbe hauptsächlich in ihrer Funktion für das 

Auskommen der ländlichen Unterschicht behandeln, um dies in die 

anschließende Beschreibung von deren allgemeiner wirtschaftli- 

cher Lage um 1800 einbringen zu können. 

2.4.2.1 Landhandwerk 

Die ländliche Gesellschaft deckte ihren Grundbedarf an gewerb¬ 

lichen Leistungen am Ende des 18. Jahrhunderts aus sich heraus. 

"Lediglich hinsichtlich der 'gehobenen' Bedürfnisse'-, so faßt 
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K.H. Kaufhold zusammen, war sie "nahezu ganz auf die Städte an¬ 

gewiesen", wobei freilich die sehr begrenzte bäuerliche Nach¬ 

frage wie auch die Importe aus ausländischen Gewerbezentren zu 
469 berücksichtigen seien . Bis 1790 nutzten nur ganz wenige Bau¬ 

ern in Niedersachsen die Agrarkonjunktur dazu, in der Stadt auf¬ 

wendige handwerkliche Produkte in Auftrag zu geben. "Erst da¬ 

nach folgte dem Aufschwung in der Landwirtschaft auch der des 

Gewerbes, doch erreichte er bei weitem nicht den boomartigen 

Charakter. Noch wurden zu große Geldmengen in der Landwirtschaft 

gehortet oder verblieben in einem quasi innerlandwirtschaftlichen 

Kreislauf.Man wird aber annehmen dürfen, daß die Hand¬ 

werker auf dem Lande durchaus und vor allem früher von dieser 

Periode steigender landwirtschaftlicher Einkommen profitiert 

haben,Rindern sie jetzt Reparaturarbeiten und die Fertigung sol¬ 

cher Gebrauchsartikel, Arbeitsgeräte usw. übertragen bekamen, 
471 die der Bauer in schlechteren Zeiten selbst herstellte 

In der Hauptsache waren auf den Dörfern die Handwerker für den 

bäuerlichen Grundbedarf anzutreffen: Müller, Schmiede, Zimmer¬ 

leute, Tischler, Schneider, Leineweber. Letztere bildeten in 

den weiraneisten Dörfern die größte Gruppe unter den Handwerkern, 

u.a. in den Gebieten mit ausgeprägtem Texti1-Verlagswesen wie 
4 7 2. 

dem südniedersächsischen 'Leinengürtel' ; 43,1 ?o der Braun- 
473 

Schweiger Landhandwerker waren im Jahre 1760 Leineweber 

Mit der Größe und Zentralität der Ortschaften nahm die Differen¬ 

zierung innerhalb der genannten Gewerbezweige zu, traten auch 

schon in bescheidenem Maße Luxushandwerke auf, wie Anfang des 

19. Jahrhunderts in Lamstedt, Mittelpunkt der gleichnamigen 

Börde im Elbe-Weser-Winkel mit 914 Einwohnern im Jahr 1821: 

dort fanden sich unter etwa 130 amilien "außer mehreren Schnei¬ 

dern, Schustern, Bäckern, Schlachtern, Leinewebern und Holz¬ 

schuhmachern noch Grob-, Klein-, Nagel- und Messerschmiede,Zim¬ 

merleute, Tischler, Schnitzer, Fenstermacher, Rademacher, Faß¬ 

binder, Drechsler, Stuhlmacher, Stellmacher, Karrenmacher, 

Töpfer, Hutmacher, Keßler, Orgelbauer, Perückenmacher, Roth- 

gießer, Tabakspinner, Knopfmacher, Blaufärber, Weißgerber, Maurer, 
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Decker, Gürter, Sager", sogar ein Goldschmied . Was davon 

haupt-, was nebenberuflich betrieben wurde, inwieweit auch eine 

Person mehrere Gewerbe nebeneinander ausübte, ist nicht mehr 

zu sagen. Jedenfalls arbeiteten diese Landhandwerker aufgrund 

der niedrigeren Lebenshaltungs- und Produktionskosten bedeutend 

billiger als die städtischen Zunftangehörigen. Allerdings waren 

an die Landhandwerker bei der Konzessionierung auch geringere 

Anforderungen gestellt, dementsprechend lieferten sie zumeist 

auch Waren minderer Qualität. Ende des 18. Jahrhunderts ist von 

leistungsfähigeren unter ihnen, z.B. Möbeltischlern, aber be¬ 

zeugt, daß sie durchaus auch für städtische Haushalte arbeite¬ 

ten. Seit 1750 hatten die Landhandwerker überproportional zur 

Bevölkerung und zu ihren städtischen Kollegen zugenommen - um 

1800 arbeiteten schätzungsweise 4 von 10 Handwerksmeistern in 
475 

Nordwestdeutschland auf dem platten Lande -, so daß den 

Städtern nicht nur die bäuerliche Nachfrage weitgehend entzo¬ 

gen blieb, sondern sie auch noch aktiven Konkurrenzdruck zu 

spüren bekamen. 

Wer'neben seinem Gewerbe keine landwirtschaftliche Subsistenz¬ 

basis besaß - und das kam, wie das folgede Beispiel aus dem Ja¬ 

nuar 1803 zeigt, auch schon in einem Ackerbürger-Flecken wie 

Melle (1111 Einwohner) vor -, der geriet in dieser Konkurrenz¬ 

situation und angesichts steigender Lebenshaltungskosten stark 

unter Druck. In Melle wie in anderen Kleinstädten des Osnabrücker 

Landes kämpfen zu dieser Zeit Handwerker, hier Tischler, um 

ein umfängliches, sie eindeutig privi1egierendes Zunftrecht, und 

zwar mit dem Argument: man sehe, "daß nicht nur aus den angren¬ 

zenden Preußischen und Lippischen Territorien verfertigte Ar¬ 

beiten zum Verkaufe bereingebracht, sondern daß auch von den 

umliegenden Bauerschaften sogenannte Baurenschreiner als ! a g e - 

löhner für Kost und Lohn in Melle arbeiten", was ihnen die Sub¬ 

sistenz entziehe; zweitens habe "Melle nicht die Lage, daß jeder 

Handwerker seinen Ackerbau treiben kann, wie dieses auf den ein¬ 

zelnen Bauerschaften geschieht"; und drittens genössen jene 
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"Baurenschreiner" den nicht unbedeutenden Vorzug, "daß sie, da 

sie unter den Bauren wohnen und gewöhnlich kleine Stätten be¬ 

sitzen, auch wohl feiler und leichter an das erforderliche Holz 
, „476 kommen... 

Aber die Osnabrücker wie die anderen niedersächsischen Landes¬ 

herrschaften blieb zurückhaltend gegenüber solchem Abschirmungs¬ 

begehren des (klein) städtischen Handwerks. Das Landhandwerk 

dehnte sich, dem Ausmaß bäuerlicher Nachfrage entsprechend, 

weiter aus und scheint zu dieser Zeit auch durchaus floriert 

zu haben"'^ . Erst als die Auswirkungen der Gemeinheitsteilung 

breit durchschlugen und zudem die Minderung der Erwerbschancen 

in den Niederlanden, vor allem nach 1800, sich drastisch be- 

merkbar machte , wurde es zusehends schwieriger, mit einem 

Handwerk auf dem Lande sein Auskommen zu finden. Die Überbeset- 

zung der Dörfer mit handwerklichen Kümmerexistenzen wird im Vor¬ 

märz zum vielerorts beklagten Phänomen im Königreich Hannover. 

Von der zweiten Hälfte des 18. zur ersten Hälfte des 19. Jahr¬ 

hunderts scheint auch in gewissem Maße eine Verschiebung der so¬ 

zialen Basis des Landhandwerks stattge unden zu haben. In älterer 

Zeit war es, aus vielen Einzelangaben zu schließen, zum großen 

Teil Sache der kleinen Kötter, der Brinksitzer, Anbauern und 

Heuerlinge, während die gänzlich Landlosen nur selten in einem 

anderen Gewerbe als dem Spinnen und Weben Fuß faßten. Sie dräng¬ 

ten im Vormärz dann in die verschiedensten Handwerkszweige (in 

der Stadt wie auf dem Land), als es in Holland nichts, im Heim¬ 

gewerbe immer weniger zu verdienen gab und der vermehrten Nach¬ 

frage nach Tagelöhnern auf vergrößerten Bauernhöfen die Minde¬ 

rung der eigenen Möglichkeiten der Viehhaltung und die wachsen¬ 

de Konkurrenz der Arbeitssuchenden gegenüberstand. "Deutlicherem 

Pauperismus" korrespondierte unter den Häuslingen des Vor¬ 

märz also eine "stärker gewerbliche Ausrichtung", die sowohl 

das Handwerk wie andere außerlandwirtschaftliche T ä t i.g k e i t e n 
479 

(u.a. Händler, Geldleiher!) betraf 

Im 18. Jahrhundert dominierten noch ganz eindeutig die Klein¬ 

bauern und Heuerlinge unter den Landhandwerkern. Deren Anteil 
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an der gesamten ländlichen Gesellschaft Niedersachsens um 1300 

läGt sich nur ganz grob schätzen: wahrscheinlich kann man auf 

etwa drei Bauernstellen einen Handwerker rechnen, in Stadt- oder 

Küstennähe mehr, in abgelegenen Gegenden weniger^^. 

2.4.2.2 ._Hollandgang 

Tagelohn außerhalb der engeren Heimat stellte natürlich nur 

für bestimmte Regionen eine relevante Erwerbsquelle dar, je 

nach der geographischen Nähe einerseits - die meisten Holland¬ 

gänger kamen aus dem Osnabrückischen, aus Lingen,"Bentheim und 

dem Oldenburger Münsterland; die Nahwanderung in die ostfrie¬ 

sischen und andere Marschgebiete mit ihren durchschnittlich 

größeren Betrieben lassen wir im weiteren weitgehend außer Acht -, 

abhängig von den alternativen Erwerbsmöglichkeiten anderer“ 

seits. Doch gute Gelegenheit zum Flachsanbau und eine günstige 

Konjunktur für Textilprodukte bedeuteten nicht automatisch, daß 

aus der betreffenden Gegend kaum noch Hollandgänger im Sommer 

auszogen; denn vielfach erwarben sich junge Leute im Tagelohn 

erst das Bargeld, das für die Pacht einer Heuerstelle mit aus¬ 

reichend Flachsland, für die Anschaffung von Arbeitsgerät usw. 

erforderlich war . Steigende Boden- und Pachtpreise verlangten 

gerade gegen Ende des 18. Jahrhunderts erhebliche Rücklagen 

von Bewerbern um eine Heuerstelle. Auch die in Niedersachsen 

mit den Anfängen der Intensivierung des Landbaus allmählich 

steigende Nachfrage nach Gesinde und Tagelöhnern wirkte sich 

nicht unbedingt gegen die Hollandgängerei aus. "Die Beobachtung, 

daß die Knechte bei der Einstellung höhere Löhne als bishe g6- 

wohnt mit der Drohung durchsetzten, sie könnten auch nac Hol¬ 

land gehen, zeigt ..., daß man allgemein von den dortigen besse¬ 

ren Verdienstmöglichkeiten überzeugt war. Viele Knechte trater 

nur unter der Bedingung in den Dienst eines einheimischen Bauern, 

daß sie während der Saison als Grasmäher in Holland arbeiten 
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dürften." 

Man kalkulierte (und erpreßte!) bewußt mit dem potentiellen 

Verdienst, der in Holland bis um 1800 in der Tat trotz Reise- 

und Proviantkosten höher lag als in der Heimat, und man reagier¬ 

te außerordentlich flexibel auf veränderte bzw. als verändert 

angenommene Erwerbschancen auf anderen Gebieten. Das zeigt schon 

die Tatsache, daß auch traditionelle Ho11andgänger das eine 

oder andere Jahr, wohl nicht nur aus Krankheitsgründen o.ä., 
, . _ 483 ausließen 

Das Einkommen der Unterschicht-Haushalte war stets durch g a z 

verschiedene nebeneinander , z.T. komplementär wirkende ökono¬ 

mische Faktoren bestimmt; auf diese sich angemessen einzustel¬ 

len, war mit die wichtigste Überlebensbedingung dieser 

Man wird z.B. den Druck nicht unterschätzen dürfen, den die 

drastisch verminderten Erwerbschancen in Holland zu Beginn des 

19. Jahrhunderts auf die anderen Sektoren ausübten. An Einzel¬ 

fällen wäre vielleicht zu rekonstruieren, wie sich solcher Wan¬ 

del dann in Unterbeschäftigung, verstärkter Selbstausbeutung 

u.a. im Textil-Heimgewerbe oder auch, wie im Falle des er¬ 

wähnten Holzschuhmachers, im Auffinden neuer Erwerbszweige nie¬ 

derschlug. 

Weil sie dieses Moment der Flexibilität und Mobilität unter den 

Unterschichtsangehörigen besonders sichtbar machen, ers 1 ei- 

nen mir die Hollandgänger in unserem Zusammenhang der Betia 

tung wert; außerdem,weil ihr Barge 1dtransfer - Heuerlinge und 

andere Tagelöhner traten häufig als Kreditgeber für die Bauern 

auf484 - und die von ihnen transportierten Neuigkeiten, Moden 

usw. (mitgebrachte Geschenke “ 5! ) nicht unerheblich auf die 

ländliche Gesellschaft einwirkten. Schließlich: 'Wie stark müs¬ 

sen die Bewegungsgründe dieser Leute seyen, wenn sie bei sol¬ 

chem Ungemach (auf der Hollandwanderung; U. H. ) Gesundheit und 

Leben wagen? ... Der Mann, der zu Hause Wasser trinkt und nicht 

auskömmt, grämt sich vielleicht zu Tode, indessen daß der Hol¬ 

landgänger sich zu Tode arbeitet, und also auf dem Bette der 

Ehre stirbt." Es war schon eine verzweifelte Alternative, die 
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4 8 6 
Justus Möser hier beschreibt, eine Risikobereitschaft, in 

der sich bereits die Bewußtseinslage unter den Ärmsten der Ar¬ 

men im Vormärz andeutet. 

Was hatten die Ho 11 andgänger zu leisten? Sie verdingten sich 

entweder als Grasmäher, als Torfgräber oder als Seefahrer auf 

Wal fisch fang, in weit geringerer Anzahl auch im Schiffbau, als 

Stukkateure oder Maurer oder in noch anderen Berufen. Die Gras¬ 

mäher blieben am kürzesten fort, normalerweise 6-9 Wochen in 

den Monaten Juli und August. Zwischen Ostern und dem Spätsom¬ 

mer, auch frühen Herbst, fanden die Terorfgräber in den Nieder¬ 

landen Arbeit, die Seeleute zwischen Februar und September. 

In allen drei Sparten war mit dem Aufschwung des niederländi¬ 

schen Handels und Gewerbes zu Anfang des 17. Jahrhunderts ein 

Bedarf nach ausländischen Saisonarbeitern entstanden. Besonders 

aus den nördlichen und nordwestlichen Provinzen waren junge Ar¬ 

beitskräfte in die Städte abgezogen, konnte die Landwirtschaft 

die Arbeitsspitzen ohne 'Gastarbeiter' nicht mehr brechen. Im 

18. Jahrhundert hatte sich durch die Zunahme der Landeskultur¬ 

arbeiten der Arbeitskräftebedarf noch erhöht. Wann die nieder- 

sächsischen Wanderarbeiter ausziehen und damit: welche Arbeit 

sie annehmen konnten, richtete sich zunächst natürlich nach 

ihrer Abkömmlichkeit: junge Leute, Häuslinge, Tagelöhner waren 

früh im Jahr frei zum Aufbruch, während die Besitzer kleiner 

Hofstellen im allgemeinen nur für kurze Zeit im Sommer gehen 

konnten, um ihre eigene Feldbestellung nicht zu gefährden. Neu¬ 

linge unter den Ho11 andgängern mußten versuchen, möglichst früh 

auf der Wanderschaft einen Arbeitgeber zu finden bzw. sich aus 

einem der Arbeitsmärkte einzustellen. Denn zwischen den Er¬ 

fahreneren und ihren niederländischen Arbeitgebein Latte sich 

zumeist ein festes Verhältnis herausgebildet, was die Konkur¬ 

renz unter den übrigen verschärfte. 

Aus der Heimat zog man normalerweise in ganzen Zügen aus mehre¬ 

ren Dörfern gemeinsam aus, angeführt von einem lo s o.ä. 

genannten erfahrenen Wanderarbeiter, der einen Teil der Pro- 

viantversorgung - man nahm u.a. etwa 50 - 60 Pfund an Butter, 
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Schinken, Speck, Wurst und Brot pro Mann mit - und die Fracht- 
48 7 fuhren für das Gepäck organisierte . Die meisten Hollandgän¬ 

ger aus dem Gsnabrückischen, aus Hoya-Diepholz, dem Emsland, 

auch einige aus dem Oldenburger Münsterland nahmen den Weg zu 

Fuß auf Routen, die sich an der Emsbrücke bei Lingen trafen und 

dann wieder trennten. Viele aus Bremen-Verden oder dem sonsti¬ 

gen nördlichen Niedersachsen ^änderten über Bremen und Leer 

nach Groningen, um von dort aus per Schiff weiterzukommen, oder 

sie nahmen gleich von Bremen aus ein Schiff nach Groningen oder 

Amsterdam. Den südlichen Weg zogen meist die Torfgräber und ein 

Teil der Grasmäher, den nördlichen die Frieslandarbeiter, der 

andere Teil der Grasmäher unddie Seeleute. Allgemein rechnete 

man je eine Woche für den Hin- und Rückweg. Der Aufwand dafür 

- während des 18. Jahrhunderts leicht gestiegen - schlug ent¬ 

scheidend in der Erfolgsrechnung der Hollandgänger zu Buche. 

Aus den zahlreichen divergierenden Angaben über die in den 

Niederlanden erzielten Löhne läßt sich schließen, daß monat¬ 

lich, je nach Art der Arbeit, Naturallohnanteil, Akkordleistung 

und Angebotssituation in bar sowohl nur knapp 20 wie bis zu 
A Q Q 

60 Rtlr zu verdienen waren , im Durchschnitt vielleicht etwa 

30 Rtlr, von denen ein Erhebliches an Reise- und Proviantko^- 

sten abging. Übrig blieb, wenn man verschiedenartige Rechnungen 

auf einen Nenner bringen wi'll, für Grasarbeiter (bei insgesamt 

7 Wochen Abwesenheit von der Heimat) rd. 10 Rtlr, für Tor1 ar- 

beiter (4 Monate) 

als "Baggerer" bzw. "Sticker" 13 - 20 Rtlr 

als "Löscher" bzw. "Handlanger" 3-10 Rtlr 

für Seeleute auf Walfischfang 

(mehr als ein halbes Jahr) 25 - 35 Rtlr 

Von den Matrosen fuhr die Minderzahl zu einer festen Heuer von 

etwa 10 Rtlr pro Monat, die meisten hingegen "auf partage”, 

d.h. Gewinnbeteiligung: in guten Fangjahren erzielten sie da¬ 

bei einen weit höheren Verdienst - eine gewisse Minimaiheuei 

war ihnen garantiert -, es kamen aber, so berichtet das Amt 

Hagen für 1765/6, auch Jahre vor, in denen mancher Hollandgan- 
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ger von seinem Lohn nicht einmal die Ausrüstungskosten decken 

konnte. Natürlich war unter den seefahrenden Hollandgängern die 

Quote der Verunglückten und Vermißten besonders hoch, die hei¬ 

matlichen Kirchenbücher bezeugen das. 

Insgesamt war die Zahl der in den Niederlanden, großenteils wohl 

an den Folgen körperlicher Überbelastung oder von Arbeitsun- 

fällen, Gestorbenen - soweit sie uns überliefert sind - geringer 

als die der gesundheitlich schwer Geschädigten, die in die Hei¬ 

mat zurückkehrten. Immerhin fanden zwischen 1750 und 1800 bei¬ 

spielsweise jährlich zwei Hollandgänger aus dem Kirchspiel 

Freren auf ihrer Wanderschaft den Tod"^^. Die Arbeit der Gras¬ 

arbeiter, das Mähen und Trocknen des Grases im Akkord, war hart 

und anstrengend, galt aber allgerrvein nicht als gesundheitsschäd¬ 

lich. Das Graben, Bearbeiten und Aufschichten des Torfes zum 

Trocknen hingegen "stellte an die Arbeiter bei weitem größere 

Anforderungen in körperlicher Hinsicht, als jede andere Hol- 
491 

landsgängerthätigkeit." Zudem trugen die arbeitgebenden Veen¬ 

bauern kaum zur Ernährung ihrer Torfarbeiter bei, die somit 

ganz auf Proviant und (teuren) Zukauf angewiesen waren. Auch ihre 

Unterkunft: Hütten aus geschichtetem Torf, die Lagerstätte dort 

auf kaum mit Stroh bedecktem Torfboden, war bei weitem die 

schlechteste aller Hollandgänger. Moralisierende Kritiker des 

Hollandganges im ausgehenden 18. Jahrhundert stellten anders 

als die merkantilis^Jqsch argumentierden Befürworter besonders 

diese Gefährdungen der Gesundheit der Hollandgänger heraus - 

der Torfarbeiter und Matrosen vornehmlich -, daneben tauchten 

natürlich Bedenken aller Art hinsichtlich des Lebenswandels vor 

allem jüngerer Ho 11 andgänger auf, Klagen über zunehmenden Man¬ 

gel an Religiosität", "Lockerung des häuslichen Lebens und Ver¬ 

minderung der Si111ichkeit". 

Im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts, als die Diskussion über 

Landbau, über Erwerb und Armut allgemein breiter und intensiver 

wurde, war die Arbeiterwanderung nach Holland bereits in lang¬ 

samem Rückgang begriffen. Dazu trugen einerseits wiederholte 

Warnungen der Obrigkeit seit Beginn des englisch-niede 1änd i- 
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sehen Krieges 1781 und erst recht während der 1790er Jahre bei 
49 3 , eine vermehrte Nachfrage nach Tagelöhnern in der heimischen 

Landwirtschaft infolge der ersten Markenteilungen, in erster 

Linie aber wohl die gute Konjunktur im Leinengewerbe, das dem 

Hollandgänger mit längerem Anmarschweg nun als die rentablere 

Erwerbsquelle erscheinen mußte 1 ^^. Außerdem verfiel die nieder¬ 

ländische Wirtschaft im 18. Jahrhundert zusehends, wodurch 

wieder vermehrt Einheimische als Konkurrenten der deutschen Wan- 
49 5 

derarbeiter um Tagelohnarbeiten auftraten 

Auf dem Höhepunkt der Hollandwanderung Mitte des 18. Jahrhun¬ 

derts dürften aus ganz Niedersachsen und Nordwestfalen ca. 

27.000 Arbeiter, aus manchen Ämtern "weit über die Hälfte der 
A Q s 

männlichen Bevölkerung" nach den Niederlanden gezogen sein. 

Davon kamen gut 3.000 aus Hoya-Diepholz, knapp 1.500 aus Bre¬ 

men-Verden, die übrigen aus Lingen, Bentheim, Osnabrück und dem 

Niederstift Münster. Im Fst. Osnabrück stellte das Nordland den 

ganz überwiegenden Teil der Hollandgänger, im Jahr 1811 unter 
a 9 7 

den 3.900 Verbliebenen immerhin 3.385 ; im südlichen Osna- 

brücker Land hatte der Hollandgang zuerst abgenommen, und um 

diese Zeit war er bereits völlig unbedeutend. Zu den frühesten 

rückläufigen Gebieten gehörten auch Hoya-Diepholz seit 1775/77) 

und Bremen-Verden aus den genannten Gründen. Für das Osna- 

brücker Nordland, das Emsland und das Oldenburger Münsterland 

blieb der Hollandgang hingegen noch bis 1850 eine wichtige Er¬ 

werbsquelle'", allerdings: sozial immer stärker auf die absolu¬ 

ten Pauperes beschränkt. 

Für das 18. Jahrhundert kann man, auf die soziale Herkunft der 

Wanderarbeiter bezogen, ohne Übertreibung eststellen, 'die ganze 

ländliche Bevölkerung Nordwestdeutschlands sei daran betei ig 

gewesen. "Die Hauptmasse, den Kern der Hollandgänger bildeten 

die Angehörigen der ländlichen Arbeiterklasse, die Heuerlingc 

und Häuslinge und deren Söhne. Ihnen am nächsten steht die Zahl 

der ebenfalls größtenteils tagelöhnernden kleinen Stelleninha- 

ber, der Brinksitzer, der Au-, Bei- und Neubauer, der Klein-, 

Mark- und Brinkköter.In ähnlicher Stärke waren die Bauer11söhne 



- i89 - 

beteiligt, unter denen sich viele Anerben befanden.Manche 

von ihnen betrieben sonst auch ein Handwerk; oft war auch der 

Dorfschullehrer im Sommer zum Hollandgang gezwungen, da die 

Bauern ihre Kinder zur Arbeit brauchten und ihm den Unterhalt 
. 501 verweigerten 

Seit der Jahrhundertwende verschwanden dann Bauernsöhne und In¬ 

haber mittlerer oder gar größerer Stellen gänzlich aus den 
502 Reihen der Hollandganger 

2.4,2.3 ._Textil-Heimgewerbe 

Das Spinnen und Weben von hauptsächlich Leinen(garn) stellte 

in unserem Zeitraum sicherlich die wichtigste außerlandwirt¬ 

schaftliche Erwerbsquelle für bäuerliche wie nichtbäuerliche 

Schichten dar. Dies gilt, abgesehen von einigen Küstenregio- 

nen wohl weithin für ganz Niedersachsen, wenngleich Struktur 

und Ausrichtung der Produktion regional stark differenziert wa- 
503 ren 

Der Begriff Heimgewerbe wird hier nicht im strengsten Sinne ei¬ 

ner selbständigen, im Nebenberuf ausgeübten gewerblichen Tä¬ 

tigkeit verwandt. Denn diese Definition birgt für die ältere 

Zeit unlösbare Probleme"04: erstens bei der Abgrenzung des Heim¬ 

gewerbes von der Eigen Versorgung , zweitens angesichts der flie¬ 

ßenden Übergänge von Haupt- und Nebenerwerb in den agrarischen 

Unterschichten und drittens hinsichtlich der postulierten Selb¬ 

ständigkeit der Nebengewerbebetreibenden. Die meisten von ihnen 

waren mehr oder minder fest integriert in ein Verlags- oder 

Kaufsystem* und insofern entweder bei der Rohsto fbesc\ a fung 

oder beim Verkauf ihrer Produkte von Händlern, deren Marktüber¬ 

sicht, Transportmittel usw. abhängig. Im Verlagssystem stellte 

der Verleger einer Mehrzahl von kleinen Gewerbetreibenden Roh¬ 

material zur Verfügung - etwa Leinengarn zur Verfertigung von 

Leinwand -, das gegen einen Vertragslohn von ihnen mit eigenen 
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„505 

Produktionsmitteln bearbeitet wurde. Den Absatz des Endpro¬ 

dukts übernahm der Verleger. Kaufsystem nennt man dagegen je¬ 

nes Verfahren, daß die Produzenten auf eigene Rechnung und ohne 

Material von einem festen Verleger zu beziehen ihre Waren her¬ 

stellten und sie dann an professionelle Weiterverkäufer abga- 

ben. Das niedersächsische Texti1 gewerbe arbeitete großenteils 

im Sinne des Kaufsystems. Besonders weit entwickelt waren die 

genannten oder ähnliche protoindustrielle Bindungen zwischen 

ländlicher Produktion und städtischem (Fern-) Handel in jenen 

Gebieten, wo die Masse des Produzierten nicht selbst verbraucht 

wurde, sondern zum Export bereitstand. Umgekehrt erleichterte 

die räumliche Konzentration der Produktion Rohstoffbeschaffung 

und Vertrieb. So kam es zur Herausbildung des sog. 1 Leinwand¬ 

gürtels ' ," der Deutschland von Nordwesten nach Südosten durch¬ 

zog. Beginnend in Tecklenburg, reichte er über Osnabrück, Min¬ 

den-Ravensberg, Hildesheim, Braunschweig, Südhannover, Hessen- 

Kassel, Sachsen, die Oberlausitz und Böhmen bis nach Schlesien.’ 

Innerhalb dieses Gebietes verdichteter protoindustrieller 

Marktproduktion nahmen die genannten niedersächsischen Regionen 

eine gewisse Sonderstellung ein, indem sie nämlich eine ver¬ 

gleichsweise altmodische , d.h. wenig arbeitsteilige Produktions¬ 

struktur besaßen und beibehielten. Dies dürfte, etwa im Ver¬ 

gleich zu Minden-Ravensberg . ein stärkeres Verharren der 

niedersächsischen Garn- und Leinwandproduzenten im agrarischen 

Kontext in vielerlei Beziehung mit sich gebracht haben, ein 

Faktum, das im Niedergang des ländlichen Texti1gewerbes ('De¬ 

industrialisierung') von großer Bedeutung war. Darauf ist noch 

genauer einzugehen. 

Innerhalb Niedersachsens nahm also die Exportorientierung des 

Texti1-Heimgewerbes von Süden nach Norden stark ab. Gleichwohl 

wurde auch beispielsweise in der Gft. Hoya oder im ! st. Lüne¬ 

burg Leinen für den überlokalen Markt produziert - das zeigt 

die Einrichtung von Leggen, d.h. Schauansta 11en und Vermitt¬ 

lung s i n s t i t u t i on en beim Verkauf an die Händler, in diesen Ge¬ 

bieten 1782/90 
506 -; außerdem gingen erhebliche Mengen verspon- 
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nener Wolle aus der Lüneburger Heide in das Osnabrücker Nord¬ 

land - z,B. in die Kirchspiele Aukum und Bippen, die Vogteien 

Fürstenau und Berge wo es mit Flachsgarn zusammen zu Woli¬ 

la k e n verwoben wurde’^ . Ebenso wird berichtet, daß ein bedeu¬ 

tender Teil des in Hoya verarbeiteten Fiacnsgarns aus dem Lüne- 
5 0 8 

burgischen angekauft werden mußte ' . Wo nicht der Fernabsatz 

dominierte, gab es dennoch einen recht regen überlokalen, z.T. 

überregionalen Austausch, und zwar in erster Linie mit Garn. 
509 Handel mit dem Rohstoff Flachs war äußerst selten, man ver¬ 

arbeitete ihn zumeist selbst oder verkaufte ihn höchstens in 

der näheren Umgebung, z.B. an HäuslInge ohne Eigen- oder Depu- 

tatland11*. Dagegen war der kleinräumige Garnhandel durchaus 

verbreitet, da Gegenden mit zum Flachsbau ungeeigneten Böden 

auf Garnzufuhren von auswärts angewiesen waren. So ging bei¬ 

spielsweise jährlich für 2.000 Rtlr Garn aus dem Kirchspiel 

Menslage in die Vogtei Berge, wo es dann zu dem für den Osna¬ 

brücker Raum typischen groben Löwendlinnen weiterverarbeitet 

wurde'’11. Auch bestimmte Qualitätsanforderungen veranlaßten 

den Weber zuweilen, bei einem Garnhändler zu kaufen. 

Im großen und ganzen war das Textil-Heimgewerbe in Osnabrück 

und angrenzenden Gebieten vorrangig auf die Herstellung von 

Leinen, und zwar von relativ grober Qualität, spezialisiert; 

hingegen scheint in Hildesheim und Südhannover der Garnverxauf 

weit größeres Gewicht, wenn nicht den Vorrang gehabt zu haben. 

Das Hildesheimer Land lieferte sein Leinengarn zum erheblicf en 

Teil nach Eitierfeld, wo es gebleicht und dann weiterverkauft 

wurde; dasselbe gilt für den Anteil Osnabrücker Garns, der vor 

der Verarbeitung exportiert wurde und nur zu einem kleinen Teil 

gefärbt wieder zurückkam Auch nach Holland exportierte das 

Osnabrücker Land Garn, z.T. besonders grobes, das aus Hede ge- 
513 

spönnen war 

Die Leinenausfuhr ging in erster Linie nach England, Holland, 

Spanien und Portugal. Sie erfolgte vorwiegend über die Seehä¬ 

fen Bremen, Hamburg und Amsterdam. Die Nachfrage stieg sprung¬ 

haft, als während des amerikanischen Freiheitskrieges, ebenso 
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durch verschiedene parallele oder nachfolgende Konflikte, die 

Produktion in den kriegführenden Ländern stockte. Insbesondere 

die nordamerikanischen Gebiete mit starker Sklavenhaltung wa¬ 

ren und blieben Hauptabnehmer des Osnabrücker Leinens, weiter- 
514 hin Westindien und Südamerika . Die Leinenkonjunktur scheint 

sich gegen Ende des 18. Jahrhunderts in ständigem Aufschwung 

befunden zu haben, bevor sie nach einem Höhepunkt 1795 - 1805 

mit Erlaß der Kontinentalsperre katastrophal einbrach. Die 

Osnabrücker Leinwand hatte auf dem Weltmarkt vor allem auf¬ 

grund des Qua 1itätsstempe1s der Osnabrücker Stadtlegge eine 

Ausnahmestellung erreicht. "True born Osnabrughs" mußten bei¬ 

spielsweise in England um 20 % höher verzollt werden als an¬ 

dere Leinensorten. 

Die Osnabrücker Stadtlegge hatte seit dem späten Mittelalter 

bestanden516. In den Jahren 1760/70 breitete sich in Nordwest¬ 

deutschland das Verlagswesen und der Aufkauf des Leinens durch 

Zwischenhändler direkt auf den Dörfern sprunghaft aus, im glei¬ 

chen Zuge die Umgehung der Schauanstalt und die illegale Aus- 
517 

fuhr von qualitativ oft minderwertigem Stoff' . Dies veran- 

laßte die Regierung des Fürstentums unter maßgeblicher Einfluß¬ 

nahme Justus Mösers zur Errichtung von Landleggen in mehreren 

kleineren Städten und Flecken (u.a. Melle, Bramsche, Iburg); 

außerdem erließ man verschiedene Verordnungen zur Hebung der 

Leinenqualität, so über das Haspeln des Garnes, die Länge der Garne 

Machart und Breite des Gewebes, Länge der Webekämme usw. Die 

kurhannoversche Regierung folgte dem Osnabrücker Beispiel, in¬ 

dem sie die Qualitätsanforderungen dem dortigen Maßstab anglich 

und zwischen 1774 und 1790 insgesamt 16 Legge' einrichtete 

Die beabsichtigte Qualitätsverbesserung scheint durchaus ein¬ 

getreten zu sein 519. Da nun auch ein Großteil des produzier¬ 

ten Leinens die Leggetische passierte, deutet die Anzahl der 

dort gezeichneten Stücke Leinen auch ungefähr den Gesamttrend, 

den gewaltigen Aufschwung der Hausindustrie in den letzten etwa 

drei Jahrzehnten vor 1800 an. 
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So stieg die Produktion im Göttinger Leggebezirk von 1779/83 

bis 1799/1803 von rd. 400.000 auf über eine Million Ellen, um 

151 %, diejenigen des Einbecker Leggebezirks um 76 %. Dabei 

nahm der Anteil der höheren Güteklassen ständig zu, und die 

Preise zogen seit Mitte der 80er Jahre deutlich an. Von dem 

höheren Niveau aus, auf dem sie sich dann stabilisierten, sol¬ 

len sie sich in den Jahren 1795 - 1805 nochmals fast verdoppelt 
, , 520 haben 

Was konnte nun eine Familie durch das Spinnen und Weben ver¬ 

dienen? Ein Leineweber aus der Göttinger Gegend, der darauf an¬ 

gewiesen war, Garn zu Kaufen, konnte im Jahr 1778 unter Mit¬ 

hilfe seiner Frau und überhaupt Anspannung aller Kräfte auf 

einen Jahresverdienst von 82 bis 92 Rtlr kommen. Im Jahr da¬ 

rauf, die Garnpreise waren gestiegen, die Leinenpreise nicht, 
5 21 

blieben ihm dagegen nur 69 Rtlr . Das war immer noch ein ver¬ 

gleichsweise hoher Jahreserlös, allerdings scheint diesem We- 

ber(ehepaar) eine eigene landwirtschaftliche Subsistenzbasis 

auch weitgehend abgegangen zu sein. Eine Heuer1ingsfami1ie des 

OsnabrückerNordlandes erzielte 1776 aus verkauftem Leinen 33 Rtlr, 
5 2 2 

dazu für Wollaken 12 Rtlr 9 Schillinge ; hier dürften aller¬ 

dings die Ausgaben für Rohstoffe noch abzusetzen sein. 

Gut 40 bis 50 Rtlr im Jahr oder 5-6 Mgr täglich müsse ein 

Mensch verdienen, schätzte Justus Möser zur gleichen Zeit, um 
5 2 3. 

einigermaßen auskommen zu können . Dieser Betrag war oft mit 

einer Beschäftigung allein nicht zu erreichen. Garnspinner er¬ 

zielten im südöstlichen Niedersachsen oft nur 2 1/2 - 4 Mgr, 

auch in Manufakturen konnten nur ganz wenige Weber der Spitzen¬ 

klasse zu Verdiensten von über 100 Rtlr jährlich kommen; die 

Masse lag etwa bei oder unter der oben genannten Existenzgrenze. 

Andererseits verkauften etliche Familien auch Leinen für 150 

Rtlr im Jahr, beispielsweise im Amt Gronenberg . Entscheidend 

hing der Verdienst im häuslichen iextilgswerbe von den Bedin¬ 

gungen ab, unter denen man zu dem nötigen Rohmaterial kam. 

Achilles hat errechnet, daß ein Häusling im Süden Niedersachsens, 

der auf einem Morgen Land Flachs anbauen konnte und ihn selbst 
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verspann, damit um 1800 zwischen 5 und 7,7 Mgr pro Tag ver¬ 

dienen konnte, je nachdem er den niedrigsten oder den höch- 
52 5 sten Garnpreis auf dem Markt erzielte . Das entsprach etwa 

den besseren Tagelöhnen* im Binnenland und hätte ja durchaus 

- um alle Abgaben ist dieser Betrag bereinigt - zum Lebensun¬ 

terhalt hingereicht. Aber die mittleren und größeren Höfe be¬ 

saßen bei weitem nicht genug verfügbares Land, um dem Bedarf 

der Kleinkötner, Brinksitzer und Häuslinge an Flachsland zu be¬ 

friedigen. Auf dem oben angenommenen ganzen Morgen Flachsland 

hätte der Häusling etwa drei Himten Lein aussäen müssen, Be¬ 

stellung und Verarbeitung des Flachses hätten ihn dann das gan¬ 

ze Jahr über voll beschäftigt. Infolge des Landesmangels schon 

am Ende des 18. Jahrhunderts kann aber "für einen Haushalt der 

unterbäuerlichen Schicht im Durchschnitt noch nicht einmal die 

Zuweisung von einem Himten Aussaat angenommen werden, und er 

hätte auch nur für ein Drittel des Jahres Beschäftigung gewährt. 

Bei allem Lob, das die Zeitgenossen dem Flachsanbau und Garn¬ 

spinnen zollten, reichte dieser Erwerbszweig doch bei weitem 

nicht aus, den Lebensunterhalt der 'kleinen Leute' allein zu 

sichern. Sie werden daher auch jeder anderen Tätigkeit gern 

nachgegangen sein. Oft genug wird jedoch auch Arbeitslosigkeit 

ihr Los gewesen sein." Wo die Grundbesitzstruktur den 1and- 

liehen Unterschichten entgegenkam, mag noch bis ins 19. Jahr¬ 

hundert hinein ein "äußerst labiles Gleichgewicht" zwischen Ar¬ 

beitsangebot und Arbeitsnachfrage in der Landwirtschaft und im 
A"i 

ländlichen Textilgewerbe bestanden haben, das juarr so ange ge¬ 

wahrt blieb, wie Bevölkerungsbewegung und Arbeitsplatzangebot 

auf dem agrar- und texti1wirtschaft1ichen Sektor sich synchron 

entwickelten. Aber das war spätestens seit 1821 nicht mehr der 

Fall."527 Schon die Kontinentalsperre sollte den auf ständig 

steigendem Niveau befindlichen Gleichgewichtszustand es p ind- 

lich und vorentscheidend stören. 

Über diese Periode hinweg von der Blüte der Hausindus rie im 

18. bis zu ihrem gänzlichen Niedergang Mitte des 19. Jahrhun¬ 

derts haben die allermeisten niedersächsischen Produzenten 
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ihre Ware - Schlumbohm macht das für Leinen wahrscheinlich 

nicht unter bewußter Spekulation auf möglichst hohe Preise zum 

Markt gebracht. Nur wenige dürften ökonomisch stark genug ge¬ 

wesen sein, um mit 'spekulativem Horten' einen besonders gün¬ 

stigen Uerkaufszeitpunkt abzuwarten. Zumeist verkaufte man, 

was gerade fertiggeworden war. Bei weitem die größten Mengen 

fertiger Leinwand kamen in den Monaten Mai bis September auf 

die Leggen des Osnabrücker Landes, wobei der Juli stets an der 

Spitze stand. Dieses saisonale Ungleichgewicht nahm zwischen 
529 

1771 und 1855 eher noch zu als ab . Es läßt sich nur daraus 

erklären, daß noch ganz überwiegend vom Anbau des Flachses oder 

Hanfs bis zum Verweben alle Produktionsstufen der Leinwandher¬ 

stellung innerhalb eines Haushalts ausgeführt wurden, Arbeits¬ 

teilung vergleichsweise gering ausgeprägt und verbreitet war. 

"Mit der Löwendleinwandfabrik" sei es "etwas ganz anderes wie 

mit jeder anderen", schreibt 1812 einer der Maires des Ober- 

««-Departements. "Diese Arbeit lässet sich durchaus nicht nach 

halben Jahren, noch weniger nach Vierteljahren teilen. Sie 

fängt im Herbste gleich nach der Ernte an und endiget am Ende 

Julius. In den ersten Monaten nach der Ernte wird der selbst 

angebauete Flachs oder Hanf geteichet, geboket, gebraket, g e - 

schungen und geribbet. Nun geht's ans Spinnen; Mann, Frau, Kin¬ 

der, Knechte und Mägde, alles spinnt täglich eine bestimmte 

Zahl Stücke; dies dauert bis zur Mitte des Monats April, wo 

die Hausfrau mit mehr oder wenigen Dienstboten das gesponne¬ 

ne Garn büken und bleichen; ist das gegen die Mitte des Maies 

geschehen, so fängt in der Regel die Hausfrau an zu weben, in- 

deß die andern Hausgenossen die zum Ackerbau erforderlichen 

Arbeiten verrichten. Die Frage, wieviel Arbeiter spinnen, wie¬ 

viel weben, wieviel bleichen, ist hier gar nicht anwendbar. 

Die Hausfrau, um der sich gewöhnlich das Gewerbe als um den 

Mittelpunkt drehet, spinnt, bleichet, webet, alles zu s e i f > e a 

Zeit, so auch die Tochter, der Sohn, der Vater, der Knecht. 

Bestimmte Spinner, bestimmte Weber, bestimmte Bleicher exi- 
530 stieren nicht." 
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Die Arbeitsteilung sowohl innerhalb der Haushalte als auch zwi¬ 

schen ihnen war bereits in der Gft. Ravensberg erheblich weiter 

entwickelt; die Bielefelder Legge weist viel geringere saisonale 

Angebotsschwankungen auf als die Leggen des Osnabrücker Landes, 

da die verschiedenen Arbeitsgänge in Ravensberg in weit stär¬ 

kerem Maße nebeneinander herliefen als in dem für Osnabrück typi¬ 

schen Nacheinander, das noch grundlegend vom landwirtschaftlichen 

Arbeitsrhythmus geprägt war Große Teile des Heuerlings¬ 

landes waren hier mit Flachs bestellt, die Gespannhilfe des 

Bauern fester Bestandteil des Pachtverhältnisses. Aber auch in 

den niedersächsischen Gebieten ohne Heuerlingsverfassung war, 

wie schon angedeutet, der Flachsanbau weithin üblich: im süd¬ 

lichen Niedersachsen auf durchschnittlich etwa 6 % der Acker¬ 

fläche, im Nordosten wohl etwas weniger. Bei überdurchschnitt¬ 

lichem Anteil der unterbäuerlichen Schicht an der Dorfbevölke¬ 

rung konnte der Anteil des Flachslandes die 10 % auch weit über¬ 

steigen, wiewohl er kaum je an die Verhältnisse des Minden- 

Ravensberger oder des Tecklenburger Landes (19 - 28 %!) mit 
.532 

ihrer viel weniger besitzbäuerlichen Struktur heranreichte 

Rein rechnerisch gesehen, war es für einen Mittel- oder Groß- 
■VWki;-. 

bauern durchaus unrentabler, für den Verkauf anzubauen als bei¬ 

spielsweise Erbsen. Aber eine Reihe von Gründen sprach, zuma.i 

als die eigene Verarbeitung sich immer mehr lohnte, doch schon 

bei der bäuerlichen Mittelschicht für den Flachsbau 33; für die 

Kleinbauern war er ohnehin lebensnotwendig. Zudem bekamen Bau¬ 

ern gegen Ende des Jahrhunderts Gesinde oder tagelöhnernde Häus- 

linge offenbar fast nur noch unter der Zusicherung, für sie 

'Lein zu säen'. Dieser sog. ' Leichenlohn ' 53<i dürfte häufig den 

größten Verdienstanteil des Knechts oder Häuslings ausgemacht 

haben. 

In ganz Niedersachsen waren also im 18. Jahrhundert landwirt¬ 

schaftliche Arbeit und Texti1-Heimgewerbe auf das engste mit¬ 

einander verzahnt. Das Auskommen der unterbäuerlichen Bevölke¬ 

rung war gerade dann am ehesten gesichert, wenn beide und even¬ 

tuell noch andere Einkommensquellen komplementär genutzt werden 



- 197 - 

konnten. Um 1800 waren dafür die demographischen, ökonomischen 

und politischen Bedingungen, verglichen mit der Zeit danach und 

vor 1770, auch am ehesten erfüllt; die Lage der protoindustri- 

ellen klein- und unterbäuerlichen Schicht war relativ günstig. 

In den niedersächsischen Gebieten protoindustrie11 er Verdich¬ 

tung bestand, verglichen mit anderen solchen deutschen Regi¬ 

onen noch ein ausgesprochen enger struktureller wirtschaftlicher 

Zusammenhang zwischen Bauern und Unterbäuerlichen, für das rest¬ 

liche Niedersachsen gilt dies ohnehin. Anders als dort, wo 

Spezialisierung und Arbeitsteilung in der Hausindustrie weiter 

fortgeschritten waren, wo also, grob gesprochen, für den Lein¬ 

weber der Bauer geringere, der Garnhändler weit größere Be¬ 

deutung hatte als in Niedersachsen, besaß hier die Agrargesell¬ 

schaft ein zusätzliches Moment ökonomischer Integration, labil 

zwar, weil gleichermaßen dem demographischen Druck wie den 

Marktbedingungen für Garn und Leinen ausgesetzt, aber vor allem 

sozia 1psycho1ogisch gewiß von Bedeutung. Als sich im Vormärz 

diese wie andere strukturelle Klammern der ländlichen Gesell¬ 

schaft lösten, stellten Umstellungen wie die, jetzt Rohmate¬ 

rial, und zwar zu stets sich verschlechternden Bedingungen, 

kaufen zu müssen, für die Angehörigen der Unterschicht eine 

nicht zu unterschätzende ' Entfremdungs'-Erfahrung dar. 

Wenn wir fragen: wer konnte Land zum Flachsbau zur Verfügung 

stellen und wer waren die Nachfrager? bzw.: wer konnte au sei¬ 

nem Grund einen Heuermann an setzen, wer nicht? dann dürfte 

allgemein die Übergangszone in der Klasse der Kötner gelegen 

haben, die ja großenteils auf erhebliche außerj.andwirtschaft- 

liche Einnahmen angewiesen waren. In dieser Klasse sei, so 

Achilles, mit einer "besonders intensiven Beschäftigung mit 

dem Flachsbau und der Weiterverarbeitung zu rechnen. Bei der 

Größe der Höfe ist es absolut unwahrscheinlich, die Köter hätten 

den 'kleinen Leuten' eingeräumt, auf ihrem Lande Flachs zu 

säen. Sie hatten auch keinen Bedarf an Aushilfskreiten. Dami 

scheiden sich die Fronten. Auf der einen Seite standen die 

Ackerleute und wohl auch die Halbspänner, die Land erübrigen 
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konnten und in der Ernte auf Hilfe angewiesen waren. Auf der 

anderen Seite sind zu einigen landarmen oder gar landlosen 

Kötern alle Brinksitzer und Anbauer hinzuzurechnen, zu denen 

sich in jedem Falle noch die Häuslinge gesellten"'^'*, im west¬ 

lichen Niedersachsen entsprechend die Heuerleute. Auf einen 

Land-Anbieter kamen im Hzt. Braunschweig - ähnlich im südlichen 

Hannover und in Hildesheim - mindestens sechs, die Ernte¬ 

hilfe anboten und Flachsland suchten j vier bis fünf davon waren 

Häuslinge; von der Zwischenschicht war bereits die Rede. 

So unterschiedlich waren die wirtschaftlichen und sozialen Vor¬ 

aussetzungen, unter denen in ein und demselben Dorf Halbhöfner 

und Häuslinge, Mägde und Kleinbauern ihr Textil-Heimgewerbe be¬ 

trieben, daß von spezifischen Verhaltensmustern 'der' protoin- 

dustriell tätigen Bevölkerung nicht die Rede sein kann. Für 

das generative Verhalten nehmen dies die Verfechter des Proto- 

industrialisierungs-Konzepts - hier: H. Medick'^ - jedoch als 

einen von drei Indikatoren des Phänomens Protoindustrialisie- 

rung an . H. Linde hat dem am niedersächsischen Beispiel wider 

sprochen, indem er darauf hinwies, daß das postulierte proto- 

industrielle Muster generativen Verhaltens - frühe Heirat, 

ausschließlich an der Arbeitsfähigkeit orientierte Gattenwahl 

und Zeugung möglichst vieler Kinder zur frühestmöglichen Stei¬ 

gerung der familialen Arbeitskraft- auf die Stelleninhaber un- 
5 3 8 

ter den Heimgewerbebetreibenden nicht habe zutreffen könnnen 

Ihr Heiratsverha1ten bestimmten weiterhin die Restriktionen 

des Anerbenrechts. Sie indessen als "sozialen Kern der proto- 

industriellen Kaufgarn-Spinner" im südöstlichen Niedersachsen 
5 3 9 zu bezeichnen , um das Theorem als unbrauchbar erweisen zu 

können, erscheint mir angesichts der Zah 1enverhä11nisse als un¬ 

zulässig. Die weit überwiegende Zahl der heimgewerbetreibenden 

Haushalte war ohne eigene Bauernstelle, und diese Heuerlings- 

bzw. Häuslingshaushalte nahmen, auch wenn mit der Intensivie- 

rung der Landwirtschaft der Umfang des ländlichen Gesindes vor¬ 

erst gewachsen sein dürfte, ständig überproportiona1 zu. Die 

rasch steigenden Verdienstmög1ichkeiten in der Hausindustrie 
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Ende des 18. Jahrhunderts dürften in der unterbäuerlichen 

Schicht, unter den abgehenden Bauernkindern vor allem, denen 

ihre Abfindung zu dem nötigen Arbeitsgerät verhalf, durchaus 

viele zur früheren Familiengründung veranlaßt haben. Nur sinn¬ 

voll vergleichende demographische Untersuchungen können hier 

näheren Aufschluß bringen. Wiesen Häuslinge in mehr und in we¬ 

niger protoindustriell geprägten Gebieten unterschiedliche Hei 

ratshäufigkeit und -alter auf? Gab es wirklich so grundlegende 

Unterschiede in den 'Startbedingungen ' der Familiengründung ei 

nes die Hofstelle erbenden Brinksitzer-Sohnes und eines Heuer- 

lings-Sohnes, der mit großer Wahrscheinlichkeit darauf rechnen 

konnte, seinem Vater in die Stelle nachzufo1gen? Setzte sich 

möglicherweise auch in der ländlichen Unterschicht die proto- 

industrielle Bevölkerungsweise erst in den Notzeiten des Vor¬ 

märz durch, als man durch verzweifeltes Mehr- und - mehr - Pro 

duzieren die Wirkung sinkender Garn- und Leinenpreise auszu¬ 

gleichen suchte? 

2.4.3. Die wirtschaftliche Lage der ländlichen Unterschichten 

Während der vier Jahrzehnte nach etwa 1780 ist in die Alltags¬ 

kultur der ländlichen Gesellschaft, das hatten wir bereits ge¬ 

sehen, erheblich mehr Bewegung gekommen als in der Zeit zuvor 

- für die Unterschichten, d.h. alle, die sich nicht weitgehend 

aus landwirtschaftlichem Erwerb auf der eigenen Hofstelle er¬ 

nähren konnten, war es, freiwillig oder gezwungenermaßen, vor 

allem eine Phase des Experimentierens, der Not-Innovationen 

(Kartoffel, Branntwein), rasch zunehmender, oft ebenso rasch 

wieder schwindender Chancen, Bargeld zu verdienen (Hollandgang 

Leinenkonjunktur, Wirkungen der Kontinentalsperre), damit auch 

eine Zeit, die hier und da zu unverhältnismäßig aufwendigen 

Anschaffungen reizte und andererseits diejenigen, die in erheb 

lichem Maße auf Lebensmittelzukäufe angewiesen waren,-in schwere 
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Not stürzte. Wie krisenanfällig der Lebensunterhalt beispiels¬ 

weise einer Häus1ingsfami1ie war, braucht kaum betont zu wer- 
540 den. Einer Calenberger Budgetrechnung von 1733 zufolge war 

er unter ungestörten Bedingungen bei einem Familieneinkommen 

von 51 Rtlr knapp gesichert. Davon wurden ausgegeben: 26 Rtlr 

für Ernährung, 12 für Kleidung, je 2 für Miete und Feuerung, 

1 für Licht; 1-2 für Schutz- und Dienstgeld sowie 5-6 für 

sonstige Abgaben, Gebühren u.ä. Den Druck steigender Lebens¬ 

mittelpreise glichen in der zweiten Jahrhunderthälfte eventuell 

die höheren Einnahmen aus landwirtschaftlichem Tagelohn und 

häuslichem Spinnen aus, die Anfälligkeit des Budgets erhöhte 

sich jedoch eher noch. Die Faktoren, die das Einkommen der 

Unterschicht bestimmten, waren um 1800 besonders starken Schwan¬ 

kungen ausgesetzt, wirkten aber zumeist noch nicht gleichge¬ 

richtet auf eine Verschlechterung von deren Lage hin. Insofern 

ging es den Unterschichten um 1800 verhältnismäßig besser als 

etwa ab 1825, da neben den dann wieder steigenden Lebensmittel¬ 

preisen der rasche Niedergang des Heimgewerbes, der Wegfall der 

alternativen Wanderarbeit, die überwiegend negativen Folgen' der 

Gemeinheitsteilungen und der Wandel in der bäuerlichen Wirt¬ 

schaftsgesinnung die Existenznot der Unterschichten drastisch 

verschärften. Ohne dies quantifizieren zu können, darf man wohl 

auch annehmen, daß innerhalb der Unterschichten um 1800 noch 

die Stelleninhaber mit Nebenerwerbszwang gegenüber den Stellen¬ 

losen in mancherlei Hinsicht im Nachteil waren, da jene auf 

sich ändernde Erwerbssituationen flexibler und rascher reagie¬ 

ren konnten. Andererseites befanden sich die Kleinbauern ange¬ 

sichts des Landmangels langfristig in der eindeutig sichereren 

Position. 

Die Tagelöhne und Gesindelöhne in bar entwickelten sich im 

18. Jahrhundert, das ist noch nachzutragen, nur geringfügig nach 
5 41 

oben, in den letzten zwei Jahrzehnten wohl etwas beschleunigt 

Bedeutende regionale Unterschiede erschweren hier generelle 

Aussagen. Im südöstlichen Niedersachsen fanden sich an Gesinde¬ 

löhnen, nachdem ein vorübergehender Höchststand während des 
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54 2 Siebenjährigen Krieges abgeklungen war , rd. 16 - 20 Rtlr 

für einen Großknecht, 8-12 für einen K1einknecht/Jungen, 

8-14 für eine Magd je nach Alter, Fähigkeiten usm. Auf Bau¬ 

ernhöfen machte der Barlohn aber nur etwa ein Drittel der Ge¬ 

samtentlohnung aus; hinzu kamen volle Verpflegung am Tisch des 

Bauern, einige Kleidungsstücke, Schuhe, oft Wolle zum Verspin¬ 

nen, und vor allem wurde bis zu einem ganzen Himten Lein ge¬ 

sät. Aufgrund des hohen Naturalanteils stieg der Reallohn des 

Bauerngesindes im letzten Jahrhundertdrittel erheblich. 1794 

rechnete man im Calenbergischen als gesamten Lohnaufwand für 

einen Großknecht immerhin knapp 80, für Mittelknecht, Dienst¬ 

jungen und Mägde noch 60 - 65 Rtlr im Jahr! "Was für das Ge¬ 

sinde galt, traf aber noch keineswegs für die Tagelöhner auf 

Gütern und die Besitzer landwirtschaftlicher Kleinstellen zu. 

Sie mußten neben dem Deputat und der eigenen Erzeugung noch 

Nahrungsmittel in wechselndem Umfang zukaufen. Da deren Preise 

weit rascher stiegen als ihre Löhne, fiel ihr Reallohn ent¬ 

sprechend dem Umfang der zugekauften pflanzlichen und tie- 
54 3 

rischen Produkte." 

Unter dem Einfluß der Hollandgängerei lagen die TagelöhneJ im 

westlichen Nieder Sachsen etwas höher als beispielsweise in Lüne¬ 

burg oder Calenberg. Auch in Stadtnähe scheinen bei etwa glei¬ 

chen Naturalleistungen die Barlöhne geringfügig stärker als 

auf dem platten Lande gestiegen zu sein. "Die Beschwerden über 

die Kostbarkeit und Seltenheit des zum Ackerbau erforderlichen 

Gesindes" seien, so A. Thaer 1799, "durch ganz Niedersachsen 

fast einstimmig; jedoch in den hannoverschen Landen am stärksten 

und beunruhigendsten. Sie nehmen im Durchschnitt immer zu, je 

weiter man nordwärts kommt.Und in der lat scheinen die 

Knechte und Mägde der Marschen und der angrenzenden Geestkirch- 
. • 545 spiele in ihren Eorderungen am weitesten gegangen zu sein ; 

die obrigkeitlichen Vorschriften für Gesinde- und Tagelohn wa¬ 

ren nur noch Makulatur. 

Wer einen eigenen Haushalt führte und Wohnungsmiete zu zahlen 

hatte, dürfte im 18. Jahrhundert noch nur geringfügige Mieter- 
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höhungen erlebt haben. Zwar ging es den Bauern bei der Ver¬ 

mietung hauptsächlich um Bareinnahmen. Aber hin und wieder schei¬ 

nen auch Dienstleistungen besonders handwerklicher Art verrech¬ 

net worden zu sein . Eine Häuslingswohnung wird um 1800 wohl 

etwas mehr als die 1733 angenommenen 2 Rtlr Miete gekostet ha¬ 

ben; für ein Backhaus zahlte zu Beginn des Jahrhunderts ein 

Osnabrücker Heuerling 5-6 Rtlr, für Haus und Garten 1778 

8 Rtlr, fünfzig Jahre später 10 Rtlr . Was der Heuerling dar- 

überhinaus an Landheuer zu zahlen hatte, wiederum nur zum Teil 

in bar, überstieg die Hausheuer beträchtlich. Zu den genannten 

8 Rtlr kamen für den Nortruper Heuermann Beker 1778 noch 12 Rtlr 

10 Schillinge Landheuer, daneben ein kleinerer Betrag als Ent¬ 

gelt für die Mitnutzung der Markengründe, nach den Markenteilun- 
5 4 8 gen eine Wiesenheuer. Aus einzelnen verstreuten Angaben 

für das Osnabrücker Land geht hervor, daG die Hausmiete wie noch 

viel stärker die Landpacht erst im 19. Jahrhundert so außerordent¬ 

lich in die Höhe geschnellt sind, wie die Pauperismusliteratur 

es berichtet. Offensichtlich - aber hier bleibt noch viel Ma¬ 

terial heranzutragen - ist im Gefolge der Markentei1ungen , als 

viele Bauern neue Stellen ausheuerten, der Landhunger breiter 

Schichten vorübergehend einigermaßen zu befriedigen gewesen, 

bis der Konkurrenzdruck der stellensuchenden und zunehmend sich 

landwirtschaftlicher Tätigkeit zuwendenden unterbäuerlichen Be¬ 

völkerung die Preise wieder hochtrieb. In anderen Teilen Nie¬ 

dersachsens, wo die Gerneinheitstei1ungen später einsetzten, läßt 

sich eine andersartige Entwicklung vermuten, jedoch nur schwer 

belegen. 

Ebensowenig sind über die Viehhaltung der Unterschicht in der 

Zeit vor der ersten amtlichen Statistik Mitte des 19. Jahrhun¬ 

derts genaue guantitative Aussagen zu treffen. Generel1 wird 

man annehmen können, daß auch der kleinste Häus1ingshausha 11, 

war er zur Gemeinheitsnutzung berechtigt, ein Schwein, einiges 

Eedervieh, oft auch eine Kuh halten konnte. Unter den Heuerlingen 

fanden sich im 18. Jahrhundert viele mit mehreren Stück Rind¬ 

vieh und Schweinen. Die Aufteilung der Gemeinheiten an die be- 
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rechtigten Bauern bedeutete einen tiefen Einschnitt, da die 

allermeisten unterbäuerlichen Haushalte nicht über genügend ei¬ 

genes Land verfügten, um nach Fortfall der früheren Weidemög- 

lichkeiten zur Stallfütterung des Viehs überzugehen. Mit der Ge¬ 

meinheitsteilung fiel eines der kontinuierlichsten Elemente in 

der Wirtschaftsführung der Unterschichten weg oder wurde stark 

reduziert. Mit der seit jeher gewohnten Viehhaltung wie mit dem 

Sammeln von Plaggen und Holz, Torf und Laubstreu in der gernei- 

nenMark verlor sich für die kleinen Leute auf dem Lande ein be-i 

deutendes Stück Normalität, auch Verläßlichkeit in der Haus¬ 

wirtschaft, an deren Stelle jetzt Geschäfte mit den größeren 

Bauern des Dorfes oder mit auswärtigen Händlern traten. Sieht 

man dadurch auch nur die tatsächlichen Interessenbeziehungen 

ihres patriarchalischen Mantels entkleidet, so bedeutete das 

doch für die- Betroffenen, diese Interessen z.T. erstmals und 

bewußt wahrnehmen zu müssen. 

Inwieweit die Gemeinheitsteilungen Fronten verschoben bzw. 

vertieften, wird noch zu erörtern sein. Um 1800 war man erst 

im Fst. Osnabrück über vereinzelte Anfänge der Teilungen hinaus. 

Die Lage der ländlichen Unterschichten war weniger davon als 

von den vergleichsweise günstigen Erwerbschancen geprägt. So¬ 

weit man nicht zu stark von den steigenden Nahrungsmi11e1pre i - 

sen getroffen wurde, konnte man wohl überall in Niedersachsen 

ein leidliches Auskommen finden; hier und da schienen auch wei¬ 

tergehende Ansprüche berechtigt. Die Klein- und Unterbäuerlichen 

blieben die ruhige, unrebellische Grundschicht der ländlichen 

Gesellschaft auch in den bewegten Jahren der Revolutionskriege 

und des Königreiches Westphalen, welche die Lebensgrund1agen 

der Unterschicht, frühere Ansätze weitertreibend, so nachhal¬ 

tig erschütterten. 
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2.5. Die 'agrarische Bewegung' und ihr Einfluß auf die länd- 

liche Gesellschaft 

Das Aufklärungszeitalter brachte die Landwirtschaft in Mode - wer 

in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, besonders als nach 

dem Siebenjährigen Krieg vorläufig Ruhe eingekehrt war, als Ge¬ 

bildeter auf sich hielt, interessierte sich für landwirtschaft¬ 

liche Probleme wie Drillkultur, Kleebau oder die Abschaffung 

überkommener Weide- und Triftrechte, weit weniger indes für den 

Bauern und seine Lebenswelt und noch weniger für die 'kleinen 

Leute' auf dem Lande. Auf der anderen Seite konnte der Staat vor 

der gedrückten Lage der meisten Bauern und der Unzulänglichkeit 

der traditionalen Wirtschaftsweise nicht den Blick verschließen, 

der zusätzlich geschärft worden war durch das kritische Poten¬ 

tial der modernen Wirtschaftstheorien erst merkanti1istisehen, 

dann piuBsiokratischen und wirtschaftsliberalen Musters. Inner¬ 

halb weniger Jahrzehnte war die Reformbedürftigkeit der Land¬ 

wirtschaft Gemeingut im Denken der Gebildeten geworden. In Kur¬ 

hannover und umliegenden Gebieten war wie allenthalben in Deutsch¬ 

land und etwas früher in Westeuropa eine 'agrarische Bewegung' 

mit beträchtlichem Wirkungsanspruch entstanden. Auf welchen Ge¬ 

bieten und wie stark hat sie, zunächst bis zur Jahrhundertwende, 

in die ländliche Gesellschaft hineingewirkt? 

2.5.1. Soziale Träqerschict Mi 11 e 1 und Z i elsetzunqen (außer 

Gerneinheitstei1unq und Verkoppelung) 

Vorab: was heißt in Niedersachsen 'agrarische Bewegung'? Diese 

Frage ist jüngst systematisch untersucht worden " und bedarf 

hier nur einer zusammen fassenden, akzentuierenden Erläuterung. 

Auf keinen Fall wird Kurhannover weiterhin als 'Einfa11stor ' für 

englische Innovationen auf dem Gebiet der Landwirtschaft gelten 

können50; denn trotz gewiß recht günstiger Entwicklungschancen 
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- Unterstützung für Landesuniversität und Landwirtschaftsge- 

sellschaft, persönliches Interesse des Monarchen am Landbau 

u.a. - unterschied die hannoversche Agrarbewegung sich nicht 

entscheidend von der anderer deutscher Staaten, auch war sie 

in ihrer Gesamtheit durchaus nicht überdurchschnittlich offen 

für englische Neuerungen. 

In der Diffusion von Innovationen am einflußreichsten und über¬ 

haupt für die Belebung der Diskussion über Agrarfragen am wich¬ 

tigsten dürfte jene Flut von agrarwissenschaftlichen Abhand¬ 

lungen, Zeitschriftenartikeln, Bibliographien usw. gewesen sein, 

die in der zweiten Jahrhunderthälfte dem interessierten Leser 

entgegenkam. Allein an selbständigen Schriften landen sich für 

die Jahre 1760 - 1780, den Höhepunkt der Bücher-Welle, in nie¬ 

dersächsischen Bibliotheken zwischen 30 und 60 Neuerscheinun¬ 

gen jährlich551. Unter den Zeitschriften besaß das 'Hannoveri¬ 

sche Magazin' mit seiner großen Breite an behandelten Gegen¬ 

ständen eindeutig die größten Wirkungsmög1ichkeiten, verglichen 

mit patriotjisch-ökonomischen oder wissenschaftlichen Fach- 

Journalen, aber auch einem Organ wie den'Annalen der Braun- 

schweig-Lüneburgischen Churlande oder Intelligenzblättern mit 

'gelehrten Artikeln' wie den 'Osnabrücker wöchentlichen Anzei¬ 

gen'552 oder den 'Hannoverischen Anzeigen'. Im 'Hannoverischen 

Magazin' lag der Schwerpunkt agronomischer Artikel auf der In¬ 

formation über Neuerungen, nicht so sehr auf der Diskussiori 

ihrer tatsächlichen Anwendbarkeit in Niedersachsen. Dennoch 

erreichte das 'Magazin', weil es relativ aktuell und sach 1 .h 

zutreffend berichtete und obwohl kaum wissenscha ftliche Auto¬ 

ritäten, überhaupt nur selten Autoren genannt wurden, fast die 

Reputation guter landwirtschaftlicher Bücher. Eine gewisse 

Staatsnähe dürfte das Prestige der Zeitschrift bei den Gebil¬ 

deten Hannovers nicht geschmälert haben. Die Leserschaft kam 

überwiegend aus der Stadt: mittlere und hohe Beamte, bürgerlich 

wie adlig, Professoren, Ärzte, Apotheker, Studenten der Ökono¬ 

mie; "auf dem Lande die Pastoren, die Amtleute und die Gutsbe¬ 

sitzer, die Verwalter und die Hausvogte", Bauern so gut wie 
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keine, betont Ulbricht. "Das bedeutete, daß die gebildeten 

Schichten einen informativen Vorsprung vor den Bauern gehabt 

haben dürften, der sich bei Übernahme der Neuerung in wirt¬ 

schaftlichen Vorteil verwandeln konnte. Die Bauern dagegen dürf¬ 

ten die Nachrichten über die Innovationen, wenn überhaupt, 

dann meistauf mündlichem Wege über diese Personen mit entsprechen¬ 

der Verspätung erreicht haben."55^ 

Die Bedeutung der damaligen Publizistik ist überhaupt nur rich¬ 

tig einzuschätzen, wenn man berücksichtigt, daß sie auf meh¬ 

reren Ebenen immer eng in den Rahmen personaler Kommunikation, 

d.h. Weitergabe bzw. Diskussion des Geschriebenen eingebunden 

war. Das Ende des Diffusionsprozesses: die Annahme von Neue¬ 

rungen durch eine frühe kleine Gruppe, später die breite Mehr¬ 

heit der Bauern ist, weil wir über ihre Beziehungen zu den In¬ 

formanten so relativ wenig Konkretes wissen, sicherlich am 

schwierigsten zu erforschen; eine Untersuchung, die sich vor 

allem auf den Einfluß und die Handlungsmöglichkeiten der Amt¬ 

männer zu konzentrieren hätte, müßte anders als Ulbrichts Ar¬ 

beit ihren zeitlichen Schwerpunkt nach 1800 setzen^^. 

Aber auch auf den ersten Stufen des Innovationsprozesses, Über¬ 

nahme neuer Ideen großenteils aus dem Ausland und Verbreitung 

unter den Multiplikatoren, war die direkte persönliche Kommuni¬ 

kation mindestens ebenso wirkungsvoll und prägend wie die Pub¬ 

lizistik. Zum einen spielte das Wirken anerkannter Autoritäten 

eine große Rolle: so Otto v. Münchhausens156, nicht nur Her¬ 

ausgeber des 'Hausvaters' (1764 ff.), sondern u.a. auch Grün¬ 

der einer 'Gesellschaft der Hausväter in Harburg' 1766, die, 

kennzeichnend für das im Prinzip noch universale Interesse de. 

damaligen Gebildeten, den "Endzweck* hatte, "sich über aller- 

ley die Erweiterung und Ausbeutung der Wissenschaften, Geiehr- 

samkeit und Künste, auch den Ackerbau und die Landwirtscha i 

betreffenden Materien freundschaftlich zu bereden" , weit 

einflußreicher noch wirkte Johann Beckmann , Verfasser zahl¬ 

reicher agrarwissenschaftlicher Bücher und Artikel, 1767 an 

die Landesuniversität Göttingen berufen, wo er von 1770 an als 
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erster Inhaber des neuen Lehrstuhls für Ökonomie agrarwissen¬ 

schaftliche Vorlesungen hielt. Überhaupt wird man die Bedeutung 

Göttingens für die Vermittlung moderner Anschauungen an die 

zukünftigen Beamten und sonstigen Gebildeten des Kurstaates 

sehr hoch ansetzen müssen. 

Deren interne Kommunikation schließlich beförderte entschei¬ 

dend die 1764 in Celle gegründete Königliche Landwirtschafts- 

Gesellschaft,' . Ein 'engerer Ausschuß', der aus dem Kreis der 

acht Gründungsmitglieder, durchweg hoher staatlicher Würden¬ 

träger und mehrheitlich Adliger, hervorging, trat für einige 

Tage im Jahr zu Beratungen zusammen. Die ordentlichen Mitglie¬ 

derversammlungen dürfte auch nur jeweils ein Bruchteil der bis 

1802 insgesamt aufgenommenen 487 Mitg1ieder^^^ besucht haben. 

Wichtigstes Kontaktmittel zwischen ihnen waren 'Der Königlich- 

Großbrittannischen und Churfürst1ich Braunschweig-Lüneburgischen 

Landwirtschafts-Gese11schaft Nachrichten, von Verbesserung der 

Landwirtschaft (und des Gewerbes)'. Darin berichteten Mitglie¬ 

der über Ergebnisse ihrer landwirtschaftlichen Experimente, 

über Erfahrungen auf Reisen, gab die Gesellschaft ihre Preis- 

aufgaben, Prämienverteilungen, öffentliche Ehrungen für beson¬ 

dere Leistungen u. dgl. bekannt. 

Die Mitgliederschaff'61 bestand weitgehend aus denselben Per¬ 

sonenkreisen wie die Leserschaft des 'Magazins'. Daß der Ver¬ 

ein keinesfalls rein bürgerlichen Charakter besaß, weder von 

der Beteiligung noch von seiner Entstehungsgeschichte 'er, 

wurde bereits anhand der Gründungsmitglieder betont. Von den 

bis 1802 aufgenommenen 487 ordentlichen und korrespondierenden 

Mitgliedern^^ waren 16 % Adlige, wohl etwa zur Hälfte Guts¬ 

herren. Zählte man ihnen die 20 bürgerlichen Guts Verwalter, 

70 Pastoren, rund 130 Amtmänner und Förster sowie einige weni¬ 

ge Handwerker in ländlichen Orten und die allenfalls 10 - 15 

'Landwirte', Großbauern o.ä. hinzu, so ergibt sich, daß e wa 

die Hälfte der Mitglieder auf dem Lande selbst als Multiplika¬ 

toren möglicher Neuerungen den Intentionen der Landwirtschafts¬ 

gesellschaft diente. Aufs Ganze gesehen, bildeten die Staats- 
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bedienten in dem Verein eine Mehrheit. 

Die Mitglieder des engeren Ausschusses beschlossen 1765, die 

Wirksamkeit des Celler Vereins durch Gründung sogenannter Can¬ 

to ng e s e 1 1 s ch a f t e n in Celle, Uelzen, Hannover, Nienburg, Dannen¬ 

berg und Stade zu vertiefen; vor allem sollte das Sammeln in¬ 

tensiviert werden . Aber dafür mangelte es im interessierten 

Bürgertum und Adel denn doch an Interessenbasis. Bis 1770 wa¬ 

ren sie alle mangels Beteiligung wieder eingeganger ^ . Nicht 

nur Thaer forderte ihre Wiederbelebung - Ende der 1790er Jahre, 

als er auf der anderen Seite "die Bildung einer zentralen deut¬ 

schen Landwirtschaftsgese11schaft vorzubereiten (suchte), in 

der neben Großgrundbesitzern auch Bauern Mitglieder sein soll¬ 

ten" 
564 

aber noch mehrere Versuche scheiterten 
565 

ehe auf 

Druck der Regierung dann zwischen 1834 und 1850 in fast allen 

Provinzen des Königreiches Zweigvereine entstanden^^. Sie 

entfalteten bald rege Aktivitäten und ließen den Zentral-Ver- 

ein relativ bedeutungslos werden. Zu dieser Zeit war das Fort¬ 

bildungsbedürfnis zumindest der größeren Bauern längst erwacht 
566a 

Personell und sachlich hingen private, halbstaatliche und staat¬ 

liche Initiative zur Landwirtschaftsreform im Kurfürstentum 

Ende des 18. Jahrhunderts aufs engste zusammen. Die Obrigkeit 

bediente sich neben Verordnungen zur Einhaltung der Rechtsgrund¬ 

sätze, gewisser Produktionsvorschriften und Verhaltensnormen 

etwa derselben Maßnahmen zur 'Hebung der Landwirtschaft' wie 

die Celler Gesellschaft: Prämien, Zuteilung kostenlosen Saat¬ 

gutes, Preisaufgaben, Beratung. Entscheidender Vermittler für 

beide war der Amtmann als Informant, Anreger und gegebenenfalls 

Verteiler von Mitteln zugleich. Er suchte unter Umständen auch 

Einfluß auf die Regierungsmaßnahmen zu gewinnen. So im Osna- 

brücker Land, wo aus den Berichten der Amtmänner hervorgeht, 

daß sie "im allgemeinen recht klare Vorstellungen von den tech¬ 

nischen Problemen der Landwirtschaft und der Zweckmäßigkeit 

der zu ergreifenden Maßnahmen hatten. Insbesondere forder¬ 

ten sie längerfristige Förderungsmaßnahmen als z.B. nur von 
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Jahr zu Jahr ausgesetzte Prämien, da ein echter Erfolg umfang¬ 

reichere Investitionen erfordere. Auch möge man Prämien und 

Versuche, so der Iburger Amtmann 1785, auf . einige wenige grö¬ 

ßere Bauern beschränken, auch Pastoren, Vögte und Gutsverwal¬ 

ter einbeziehen, "weil der gemeine Hausmann nicht leicht ge¬ 

neigt sei, in ungewissen Versuchen ohne sichere Erwartung ei¬ 

nes Vorteils Zeit, Arbeit und Kosten anzulegen, sondern erst 

dann Verbesserungen nachmache, wenn er sie bei anderen bewährt 
p , i,56 8 

gefunden 

Wie Mittel und Wege so stimmten auch die Ziele von staatlicher 

und sonstiger Landwirtschaftsförderung überein: einerseits 

Änderungen in der Landbautechnik, andererseits die Aufteilung 

der Gemeinheiten, Verkoppelung und Aufhebung überkommener Hut- 

und Weiderechte, Abstellung der für den Bauern besonders lästi¬ 

gen Naturaldienste ^ 3 . Die Eeudalstruktur als solche konnte 

nicht in Frage stehen, dazu waren Staat und agrarische Bewe¬ 

gung viel zu stark von adligem Interesse und Personal durch¬ 

wirkt. Eine der ganz wenigen Ausnahmen bildete Albrecht Thaer, 

indem er das geteilte Eigentum wie die sonstigen Relikte der 

Vergangenheit als Hindernisse der 'rationellen Landwirtschaft' 

für überfällig erklärte 
569 Publikationen und Arbeit der Celler 

Landwirtschaftsgese11schaft, der Thaer seit 1780 angehörte und 

"zu deren aktivsten Kräften er von etwa 1790 an zählte" , 

beeinflußte das kaum.Sie war ganz überwiegend an technischen 
.571 

Verbesserungen in Ackerbau und Viehzucht interessiert 

Welches waren hier die konkreten Gegenstände der Reform? In 

allererster Linie galt es, dem zentralen Problem der damaligen 

Landwirtschaft, dem Mangel an Viehfutter und damit einer starren 

Obergrenze vor allem der Rindviehhaltung, beizukommen. Im Som¬ 

mer boten die Gemeinweiden zwar das Nötigste an Futter, im Win¬ 

ter hingegen mußte das Vieh mehr oder minder durchgehungert 

und die Zeit der Stallfütterung, d.h. der besten Art der Dünger¬ 

produktion, möglichst kurz gehalten werden. Erstes Anliegen 

der Reformer war daher ein vermehrter Feldfutterbau in Zusammen¬ 

hang mit der Einführung möglichst bodenverbessernder Frucht- 
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folgen '. Hier scheinen die Bauern trotz gewisser Widerstän¬ 

de schon vor 1800 den.. Kleebau in erheblichem Maße übernommen 

zu haben, daneben auch andere Brachfrüchte wie z.B. Rüben. 

Staat und Landwirtschaftsgesellschaft verwandten auf die kosten- 

lose Ausgabe von Saatgut beträchtliche Mittel. Seit 1790, 

als die Celler sich durch Thaer von den Vorzügen englischen 

Fe 1dfu11erbaus überzeugen ließen, stiegen die Ausgaben für Klee¬ 

samen, Kiefernsamen und Saatkorn zum weitaus größten Ausgaben¬ 

posten der Gesellschaft auf (durchschnittlich zwei Drittel bis 

drei Viertel)'’7'^. Ausgeklügelte Fruchtwechselsysteme sind hin¬ 

gegen allenfalls auf großen Gütern eingeführt worden. Die eng¬ 

lischen Lehren, die, wie Thaer kurz nach der Jahrhundertwende 

bekannte, in Deutschland auch nur modifiziert anwendbar waren, 

hatten (noch) keinerlei Breitenwirkung. - Zur Steigerung des 

Bodenertrages propagierte man ferner die Düngung mit Mergel und 

Klei statt, wie üblich, mit Heideplaggen - nicht ohne Erfolg. 

Hinsichtlich der Viehzucht, dem zweiten Reformschwerpunkt, 

stellt Ulbricht fest, generell sei "kein Import der neuen eng¬ 

lischen Schaf-, Rinder- und Pferderassen zu verzeichnen, wenn 

sich auch die Kenntnis der Methode der Rein- oder Inzucht so¬ 

wie der englischen Zuchtziele durch Thaers Werke verbreitet 

haben dürfte"57^. Dies wirkte sich jedoch erst gegen Mitte des 

19. Jahrhunderts wirklich aus. Im Osnabrückischen, wo nur die 

Haltung von Rindern und Pferden gefördert wurde, scheint dies 

bis 1800 allgemein eine Vergrößerung der Bestände bewirkt zu 

haben. Dagegen hatte noch, anders als in Celle, das 1766 ge¬ 

gründete Landgestüt zehn Jahre später wegen "Teilnahmslosig¬ 

keit auch der größeren Bauern und, dadurch bedingt, mangelnder 

Rentabilität" wieder aufgegeben werden müssen' 5. - Der Mut zu 

Investitionen und Experimenten scheint bei den wenigen, die 

überhaupt dazu in der Lage waren, wirklich erst mit den Agrar¬ 

preissteigerungen der 1790er Jahre entscheidend gewachsen zu 

sein. Über die Steuer- und Feudallasten murrte man zu dieser 

Zeit vorwiegend noch nur im Stillen. Aber einige, die lühren- 

den Bauern im Dorf hatten doch bis zum Ende der 'westfälischen 
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Zeit' schon die ersten Schritte des Dazulernens, der Produktivi¬ 

tätssteigerung, auch der Vorbildwirkung auf andere hinter sich 

- verständlich, daß in den 1820er Jahren während der großen 

Überproduktionskrise allenthalben Unruhe entstand, daß man nun, 

oft noch mit Folgelasten der ersten Investitionen, auch der 

früheren Gemeinheitsteilungen belastet, endgültig die lästigen 

Dienste und Abgaben loswerden wollte. 

Zurück zur Jahrhundertwende: auch auf dem Gebiet der Geräte¬ 

technik hatten die Reformer erst in den 1790er Jahren verein¬ 

zelte Erfolge bei der Einführung von englischen Drill- und 

Dreschmaschinen, Pflügen, Pferdehacken u.a. . Zwar wurden da¬ 

von einige in Hannover hergestellt und sogar über den nieder- 

sächsischen Raum hinaus verkauft, aber der Abnehmerkreis blieb 

auf einige Gutsherren und verschiedene miteinander ber reunde- 

te Reformer beschränkt. Das Gerät der Bauern wandelte erst die 

Eisen- und Maschinentechnik des 19. Jahrhunderts. 

Festzuhalten blieb, daß im 18. Jahrhundert die Maßnahmen zur 

'Hebung der Landwirtschaft' nur punktuelle Verbesserungen er¬ 

brachten, am ehesten noch für größere Höfe und Güter sowie all¬ 

gemein durch die allmähliche Vergrößerung der Viehbestände. 

Besonders weit scheint der Kleeanbau vorangetrieben worden zu 

sein . 

Aber durch einzelne technische Verbesserungen war die Land¬ 

wirtschaft nicht aus dem tradition a1en Rahmen herauszuführen. 

Den meisten Reformbewußten war klar, daß man in die Besitzver¬ 

hältnisse einzugreifen hatte, sollten Einkommens- und Ernährungs¬ 

lage sich nicht stetig verschlechtern. 

2.5.2. Gemeinheitsteilung und Verkoppelung 

Hauptsächlich auf vier Punkte konzentrierte sich die Kritik 

an der überkommenen Flurverfassung7: 
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1. Überlastung der gemeinen Huden und Weiden, insbesondere 

durch das Vieh der wachsenden unterbäuerlichen Schicht, die 

sich das Weiderecht durch eine pauschale Zahlung an die Berech¬ 

tigten erkaufte: man hielt das Vieh so lange wie möglich außer¬ 

halb des Stalles, so daß der Bewuchs der Gemeinheiten immer 

dürftiger wurde; die Gemeinden begrenzten weder die Menge des 

Viehs streng genug noch hielten sie einen bestimmten Umtrieb 

ein, die Nutzung geschah weitgehend ungeregelt. 

2. Besondere Weide-, Abhütungs- und Triftrechte vornehmlich der 

Grund- und Gutsherren sowie der an der Markenverwaltung be¬ 

teiligten Adligen (Holzgrafen, Erbexen usw. ) , die ebenfalls den 

den Anbau mehrjähriger Pflanzen entscheidend behinderten, oder 

auch nur solcher (Rüben, Kohl), die eine längere Vegetations- 
5 7 8 zeit als Getreide hatten 

3. Ausbeutung und z.T. Vernichtung der Wälder: einerseits der 

im und seit dem Dreißigjährigen Krieg stark gestiegene, rück¬ 

sichtslose Holzverbrauch, andererseits die Tatsache, daß "da¬ 

mals der Wert des Waldes nur bedingt vom Holzbestand abhing, in 
5 7 9 

der Regel ... der Weideertrag die Hauptrolle" spielte, daß 

also vor allem junges Holz schwer unter der extensiven Bewei- 

dung litt, hatte dazu geführt, daß der Wald in der Geestregion 
5 8 0 

im 18. Jahrhundert seine "Minimalausdehnung" erreichte . Im 

westlichen Niedersachsen entstanden so großflächige Inlanddü¬ 

nen ('wandernde Sände' - im Fst. Osnabrück um 1800 trotz erheb- 
5 81 

licher Gegenmaßnahmen noch etwa 3400 Morgen umfassend) 

4. Die Gemengelage von Besitz- und Nutzungsrechten, die im Ver¬ 

ein mit dem unterschiedlich weit entwickelten Flurzwang einer 

Intensivierung von Ackerbau und Viehzucht entgegenstand: weite 

Entfernungen zwischen einzelnen Ackerstücken, störende Über¬ 

fahrtsrechte, Unmöglichkeit konsequenter Bodenme1ioration 

(z.B. von Entwässerungsvorhaben) und der Erprobung neuer Frucht¬ 

folgen u.a. hörte man damals häufig als Argument für erste Ein¬ 

griffe in die Agrarstruktur. 

Drei Schritte waren im allgemeinen zu unternehmen: 

. Generalteilung, d.h. die Separierung von Grund und Berechti- 
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gungen verschiedener Interessentengenossenschaften voneinander, 

aber auch zwischen nutzungsberechtigten Parteien auf unter¬ 

schiedlicher Ebene, d.h. zwischen Amt und adligem Besitzer, 

Ämtern untereinander, Adligem bzw. Amt und einer bäuerlichen 

Interessentengenossenschaft; 

. Spezialteilung: Aufteilung der Gemeingründe und Rechte unter 

den Angehörigen einer Dorf- bzw. Markgenossenschaft; 

. Verkoppelung: Zusammenlegung von deren verstreut liegenden 

Acker- und Wiesengrundstücken sowie Aufhebung der darauf 1a st en¬ 

den Weiderechte >8^. 

Der erste und / oder der letzte Schritt konnte gegebenenfalls 

wegfallen; uns interessieren in der Hauptsache die Spezialteilun- 

gen 8\ Sie wurden im Fst. Lüneburg von Beginn an zumeist mit 

Verkoppelungen gemeinsam durchgeführt, was zum einen Kosten 

sparte, zum anderen die Anlage neuer Wege, Gräben usw. verein¬ 

fachte. Im Süden und Westen Niedersachsens liefen die Verfahren 

oft getrennt ab, in Hoya-Diepholz und vor allem Osnabrück ast 
, . 584 durchweg 

Die Osnabrücker Regierung hatte, als erste in Niedersachsen, 

1721 die Initiative ergriffen und in einer Verordnung Gemein¬ 

heit st e i 1 ungen bzw. zuerst Gutachten der Holzgrafen darüber an¬ 

geregt, unterstützt von den Landständen. Die Reaktionen der Be¬ 

troffenen waren geteilt; jedoch kam es in der folgezeit zu et¬ 

lichen Teilungen, wobei man sich häufig auf die Holzungen be¬ 

schränkte und die Gemeinweiden bestehen ließ ('offene ! ei iun- 

gen')585.' Der Waldkultur haben diese Teilungen keinesfalls auf¬ 

geholfen, im Gegenteil; zudem stiegen danach in einigen Marken 

die Holzpreise "zu einer für den kleinen Mann unerschwinglichen 

u.., ,, 5 8 6 Hohe" an 

Mit Nachdruck wurde die Frage der Gemeinheitsteilungen poli¬ 

tisch erst nach dem Siebenjährigen Krieg im Zuge der Landeskul- 

turoesetzgebung behandelt, und zwar in Osnabrück wie in Ha.’ over 

oder auch in Preußen Zeittypische populationistische Be¬ 

strebungen und die Hoffnung auf eine Intensivierung der Land¬ 

wirtschaft verbanden sich, indem man von Gemeinheitsteilungen 
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vor allem zahlreiche neue Anbauten und die Kultivierung weiter 
,588 öder Heideflächen zu Ackerland erwartete . Den Intentionen 

der Regierungen korrespondierte ein reges Interesse der adligen 

Großgrundbesitzer an Gemeinheitsteilungen, also jener Kreise, 

die sich auf den Landtagen zusammenfanden. Die Lüneburger und 

die Hoyaer Landstände kamen 1765/67 sogar der Kammer mit Ge¬ 

setzentwürfen zuvor, setzten sich gegen deren auf mehr Frei¬ 

willigkeit und Schutzrecht der Bauern zielende Vorstellungen 
5 8 9 

aber nicht durch . 1768 erließ das Ministerium eine von Georg 

III. initiierte Verordnung, "wie in Landes-Oeconomie-Angelegen- 

heiten zu verfahren"; sie enthielt allgemeine Richtlinien für 

Teilungssachen, die bis zum Erlaß der Gerneinheitstei1ungsord- 

nung für das Fst. Lüneburg im Jahre 1802 - für die anderen Ge¬ 

biete folgten entsprechende zwischen 1822 und 1825 - gültig 

blieben. In der Verordnung von 1768 und anläßlich eines Wider¬ 

spruchs der Calenberg-Grubenhagener Landschaft stellt Georg III 

klar, sämtliche Landeskultur-Maßnahmen seien "als solche Gegen¬ 

stände anzusehen, welche in die allgemeine LandesÖkonomie und 

Polizei einschlagen". Diese alleinige Kompetenz der Regierung 

wurde jedoch noch lange angefochten, wenngleich sie sich in 
590 

Gemeinheitstei1ungsfragen in der Tat vollständig durchsetzte 

Die erste Osnabrücker Markenteilungsordnung wurde unter maß¬ 

geblichem Einfluß Justus Mosers im Jahre 1785 erlassen. Bevor 

es zu dieser und anderen grundlegenden gesetzlichen Regelungen 

kam - 1785, 1802,1822 - 25 -, hemmten vornehmlich vier Proble¬ 

me das Zustandekommen von Gerneinheitsteilungen: 

1. erhebliche Unterschiede in den Vorstellungen der Experten, 

insbesondere der 'vor Ort' arbeitenden eilungskommissare, 

nach welchen Grundsätzen zu verfahren sei; Mißverständnisse bei 

spielsweise über die in Niedersachsen anzuwendende Art der Ver¬ 

koppelung usw . ; 

2. die Kosten des Verfahrens, da noch nicht regelmäßig staat¬ 

liche Unterstützung gewährt wurde und die Landwirtschafts- 

gesellschaft auch keine nennenswerten Beiträge leistete; die 

Gemeinde mußte dann durch Holz - und not alls Landverkau< aus 
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der Gemeinheit Fehlbeträge decken. Was der einzelne Berechtigte 

beizutragen hatte, scheint in den Marschen ein weit geringeres 
5 91 Problem dargestellt zu haben als in den ärmeren Geestgebieten" 

3. Die Einleitung der Verfahren: grundsätzlich ging man im 18. 

Jahrhundert davon aus, niemand dürfe zu einem Teilungsver¬ 

fahren gezwungen werden. Nachdem vor 1763 nur wenige Teilungen 

zu Ende gekommen waren und die Amtleute oft bei dem Versuch 

scheiterten, Einstimmigkeit herzustellen , sah man nun Mehrheits- 

erf.ÄScheidungen als unumgänglich an. Georg III. erklärte zunächst 

1766, für notwendig, daß zwei Drittel der Interessentenversamm¬ 

lung dem Projekt zustimmten; ein Jahr später brachte ihn ein 

mißlingendes Verfahren "zu der Ansicht, daß es schon als Aus¬ 

nahmefall zu betrachten sei, wenn mehr als die Hälfte aller 

Interessenten einer Teilung zustimmte. Er wies deshalb die Re¬ 

gierung in Hannover an, man sollte vielmehr dem Wunsch des 

'vernünftigeren und etwas vermögensameren Teiles der Interessen- 
592 ten' entsprechen." Verärgert über den langsamen Fortgang von 

Teilungen und Verkoppelungen schrieb er schließlich 1785: 

"Da übrigens die Lüneburgischen Untertanen noch immer einen 

Widerwillen gegen die Verkoppelung äußern, ... so dürfte es 

nicht undienlich sein, ihnen zu Gemüte zu führen, wie sie bei 

längerer Verweigerung in ihren künftigen Remissionsgesuchen we¬ 

niger Nachsicht zu erwarten hätten und wird darüber durch unser 

Ministerium mit der Landschaft zu kommunizieren sein, um sie 
5 9 3 

auf bessere Gedanken zu bringen." In Osnabrück kam man 1778 

auch nicht mehr umhin, eine Zweidritte1-Mehrheit der Interessen¬ 

ten für ausreichend zum Beginn des Verfahrens zu dekretieren - 

vorbehaltlich natürlich der Zustimmung der Holzgrafen und Erb- 

exen -, 1785 tauchte dort, ganz im Sinne Georgs III., eine 

weitere Neuerung auf, die für die Fortentwicklung der Landge¬ 

meinden von Bedeutung war: über die Herbeiführung der eilung 

sowie strittige Einzelfragen sollte die einfache Mehrheit der 

Interessentenstimmen entscheiden, wobei diese den Höieklassen 

entsprechend gewichtet werden müßten: die Stimme eines Voller¬ 

ben sollte anderthalb Halberben-, drei Erbkötter und 5 Mark- 
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5 9 4 kötter-Stimmen aufwiegen 

Wo, anders als in Osnabrück,keine formalen Regeln aufgestellt 

wurden, wie beispielsweise bis 1842 in ganz Niedersachsen hin¬ 

sichtlich des Verkoppelungsverfahrens, hatte dies langwierige 

Entscheidungsgänge im Ministerium bzw. im 1802 geschaffenen Lan- 
5 9 5 des-Okonomie-Kollegium, oft auch Prozesse zur Folge . - Das 

Zustimmungsproblem ist eng verwandt mit 

4. der Frage des Teilungsmaßstabes. Die Osnabrücker Markentei¬ 

lungsordnung verfügte auch für die Zuschläge das oben ge¬ 

nannte Verhältnis zwischen den Höfeklassen; sie ließ aber Spiel- 
r' 

raum, je nach den örtlichen Verhältnissen "nach einer ausgleichen¬ 

den Kombination des Reihelastenverhältnisses und des Höfeklas- 

senve rhä 11 n i sses " zu suchen. De facto wurde für die Klassen 

unterhalb der Vollerben etwas günstiger verfahren als vorge- 

schrieben^ 

In Kurhannover wie in Hildesheim existierte, bevor von 1802 

an ein flexibel zu handhabender Komplex von vier verschiedenen 

Teilungsmaßstäben eingeführt war, eine ganze Reihe verschiede- 
5 9 8 ner Kriterien nebeneinander' : die Höfeklassen; der 'Durch¬ 

winterungsfuß ' , d.h. derjenige Viehbestand, der mit der von ei¬ 

gener Länderei genommenen Futtermenge durch den Winter gebracht 

werden konnte; der Kontributionsfuß; die Viehsteuer; der aktuelle 

Viehbestand zur Zeit der Gerneinheitstei1ung; die Kontribution 

nur vom Ackerland. Daneben wurde bei Verkoppelung verschiedent¬ 

lich der Versuch einer 'Egalisierung' unternommen - nur in we- 
599 nigen Fällen erfolgreich -, wie sie in Lauenburg üblich war: 

die Flächen wurden hierbei nicht nach dem vorher besessenen 

Land dem einzelnen zugeteilt, sondern so verteilt, daß nach der 

Verkoppelung die Angehörigen derselben Höfeklassen über unge¬ 

fähr gleich viel Land verfügten. Dies Verfahren war allgemein 

in Hannover ganz undenkbar, da man die Substanz der Höfe keines¬ 

falls zu verändern gedachte. 

"Uneinigkeiten unter den verschiedenen Bauernklassen traten 

in einem Gemeinheitsteilungsverfahren immer dann auf, wenn es 

um die Festlegung des 'Tei1ungsfußes' ging. Die Inhaber höher 
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berechtigter Reihestellen, Meier, Hufner, Höfener, auch Groß- 

köthner verlangten in der Regel, die Kontribution als Grund¬ 

lage für eine Auseinandersetzung zu wählen; die Brinksitzer 

mußten sich gegen diesen Maßstab einfach deshalb wehren, weil 

eine Gemeinheitsteilung in dieser Weise ihren sicheren Unter¬ 

gang herbeigeführt hätte.Zumindest hätten sie, obwohl sie 

gemeinhin mehr zugeteilt bekamen, als ihrem realen Kontributions¬ 

beitrag entsprach ‘ , hinterher viel zu wenig Land individuell 

besessen, als daß sie ihre ganz auf die Gemeinheitsnutzung ab¬ 

gestellte Viehhaltung hätten fortführen können. Mehr als ein¬ 

mal vertraten "einflußreiche, hochstehende Persönlichkeiten" 

die Anliegen der Klein- und Kleinstbauern, zuweilen legten auch 

die Amtleute und Teilungskommissare besonderes Augenmerk dar- 
6 0 2 •auf . Wo nicht, mußten die Brinksitzer ihre Ansprüche er¬ 

heblich zurückschrauben^^: oft waren sie von Teilen des Ver¬ 

fahrens mangels Berechtigungen ohnehin ausgeschlossen. Die Fälle, 

wo sie sich gegen Gerneinheitstei1ungen sträubten, scheinen sich 

mit denen, wo sie das Verfahren mitsamt den anderen Interessen¬ 

ten als 'Dorfschaft' o.ä. beantragten, in etwa die Waage gehal¬ 

ten zu haben. Daß sie allein oder gemeinsam mit den Kötnern 

einen Antrag auf Gerneinheitstei1ung stellten , bildete eher 

eine Ausnahme. 

Im allgemeinen ging die Initiative zu Teilungen, oft tatkräf¬ 

tig durch die Amtmänner gefördert, von den mittleren und grö¬ 

ßeren Bauern des Dorfes aus, mit unterschiedlichen Begründungen: 

Wiesenmangel vor allem, die völlige Ungepflegtleit der Gemeinde¬ 

gründe, seltener der Wunsch nach Vergrößerung des Ackerlandes; 

auch von dem ungleichen Nutzen der Allmenden für die Gemeinde¬ 

glieder war öfter die Rede*’05 - hier wendete sich durch die 

Teilungen in der Tat die Gunst der Verhältnisse. 

Insgesamt kamen die General- wie die Spezialtei1ungen nur äußerst 

mühsam voran. Auch unter den Klassen der größeren Bauern wurde 

hartnäckig gefeilscht, führten Interessenkonf1ikte zum Abbruch 

des Verfahrens oder zu langen Verzögerungen. Bei Generaltei1un- 

gen brachen oft alte Rechtsstreitigkeiten zwischen Dörfern wie- 
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der auf oder mußten, weil Dorfgemeinde und Grundherr sich nicht 

einigen konnten, Teile des Verfahrens, z.B. Weideberechtigun¬ 

gen, ausgeklammert werden. 

Der langsame Fortgang war für Osnabrück trotz der gesetzlichen 

Regelung ebenso charakteristisch wie für den Kurstaat. Von 22 

seit 1778 im Fst. Osnabrück beantragten Harkentei1ungen war bis 

1806 erst die Hälfte durchgeführtDie Verfahren zogen sich 

im Durchschnitt über 17 1/2 Jahre hin; im Vormärz verringerte 

sich die durchschnittliche Verfahrensdauer dann bei 27 Teilun¬ 

gen auf 17 Jahre. Eine Beschleunigung der Verfahren und eine 

recht schnell zunehmende Bereitschaft der Bauern zu Gemeinheits¬ 

teilungen läßt sich im frühen 19. Jahrhundert auch in den an¬ 

deren Landesteilen des Königreichs feststellen Zum einen 

trugen dazu die im ersten Viertel des Jahrhunderts erlassenen 

Teilungsordnungen und die Gründung des Lan des-Öconomie- 

Collegiums als zuständige Behörde 1802 bei. Mindestens ebenso 

wesentlich wird der Lerneffekt bei den Bauern gewesen sein, die 

in den ersten zwei Jahrzehnten nach 1800 die ersten wirtschaft¬ 

lichen Erfolge der frühen Teilungen und Verkoppelungen sahen. 

Die geduldige Überzeugungsarbeit der Amtmänner wird das Ihrige 

gewirkt haben. Zuverlässige Statistiken über den Umfang der 

umgesetzten Flächen gibt es erst seit 1831 - darauf kommen wir 

zurück. 

Insgesamt ist zu sagen: im gesamtdeutschen Vergleich ging man 

in Nordwestdeutsch1and ausgesprochen früh zu konsequenter För¬ 

derung und dann gesetzlicher Regelung der Gerne in heitstei1ungen 

über609. Das hatte am Ende des Vormärz einen erheblichen Vor¬ 

sprung zum Ergebnis; um 1800 waren allerdings höchstens 10 % 

der Gemeinheiten geteilt^*'*. 

Die Gemeinheitstei1ungspo1itik entstand in engem Zusammenhang 

mit merkantilistischen Peup*lierungs-Absichten, z.B. den weit¬ 

reichenden Kolonisationsprojekten. Dem entsprachen vereinzel¬ 

te Versuche, die Teilungen zur Förderung des Kleinbauerntums 

zu nutzen: so durch die Ausweisung von vergrößerten Heue;s tei¬ 

len als Kotstellen oder indem man zuließ, daß Brinksitzer sich 
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durch eine einmalige Zahlung (etwa von 50 Rtlr) den Rang und 

die Zuteilungsguote eines Markkötters erwarben^^. 

Aufs Ganze gesehen traten Schutz und Förderung des Kleinbauern¬ 

tums als Motiv der Regierungen jedoch vollkommen zurück hinter 

der Absicht, Gemeinheitsteilungen überhaupt ins Werk zu setl- 

ien, um moderne Wirtschaftsmethoden zu ermöglichen. Vornehmlich 

zum Zweck der Beschleunigung dieser Angelegenheit kam man dem 

nicht nur unterstell ten Interesse der Großbauern an Teilung und 

Verkoppelung entgegen; dies wird ersichtlich aus den Bestimmun¬ 

gen der Osnabrücker Marken- und der Lüneburger Gemeinheitstei- 

luncpordnung, die Stimmen der Dorfgenossen nach ihrem Grundbe¬ 

sitz zu gewichten, womit man Mehrheiten für entsprechende An¬ 

träge erleichterte. Die bestehenden Besitzunterschiede waren 

der Maßstab, und sie verschärften sich noch durch die Teilun¬ 

gen. Davon abweichende Vorstellungen, etwa eines Besitzausgleichs 
612 , lagen wohl schon deshalb außerhalb des Vorstellungskreises 

der allermeisten Beamten, weil das dörfliche Machtgefüge, d.h. 

die ausgesprochen starke Stellung der Inhaber großer Reihestel¬ 

len sie wahrscheinlich vollständig blockiert hätte. Fiskalische 

Überlegungen wiesen in dieselbe Richtung. 

Die Unterbäuer1ichen konnten auf die Ausweisung von Anbauten 

hoffen, soweit sie etwas Kapital besaßen. Den Wert ihrer zuvor 

genossenen Gewohnheitsrechte bekamen sie, wenn überhaupt, nur 

zum geringsten Teil ersetzt^l Der Osnabrücker Heuerling wurde 

gar nicht einbezogen. Für seine wirtschaftliche Lage hatten 

die Markenteilungen, "wenigstens in einer langen Uebergangspe- 

riode, durchweg ungünstige Folgen. ... Oft wurde ihm zwar für 

den Verlust der Marknutzung ein Teil des neuen Grundes über¬ 

lassen. Aber es gingen Jahre darauf hin, bis das Land kulti¬ 

viert war." Auch die gänzliche Verlegung der Heuerstelle auf 
614 

die neuen schlechteren Privatgründe war gebräuchlich . Zu¬ 

dem stieg, da die Heuer1ings-Dienste an den Verpächter zumeist 

- nach einer Statistik von 1847 in 88 % der Bauerschaften - un¬ 

gemessen waren, die Arbeitsbelastung der Heuerlinge erheblich^: . 

In zahlreichen Eingaben und Petitionen stellten die Heuer- 
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linge nach Erlaß der Markenteilungsordnung ihre Nöte der Re¬ 

gierung dar. Immerhin erwog diese "zu wiederholten Malen, die 

sich für die Heuerlinge aus den Markenteilungen ergebenden Här¬ 

ten durch gesetzliche Maßnahmen, etwa die Aussetzung eines Tei¬ 

les der Mark zur Benutzung für die Heuerleute, zu mildern. In 

Anbetracht dessen jedoch, daß sich die Marknutzung der Heuer¬ 

leute in den Grenzen dessen bewegt hatte, was ihren Bauern zur 

Nutzung zustand und sich aus dem Heuervertrag ergeben hatte, 

mithin auch die Entschädigung für den Verlust der Marknutzung 

der vertraglichen Vereinbarung mit den Bauern überlassen wer¬ 

den konnte, sah die Regierung von besonderen Maßnahmen ab."616 

Diese 1ega1istische Passivität gegenüber den drängenden agrar- 

sozialen Problemen blieb auch in der ersten Hälfte des 19. Jahr¬ 

hunderts für das Verhalten der Regierung in Hannover und der 

Landdrosteien weitgehend typisch. 

Was die Wirkung der Gerneinheitstei1ungen auf das Gemeindeleben 

angeht, haben wir bereits die Aktualisierung bzw. Verschärfung von 

vorher latenten ökonomisch-sozia1en Konflikten angesprochen, 

zwischen den Bauernklassen wie vor allem zwischen den Vollbau¬ 

ern samt denen, die es durch die Teilungen werden konnten, und 

der breiten Unterschicht. 'Verbäuerlichung ' des Kötner Standes , 

Polarisierung der Landgemeinden - Vorgänge, die wir noch näher 

verfolgen müssen. 

Zweites Ergebnis der Gemeinheitsteilungen für die Gemeinden: 

sie verloren gleichsam ihre Vermögensreserven für Notzeiten. 

Die Gemeinheit hatte häufig "dazu gedient, der Gemeinde in schwe¬ 

ren Zeiten Hülfe zu leisten, indem für Kriegsschulden oder son¬ 

stige außerordentliche Ausgaben Veräußerungen aus dem Bestände 

oder doch von Erzeugnissen der Gemeinheit, namentlich Holz, 

stattgefunden haben"617. Jetzt mußten, bei generell steigenden 

Verpflichtungen, wenngleich noch 1814 nicht mehr von Kriegser¬ 

eignissen erfaßt, die Einzelnen zur Kasse gebeten, wohl eher: 

gezwungen werden. Nach welchem Schlüssel, in welcher Höhe, wel¬ 

cher Personenkreis? Für Konflikte mußten Rege1ungsmechanismen 

anstelle des relativ beguemen Rückgriffs auf Gemeingut gefunden 
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werden, und zwar stets auf der Basis freien Aushandelns der 

Ansprüche und der vorgeblichen oder wirklichen Gewohnheitsrech¬ 

te - eine Gemeindeordnung erließ die Regierung bis 1852 nicht! 

Scharfsichtige Zeitgenossen wie Stüve, v. Reden und andere ha¬ 

ben dies seit Ende der 1820er Jahre immer wieder beklagt, zu¬ 

mal der Staat den Gemeinden in dieser Zeit keinerlei Funktionen 

abnahm. Und die Amtmänner beobachteten allenthalben, wie die 

Großbauern in diesem Schwebezustand der Landgemeinden quasi zwi¬ 

schen alter und neuer Ordnung immer selbstverständlicher einen 

harten Interessenegoismus an den Tag legten, der den sozialen 

Problemen so defensiv wie möglich gegenüberstand. 

Drittens schließlich verlor die Gemeinde mit der Aufhebung der 

Gemeinheiten ihren entscheidenden Integrationsfaktor. Gewiß, 

das 'genossenschaftliche' Wirtschaften war nie harmonisch von¬ 

statten gegangen, Interessenkonf1ikte waren vor wie nach den 

Teilungen harte Realität. Aber was wichtig war: einer unter an¬ 

deren Zwängen, sich zusammenzuraufen, fiel jetzt weg. Hatte man 

früher, um sich zu einigen, am besten und einfachsten alles 

beim alten Herkommen belassen, so scherten jetzt einige, um Neu¬ 

es zu probieren, aus diesem Rahmen aus. Und schließlich bescher¬ 

ten Gemeinheitsteilung und Verkoppelung der umgestalteten Ge¬ 

meinde selbst die ersten neuen Aufgaben wie Entwässerungsarbei¬ 

ten, Wegebau etc., bei denen der Staat wiederum meist wenig 

hilfreich war. 

Was die Regierungen im 18. Jahrhundert einleiteten, entsprang rein 

- im engen modernen Sinne - ökonomischen Gedankengängen. Sofern 

man die damit heraufbeschworenen, umgewichteten oder verschärf¬ 

ten sozialen und menschlichen Probleme sah, zog man sich vor 

ihnen zurück. Wie tief jene Maßnahmen in die Kontinuität des 

ländlichen Lebens und Wirtschaftens eingriffen, wurde frühestens 

Mitte des 19. Jahrhunderts wirklich erkannt. 
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618 2.6._Sozialer Protest und politisches Verhalten auf dem Lande 

gegen Ende des 18. Jahrhunderts 

Vier Potentiale politisch -soziaier Spannungen lassen sich haupt¬ 

sächlich in der ländlichen Gesellschaft dieser Zeit ausmachen: 
619 620 1. Der Mangel an Ressourcen (Land, Holz , Nahrung ) , der 

Konflikte - z.T. von staatlicher Wirtschaftspolitik aktuali¬ 

siert bzw. verschärft - vornehmlich innerhalb der und zwischen 

den bäuerlichen und unterbäuerlichen Gruppierungen hervorrief; 

2. feudale Privilegien wie die Steuerexemtion oder vor allem 

das Jagdrecht, das die bäuerliche Wirtschaft oft erheblich 

und willkürlich beeinträchtigte, oder auch die Patrimonialge¬ 

richtsbarkeit ; 

3. die Belastung mit Steuern und Abgaben im Rahmen der allge¬ 

meinen Einkommensentwicklung; 

4. die fehlende Partizipation der Bauern am politischen Stände¬ 

wesen. 

Die Spannungsherde bestanden über den gesamten in dieser Ar¬ 

beit betrachteten Zeitraum hin, natürlich mit Veränderungen im 

sachlichen Schwerpunkt und beteiligten Personenkreis. Die Konti¬ 

nuität der Problemlagen ist zu betonen, wenn in Folgendem vor¬ 

wiegend von den Jahren nach der Französischen Revolution die 

Rede ist. Diese übte zweifellos, wenngleich bei weitem schwächer 

als die Geschehnisse in Frankreich 1830 und 1848^ihre zweistu¬ 

fige Fernwirkung aus: fragmentarische Rezeption der Ereignisse 
621 

in den Städten unter den Gebildeten , von daher Aufnahme des 

Anlasses und verschiedener uminterpretierter Vokabeln in den 

städtischen Unterschichten und auf dem Lande. 

Aber "die erwünschte Friedhofsruhe des öffentlichen Lebens war 

... schon vor der Französischen Revolution manchmal gestört wor¬ 

den", und dies nicht nur in den Städten und zumeist aus Grün- 

den sozialer Unzufriedenheit . So kamen immer wieder bäuer¬ 

liche Widerstandsaktionen und Beschwerden gegen das adlige Jagd- 

Privileg vor623, begingen im gutswirtschaftlich geprägten Ge¬ 

biet an der Elbe, wo die Dienstverpf1ichtungen besonders drük- 
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kend waren, verschiedentlich Eingesessene Widersetzlichkeiten 

gegen die Obrigkeit*’^ und war "eine Mißstimmung über die Höhe 

der Steuern und Abgaben sehr verbreitet und fand sogar öfters 

in Berichten der lokalen Behörden an die Regierung ihren Aus¬ 

druck. Aber nur einige Gruppen von Handwerksgesellen, Bauern 

und Bergleuten rafften sich zu Versuchen auf, ihre Lage mit 

Gewalt zu verbessern. Die Erhebungen wurdet stets niederge¬ 

schlagen. 

Die Steuerlast und Mißstände im altmodisch-unübersichtlichen 
6 2 6 

Steuerwesen des Fürstbistums Hildesheim bildeten auch den 

maßgeblichen Ursachenkomplex für die weitaus bedeutendste un¬ 

ter den sich in den 1790er Jahren häufenden bäuerlichen Wider- 
f 12 7 

Standsaktionen, den sog. Hildesheimer Bauernprozeß 

In den letzten drei Jahrzehnten vor 1789 scheinen die adligen 

und geistlichen Grundherren, vor allem aber die Hofkammer des 

Fürstbistums die Abschöpfung der bäuerlichen Produktion kon¬ 

sequenter als zuvor betrieben, ja, einige Lasten, soweit inner¬ 

halb dehnbarer Meierrechtsbestimmungen oder sogar durch neue 

Verordnungen möglich, noch erhöht zu haben . Die grove Z a h 

der Prozesse, die Bauern seit etwa 1770 anstrengten, läßt an¬ 

dererseits "auf eine verschärfte Abwehrhaltung der Bauernschaft 
6 2 9 

gegenüber den feudalen Lasten und Pflichten schließen" . Die¬ 

ser Unmut wurde entscheidend gesteigert dadurch, daß Ritter¬ 

schaft und geistliche Landstände einen gewissen Beitrag der 

Exemten zur Entschuldung des Landes nach dem Sieve, j ä >1 19 s n 

Krieg nach kürzester Frist 1773 widerrufen und stattdessen 

Landesherrn zur Einführung einer Kopfsteuer ('Fixum') für Bür¬ 

ger und Bauern vermocht hatten. 1774 - 17/8 noch mehrfach 

bewilligt, erregte diese äußerst unsoziale Steuer, die es im 

übrigen im Fst. Calenberg schon seit 1766 gab, den Unwillen 

aller Betroffenen. Die Landstädte klagten 1778 beim Reichshof¬ 

rat dagegen, wurden 1791 abschlägig beschieden. Die kumulieren¬ 

de Beschwerdelast, vom Staat nicht zu unterbindende Kommunika¬ 

tion über diese Gegenstände in dem kleinräumigen, dicht besiedel 

ten Staatswesen, schließlich die Persönlichkeit des Seniors und 
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Präses' des St. Johannis-Stifts in Hildesheim und Landtagsdepu¬ 

tierten Franz Leopold Goffaux, der Ende November 1789 den Land¬ 

ständen ein Beschwerde-Promemoria über unrechtliche Machenschaf 

ten des Hofkammerrates Bertheram, Verschlechterung des Meier¬ 

status von Domänenbauern im eigenen Interesse, 'Plusmacherei' 

betreffend, vorlegte - dies alles in seinem Zusammenwirken er¬ 

klärt Ausmaß und Intensität der entstehenden Bauernbewegung. 

Noch während verschiedene Versuche der Regierung liefen, die 

Bertheram-Affäre zu begrenzen und zu entschärfen, geschah Uner¬ 

wartetes: "In großer Zahl liefen täglich neue Beschwerden bei 

Goffaux ein, er wurde der populäre Bauernfreund, an den man 

sich von allen Seiten wendete.Zahlreiche Klagen der Bau¬ 

ern, nicht mehr allein gegen den verhaßten Hofkammerrat, bekam 

er zu vertreten. Seinerseits begann er im November 1792, mit 

der umgearbeiteten Neuauflage, 'Theodor Landsfreund' genannt, 

einer 1790 an die prozessierenden Städte gerichteten Schrift 

des Anwalts Buckup in den Landgemeinden zu agitieren6"51. 

Darin "wurden dem Landvolk erstmalig in höchst eindringlicher 

Weise der Schu1 denzustand des Landes, die unzulängliche stän¬ 

dische Steuerverwaltung und das aufwendige Landtagswesen vor 

Augen geführt."6"'" Dem ' L a nd s f r e un d ' , dessen 300 Exemplare sich 

rasch verbreiteten, auf Versammlungen oft mehrerer Gemeinden 

diskutiert, von da aus weiter-'transportiert' wurden, ließ 

Buckup rasch eine 7-Punkte-Erklärung folgen, für die Folgezeit 

'das' oppositionelle Aktions- und Organisationsprogramm der 

Bauern. Bis Anfang Dezember organisierten sich 158 Gemeinden 

mit 5064 Bauern zu einer Prozeßpartei, indem sie Deputierte 

aus jedem Dorf und Syndici für die Amtsbezirke wählten und die 

Vollmacht zur Überreichung einer Vorstellung 'im Namen des 

Bauernstandes' an die Landstände erteilten. 

Die erste, am 3.12.1792 übergebene Klageschrift der Bauern ver¬ 

langt die Erleichterung der Steuerlast, Offenlegung der Kontri- 

butions- und S c hQ.t z r ec h n u n ge n seit dem Siebenjährigen Krieg 

sowie die Einsparung unnötiger Staatsausgaben . Auf hinhalten 

de Versprechungen der Regierung hin und nachdem sie in der 
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Zwischenzeit von Goffaux offensichtlich über weitere Details 

der Finanzuerwaltung informiert worden waren, wiederholten die 

Bauern am 17.12. ihre Forderungen, erweitert um präzisere Kla¬ 

gen über: die in Hildesheim augenscheinlich besonders genau 

ausgeübten Rechte aus dem Bier- und Branntweinzwang sowie dem 

Mühlenzwang, die Ausdehnung feudaler Schafweide- und - hude- 

gerecht i g k e i t e n , verschiedene Herrendienste, die Erschwerung 

von Remissionszahlungen sowie die alten Landgerichte3^^. 

Außerdem wünschte man einen Ausschuß eingesetzt zu sehen, der, 

aus öffentlichen Mitteln finanziert, die Abstellung der bäuer¬ 

lichen Beschwerden bei der Regierung vermitteln und ständig be¬ 

treiben sollte. 

Zwar zeigte sich die Regierung nun nachgiebig - man sah ein 

Bündnis von Bauern und Bürgern als reale Gefahr an; nicht zu¬ 

letzt schienen Erfolge der französischen Revolutionstruppen 

zum Handeln zu drängen -, und Eürstbischof Franz Egon v. Für¬ 

stenberg erreichte, daß die drei exemten Stände mit den Land¬ 

städten über die Kriegsschuldenverteilung einen Vergleich schlos¬ 

sen. Die Steuern der Kontribuablen wurden herabgesetzt. Zu spät, 

um die Klageerhebung des Bauernstandes gegen die Landstände zu 

verhindern; am 7. März 1793 übergab Goftaux als Mandatar der 

Bauern die entsprechende Klageschrift^"*. Sie "geht über die 

beiden Landtagsadressen vom Dezember 1,92 insofern weit hinaus, 

als hier nun die neuzeitliche Gestalt der 1 andständischen Ver¬ 

fassung in Hildesheim bzw. die ihr zugrunde liegende Auffassung 

von Wesen und Funktion der Stände als die eigentliche Ursache 

der unglücklichen Lage der Stiftsuntertanen betrachtet und mit 

zum Klagegegenstand gemacht wird."656 Als konkrete neue Eor- 

derung kam die nach Anstellung eines ständigen Mandatars des 

Bauernstandes beim Landesrechnungswesen hinzu. Die Klage wurde 

von der Regierung am 28.4.1794 abgelehnt. Einen Monat später 

appellierten die Bauern unter erneuter Ausweitung des Klage¬ 

registers - jetzt u.a. auf das Justizwesen ausgedehnt, wobei 

Landesherr und Regierung allgemein miteinbezogen wurden - an das 

Reichskammergericht. Dieses lehnte die Mandatars-Eorderung be- 
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reits 1795 als verfassungswidrig ab; andere Punkte wurden dila 

torisch behandelt, im Jahre 1800 aber bis auf drei, die an die 

Hildesheimer Regierung zurückverwiesen wurden^^, sämtlich ab¬ 

gelehnt. 

Der Hildesheimer Bauernprozeß erscheint mir deshalb näherer 

Betrachtung wert, weil hier modellhaft jene Bedingungen ge¬ 

geben waren, die andernorts hätten erfüllt sein müssen, um ähn 

lieh breite, schlagkräftige Bauernbewegungen zu ermöglichen. 

Es gab sie in Niedersachsen , ausgenommen den weniger spektaku- 
6 3 8 

lären Fall in Schaumburg-Lippe 1784-93 , nicht; vergleichba¬ 

ren bzw. größeren Umfang erreichten während der Revolutions- 

iahre nur die Bauernunruhen in Sachsen 1790 und von 1793 an in 
J 6 3 9 
dem bereits drei Jahrzehnte lang unruhigen Schlesien . Ande* 

rerseits lassen sich am Beispiel Hildesheim gut diejenigen ak- 

toren zeigen, die verhinderten, daß es hier zu 'französischen 

Zuständen1 kam. Daß die Gegner der Bauern den Prozeß als 

1 Revolutionsprozeß' diffamierten, diente °ropagandazwecken und 

drückt gleichzeitig den tiefsitzenden Schrecken der Obrigkeit 

aus - eine reale Basis hatte der Anwurf kaum. 

Zur Konstellation in ihren wichtigsten Elementen: 

. unter den Motiven der Bauern konnte die Beschwerde über Steu 

er- und Abgabenlast sowie die Zwangs- und Bannrechte, al„ge¬ 

mein über die miserable Einkommens läge fast überall sonst aucn 

erhoben werden; wie wir heute wissen, beispielsweise im be¬ 

nachbarten Braunschweiger Land, wo die Pro-Kopf-Besteuerung 
, . 640 

doppelt so hoch lag, mit 'objektiv' größerer Berechtigung 

Entscheidend waren die subjektiven Faktoren: die Erfahrung, 

daß Gryndherren und Staat die Rechtslage der Bauern zu ver¬ 

schlechtern trachteten; die einsickernde Kenntnis von Nach¬ 

lässigkeit und Verschwendung im Rechnungswesen; dem Gesichts¬ 

kreis der Bauern entsprechend begrenzte Vergleiche mit der 

"glücklichen Braunschweigischen Nachbarschaft" (!!), die sich 
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wahrscheinlich auf die niedrigen Verbrauchssteuern und die 
6 41. 

dort weniger geübten Zwangsrechte bezogen - Die Konflikt¬ 

lage verschärften noch latente Konfessionsspannungen zwischen 

katholischer Obrigkeit und weit überwiegend protestantischer 

m ^ 4. 6 4 2 Untertanen 

. Aus der Landbevölkerung scheinen sich fast ausschließlich die 

wohlhabenderen Bauern - direkt nachweisbar nur Meier und Köt¬ 

ner - beteiligt zu haben. Die Prozeß-Vollmacht hatte am Ende 

mehr als ein Drittel der auf dem Lande ansässigen Haushaltsvor¬ 

stände unterschrieben. Für die aktiv, d.h. als Informanten, 

Deputierte oder Syndici Beteiligten läßt sich häufig ein gewisser 

Bildungsgrad nachweisen: sie lasen (zunehmend1 Zeitung, faß 

Schriftstücke ab, in Fragen der Prozeßführung hatten die ver¬ 

gangenen Jahrzehnte sie ohnehin erfahren gemacht; schließlich 

unternahmen einige sogar Deputationen zum Reichskammergericht 

nach Wetzlar, an den Braunschweiger Hof sowie nach Berlin zum 

preußischen König • Die bäuerliche Führungsschicht fungierte 

als politisch erstaunlich reifer Partner der bürgerlichen 

Mandatare; daß darüberhinaus bis zum Schluß das Interesse breiter 

bäuerlicher Schichten wachblieb, lag sowohl an der alsbald einge¬ 

spielten hierarchischen Nachrichtenverbreitung als auch an der 
644 

sehr geschickten Informationspolitik der Anwälte 

. Diese bürgerlichen, allesamt der sti tischen Auf klärüng zu¬ 

zurechnenden Beschwerdeführer der Bauern stellten den 6nt 

scheidenden Bewegungsfaktor dar: die Initiative ging von ihnen 

aus, sie waren für die Formulierung der Programme, insbesondere 

für deren politische Verallgemeinerung'45, wie für Koordina¬ 

tion und Information verantwortlich. Deutlich erweist sich de 

"Umstand ..., daß Bauern grundsätzlich keine Revolution aus 

sich selbst heraus zu bewirken vermögen" , daß sie unter ge¬ 

schickter und populärer Führung andererseits auch ein beach 

liches Protestpotential darstellen konnten. 

. Die anscheinend ausgesprochen dichte Kommunikationsstruktur 

in der räumlichen Enge des Fst. Hildesheim kam dem zugute. Cfe 

In der Stadt Hildesheim wurden Marktbesucher zur Teilnahme, 
, . . I 6 4 7 

zur Werbung für das Projekt aktiviert , 
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dort kamen die Bauernsyndici zur Zeit der Entstehung des Bünd¬ 

nisses immer wieder zusammen, um mit den Anwälten und ihren 

Helfern zu beratschlagen; auch breitete sich die Einrichtung 

der Dorfdeputiertenversamm1ungen von den der Stadt zunächst 

gelegenen Ämtern her im Territorium aus ® . Die bezeugte enge 

Kommunikation zwischen den Gemeinden zu dieser Zeit, die längst 

nicht auf die Tätigkeit der Syndici und der sonstigen bäuer¬ 

lichen Werber beschränkt war, läßt darauf schließen, daß auch 

zuvor bereits enge übergemeindliche Verbindungen der bäuerlichen 

Oberschicht bestanden hatten. 

’ Schließlich verlieh der Umstand, daß die Landstädte gleich¬ 

zeitig mit den Bauern gegen die Einanzpraxis der exemten 

Stände aufbegehrten , der Bauernbewegung zusätzlich psycholo¬ 

gische Schlagkraft. Zwar kam es trotz anfänglicher Neigung der 

Städte zu kein er gemeinsamen Aktion; aber die Furcht vor einer 

einigen Front von Städten und Gemeinden auf dem Lande muß bei 
6 49 Regierung und Ständen immens gewesen sein - eine Figur, die 

ja bis 1848 von größter Bedeutung blieb. 

Bevor wir zu der Frage kommen, warum dennoch in Hildesheim wie 

im übrigen Niedersachsen keine revolutionäre Situation gegeben 

war, ist noch kurz auf die anderen Landesteile einzugehen. Die 

Hildesheimer Ereignisse strahlten vor allem ins Est. Calenberg 

- nicht, wie gesagt, ins Hzt. Braunschweig-Wo1fenbütte1 - aus. 

Dort ging es hauptsächlich um das 1766 eingeführte Kopfgeld, 

schon Ende 1789 Gegenstand zahlreicher städtischer Bittschrif¬ 

ten und einer allgemeinen Diskussion, in der die Stände auch ge¬ 

wisse Zugeständnisse machten^^. Als sich in Hildesheim die 

Opposition formierte, am Ende des Jahres 1792, geriet auch das 

Calenberger Land in "eine 'allgemeine Gärung' ..., die sich in 

verschiedent1ichen lauten Drohungen Luft machte. Zu handgreif¬ 

lichen 'Gesetzwidrigkeiten' und Steuer Verweigerungen aber ist 

es trotzdem nicht gekommen." Auch scheint sich niemand aus 
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dem Bürgertum der bäuerlichen Beschwerden angenommen zu haben. 

Gleichwohl kam es häufig vor, daß Dörfer begannen, "sich unter¬ 

einander zu verständigen, um gemeinsam bei der Regierung Dinge 

zu erreichen, die sie jeder für sich allein nicht durchzusetzen 
ö 5 2 hoffen konnten." Vor allem daß man dabei unter Umgehung des 

Amtsweges Resolutionen an die Regierung verfaßte, weckte deren 

Mißtrauen und führte zu einer Verordung, am 18.12.1793 erlas¬ 

sen, "welche den Dorfkommunen verbot, 'eigenmächtiger und will¬ 

kürlicher Weise unter sich oder auch selbst mit benachbarten 

Städten Verbindungen und Vereinbarungen' zu errichten"^^. An 

dem Hildesheimer Vorbild seien weniger die Programmpunkte der 

Bauern bedenklich, urteilten ein Jahr später die hannoverschen 

Geheimen Räte in einem Schreiben an den König in London, als 

vielmehr der Umstand, daß die Bauern 'in Communen sich versam¬ 

meln, De 1iberationen pflegen, Schlüsse fassen, Gelder aufbrin¬ 

gen, Syndicos wählen, Ausschüsse formiren, Mandatarien bestel¬ 

len und auf solche Weise allesamt in Verbindung gesetzt und zu 

einem eigenen Corpus errichtet und eingerichtet sind: welches 

auf jeden Fall bei einer solchen Art von Menge aufs höchst ge¬ 

fährlich ist ..."65<^ 

Die vermeintliche Konstituierung eines vierten Standes und die 

Ereignisse in Frankreich vor Augen, forderte die Hannoveraner 

Regierung im August 1794 aus den Ämtern allgemeine Lageberichte 

an ' . Aus ihnen ergab sich, daß in der Zwischenzeit die Hoff¬ 

nung der Bauern auf Abgabener1eichterung(bei Verbrauchssteuern 

hauptsächlich6553) durchaus nicht nachgelassen hatte, auch wenn 

spontaner Aufruhr kaum noch vorkam656. Allgemein klagten die Amt¬ 

männer über den 'verderblichen Einfluß' der französischen Re¬ 

volution, der allmählich einsickere: über Zeitungen, die in den 

Marktorten zirkulierten und den Landleuten "über die jetzigen 

politischen Angelegenheiten oftmals irrige Begriffe" beibräch¬ 

ten657; über die Frachtfah rer, die hauptsächlich Nachrichten 

mit sich führten; über durchziehende Ausländer, Hausierhänd1er, 
6 5 8 

in deren Heftchen und Bilderbögen man Politisches argwöhnte , 

oder sonstige einzelne 'schlechte Leute', 'unruhige Kopie', 
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Advokaten, Seminaristen, Notare. Dem Tenor aller Berichte zu¬ 

folge waren "die herrschenden Gesinnungen und Denkungsart der 

Untertanen noch ruhig und zufrieden ... Es sollen sich zwar 

hin und wieder einzelne Leute finden, die den Wunsch äußern, 

daß die Franzosen nur kommen möchten. Dies sind aber gemeinig¬ 

lich Leute, die nichts zu verlieren haben, auch nicht wissen, 

was sie wünschen . 

Der niedersächsische Bauer hatte, trotz Schulden, hoher Steu¬ 

ern und Feudallasten, viel zu verlieren. Hierin liegt der erste 

Grund für sein nicht-revolutionäres Verhalten. Während in 

Deutschland die Bauern westlich der Elbe über 80 - 90 % des 

Bodens 'verfügten', rechnet man für Frankreich zu Beginn der 

Revolution nur noch mit 35 % Bauernland060. Zudem zeichneten 

sich der bäuerliche Protest dieser Jahre wie später jener der 

agrarischen Unterschichten in Niedersachsen dadurch aus, "daß 

sie keine grundsätzliche Kritik am Feudalregime übten, son¬ 

dern nur an dessen Auswüchsen und Erosionserscheinungen. In den 

Augen der Landbevölkerung zählten Grund- und Gutsherrschaft 

offensichtlich noch als legitime Ordnung, die es zu bewahren 

galt. Hierin besteht wohl der wichtigste Unterschied zur gleich¬ 

zeitigen Situation in Frankreich, ..."66^ Zum zweiten wirkte 

sich die in Deutschland allgemein weit fortgeschrittene "Ver¬ 

rechtlichung der Beziehungen zwischen Untertanen, Grundherren 

und Landesherren" aus: besonders dort, wo wie in Niedersach¬ 

sen eine starke Bauernschutzpo1itik betrieben wurde, konnte der 

Bauer einer relativen Rechtssicherheit sicher sein. Wo die Norm 

wirklicher oder scheinbarer 'alter Gerechtigkeit' verletzt wur¬ 

de, griff man, von Gewalt und Verweigerungsdrohungen abgesehen, 

in sehr vielen Fällen zu legalen Protest formen wie Petitionen, 

Eingaben oder Prozessen. Der Hildesheimer Bauernprozeß ist da¬ 

für nur ein herausragendes Beispiel. 

Dieser Prozeß, insbesondere das feste Vertrauen der Bauern, 

Gericht und Regierung würden den eigennützig Untertanen 'press- 

5enden' Hofkammerrat schon angemessen zur Rechenschaft ziehen, 

aber auch die vielen Petitionen zeigen - drittens - eine Er- 
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Wartungshaltung an die patriarchalische Obrigkeit, die noch 

kaum gebrochen erscheint. Selbstverständlich war häufig der 

Staat selbst Ziel des Protests gegen die Abgabenlast, wenn in¬ 

folge der Gemengelage von Feudalrechten ein anderer Angriffs¬ 

punkt sich nicht anbot. Aber die niedersächsischen Regierungen 

handelten in den 1790er Jahren relativ geschickt, indem sie, 

z.T. zu Lasten der exemten Stände, die Masse der Untertanen 

leicht entlastete. Da allgemein für die Protestierenden "Wan¬ 

del auf der Protestebene mit jedem obrigkeitlichen Eingehen auf 

die Ursachen der Unzufriedenheit statt fandwird man die 

subjektiven Auswirkungen noch so minimaler Beschwichtigungs¬ 

politik auf den Einzelnen nicht unterschätzen dürfen. Das er¬ 

wies sich im Vormärz noch allzu oft. 

Die Funktion der Amtleute ist in diesem Zusammenhang bedeutend 

gewesen: manche wohl eher unliebsame von ihnen versuchten die 

Gemeinden durch direkte Eingaben an die Regierung zu umgehen. 

Andere scheinen, weil sie die Probleme der Bauern genau kannten 

durchaus mit ihnen sympathisiert zu haben und mit aller Vor¬ 

sicht in ihren Berichten für sie eingetreten zu sein^^. 

Eine vierte Ursache für die relative Ruhe in weiten Teilen Nie¬ 

dersachsens während der 1790er Jahre ist schließlich gewesen, 

daß außer in Hildesheim nirgends Bürger sich der Beschwerden 

der Bauern annahmen. Diese blieben deshalb bei den überkommenen 

Formen spontanen lokalen Protests, isoliert, allenfalls in¬ 

direkt, d.h. dadurch, daß die Obrigkeit sich so über die Maßen 

leicht einschüchtern ließ, partiell erfolgreich. 

Die permanente Revo1utionsfurcht der Obrigkeit war überhaupt 

das entscheidende Ergebnis bäuerlicher Unruhen dieser Jahre, 

auch und gerade in vergleichsweise ruhigen Territorien wie den 

niedersächsischen. Die Gebildeten dort hatten längst erkannt, 

wie sehr Regierungen und Verwaltungen der Reformen bedurften^^^ 
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Andererseits war ihnen die gedrückte Lage der Bauern bewußt 

- und möglicherweise hatten sie auch zunehmend in dem Maße, 

wie ihnen durch die Ereignisse in Frankreich "der 'große Haufe 

die Mittel- und Unterschicht der Bevölkerung, schärfer in den 

Blick" gekommen war ', als politische Notwendigkeit erkannt, 

daß man dem Bauerntum eine bessere, zukunftsträchtige Existenz 

basis werde verschaffen müssen. 

2.7. Zusammenfassung 

Drei Faktoren waren es vor allem, die die gesellschaftliche 

Entwicklung auf dem Lande Ende des 18. Jahrhunderts dynamisier 

ten, und zwar in einem Maße, wie seit Jahrhunderten nicht mehr 

das Bevölkerungswachstum an erster Stelle, welches das Hof¬ 

bauerntum immer deutlicher in die Minderheit gegenüber einer 

breiten, in sich differenzierten unterbäuerlichen Schicht 

brachte; sodann die Erweiterung von deren Uerdienstchancen 

über das durch den Arbeitsbedarf der Landwirtschaft gesetzte 

Maß hinaus; schließlich die vielfältigen Eingriffe des Staates 

in alle Belange ländlichen Wirtschaftslebens. Während die 

demographische Entwicklung sich bereits aus dem frühen 18. 

Jahrhundert her aufbaute und relativ kontinuierlich in eine 

allmähliche Beschleunigung eintrat, machten sich die beiden 

anderen Faktoren in gualitativ und quantitativ ganz neuem 

Ausmaß nach dem Siebenjährigen Krieg bemerkbar. Das Jahr 1763 

stellt für die Entwicklung der ländlichen, aber ebenso der 
6 6 8 

Gesamt-Gesellschaft eine wichtige Zäsur dar 

Das stärkste statische Element der Agrargese11 schaft war in 

Hannover wie überall die traditionelle rechtliche Verfassung 

des Grundbesitzes. Nutzfläche, Wirtschaftsweise und damit 

die obere Ertragsgrenze der Landwirtschaft lagen weitgehend 

fest. Spezifisch für die betrachtete Region war, daß die 

Landesherren sehr früh konsequente Bauernschutzpo1itik gegen- 
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über dem Grundherren getrieben hatten, so daß die Hofinhaber 

im Gebiet des Meierrechts, dem weithin vorherrschenden Besitz- 

recht, ihre Höfe im 18. Jahrhundert zu erblichem Nutzungsrecht 

unteilbar und gegen feststehende Grundzinsen besaßen. Wo in 

Randgebieten, etwa im Hi1 desheimischen oder im gutsherrschaft- 

lieh strukturierten Wendland, diese Stabilität im grundherr¬ 

schaftlichen Verhältnis geringer war, ebenso dort, wo Über¬ 

reste der Leibherrschaft aufgrund unregelmäßiger Pflichtig- 

keiten als drückend empfunden wurden wie im Fst. Osnabrück, 

regte sich am ehesten Unmut über das grundherrschaftliche Sy¬ 

stem. 

Im allgemeinen wurde es fraglos hingenommen. Für den wachsen¬ 

den Abgabendruck auf die Bauern war im 18. Jahrhundert ganz 

überwiegend der Staat verantwortlich, prima facie jedenfalls 

und im Wahrnehmungshorizont des Bauern schon gar. Weder in 

Kurhannover noch in Osnabrück oder Hildesheim hatte der früh- 

neuzeitliche Staat gegen die Stände ein absolutistisches 

Regime, d.h. vor allem ein unabhängiges Steuerwesen durchge¬ 

setzt. Personal und Interessen von Regierung und Landstän¬ 

den blieben auf das engste verflochten, die Steuerexemtion 

des herrschenden Adels blieb auch nach de.m Siebenjährigen 

Krieg so gut wie unangetastet. Das hatte den 'Sachzwang' zur 

Folge, daß der Staat die Lasten des Krieges in mehreren Schü¬ 

ben auf die Bauern abwälzen mußte. 

Staatliche Agrarpolitik, und das hieß: Agrarpolitik des hannover¬ 

schen Adels und der vielfältig von ihm abhängigen bürgerlichen 

'Sekretariokratie ' faßte von vornherein lediglich Reformen 

innerhalb der vorgegebenen Feudalordnung ins Auge, um eine 

Leistungssteigerung der Landwirtschaft zu bewirken. Man för¬ 

derte, getreu der alten Bauernschutz-Maxime und merkanti1isti- 

schem peUpLierungsdenken zugleich, die Schaffung neuer Bauern¬ 

stellen, mittlerweile oft gegen den erklärten Widerstand der 

Gemeinden. Damit einher gingen weitreichende und erfolgreiche 

Projekte inneren Landesausbaus. 

Die zwei anderen Hauptanliegen staatlicher Agrarpolitik waren 
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die Einführung moderner Agrartechnik und Anbaumethoden sowie 

die Privatisierung der von den Dorfgenossen gemeinschaftlich 

genutzten Ländereien. Beides brauchte lange Zeit und vor allem 

Personen, die als Mittler solche Modernisierungsansätze in 

die traditionsverhaftete ländliche Gesellschaft zu transportieren 

verstanden. Zu Hilfe kam der Regierung das modische Interesse 

bürgerlicher und adliger Gebildeter an der Landwirtschaft und 

die aufkommende Vereinsbewegung. Die soziale Basis der sog. 

'agrarischen Bewegung' in der Landwirtschaft selbst war gering 

- und blieb es bis mindestens in die 1830er Jahre -, großen¬ 

teils beschränkt auf die kleine Gruppe von Gutsbesitzern oder 

Domänenpächtern, allenfalls ein paar Großbauern, auf die im 

Grunde auch das Programm der 'rationellen Landwirtschaft' 

zielte. 

Beim einfachen Bauern hatten die Königliche Celler Landwirt¬ 

schaftsgesellschaft und andere Träger und Mittel (halb-) staat¬ 

licher Agrarförderung vor 1800 wenig Erfolg im Sinne spür¬ 

barer Ertragssteigerungen. Am ehesten drangen noch das - nicht 

eben neue - Besömmern der Brache mit Hackfrüchten und die 

Idee der Gemeinheitsteilung zu ihm vor. Um die Aufhebung der 

tradierten, von den Zeitgenossen allgemein als produktivitäts- 

hemmend empfundenen genossenschaftlichen Wirtschaftsform vor¬ 

anzutreiben, bemühte sich der Staat, mit Empfehlungen und Ver¬ 

ordnungen besonders das Interesse der Großbauern an einem 

Zuwachs an Eigenland anzusprechen. 

Wo dies gelang - und Anträge auf Gerneinheitstei1ung ergingen 

im letzten Jahrhundertdrittel nicht zu wenige, di e _ Du rch f ührun g 

gelano jedoch bis 1800 nur in den wenigsten fällen -, 

wo also das Interesse an einer Teilung einmal geweckt war, 

zeigte dies zumeist erhebliche soziale Spannungen für die 

Zukunft an, in dreierlei Richtung vor allem: einmal schloß 

sich der Kreis der aufgrund ihrer Hofstelle formell gemeinde- 

berechtigten, politisch ohnehin herrschenden Rea1 gemeinde- 

Mitglieder gegen die übrigen Dorfbewohner ab, die vorher 'nui 

aufgrund von Gewohnheitsrechten bzw. gegen Entgelt an den 
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Gemeinheiten (meistens weit überproportional gemessen am Land¬ 

besitz) partizipiert hatten; zum zweiten kam es aus demselben 

Grunde, daß nämlich der Sinn für Berechtigungskriterien neu 

geschärft, Vergleiche zwischen rechtlichen und tatsächlichen 

Besitz-Ständen gezogen wurden usw., auch stets unter den Ge¬ 

meindegenossen zu Auseinandersetzungen; drittens wurde dort, 

wo die Gemeinheiten geteilt wurden und damit die Vermögens¬ 

reserve der Gemeinde verschwand, die Finanzierung der Gemeinde¬ 

funktionen grundsätzlich individualisiert, was neuerliche 

Interessenkonf1ikte zwischen denen schuf, die gegebenenfalls 

zu zahlen hatten. 

Die soziale Grenze zwischen Hofbesitzern und unterbäuerlichen 

Schichten war in Niedersachsen aufgrund des herrschenden 

Anerbenrechts ausgesprochen scharf gezogen, die soziale Differen 

zierung extrem ausgeprägt. Psychologisch und durch verschie¬ 

dene Hilfeleistungen milderten die mannigfachen verwandtschaft¬ 

lichen Beziehungen die Gegensätze im Dorf, auch wirkte die 

wechselseitige Angewiesenheit in wirtschaftlicher Hinsicht 

ausgleichend. Soziale Mobilität existierte nur als sozialer 

Abstieg, den die meisten Bauernkinder als potentielles Schick¬ 

sal früh internalisierten. Das bäuerliche Heiratsverha1ten 

stabilisierte die starre soziale Hierarchie. Sozia 1prestige 

war und blieb in allererster Linie an Status und Umfang des 

Hofes gebunden. 

Doch hier wurden Ende des 18. Jahrhunderts Ansätze zu zusätz¬ 

licher Differenzierung sichtbar, indem vermögendere Bauern, 

aber auch einzelne ehrgeizige Kötner sich bemühten, durch 

repräsentativen Konsum im weitesten Sinne ihr Ansehen zu ver¬ 

mehren. Ob man nun sein Haus aufwendig neu- oder umbaute, 

ausländische Stoffe trug oder Pfeife zu rauchen begann - vieler¬ 

orts zeigte sich Bereitschaft zu Neuem, ja das Drängen auf 

Zugewinn an sozialem Prestige durch Imitation der 'anderen', bür 

gerlichen Welt, zeigten sich Zeichen einer Mobilisierung des 

Bewußtseins unter den Bauern, wie es die Bereitschaft zu Ge- 
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meinheitstei1ungen auf dem ökonomischen Sektor darstellte. 

Nahrung gab solchen Ansätzen zu wirtschaftlicher, sozialer, 

kultureller Mobilisierung nach einer Anlaufzeit von mehreren 

Jahrzehnten besonders der starke Anstieg der Agrarpreise wäh¬ 

rend der 1790er Jahre. 

Die Einkommenssituation von Bauern mit positiver Marktguote 

besserte sich in dieser Zeit rasch, mehr als zuvor wurden neue 

Prestigesymbo1e erwerbbar, zumal die Handwerkerlöhne gerade 

recht niedrig lagen. Investitionen in dieser Aufschwungphase, 

emporschnellende Aufwendungen für ausheiratende Kinder usw. 

scheinen dem einzelnen Hofbesitzer durchaus vereinbar gewe¬ 

sen zu sein mit einer gewissen, z.T. erheblichen Verschuldung 

des Hofes, wie sie vor allem in Eigenbehörigkeitsgebieten gang 

und gäbe war. 

Um das Bild nicht zu verzerren: erhebliche Markterlöse und 

Woh1 standsinvestitionen waren ausgangs des 18. Jahrhundert 

außer unter den insgesamt wohlhabendenderen Marschbauern die 

Sache einer ganz schmalen bäuerlichen Oberschicht, von Inhabern 

größerer Höfe mit, sagen wir, 20 und mehr Hektar Umfang. Die 

meisten anderen waren auch zu Zeiten günstiger Agrarkonjunktur 

mehr oder minder, abhängend von den Bodenverhältnissen, auf 

außer1 andwirtschaf11ichen Erwerb angewiesen, um die Grundbe¬ 

dürfnisse zu decken. Ihnen waren kulturelle Innovationen vor¬ 

erst nur im Bereich der kurzlebigen, weniger kostspieligen 

Güter - Essen, Trinken, Gastsitten, kleinere Gebrauchsgegen¬ 

stände - möglich. 

Die Agrarpreissteigerungen kurz vor der Jahrhundertwende zeig¬ 

ten, das war ins öffentliche Bewußtsein Hannovers gedrungen, 

eine strukturelle Knappheitskrise an. Die vorausgegangene, 

durch Mißernten bedingte Hungerkrise 1770/72 hatte zwar vor 

allem die ärmeren Landbewohner in großer Zahl zum Kartoffel¬ 

anbau veranlaßt, und durch diese Not-Innovation war ihr 

Nahrungsspielraum in der Tat beträchtlich gewachsen. Dennoch 

war die niedersächsische Landwirtschaft um 1800 kaum noch in 

der Lage, diejenigen zu versorgen, die auf Nahrungsmittelzu- 
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kauf angewiesen waren. Zudem waren die landarmen oder land¬ 

losen Dorfbewohner in Gemeinden mit vollzogener Gemeinheits¬ 

teilung zur Viehhaltung kaum mehr in der Lage und damit des 

kontinuierlichsten Elements ihrer früheren Selbstversorgung 

beraubt. 

Daß Wohlhabenheit und Armut um 1800 in Nordwestdeutsch1and 

nicht in noch schärferen Kontrast als ohnehin schon gerieten, 

verhinderte der Umstand, daß die hohen Nahrungsmittel preise 

der Jahrhundertwende mit außerordentlich günstigen Chancen 

auf außerlandwirtschaftlichen Erwerb zusammenfielen: die 

protoindustrielle Garn- und Leinwandfabrikation erleb Le in de?! 

letzten zwei Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts aufgrund der 

überseeischen Nachfrage einen außerordentlichen Aufschwung; 

gleichzeitig florierte das Dorfhandwerk in dem Maße, in dem 

die Bauern konjunkturbedingt ihre Aufträge vermehrten; und 

bis kurz nach der Jahrhundertwende war auch die Saisonarbeit 

in Holland noch lukrativ, was um 1800 eine Rekordzahl von 

Hollandgängern ausnutzte. Zudem wuchs der Bedarf an landwirt¬ 

schaftlichen Arbeitskräften dort, wo die größeren Bauern ihre 

Wirtschaft intensivierten. 

Wie für eine große Zahl, in vielen Gegenden Niedersachse, iS 

die Mehrzahl der Bauernfamilien waren für die Angehörigen der 

unterbäuerlichen Schichten Mischeinkommen aus landwirtschaft¬ 

lichem und außerlandwirtschaftlichem Erwerb, wiederum aus ver¬ 

schiedenen Quellen zumeist, kennzeichnend. Dabei erwiesen 

sich die Unterbäuer1ichen als erstaunlich flexibel und - das 

prekäre Gleichgewicht von Angebot und Nachfrage nach Arbeit 

hatte noch Bestand - als recht selbstbewußt bei der Wahl ihres 

Erwerbs. Insbesondere in den westlichen Teilen des späteren 

Königreichs, von wo aus der Hollandgang lohnte, ließen sic« 

relativ hohe Tage- und Gesindelöhne erpressen. Bargeldbesitz 

glich für den Heuermann zu einem gewissen Teil auch die 

strukturelle Abhängigkeit seines Haushalts vom Verpächter aus, 

indem sich der Bauer häufig als Schuldner in Abhängigkeit von 

seinem Pächter begab. 
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Die verdichtete Protoindustrie in Südhannover, im Hildesheimer 

und Osnabrücker Land war vergleichsweise noch sehr stark im 

agrarischen Kontext verwurzelt. Das Rohmaterial wurde großen¬ 

teils selbst produziert, die Weiterverarbeitung war kaum ar¬ 

beitsteilig organisiert. Der überregionale Absatz des Garns 

und Leinens erfolgte zumeist über das sog. Kaufsystem. Inso¬ 

fern ein beträchtlicher Teil der Spinner und Weber Besitzer 

kleiner Hofstellen war, wird man nicht für die gesamte proto- 

industrielle Bevölkerung annehmen dürfen, sie sei zu jenem 

neuen generativen Verhaltensmuster - Frühheirat, möglichst 

hohe Kinderzahl zum frühestmöglichen Zeitpunkt usw. - über¬ 

gegangen, das das Theorem der Protoindustrialisierung postuliert. 

Aber solange über die Faktoren des Bevö1kerungswachstums in 

Niedersachsen noch so wenig Verläßliches bekannt ist wie zur 

Zeit, bleiben solche Annahmen spekulativ. 

Daß um 1800 die prekäre Balance von Angebot und Nachfrage nach 

Arbeit und Nahrung noch einigermaßen hielt - viel eher zu¬ 

mindest als 30 Jahre später -, zeigt sich an dem Umstand, daß 

die ländlichen Unterschichten in Nordwestdeutschland zur Zeit 

der Französischen Revolution vollkommen ruhig blieben. Die 

Bauern hingegen nutzten hier und da die Gelegenheit allgemeiner 

Verunsicherung der Herrschenden zu Beschwerden über ihre 

schwierige materielle Lage, und zwar dort, wo entweder Ver¬ 

gleiche mit Nachbarstaaten, steuerliche Mehrbelastungen oder 

sonstige Erfahrungen aktueller Verschlechterung ihrer Lage 

sie dazu motivierten. Es blieb zumeist bei isolierten, sponta¬ 

nen Drohungen bzw. Beschwerdeaktionen in legalen Formen. 

Bindungen zwischen Bauern und Bürgertum ergaben sich eigent¬ 

lich nur in einem Falle, dem Hildesheimer Bauernprozeß, doch 

auch hier nicht auf breiterer sozialer Basis. Forderungen der 

Bauern wurden hier von bürgerlichen Juristen zusammenge i aßt, 

organisiert weitergegeben und mit dem a11gernein-po1itischen 

Interesse der selbsternannten Bauernuertreter zusätzlich be¬ 

frachtet. Bis hin zu der Tatsache, daß die Bauern dies dann 

durchaus mittrugen, aber nicht von sich aus willens und in 
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der Lage gewesen waren, umfassendere politische Forderungen 

zu stellen, ist hier eine Konstellation vorgeprägt, die auch 

für das Vorfeld der Ablösungsgesetzgebung 1831/33 noch 

charakteristisch sein sollte. 

Die politische Entwicklung des Königreichs Hannover sorgte 

dafür, daß das Feudalsystem, das um 1800 noch kaum grundsätz¬ 

lich in Frage stand, zu wesentlichen Teilen im Vormärz bereits 

beseitigt war, ehe es 1848 zum Gegenstand einer 'aufgeschobe- 

nen Revolution von 1789' hätte werden können. In den Flärz- 

tagen klagten dann die ländlichen Unterschichten, weitgehend 

erfolglos, die sozialen Kosten jener Reformen ein, die zuvor 

behufs Erhaltung eines 'gesunden Bauernstandes' durchgeführt 

wurden. 
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3 . Von 18 00 bis 1830 : <\ufbrechen und partielle 

Reintegration der ländlicher; Ge Seilschaft 

Zunehmende staatliche Intervention auf dem Gebiet der Landwirt 

Schaft und spürbare Veränderungen im Einkommen verschiedener 

ländlicher Bevö1kerungsschichten hatten sich im ausgehenden 

18. Jahrhundert als diejenigen Faktoren erwiesen, die direkt 

Ansätze zu sozialem Wandel schufen, wobei die Stabilität weder 

der feudalen Rechts- und Eigentumsordnung oder der tradierten 

Wirtschaftsweise noch des überkommenen Normen- und Wertesy¬ 

stems grundsätzlich ins Wanken geriet. Dahinter standen als Ur¬ 

sachen die demographische Entwicklung mit der Folge sozialer 

Umproportionierung, aber auch die Auswirkungen des Siebenjähri 

gen Krieges sowie die partielle Verflechtung der ländlichen Ge 

Seilschaft in den weltwirtschaftlichen Zusammenhang, die vor¬ 

läufig die Erwerbschancen nicht allein der Unterschicht mehr 

und mehr verbesserte. Während die entstehende strukturelle 

Nahrungsknappheit bereits ins allgemeine Bewußtsein gedrungen 

war, verhinderte die gleichzeitige Hochkonjunktur des länd¬ 

lichen Texti1gewerbes, daß auch der Erwerbsmangel innerhalb 

der Landwirtschaft in seinem vollen Ausmaß sichtbar wurde. 

Mit dem Verlust der Absatzmärkte für ihre Textilprodukte in¬ 

folge der Kontinentalsperre und zudem rapide sinkenden Ver¬ 

dienstmöglichkeiten in der Wanderarbeit verlor die ländliche 

Gesellschaft Nordwestdeutschlands dann zusehends ihr künst¬ 

liches ökonomisches Gleichgewicht, mehr noch: abgesehen von 

gegenläufigen Tendenzen während der landwirtschaftlichen 

Überproduktionskrise in den 1920er Jahren, die indirekt 

die Ab 1ösungsgesetze 1831/33 mit herbeiführte, wirkten nun¬ 

mehr die politischen wie die ökonomischen Faktoren sozialen 

Wandels auf eine Polarisierung der ländlichen Gesellschaft hin 

- auf der einen Seite in Richtung eines wirtschaftlich weit¬ 

gehend saturierten Bauernstandes, innerhalb des engen ihn - 

die Marschenbauern hier einmal ausgenommen - interessierenden 
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politischen Bereichs ebenfalls zufriedengestellt, weil' unan¬ 

gefochten mächtig in der Landgemeinde und dominant in ihrem 

System sozialer Kontrolle, von der Gunst der Agrarkonjunktur 

nach 1830 zur Mehrung des individuellen Prestiges in Richtung 

einer Verbürgerlichung des Lebensstils angereizt, schließlich 

aus mehrerlei Gründen zunehmend bereit, und darauf drängend, 

um des eigenen wirtschaftlichen Nutzens willen gewohnheitsrecht¬ 

liche ständische Regelungen und Abstufungen nach besitzständi- 

schem Maßstab zu modifizieren; 

auf der anderen Seite eine unterbäuerliche Schicht, deren 

Existenzbasis sowohl durch die Schwankungen,insgesamt das dra- 

stische Nachlassen der Leinenkonjunktur als auch durch die frü¬ 

hen Auswirkungen der Gemeinheitsteilungen erheblich geschmälert 

wird, die andererseits ständig wächst, z.T. zur Auswanderung 

gezwungen, zudem durch restriktive bevölkerungspolitische Maß¬ 

nahmen in ihrer Mobilität bei der Arbeitssuche stark einge¬ 

schränkt, bis 1848 außer in diesem Punkt kein Objekt staatlicher 

Sozialpolitik. Mit der ökonomischen und sozialen Differen¬ 

zierung der ländlichen Gesellschaft, die tendenziell einer Po¬ 

larisierung gleichkam, ging eine mentalitäre Auseinanderent¬ 

wicklung einher, indem die wirtschaftlich Bedrängten und Recht¬ 

losen in ihrer subsistenzorientierten, reaktiven Grundhaltung 

nur noch bestärkt wurden, während das Mittel- und Großbauern¬ 

tum sich von dem traditiona1en Horizont, partiell nur, aber 

unumkehrbar, ablösten. 

Diese Prozesse,die selbstverständlich aufgrund der regionalen 

Struktur Unterschiede innerhalb des Königreiches jeweils stark 

variiert abliefen, und ihre Wahrnehmung bzw. Ausgestaltung durch 

Regierung, Stände, die interessierte Öffentlichkeit sollen im 

Folgenden in ihren Grundzügen verfolgt werden - unter stetem 

Rückbezug auf die vorausgegangene Strukturanalyse nun in einer 

Darstellungsweise, die einen pragmatischen Kompromiß darste 

zwischen Chronologie und Systematik, überblicksartiger und de¬ 

taillierter Rekonstruktion. Die Intensität hängt dabei sowo;^ 

von der jeweiligen Forschungslage zu einzelnen Punkten ab wie 
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davon, ob mir auch bei relativ guter Literaturlage bestimmte 

Aspekte für Beschleunigung oder Behinderung sozialen Wandels 

hervorhebenswert erscheinen. Die versuchte Skizze bedar1 an 

vielen Stellen noch der Ausfüllung, des interregionalen Ver¬ 

gleichs, d.h. sicherlich: mancher Korrektur. 

3.1. NajDO 1 e o n i s£h£ Besetzung und Agrarreformen, Kontinental- 

sperre - Restauration nach 1813 

Vordergründig und auf kurzfristige Wirkungen hin betrachtet, 

blieben die gesellschaftspolitischen Maßnahmen der Jahre 1808- 

18121 im späteren Kgr. Hannover ohne Erfolg, ja, in den Jahren 

nach der 'Befreiung', vor allem von 1817 an, setzte sich in 

Regierung und Verwaltung, Ständewesen und Steuersystem eine har¬ 

te feudale Reaktion unter Führung des Grafen Münster selbst 

gegen vorsichtige Versuche A.W. Rehbergs durch, in dem wieder¬ 

hergestellten und vergrößerten hannoverschen Staatswesen einige 

politische und steuerliche Privilegien des Adels abzubauen. 

Dies hat mittelfristig aber den Druck au das feudale Abschöp- 

funos system eher verstärkt. 

Und mittel- bzw. längerfristig hat auch das napoleonische Ge¬ 

setzgebungswerk erhebliche Wirkungen gezeitigt, indem eist- 

mals "die agrarischen Verhältnisse im Rahmen des tradierten 

Herrschafts- und Rechtssystems und dessen grundlegende; eän- 

derung"^, wenngleich de facto nur vorübergehend, überschritten 

wurde. Nicht durch einen Export des Modells radikaler Ent- 

feudalisierung des Agrarsektors aus der Französischen Revolu¬ 

tion, sondern, außer bei leibherrschaetlichen Berechtigungen, 

unter Berücksichtigung des Entschädigungsgrundsatzes: wesent¬ 

lich für die Folgezeit war, daß dem Bauern als Mitte! zu; e- 

besserung seines wirtschaftlichen Status erstmals die Beseiti- 

gung des grundherr1ichen Nexus propagiert und ermögli< ht wurde. 

Seit die alten Zustände 1814 restauriert wurden, blieb Ablö¬ 

sung und schon gar die Aufhebung der Eigenbehörigkeit für den 
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Bauern ein - früher nicht in der Reichweite seines politischen 

Horizonts gelegenes - Ziel, ein proaktives Verhaltenselement 

gegenüber dem Feudalherrn (wohl nur selten: der Feudalherrschaft), 

ein neues Argument bei zukünftigen Beschwerden. 

Man darf indes nicht übersehen, daß die innovatorische Wirkung 

der Agrarreformgesetze durch die Unpopularität der für sie ver¬ 

antwortlichen Regierungen stark abgeschwächt wurde, die zur Be¬ 

streitung der Kriegslasten die Steuerschraube unerträglich an¬ 

zogen. Auch später im Kgr. Hannover richtete sich das bäuer¬ 

liche Protestpotential immer wieder gegen den Staat und seine 

Steuererhebung, aber nach den napoleonischen Gesetzen war dies 

wesentlich leichter auf das Feudalsystem abzulenken als zuvor. 

Dies besorgte wirksam die bürgerliche Opposition, publizistisch 

sowohl als auch Ende der 1820er Jahre dann in der Allgemeinen 

Ständeversammlung, deren Kritik an adligen Privilegien sich im 

Gefolge der napoleonischen Zeit sehr rasch mit dem allgemeinen 

Interesse für die Miöstände in der Landwirtschaft verband. - 

Zurück zur 'westphä1ischen Zeit': wir beschränken uns auf die 

Agrarreformen im Königreich Westphaien, dem per Dekret vom 

18.8.1807 von Napoleon geschaffenen Modellstaat. Er umfaßte u.a. 

das frühere Kfst. Hessen, aas Hzt. Braunschweig, preußische Ge¬ 

biete westlich der Eibe (u.a. das in der Säkularisation Preußen 

zugeschlagene ehemalige Fürstentum Hildesheim) sowie aus dem Ge¬ 

biet des späteren Königreichs Hannover noch das seit 1802 hanno¬ 

versche Bistum Osnabrück sowie Göttingen, Grubenhagen, Hohn¬ 

stein und den Harz. Im Januar 1810 kam das übrige i si, . Hanno¬ 

ver hinzu - vorher unter französischer Besatzungsverwa1tung 

wie auch schon 1803-1806 das gesamte Gebiet, der ein kurzes 

preußisches Zwischenspiel gefolgt war -, mit Senatsbeschluß 

vom 13.12.1810 schließlich wurden u.a. ganz Osnabrück und Ha- 

deln , Teile von Hoya-Diepho1z, Bremen-Verden und (hier der weit¬ 

aus kleinere Teil) von Lüneburg nördlich einer bestimmten De¬ 

markationslinie von Westphaien abgetrennt und mit dem französi¬ 

schen Kaiserreich vereinigt. Graduelle Unterschiede im Gang 

der Reformen zwischen den einzelnen Gebieten werden hiei 



- 244 - 

nachlässigt; die längerfristigen Wirkungen waren in den west- 

phälischen und den übrigen Gebieten ähnlich5. 

Art. 13 der am 15.11.1807 von Napoleon dem Kgr. Westphalen 

oktroyierten Verfassung erklärte alle Leibeigenschaft für ent¬ 

schädigungslos aufgehoben; nach dem Ausführungsdekret vom 

23.1.1808 betraf das Gesindezwangsdienste, Personalfronen, unge¬ 

messene Dienste, Sterbefall, Besthaupt und andere dem Eigenbe- 

hörigkeits-, Haiseigenschafts- oder ähnlichen personenrechtli¬ 

chen Verhältnissen entspringende Verpflichtungen. Der grund- und 

zehntherrliche Nexus blieb hingegen mit allen Rechten und Pflich- 

tigkeiten (einschließlich der sog. Grunddienstbarkeit) bestehen, 

wurde jedoch in demselben Dekret vom Januar 1808 für ablösbar 

zu noch zu bestimmenden Grundsätzen oder in gütlicher Überein¬ 

kunft erklärt. Das Dekret vom 18.8.1809 über die Ab1ösungsgrund- 

sätze verfügte dann u.a.: nur der Pflichtige habe das Kündigungs¬ 

recht; Naturalzinsen und Zehnten seien mit dem 25fachen Betrag 

ihres über 30 Jahre hin zu ermittelnden Durchschnittswertes 

abzulösen, desgleichen Dienste; Geldzinsen seien mit dem 20rachen 

Betrag ablösbar - dieser Ansatz konnte zur damaligen Zeit noch 
4 

als durchaus günstig für den Pflichtigen gelten . 

Am 1.1.1808 wurde in Westphalen der Code civil eingeführt. Da¬ 

mit wurden, begleitet von erheblichen Rezeptionsproblemen und 

Auseinandersetzungen über die Qualität einzelner Feudalrechte, 

insbesondere der Fronen, grundsätzlich die feudalen ;echts- 

titel und patrimonialen Abhängigkeitsverhältnisse in rein pri¬ 

vat r e ch t 1 i c h - v e r t r a g 1 i c h geregelte Besitz- und Dienstverhält¬ 

nisse umgedeutet... Der feudale wurde durch den bürgerlichen 

Eigentumsbegriff ersetzt.... Das politische und soziale Element, 

das in dem Begriff Grundherr lag, schwand, und was blieb, war 

allein der ökonomische Tatbestand des Eigentums an bestimmten 

kapitalisierten Grundrenten... Strenggenommen bedeutete dies 

zugleich die Aufhebung des geteilten Eigentums."5 Das Obereigen- 
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tum der Grundherren war jedoch im L ei be i gensch a f t sdek r e t 1808 

formell garantiert worden. Die Regierung verlangte seit 1809 

zwar die Eintragung der Grundrenten in Hypothekenbücher, aber 

dies wurde immer wieder aufgeschoben , 1812 schließlich zurück¬ 

genommen. Hier leistete der Adel, den die westphä1ische Ver¬ 

fassung - wenngleich ohne politische Vorrechte, ohne ausschließ¬ 

lich Rechte auf bestimmte Ämter und Würden und ohne Exemtion 

von den öffentliehen .Lasten - bestehen gelassen hatte, erfolg¬ 

reich Widerstand gegen eine Statusminderung, die nicht einmal 

ein ökonomischer Verlust gewesen wäre. Nun, an Stellung und Funk 

tion des Adels in Westphalen zeigt sich überhaupt der grundle¬ 

gende Widerspruch in der Modellstaatspolitik Napoleons. Einer¬ 

seits sollten durchgreifende Sozialreformen auf der Basis des 

im Code civil 'domestizierten' revolutionären Gedankengutes der 

neuen Administration bei breiten Bevölkerungsmassen Zustimmung 

und diesen Wohlstand verschaffen, damit die Modellstaaten die 

ihnen - und zwar Westphalen in noch stärkerem Maße als Berg - 

gesetzte machtpo1itische Doppelaufgabe erfüllen konnten, die 

Hegemonie des Kaiserreiches über das rechtsrheinische Deutsch¬ 

land militärisch und materiell zu sichern. Andererseits war 

Napoleon um der inneren Herrschaftssicherung willen bestrebt, 

in Frankreich einen neuen Militär- und Dienstadel als zukünfti¬ 

ge, von ihm persönlich abhängige Führungsschicht zu schaffen. 

Zwecks deren (großzügiger) Dotation nahm er bei der Gründung 

des Königreiches Westphalen, in Art. 2 der Verfassung niederge¬ 

legt, die Hälfte sämtlicher A11odia 1domänen der früheren Lan¬ 

desherren für sich in Beschlag. Damit war der neue Staat ganz 

wesentlicher finanzieller Ressouren beraubt; allein die Halbie¬ 

rung der Domänen kostete das Königreich ein Viertel bis ein Fünf¬ 

tel der gesamten möglichen Staatseinnahmen von rd. 35 Mio. 

Francs, und Napoleon erhöhte seine Forderungen noch im Lau> e 

der Zeit^. Die Frage der Dotationsdomänen blieb ein ständiger 

Streitpunkt zwischen ihm und seinem Bruder, König Jerome, grund¬ 

sätzlicher: zwischen den Interessen des Königreiches Westphalen 

mitsamt seinen außen- und machtpolitischen Zwecksetzungen sowie 
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auf der anderen Seite Napoleons gesellschaftspolitischen 

sozialkonservativen - Zielen im Kaiserreich selbst, die letzten 

Endes obsiegten. 

Die Inhaber der Dotationen blockierten jegliches Übergreifen 

staatlicher Reformen auf ihr Eigentum, was auch den einheimi¬ 

schen Adel erfolgreich zum Widerstand ermunterte. Auf dessen 

Mitwirkung bei der Herrschaftsausübung konnte wiederum die 

Kasseler Regierung in Ermangelung einer hinreichend zahlreichen 

und qualifizierten Bürgertums nicht verzichten, wenngleich 

die politische Stellung des Adels durchaus stark angeschlagen 

und die Verwaltung ganz nach französischem Vorbild neu gestal¬ 

tet worden war. "Aufgrund der gegebenen Sozia 1struktur " und, 

wäre hinzuzufügen, der politischen Zwangslagen der westphäfi¬ 

schen Regierung "war der Übergang zu bürgerlichen Verhältnissen, 

für die die Konstititionsakte und der Code Napoleon die Vor¬ 

aussetzungen geschaffen hatten, schwerlich revolutionär zu lö¬ 

sen. Schon aus diesen Gründen konnte Napoleon nicht an der 

vollen Entmachtung des grundbesitzenden Adels und an der Zer¬ 

schlagung des grundherrlichen Eigentums gelegen sein. Deshalb 

blieb der Adel Obereigentümer des Grund und Bodens mit allen 

daraus folgenden grundherrlichen Rechten; er blieb sozia! und 

ökonomisch die herrschende Klasse." Der Code civil war der 

bestehenden Sozialverfassung nur aufzupropfen, indem man so¬ 

wohl seine besitzrecht1ichen Bestimmungen als auch den Cfarakter 
g 

der Grundherrschaft zweckgebunden uminterpretierte 

In welchem Umfang nun die Möglichkeit, grundherschaft1iche Ge¬ 

fälle und Zehnten - von denen die Bauern sich besonders gern 

loskaufen wollten - abzulösen, von den Pflichtiger; auc wirk¬ 

lich wahrgenommen worden ist, läßt sich nicht mit Zahlen bele¬ 

gen. Die Zahl der Anträge kann nicht allzu gering gewesen sein; 

darauf läßt die ganze Reihe von Einzelverordnungen zur Durc 

führung der Ablösungen schließen, die im Laufe der Zeit erlasse 

wurden. Andererseits dürften die Bauern gewiß nicht "sehr häu¬ 

fig" Ablösungsanträge gestellt haben, wie Witt ich Stüve fol¬ 

gend annimmt10, auch wenn die extrem überhöhten Getreidepreise 
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der Jahre 1804-06 den größeren Marktproduzenten unter ihnen 

noch erhebliche Barmittel beschert hatten. Bis die entsprechen¬ 

den Dekrete vom Januar 1808 und August 1809 verschiedenen 

Verheimlichungsversuchen der Grundherren zum Trotz auf das 

'platte Land' durchgedrungen waren, hatten sich die Rahmenbe¬ 

dingungen für die Bauern bereits verschlechtert, und dies setzte 

sich in den folgenden Jahren beschleunigt fort. 

Die Kontinentalsperre gegen England war 1806 erlassen worden; 

sie hatte nicht nur die Agrarpreise jäh in sich zusammenfallen 

lassen "'*' , sondern auch - und viel nachhaltiger - die ländliche 

Textilindustrie schwer geschädigt, so daß die für viele Bauern¬ 

höfe unersetzlichen Nebenerwerbseinkünfte ausfielen. Zudem 

wirkten sich die allgemein hohen Getreidepreise des letzten 

Viertels des 18. Jahrhunderts auch negativ auf die Ablösungs¬ 

bereitschaft der Bauern aus, indem sie die Ablösungssumme (Durch¬ 

schnitt der letzten 30 Jahre!) stark in die Höhe trieben. Der 

Staat konnte nicht mit Krediten einspringen und mußte deshalb 

auf alle Zwangsmittel verzichten. Für die Zehntablösung stellte 

sich das besondere Problem, daß hier in der Regel ganze Gemein¬ 

den kollektiv zehntpflichtig waren und gemeinsam hätten ablö- 

sen müssen. Gewöhnlich verfügten aber allenfalls zwei ode> isi 

Bauern eines Dorfes über das dazu nötige Kapital, von der Kom- 
, . 12 

plexität der Berechtigungen und Pflichten ganz zu schweigen 

Überhaupt bilden Unklarheiten sowohl in den Vorstellungen der 

Behörden von der Vielfalt und Heterogenität der bestehenden 

Rechtsverhältnisse wie auch in den Ablösungsordnungen wie eben 

in den Verhältnissen selbst einen zweiten wichtigen Punkt ne¬ 

ben dem allgemeinen Kapitalmangel der Bauern, der einen ras 1 e- 

ren Fortgang der Ablösungen hinderte. U.a. über die Qualität 

bestimmter Dienstpflichten kam es beständig zu langwierigen 

Streitigkeiten. Die Intention der Gesetzgeber sei fraglos ge¬ 

wesen, so E. Fehrenbach, "die Fronverhältnisse tatsächlich zu 

beseitigen, so adelsfreundlich und restriktiv ihre Dekret 

auch den Bauern erscheinen mußten. Aber unfähig, zwischen den 

streitenden Parteien zu vermitteln, und immer bemüht, sowohl 
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die Eigentumsrechte des Adels als auch die Interessen der Bau¬ 

ern zu berücksichtigen, verschob die Regierung die Entschei¬ 

dung sozusagen auf die Zukunft."1"^ 

Das dritte und hauptsächliche Hindernis für Ablösungen stellten 

die ungeheuren finanziellen Belastungen dar, die Napoleons 

Militärpolitik den Steuerpflichtigen aufbürdete. Westphalen 

hatte ein Kontingent von 25.000 Soldaten zu stellen, von dem 

Frankreich bis zur Erreichung der Sollstärke die Hälfte stellte; 

den Unterhalt aber hatte das neue Königreich zu bestreiten. 

Zudem mußte es die noch ausstehenden Kontributionszah 1ungen der 

Vorgängerstaaten, insgesamt eine Schuldenlast von rd. 35 Mio. 

Francs, übernehmen' . Von den Einbußen bei den Staatseinnahmen 

war bereits die Rede. 

Vor einem Staatsbankrott schützte nur das Anziehen der Steuer¬ 

schraube. Bis zu 60 % der reinen Einnahmen eines Bauern wurden 

offensichtlich schon 1809 weggesteuert ^. Dabei bediente man 

sich zum großen Teil der früheren direkten Steuern, da die Er¬ 

hebung der neu eingeführten allgemeinen Grundsteuer Kataster¬ 

aufnahmen und Bodenwert-Schätzungen voraussetzte, die kaum in 

Angriff genommen wurden"^. Die Steuersumme mußte mehrfach er¬ 

höht werden; dabei bemühte man sich, zwischen den historischen 

Landesteilen eine einigermaßen gerechte Repartition herzustel¬ 

len,was jedoch nicht gelang. In Göttingen, Grubenhagen und Hohn¬ 

stein sowie in Calenberg, wo bisher hauptsächlich indirekte 

Steuern erhoben worden waren, führte man zum 1. Januai 1810 bzw. 

1812 (Calenberg) eine neue Grundsteuer ein. 

Die ehemals Exemten hatten einen verhältnismäßigen Beitrag als 

Grundsteuer zu leisten. - Eine Personalsteuer, deren Repartitions- 

modus auf dem Lande vor allem die ärmeren Kleinbauern und die 

unterbäuerliche Schicht erbitterte , daneben verschiedene in¬ 

direkte und einige wenige Sondersteuern kamen zur Grundsteuer 

bzw. ihren Ersatzformen hinzu, nach neuerlichen Erhöhungen be¬ 

sonders 1812/13 eine unerträgliche Belastung der ohnehin ver¬ 

schuldeten Landgemeinden. Zumeist nur punktuell brachen offene 

Feindseligkeiten gegen das fremde Regime aus18, aber Unmut und 
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Niedergeschlagenheit angesichts der wirtschaftlichen Not waren 

allgemein. Hatten Verarmung und Demoralisation zu Beginn der 

zweiten französischen B esatzung noch vornehmlich in den Städten 

um sich gegriffen, so schwand die anfangs recht wohlwollende 

Stimmung gegenüber der westphäiiscnen Regierung bald auch auf 
1 9 dem Lande immer mehr . Der Bauer wird durchaus gesehen haben, 

20 
daß seine rechtliche und materielle Lage offener war denn je , 

aber die positiven gesetzlichen Errungenschaften der Jahre 

1808/09 gerieten schnell in den Schatten der allgemeinen Not¬ 

lage. Nicht vergessen sollte man schließlich die Verbitterung 

jener Verbraucher, die sich, besonders auf dem Lande, gerade 

erst in den letzten Jahren oder Jahrzehnten vor 1800 an den Ge¬ 

nuß von Zucker, Kaffee und Tabak gewöhnt hatten - und denen dies 

durch die Kontinentalsperre wieder genommen oder zumindest arg 

verteuert wurde“'*'. 

Es war kein Wunder, daß der Zusammenbruch des napo1eonischen 

Modellstaats allenthalben mit Erleichterung aufgenommen wurde. 

Aber auch die Restauration des Feudalwesens in seiner überkom¬ 

menen Gestalt, wie durch die Verordnung des Königreichs Hanno¬ 

ver vom 23. August 1814 "die bürgerliche transitorische Ge- 
n o 

setzgebung betreffend" geschehen? Gewiß, zunächst galt viel¬ 

fach die Wiederherstellung dessen, was der 'Fremdherrschaft 

und ihrer Gesetzgebung zum Opfer gefallen war, schon als Teil 

der Befreiung" . Und die Bauern nahmen zu allererst das Ende 

jenes außergewöhnlich harten Abgabendrucks zur Kenntnis. Abei 

die Erfahrung der Ablösbarkeit der Feudallasten ging damit nicht 

verloren, konnte in zukünftigen Notsitgationen als Handlungs¬ 

ziel aktiviert werden. Stärkeren sozialen Sprengstoff stellte 

noch die wiedereingeführte Eigenbehörigkeit dar, nachdem sie 

zuvor ersatzlos gestrichen worden war. Die Landdrostei Osna¬ 

brück erwies sich aus diesem Grunde in der Folgezeit als beson¬ 

derer Unruheherd im Kgr. Hannover. Und die Eigenart von S t ü v e s 

späteren Anschauungen hinsichtlich der Agrarreform, die ein¬ 

seitige Konzentration auf das Verhältnis Bauer / Feudalherr 

und seine historische Entwicklung, bildete sich u.a. aus den 
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konkreten Erfahrungen mit der Osnabrücker Eigenbehörigkeit her¬ 

aus. 

Während auf dem Wiener Kongreß die territoriale Ausgestaltung 

des zum Königreich erhobenen hannoverschen Staatswesens noch 

verhandelt wurde'14, nahm die Regierung in Hannover unter Füh - 

ring des Kabinettsrats Rehberg bereits ihre vordringlichste Auf¬ 

gabe mit einigem Reformgeist wahr: die Integration der alten 

und neuen Landesteile. Eine Proklamation des Prinzregenten vom 

12.8.1814 forderte die einzelnen Korporationen innerhalb der 

bestehenden landständischen Vertretungen auf, Deputierte für 

eine (bis zum Ende des Wiener Kongresses provisorische) allge¬ 

meine Stände Versammlung zu wählen. Zur Teilnahme berechtigt 

sollten insgesamt 44 Vertreter der Ritterschaften, 29 der Städte, 

7 der Stifter zuzüglich zweier persönlich berechtigter Prälaten 

sowie je ein Deputierter der freien Bauern aus dem Lande Hadeln, 
2 5 

aus Hoya-Diepholz sowie den bremischen Marschen sein . Als 

wichtigste Aufgabe war der Ständeversammlung die Feststellung 

und Vereinigung sämtlicher Schulden der einzelnen Provinzen 

- sie reichten z.T. bis vor das Jahr 1795 zurück - sowie die 

Herstellung eines einheitlichen Steuersystems gestellt, dane¬ 

ben eine Reform des Gerichtswesens. Die Regierung drängte in 

mehreren Propositionen auf eine Klärung der Steuer frage, nach¬ 

dem man sich seit 1813 mit "sogenannten transitorischen Steuer¬ 

verordnungen beholfen (hatte). Teils war dabei das westfälische 

System im abgemi1derter Form bestehen geblieben, teils hatte 

man die alten Kontributionen und sonstigen Steuern wieder ein¬ 

geführt. Die Steuerfreiheiten aber blieben aufgehoben. Man mach¬ 

te den Rittergütern lediglich die Konzession, daß ihr Beitrag 

zur Grundsteuer nicht mehr als 10 % ihres Gesamtertrages aus- 
9 

machen sollte." 

Bei der Beratung des allgemeinen Steuersystems konnte man sich 

für alle Steuern außer der Grundsteuer relativ rasch darauf 
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einigen, daß keine Exemtionen mehr gelten sollten. Zwar spra¬ 

chen sich am 27.11.1815 die Stände auch mit großer Me -..eit 

generell Eür die Einführung einer Grundsteuer nach a 1 gemei 

nen gleichen Prinzipien' aus, aber als es konkret um die Gleich¬ 

stellung der Rittergutsbesitzer mit freien oder pflichtigen 

Bauern ging, formierte sich sehr bald unter Führung des Osna- 

brücker Kammerherrn Georg von Scheie eine harte Adelsopposition 

von etwa 26 Deputierten. Sie bestand auf den hergebrachten Ex¬ 

emtionen nicht so sehr aus Furcht vor der materiellen Schädi¬ 

gung, sondern vielmehr weil man eine Standeserniedrigung und 

damit Gefahr für das monarchische System insgesamt herau-zie¬ 

hen sah. 

Scheies reaktionäre Gefolgschaft erreichte schließlich im De¬ 

zember 1817, daß die Ständeuersammlung sich nun mehrheitlich 

für inkompetent zur Regelung der Exemtionsfrage erklärte und 

die Regierung beauftragte, mit den einzelnen Provinzia 1stän- 

den^ über die Steuerbeiträge der Untertanen zu verhande'n. 

Jahrelange ergebnislose Kommissionsberatungen waren die Folge, 

provisorische Maßnahmen der Regierung, ehe 1826 endlich auf 

der Basis eines 1822 angeordneten Erhebungsmaßstabes eine all- 

gemeine Grundsteuer eingeführt wurde . Die vormals Exemten 

übernahmen entschädigungslos drei Viertel des auf sie entfal¬ 

lenden Steuersatzes, für den Rest erhielten sie eine einmalige 

Abfindung von insgesamt 900.000 Rtlr. Gegen dieses Zugeständ¬ 

nis erhandelten sie sich die Fortdauer der Exemtion von den 

Gemeindelasten, Chausseebaudiensten, Einquartierungen u.a., 

was mehr und mehr Widerspruch und Empörung der Landgemeinden 

29 
hervorrief 

Die Anfänge der adligen Reaktion, deren Fehler, blindlings das 

Alte ohne Unterschied" wieder herzustellen, selbst v. Scheie 

später einsah'50, hatten bereits 1813 in Aktivitäten u.a. des 

lüneburgischen und bremischen Adels gelegen, Exemtionen und 

Patrimonialgerichte zu restituieren sowie das Prinzip der Ab¬ 

lösbarkeit der Grundlasten aufzuheben. Dem kam die Regierung 

mit der schon erwähnten Verordnung vom 23.8.1814 nach, mehr noch 
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Ablösungskontrakte der westphä1ischen Zeit konnten von den 

ehemals Berechtigten revidiert werden^ , d.h. "weitaus die 
3 2 

meisten vollendeten Ablösungen waren vernichtet" . Nur in 

Hildesheim war die rigorose Restauration nicht durchzuführen : 

auf Klagen der betroffenen Bauern hin mußte die Regierung voll¬ 

zogene Ablösungen anerkennen, da das Bistum 1307 formell von 

Preußen an Westphalen abgetreten worden war und deshalb hier 

die unrechtmäßige Usurpation nicht als Rechtsgrundlage der Re¬ 

stauration dienen konnte. Anders als in den westlichen Landes¬ 

teilen blieben deshalb auch die entschädigungslos aufgehoben¬ 

en Verpflichtungen außer Kraft 3 3 . 

Daß bis auf diese Ausnahme Grund-, Gerichts- und Leibherrschaft 

in alter Form wieder auflebten, lag nicht allein an der poli¬ 

tisch-sozialen Macht des Adels und seiner außerordentlichen 

Präsenz nach 1813. Ebenso trug dazu die ambivalente Haltung 

der 'Regierung der ersten Stunde' gegenüber dem Adel bei, im 

übrigen auch zur Verschleppung der Exemtionenfrage, um die he¬ 

rum sich die Adelsopposition 1816/17 kristallisierte. A.W. Reh¬ 

berg, der zunächst führende Minister in Hannover, strebte 

durchaus danach, den Adel in bürgerliche Vorste11unaen vom all¬ 

gemeinen Wohl einzubinden, indem man ihm persönliche Privile¬ 

gien nahm - aber seine politische Machtstellung und Funktion 

sollte nicht angetastet werden; Steuerbefreiung nicht für den 

Adligen, wohl aber für das Rittergut; Abschaffung der Eigenbe- 

hörigkeit, aber nur gegen gerechte Entschädigung, usw. Letzten 

Endes erlagen Rehbergs vorsichtige Reformpläne, die, aus hi sto- 

rischer Erfahrung gewonnen, stets altes Recht und Billigkei 

zu berücksichtigen trachteten, "den beharrenden Mächten der 

gegebenen Wirklichkeit". Das Übermaß seiner "praktischen Rück¬ 

sichten" brachte ihn in eine hoffnungslose Position zwischen 

den wenigen Radikalen und der sich formierenden Adelsopposi¬ 

tion34. Er ließ sich beurlauben, nachdem im Jahr 1819 schließ¬ 

lich auch seine verfassungspolitischen Vorstellungen an dem 

Zusammenwirken der Deutschen Kanzlei in London unter dem ura f 

Münster mit der antiliberalen Ritterschaft gescheitelt wa.en. 
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Rehberg hatte ja durchaus die politische Position des Adels 

beibehalten, wenn nicht noch festigen wollen. Aber seine Pri¬ 

vat- und Korporationsinteressen würden allmählich hinter ei¬ 

nem 'Gemeingeist', der den gesamten Staat und sein Wohl im 

Auge hätte, zurücktreten, so hoffte er, wenn die ständische 

Exklusivität reduziert und die Adligen in eine einzige Ver¬ 

tretungskörperschaft integriert sein würden. Repräsentation im 

modernen Sinne ohne eine 'repräsentative' soziale Basis - dazu 

sollte die Provisorische Ständeversammlung ein erster Ansatz 

sein. Nachdem die territoriale Umgestaltung abgeschlossen war, 

stand eine definitive Lösung des Problems an: von der Deut¬ 

schen Kanzlei 1817 zu einer Stellungnahme aufgefordert, ob das 

Ein- oder das Zwei-Kammer-System für Hannvoer die angemessene¬ 

re Repräsentationsform sei, sprach sich das Kabinettsministe- 

rium^ grundsätzlich für die Beibehaltung des Ein-Kammer-Sy- 

stems aus. Man bewunderte zwar das englische System, hielt es 

aber aus mehreren Gründen kaum für übertragbar. Immerhin ar¬ 

beitete man auch einen Alternativentwurf für zwei Kammern aus, 

von denen eine ganz dem Adel Vorbehalten bleiben sollte. Line 

eigene Adelskammer in der Gesamtstaatsrepräsentation hatte 

v. Scheie seit dem Frühjahr 1813 gefordert38. Seit 1817 neigte 

Münster ihm und seiner 'Fraktion' in verstärktem Maße zu, ver¬ 

anlaßt durch die Tendenz im Deutschen Bund, mit repressiveren 

Maßnahmen liberalen oder demokratischen Regungen vorzubeugen. 

Die Frage der Ständeversammlung bot Münster zur gleichen Zeit, 

als er sich 1819 "gänzlich den Plänen Metternichs verschrieb"37f 

den willkommenen Anlaß, seinen bürgerlichen Widersacher 

(und Untergebenen) in Hannover, Rehberg, aus dem Amt zu drän¬ 

gen38. Am 7.12.1819 wurde dann ungeachtet erheblicher Wider¬ 

stände und ohne daß die Provisorische Ständeversammlung spezie1L 

über diese Regelung hätte beraten können, das Patent, die Ver¬ 

fassung der allgemeinen Ständeversammlung des Königsreiches 

Hannover betreffend' erlassen. Sie stellte einen schwachen 

Kompromiß zwischen überliefertem Ständestaat und modernem 

Repräsentativprinzip dar, die Qrganisationsform des Dualismus 
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zwischen Adel und Bürgertum, der für die Agrardebatte Ende 

der 1820er Jahre so entscheidend geworden ist. 

Die Erste Kammer umfaßte Prälaten, Standesherren und Ritter¬ 

schaft in ungefähr der alten Anzahl. In der Zweiten Kammer 

saßen neben einigen geistlichen Vertretern 34 von den Magi¬ 

straten gewählte Deputierte der Städte; außerdem waren etwa 
39 

20 Sitze für Vertreter des freien Grundbesitzes reserviert 

- der ostfriesische 'dritte Stand' blieb der Ständeversamm1ung 

unter Berufung auf seine Selbständigkeit jetzt fern -, aber 

über 10 Jahre hin konnte man sich nicht auf Zu1assungskr i te- 

rien und Wahlmodi einigen. So konnte der freie Grundbesitz bis 

auf ganz wenige Ausnahmen - z.B. die bäuerlichen Abgeordneten 

des Landes Hadeln - sein Vertretungsrecht bis 1829 nicht wahr- 

nehmen^. Die pflichtigen Bauern blieben unberücksichtigt. 

Sie wie erst recht die ländlichen Unterschichten waren weiter¬ 

hin auf Fürsprecher aus dem bürgerlichen Lager angewiesen. 

Deren Diskussion der Agrarfragen nach 1815 werden wir im über¬ 

nächsten Abschnitt verfolgen. 

Zusammenfas send läßt sich sagen: der grundherr1iche Adel er¬ 

reichte im Kgr. Hannover ausgesprochen rasch und vollständig 

die Wiederherstellung seiner alten Rechte und Privilegien auf 

sozialem wie ökonomischem Gebiet. Wo dem nie in der Frage der 

Grundsteuer-Exemtion seitens der Regierung zunächst Wider¬ 

stand entgegengesetzt wurde, schloß man nach langen Jahren 

des Hinhaltens und Improvisierens immer noch einen sehr gün¬ 

stigen Vergleich. Gewisse materielle Einbußen wurden durch die 

Garantie der Exemtion u.a. von den Landgemeinde ange1egenheiten 

zumindest ausgeglichen. Der Interessenegoismus des Adels ließ 

auf dem Lande zusehends antifeudale Stimmungen heranwachsen, 

denn zum einen mußten die Bauern ständig steigende Gemeinde¬ 

lasten allein aufbringen, zum anderen wurden sie als Haupt¬ 

leidtragende der Grundsteuer, die die alte Kontribution mehr 

als ersetzte, auf das schwerste belastet^1. Und Unmut über 

materielle Bedrückung mußte sich nach den Erfahrungen der west- 

phälischen Zeit mehr denn je gegen die Feudalherrn richten. 
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Schließlich verhalt die konservativ-reaktionäre Wende in der 

hannoverschen Politik zwischen 1817 und 1819 dem ritterschaft- 

liehen Adel, dessen knappe Mehrheit der harten a 11ständischen 

Standpunkt v. Scheies zuzurechnen war, auch politisch zur Forma¬ 

lisierung einer ausschlaggebenden Stellung im Staat: in den 

restaurierten Provinzia 11 andtagen übten die Ritterschaften er¬ 

heblichen Einfluß auf die Gesetzgebung in Existenzfragen des 

ländlichen Lebens aus (Heuerlingswesen, Domizil- und Trauschein¬ 

ordnung, Kommunalverbände, Jagd-, Gesinde-, Wegeordnung u.a.); 

vor allem aber besaß der Adel mit der Ersten Kammer der Allge¬ 

meinen Ständeversammlung ein B1ockadeinstrument gegen soziale 

Reformen, das sehr rasch in scharfen Gegensatz zur bürgerlichen 

Zweiten Kammer geriet. Diese Polarisation vergrößerte - und das 

hatte Münster von Beginn an angestrebt - den Hand1ungsspie1 - 

raum der Regierung. 

Aus der Bürokratie war jedoch mit Rehberg weitgehend die Be¬ 

reitschaft zu Reformen der Ständegesellschaft auf eine partielle 

Verbürgerlichung hin verschwunden. Sozialer Wandel konnte nun¬ 

mehr trotz, nicht mit Hilfe der Regierung stattfinden. Und um 

Reformen in Gang zu setzen, bedurfte es gleichermaßen des 

Drucks äußerer Ereignisse wie des Drucks 'von unten'. Vier 

Faktoren kulminierten dann 1830/31 in einem solchen Handlungs¬ 

druck, daß das Feudalsystem nicht mehr länger zu retten war: 

die wirtschaftliche Entwicklung des Bauernstandes, ihre Re¬ 

zeption und Umsetzung in Reformaktivität in bürgerlichen und 

aufgeklärt-adligen Kreisen, die mittelfristig dynamisierende 

Wirkung der westphä1ischen Zeit, als auslösender Faktor schließ¬ 

lich die Kunde von der französischen Ju1irevo1ution. Im Grunde 

beförderte noch ein fünftes Moment die Re1ormbereitscha t zu¬ 

gunsten des Bauernstandes, und zwar Ansätze zu di1 .erenzier- 

ter Reflexion der Gebildeten über die ländliche Sozialordnung 

und ihre Funktionalität bzw. Dysfunktiona 1ität im Ständestaat. 

In die Periode größter Erstarrung von Regierung und Verwaltung 

fielen - 1826/27 - die entscheidenden Akte 'neuer' restrikti¬ 

ver Bevölkerungspolitik, denn in den 1820er Jahren zeichnete 
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sich der strukturelle Erwerbsmangel auf dem Lande immer kla¬ 

rer ab. Der herrschenden Schicht wie den bürgerlichen Opposi¬ 

tionellen konnte nicht entgehen, daß es um der Vermeidung un¬ 

absehbarer Umstürze willen nützlich sein mochte, die Lage dar 

Bauern zu bessern und sie damit für die bestehende Staatsord¬ 

nung zu gewinnen, sozusagen als sozialkonseruatiuen Puffer 

gegen die 'eigentumslose Masse'. 

Das Pauperismusproblem begann hier und da dia Frage der Grund- 

antlastung bereits zu überholen, objektiv wie im Bewußtsein 

mancher Gebildeten. Woher jeweils die Impulse des Einzelnen 

kamen - und wie sie sich, wie rasch sie sich gegebenenfalls 

wandelten -, sich schreibend oder handelnd für die Landbevöl¬ 

kerung einzusetzen, für die Bauern, die Ärmsten der Armen, die 

Hausind'jstneilen oder rür wen speziell auch immer, ist m.E. 

noch viel genauer zu prüfen, als das bisher geschehen ist. 

Damit wäre dem sozialen Problembewußtsein der damaligen Ge¬ 

sellschaft, neben direkt herrschaftlichen und ökonomischen Be¬ 

ziehungen ja stets ein wesentlicher Integrationsfaktor, ein 

erhebliches Stück näherzukommen. In unserem Zusammenhang können 

dazu nur immer einzelne Anmerkungen gemacht werden. 

Worauf das eben Gesagte hinweisen soll: es ist problematisch, 

wenngleich notwendig, im Folgenden zunächst die Entwicklung 

des Bauernstandes zu isolieren. 

3.2. Die Bauern: Reformen und unvollständige 'Gesundung' ei- 

nes Standes bis zur Revolution 1848 

Ländliche Unterschicht ist, wie schon mehrfach herausgeste11t 

wurde, nicht gleich unterbäuer1icher Schicht, sondern sie reich 

te - besser ist aufgrund der inneren Differenzierung im Plural 

zu sprechen: die ländlichen Unterschichten reichten - bis weit 

in das Bauerntum im Rechtssinne hinein, mißt man die Unter¬ 

schichtszugehörigkeit auf dem Lande daran, ob der B e t r e ff e n d e 
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in erheblichem Maße von außer1 andwirtschaf11ichem Erwerb ab- 
43 hängig war . Diese Aussage gilt ebenso, legt man eine "ins¬ 

gesamt dürftige wirtschaftliche Existenzgrundlage" aufgrund 

fehlenden Vermögens, zu geringer Ersparnisse und / oder un¬ 

genügenden Arbeitseinkommens bzw. Armenunterstützung als Kri- 
44 

terium zugrunde . Die faktische Überlappung von rechtlichem 

und ökonomisch-sozia 1em Schichtungskriterium war Ende des 

18. Jahrhunderts ganz eklatant, sie galt im Vormärz weiter¬ 

hin, wurde aber in einer Hinsicht schrittweise modifiziert: 

Gemeinheitsteilungen und wirtschaftliche Entwicklung bewirk¬ 

ten eine 'Klärung der Fronten' im Bereich des mittleren, Klein- 

und Kleinstbauerntums, hier ' Verbäuer1ichung' und Verankerung 

innerhalb dieses Standes auf lange Frist, dort Pauperisierung 

infolge unzureichender Ausstattung mit landwirtschaftlichen 

Produktionsmitteln. Die Tatsache, daß die Agrarkonjunktur zwi¬ 

schenzeitlich, etwa von 1819 bis 1825, die Schichten unterhalb 

der Vollbauern relativ begünstigte, und ebenso die psychologi¬ 

schen Auswirkungen der Ablösungsgesetzgebung, die den Bauern¬ 

stand als ganzen betraf, mögen diesen Trend abgeschwächt ha¬ 

ben, aufhalten konnten sie ihn nicht. Die tendenzielle Dichoto- 

misierung der ländlichen Gesellschaft und des Bauernstandes 

selbst, mit der eine -im modernen Sinne- Ökonomisierung der 

sozialen Bezie hunqen mitbedingenden einherging, wird aus den 

Ereignissen von 1848 deutlich ablesbar. Daß wir dennoch für 

die vorausgegangene Zeit den Bauernstand als ganzen behandeln, 

liegt hauptsächlich darin begründet, daß die Ab1ösungsgesetze 

gebung das zeitliche und sachliche Zentrum bildet. 

3.2.1. Die wirtschaftliche Entwicklung bis 1830 

Dreierlei prägte diese Periode für den hannoverschen Bauern: 

. besonders starke Schwankungen der Agrarkonjunktur (1790-1830); 

. das nunmehr rasche Umsichgreifen der Gerneinheitstei1ungsbe- 
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wegung; 

. mit beiden genannten Faktoren in Zusammenhang: deutliche An¬ 

sätze zur Ausweitung und Effektivierung der Produktion. 

4 5 - 
Zum ersten : 1804-1806 hatten die 1etreidepreise einen Höchst¬ 

stand erreicht, der über das bereits hohe Preisniveau der 1790er 

Jahre weit hinausging; gegenüber dem Stand von 1790 nahm man 

sowohl an der Küste als auch im Binnenland jetzt das Doppelte 

bis Vierfache für Roggen ein, die Weizenpreise zeigten z.T. 

noch extremere Ausschläge, auch bereits seit 1800/01 jenes abso¬ 

lut überhöhte Niveau4^. Es gab erhebliche regionale Unterschiede, 

je nach Verkehrslage, Produktionsstruktur und politisch militä¬ 

rischen Verhältnissen. Überall kam es 1807 dann zu einem ge¬ 

waltigen Einbruch der Preise, im darauffolgenden Jahr noch ein¬ 

mal leicht abgefangen, bevor sich dann, von der schweren Ver¬ 

sorgungskrise 1816-18 abgesehen, ein längerer Abwärtstrend der 

Preise durchsetzte. Der Umschwung 1807 kam sowohl durch bessere 

Ernten als in den Vorjahren wie auch und vor allem aufgrund der 

Ausfuhrsperre Napoleons zustande. Gülich nimmt an, daß die Fol¬ 

gen für die Marktproduzenten des Binnenlandes weniger schwer¬ 

wiegend als für die an der Küste gewesen seien, da die im Land 

stehenden Soldaten für eine zusätzliche Nachfrage gesorgt hät¬ 

ten; außerdem sei man dort rasch zu vermehrtem Anbau von ein¬ 

träglichen Hande1sgewächsen wie Tabak, Raps oder Zichorien über¬ 

gegangen. Trotzdem habe auch der wohlhabende Bauer seinen Kon¬ 

sum zumal an Kolonialwaren stark einschränken müssen. Dies 

traf erst recht auf die exportabhängigen Produzenten der Küs ten- 

region zu. Dort kam es vielfach zu Konkursen, Verkäufen etc., 

da man in den Jahren guter Konjunktur (nicht nur zur weiteren 

Modernisierung der Betriebe) unverhältnismäßig investiert und 

oft die Höfe stark überschuldet hatte. 

Die schwere Subsistenzkrise infolge der mäßigen Ernten von 1815 

sowie der absoluten Mißernte von 1816 zeigte dann erneut, "wie 

wenig sich im größten Teil Deutschlands die Wirtschaft seit dem 

18. Jahrhundert verändert hatte", daß Deutschland "für Subsistenz- 
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krisen noch anfälliger als die westlichen Länder" war . Die 

Not in den Städten, aber auch unter den Nahrungsmitte1-Käufern 

auf dem Lande erinnerte an die schlimmen Hungerjahre 1770/72. 

In Niedersachsen erwies sich, wie wenig die einheimische Pro¬ 

duktion in schlechten Erntejahren die Nachfrage decken konnte; 

die Stadt Göttingen mußte 1817 beispielsweise in Riga und Hol¬ 

stein Getreide einkaufen48. Die Preissteigerungen für Fleisch 

blieben zu dieser Zeit weit hinter denen für Brotgetreide zu¬ 

rück49. Es ging also in der Tat um die einfachsten Grundbe¬ 

dürfnisse! Die Diskussion über die Strukturkrise der Landwirt¬ 

schaft erhielt in diesen Jahren neue Nahrung, vorerst durch 

die direkte materielle Betroffenheit. 

Hoffnungen der Marktproduzenten, man könne jetzt wieder sorg¬ 

los zu dem Lebensstandard von vor 10, 15 Jahren zurückkehren, 

erwiesen sich als trügerisch. 1819 sanken die Getreidepreise 

auf die Höhe von 1815 zurück, im Jahr darauf in den meisten 

Marktorten des Königreichs nochmals um etwa ein Drittel, und 

der Abwärtstrend verlängerte sich noch, völlig unerwartet in 

Dauer und Ausmaß für sämtliche Fachleute der Landwirtschaft, bis 

1825. In den Jahren des absoluten Tiefstands, 1824/25, lagen 

die Preise gegenüber 1816/17 zum Beispiel in Lüneburg bei we¬ 

niger als einem Drittel, in Osnabrück bei einem Viertel, in Hil¬ 

desheim und Hannover gar bei einem Fünftel. Verursacht worden 

war die Preisdepression durch die ungewöhnlich ergiebigen Ern¬ 

ten der Jahre 1819-21, denen weitere gute nachfolgten. Günstige 

Witterungsbedingungen wirkten sich hier ebenso aus wie die all¬ 

mählich auch bei den Bauernwirtschaften durchschlagenden Ertrags 

Steigerungen, nicht zu vergessen die britischen I mportbesc\ rän- 

kungen für Getreide. Die Erlöse für Viehprodukte sanken eben¬ 

falls, aber nicht so stark. "Fast kein Wirtschaftszweig (konnte) 

einträglich genannt werden", resümiert v. Gülich, mit Ausnahme 

der Schafzucht und -Veredelung50. Die seit den Befreiungskriegen 

ausgenommen 1819, steigenden Wollpreise brachten der nieder- 

sächsischen Schafzucht erheblichen Austrieb. Hier sanken dann 

allerdings die Erlöse von 1826 an, als die Getreidekonjunktur 
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sich gerade wieder zu erholen begann. - Nicht nur die sinken¬ 

den Verkaufserlöse belasteten in der Periode 1819-25 das Ein¬ 

kommen der Bauern stark, sondern auch das gleichbleibende re¬ 

lativ hohe Niveau der Barlöhne für Gesinde und Tagelöhner 

sowie der Kosten für nicht einsparbaren Sachaufwand. "Die ge¬ 

werblichen Produktpreise hielten sich nach 1817 zunächst auf 

etwa gleichem Niveau, fielen also nicht parallel zu den Agrar- 
52 preisen und begannen erst etwa 1825 ... zu sinken." 

Die Überproduktionskrise in der ersten Hälfte der 1820er Jahre 

wirkte sich in den Marschen, die ein erschreckendes "Bild 

jäher Verarmung und raschen Besitzwechsels"' zeigten, weit 

drastischer aus als im übrigen Niedersachsen, dort, Gülich zu¬ 

folge, wiederum im Lüneburger Gebiet mit seiner geringen Markt¬ 

verflechtung am wenigsten. Die größere Arbeits- und Kapital¬ 

intensität der Marschhöfe machte sie allgemein abhängiger von 

Lohn-, Zins- und Preisbewegungen. Vielfach waren während der 

napolegnischen Kriege die Schulden stark gestiegen, dies eben¬ 

so dann durch Investitionen zur Erweiterung und Intensivierung 

des Betriebes auf Kreditbasis vor allem in der ersten Hoch¬ 

konjunktur zu Eriedenszeiten , 1816-18; eine bedeutende Rolle 

wird ferner der Luxuskonsum gespielt haben. Modische auslän¬ 

dische Waren seien, so Gülich - Beobachtungen anderer Zeitge¬ 

nossen bestätigen das -, "schon bald nach dem Frieden bei dem 

Städter und Landmann in noch allgemeinem Gebrauch als vor der 

Kontinentalsperre" gekommen, besonders aber verbreitete sich 

der Luxus "in den letzten Jahren der vorigen Periode (gemeint: 

1816-18; U.H.) bei den Landleuten; baumwollene Zeuge, Caffee, 

Tabak, selbst Zucker und Wein wurden jetzt immer mehr von ihnen 

gekauft, und die ersten beiden Artikel so sehr tägliches Be¬ 

dürfnis, daß auch nachdem der Verdienst des Ackerbauers sich 

sehr vermindert, dieser sich so an dieselben gewöhnt hatte, 
54 daß er auch jetzt sie nicht entbehren konnte." Wir wissen, 

daß in diesen Gegenden und bei den reicheren Bauern auch im 

übrigen Niedersachsen über die genannten kurzlebigeren Kon¬ 

sumgüter hinaus auch hinsichtlich des Wohnhauses und seiner 
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Ausstattung spätestens seit 1790 eine Welle von prestige¬ 

trächtigen Investitionen ins Rollen gekommen war. Die Hoch- 

k o n j u n kturen des frühen 19. Jahrhunderts dürften hier zusätz¬ 

lich Anstöße gegeben, die Absatzkrisen wiederum in Richtung 

einer Ku1turfixierung gewirkt haben. In vielen Fällen bra¬ 

chen die krisenanfälligen Marschwirtschaften aber eben auch 

ganz zusammen; Gülich schätzt, daß in manchen Gegenden Ost¬ 

frieslands 1824 die Hälfte aller Grundbesitzer in Konkurs ge¬ 

gangen war. - Wie gesagt, in den Geestbezirken waren, sieht 

man von den marschennahen oder sonst auf ausgedehnte Markt¬ 

beziehungen angewiesenen Gegenden ab, die Folgen der Absatz¬ 

krise weniger katastrophal. Aber die Geldnot der Bauern war 

dennoch eklatant, als 1826 nunmehr die neue Grundsteuer ein¬ 

geführt wurde. 

Wer Getreide zukaufen mußte, profitierte natürlich von den 

niedrigen Preisen. Dieser Effekt wurde jedoch konterkariert 

von der 1818 - 1830 deutlich nachlassenden Konjunktur des Lei 

nens und Leinengarns, insbesondere jener gröberen Produkte, 

wie sie das Osnabrücker Land hauptsächlich lieferte ^. Die 

wachsende Konkurrenz englischer Maschinenprodukte, in erster 

Linie der Baumwollstoffe, waren dafür verantwortlich. Darauf 

komme ich noch zurück. 

Von 1826 an stiegen die Preise für landwirtschaftliche Pro¬ 

dukte wieder, da mehrere Ernten hintereinander mittelmäßig 

bis schlecht ausfielen und England wie auch Frankreich ge¬ 

zwungenermaßen deutsches Getreide nachfragten. Auch Butter, 

Rapssamen u.a. wurde aus den norddeutschen Küstengebieten wie 

der auf die Insel exportiert. Da nicht nur dort, sondern eben 

so in Norddeutschland die Ernte vor allem 1826 und 1828 durch 

Dürre bzw. Nässe z.T. verdarb, profitierten von dem ersten 

Preisaufschwung nur diejenigen Marktproduzenten, die in den 

Jahren der Überproduktion Vorräte hatten speichern können. Al 

bald gewann das Verhältnis von Angebot und Nachfrage an Ste¬ 

tigkeit. Der allmähliche Produktionszuwachs konnte in der Fol 

gezeit wie zuvor die raschere Zunahme der Bevölkerung nicht 
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ausgleichen. Von einigen weiteren Einbrüchen abgesehen 

(1833-37, 1848/9), wies fortan der Trend der Agrarpreise ziem¬ 

lich stetig nach oben. 

In welchem Umfang die niedersächsische Landwirtschaft im er¬ 

sten Jahrhundertdrittel intensiviert und flächen mäßig .ausge¬ 

dehnt worden ist, läßt sich guantitativ kaum belegen - auf 

die Ausnahme davon, die Gemeinheitsteilungen, komme ich gleich , 

selbst zur Mitte des Jahrhunderts wird in dieser Hinsicht, 

außer über Analogieschlüsse von gesamtdeutschen Daten, noch 

schwerlich eine Bilanz zu ziehen sein. Einzelne Hinweise müs¬ 

sen genügen: Meliorationen werden sich um 1830 bereits über¬ 

all positiv ausgewirkt, die Besömmerung der Brache Eortschritte 

gemacht haben. Die Bodenkultur habe, so Gülich, sich überall 

gebessert, und zwar nicht nur in Guts- und größeren Pachtbe¬ 

trieben. Auch unter den durchschnittlichen Bauern sei beson¬ 

ders in der Periode niedriger Preise "ein viel regerer Sinn 

für die Verbesserung ihrer Grundstücke" erwacht, "als man vor¬ 

mals bei denselben bemerkte, und wenn gleich sie fast nie zu 

neuen landwirtschaftlichen Systemen übergingen, was auch bei 

den größeren Ackerbauern selten der Fall war, so wurde doch 

die Bodencultur durch eine sorgfältigere Beachtung fast aller 

Wirtschaftszweige, vornehmlich jedoch der Feldbestellung gar 

sehr gefördert. Es war gar nicht selten, daß der jährliche 

Kornertrag selbst von solchen Grundstücken, die dem Zehnten 

und andern Servituten unterworfen waren, seit Anfang des Jahr¬ 

hunderts sich in dem Verhältnisse von 2 zu 3, und oft in einem 

noch großem gehoben hatte; ..."^ Dies galt gewiß nicht für 

alle Regionen des Königreichs, aber der Hinweis auf die dyna¬ 

misierende Wirkung der Preisdepression ist allgemein zu be¬ 

achten. Zweifellos haben die starken Preiswellen bei den Bau¬ 

ern das 1Markt-Bewußtsein' geschärft, will sagen: man sah den 

Wert flexibler Reaktionen, sei es durch den Anbau von gefrag- 
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ten Ersatz-Früchten, durch das Nutzen der Wo 11konjunktur oder 

anderes. 

Man hat - wohl zu Recht - angenommen, daß auch die Bereitschaft 

der Bauern zu Gerneinheitstei1ungen in den Jahren 1819-24 ent¬ 

scheidend zugenommen habe. Offenkundig wollte jedenfalls die 

Regierung der schwierigen Lage der Bauern in diesen Jahren 

Rechnung tragen, indem sie für Calenberg-Göttingen, Hildesheim 

und Hoya-Diepholz 1824 sowie für Bremen-Verden 1825 die längst 

überfällige gesetzliche Regelung des Verfahrens erließ, nach¬ 

dem Osnabrück schon 1822 eine revidierte Marken- und Gemein¬ 

heitsteilungsordnung erhalten hatte. Seit 1816 bearbeitete das 

Celler Landes-Oeconomie-Collegium die Teilungsangelegenheiten 

für die Gebiete der späteren Landdrosteien Hannover, Hildes¬ 

heim und Lüneburg 1. Gesetzliche Regelungen und - mit einer 

erklärlichen leichten Phasenverschiebung - der Effekt der Agrar¬ 

preisdepression gemeinsam bildeten die Ursache für eine außer¬ 

gewöhnliche Welle neuer Teilungsanträge, die dem Collegium in 

den Jahren 1825-28 zugingen: waren es 1815-18 im Jahr durch¬ 

schnittlich 24,5 gewesen, 1819-24 schon 44,8, so stieg die 

Zahl 1825-28 nochmals auf mehr als das Doppelte: 95,5 Anträge 
5 8 

jährlich, um 1829-31 wieder auf 55,7 zurückzufallen • 

Folgende Kernpunkte lagen dem Verfahren nach der Lüneburger 

und den ihr nachgebildeten Teilungsordnungen von 1824/25 zu¬ 

grunde^ : 

1. "Der Haupt-Grundsatz ... besteht ... darin, daß den bisher 

zur Gemeinheit Berechtigten in die Stelle ihrer Berechti¬ 

gungen an künftig privativ oder ausschließend eigenthümlichen <sic/ 

Grund und Boden so viel ausgemittelt und überwiesen werde, als 

der bisher rechtmäßig genossenen oder ihnen zuständig gewese¬ 

nen Berechtigung im Werthe möglichst gleich kommt, und also 

zureichend ist, solche ihre ... Berechtigung zu ersetzen und 

sie deshalb zu entschädigen." (§49) 

2. Vier Teilungsmaßstäbe sollten je nach den lokalen Gegeben¬ 

heiten ausschließlich oder einander ergänzend Anwendung fin¬ 

den können (bei der Auseinandersetzung von Weideberechtigunge 
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<§§ 54-118> - für Berechnungen bei Plaggen-, Heide- und Bülten¬ 

hieb b e r e c h t i gun ge n galten analoge Regelungen <§§ 127-141>, des¬ 

gleichen bei Holz- <142-155> und Torfmoor-Teilungen <156-167>): 

. der durchschnittlich während der 10 vorausgegangenen Jahre 

von den Berechtigten gehaltene Viehbestand; 

. dasselbe unter Berücksichtigung der tatsächlichen Behütungs¬ 

dauer durch die einzelnen Berechtigten sowie von deren etwaigen 

auswärtigen Weiderechten; 

. das "innere Haushaitsbedürfniß der Interessenten, verbunden 

mit dem Anschlag des Ackerlandes und der Wiesen"; 

. Der "Winter-Futter-Gewinnst" und der davon zu erhaltende 

Viehstand . 

3. Denjenigen Interessenten, die kein oder zur Durchfütterung 

des Viehs nicht hinreichendes Land besaßen, sollte ein An¬ 

teil von 1 1/2 Kuhweiden ^ reserviert werden, entsprechend etwa 

der Weidefläche, die man für eine Kuh und sechs Heidschnucken 

veranschlagte. Dasselbe galt für die neueren Anbauer, die nicht 

mehr in die Gemeinde aufgenommen worden waren, aber auf ehema¬ 

ligem Gemeinheitsgrund saßen und gegen Weidegeld Hütungsrechte 

erwarben. Das Weidegeld sollte nach der Teilung bestehen blei¬ 

ben (§§ 74 f., in der Bremen-Verdener Gerneinheitsteilungsord- 

nung § 7 3). 

4. Grundsätzlich ausgeschlossen waren von der Gemeinheitstei1ung 

Abbauer u.ä., "deren Rechte zum Anbau 'auf Contracten mit Pri- 

vat-Personen beruhen und die auf Privat-Grundstücken angebauet"; 

sie hätten "sich wegen der ihnen etwa eingeräumten Weide an 

ihre Contrahenten zu halten, bei deren Aequiva1irung der Anbau¬ 

er (Abbauer o.dgl.; U*H.) mit zu berücksichtigen ist"61. Häus- 

linge waren ebenfalls von jeglicher Zuteilung ausgesch1ossen(§ 24). 

Im allgemeinen ging man so vor, daß dort, wo OB innerhalb der Hö¬ 

feklassen der Land- und Viehbesitz einigermaßen ausgeglichen 

war, die Angehörigen einer Klasse jeweils mit einem gleichen 

Anteil bedachte. Gab es krasse Besitzunterschiede z.B. unter 

den Kötnern, näherte man den Betreffenden von Fall zu Fall der 

nächsthöheren Klasse an, natürlich nur hinsichtlich derjenigen 
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Gemeinheiten, wo nicht ohnehin nur mindere Rechte im Vergleich 

zu den Meiern bestanden hatten. Formellen Eingang in die Tei¬ 

lungsordnungen fand das Problem der Besitzdifferenzierung inner¬ 

halb der alten rechtlichen Höfeklassen offenbar nur in Calen- 
6 2 

berg, Hoya-Diepholz und Hildesheim . 

Am weitesten fortgeschritten bei Gerneinheitstei1ungen und Ver¬ 

koppelungen war um 1830 die Landdrostei Lüneburg, wo beide Ver¬ 

fahren meistens gemeinsam durchgeführt wurden^. Der Grund für 

diesen Vorsprung lag hauptsächlich wohl in der Agrarstruktur, 

d.h. dem hohen Flächenanteil der Gemeinheiten, begründet. Der 

Wunsch nach Vergrößerung des privaten Grundbesitzes war groß 

und auch - z.B. aufgrund der geringen kleinräumigen Unter¬ 

schiede in Bodenart und -güte - relativ einfach zu erfüllen. 

Zudem waren die Regeln zur Konf1iktbewältigung ausgesprochen 

früh festgelegt worden. Dennoch zogen sich die Verfahren auch 

hier lange, oft über Jahrzehnte, hin. Ein Beispiel ist die 
6 4 

Flurbereinigung von Betzendorf im Lüneburgischen Amt Winsen : 

die Initiative ging hier im Jahr 1807 von der Kirche als dem 

weitaus bedeutendsten Wald-Interessenten aus; an die 1811/12 vor¬ 

genommene Holzungsvermessung schloß sich sieben Jahre später 

auf Antrag der übrigen Interessenten die Kartierung der genann¬ 

ten Feldmark an. "1820 und 1827 wurden zuerst der Entwurf, dann 

die Ergebnisse der neuen Elureinteilung eröffnet und von allen 

Teilnehmern anerkannt. Die rechtliche Sicherung des neuen Zu¬ 

standes erfolgte durch die endgültige Fixierung der Ergebnisse 

im Rezeß am 13.2.1836."65 Eine Generalteilung war in diesem 

Fall vor Spezialteilung und Verkoppelung nicht erforderlich 

gewesen. 

In manchen anderen Landesteilen stauten sich die Anträge, weil 

vor Erlaß der Gemeinheitsteilungsordnungen Einsprüche Ein¬ 

zelner das Verfahren auf unabsehbare Zeit verschleppten. Im 

Amt Rotenburg des Hzt. Verden waren vor 1819 dem Amtmann zu¬ 

folge in den allermeisten Dörfern Tei1ungsanträge gestellt, 

aber kaum einmal war man bald zu einem Ergebnis gekommen. Bis 

1831 wurden dann immerhin rd. 35.000 Morgen geteilt und ein 
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Geringes, etwa 4 % dieser Fläche, auch bereits kultiviert^. 

In nur 23 von 63 Gemeinden des Amtes begann das eigentliche 

Teilungsverfahren vor 1836, in weiteren 31 dann zwischen 1837 

und 1848; von diesen 54 Verfahren waren im Revo1utionsjahr ein¬ 

schließlich notwendiger Zusammenlegungen erst 21 abgeschlossen^. 

In den westlich der Weser gelegenen Gebieten des Königreichs, 

in denen die EinzelhofSiedlung vorherrschte, waren Verkoppelun¬ 

gen weniger dringlich als im Osten. Aber außer in Lüneburg 

eigentlich überall kam dieser Teil der Flurbereinigung erst 

wirklich zur breiteren Ausführung, nachdem 1842 das Verkoppelungs¬ 

gesetz in Kraft getreten war. Über den Stand der Verfahren zu 

diesem Zeitpunkt bzw. z.Zt. der frühesten statistischen Auf¬ 

nahme 1831 gibt folgende Aufstellung Auskunft; sie ist in er¬ 

ster Linie geeignet, die regionalen Differenzen aufzuzeigen, 

weniger dazu, bei den Spezialteilungen den exakten Anteil der 

privatisierten Flächen an ehemaliger Gerneinweidenf1äche anzu¬ 

geben (von den Holzungen ganz zu schweigen), da die Bezugs- 
6 8 

große allenfalls einem ungefähren Richtwert gleichkommt 
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Ein kurzer weiterer Ausblick: in allen Gebieten außer dem Land¬ 

drost e i b e z i r k Lüneburg wurden in den 1840er und 50er Jahren von 

Jahr zu Jahr mehr Verfahren beantragt und abgeschlossen. Neh¬ 

men wir nur die Zahl jener Feldmarken zum Maßstab, in denen eine 

Speziaiteiiung für nötig erachtet und 1853 noch nicht vollstän¬ 

dig durchgeführt war, so verblieb in dieser Kategorie in großen 

Teilen des südlichen und westlichen Niedersachsens nurmehr etwa 

die Hälfte der Gemarkungen. Meistens dürfte dort der Teilungs¬ 

antrag auch schon gestellt gewesen sein, nimmt man Sonderfälle 

wie das Lmsland oder Göttingen-Grubenhagen aus; auch in Hoya- 

Diepholz war man gegenüber dem Durchschnitt des Königlireichs 

noch im Rückstand. Hingegen stand in Lüneburg nur noch bei 

knapp 40 %, in Bremen-Verden sowie dem ehemaligen Fst.Osna¬ 

brück sogar bei 20 und weniger Prozent der Gemarkungen ein ab¬ 

schließender Rezeß aus. In den Marschen waren bekanntlich Tei¬ 

lungen ohnehin kaum notwendig. - Nur im Westen des Königreichs 

gab es zwischen dem Stand der Spezia 11ei1ungen und der Ver¬ 

koppelung erhebliche Differenzen, ansonsten waren Mitte des 

Jahrhunderts beide Prozesse weitgehend parallelisiert. 



269 

S-ternd c[e£ Llür^e£einigünS. MaHn£v£r_n£ct!. Landdrosteien 
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Innerhalb der untersuchten 80 Jahre war es also dem Staat ge¬ 

lungen, mit seinem liberalisierenden Reformkonzept in die über¬ 

wiegende Zahl der Dorfgenossenschaften vorzudringen und eine 

Mehrheit unter den Bauern von seinem wirtschaftlichen Nutzen 

zu überzeugen. In der zweiten Jahrhunderthälfte gehörte die 

Teilung der Gemeinheiten in Hannover, wiewohl noch lange nicht 

beendet, zu den Selbstverständlichkeiten auf dem Lande, ver¬ 

bliebene Allmenden wurden für den Bauern allmählich zu Re¬ 

likten, über deren Wert oder Unwert mit moderner ökonomischer 

Rationalität befunden wurde. 

Die 1820er Jahre brachten den entscheidenden Entwicklungs¬ 

schub in diese Richtung - auch, soweit mir bekannt, die ersten 

schärferen Proteste der leer ausgegangenen Unterschicht¬ 

angehörigen über den seit langem in Knappheitssituationen üblichen 

Holzdiebstahl und andererseits folgenlose Beschwerden, Einga¬ 

ben etc. hinaus. So gingen beispielsweise 1822 in Bohmte Heuer¬ 

leute daran, die Markeneinfriedigungen gewaltsam niederzu¬ 

reißen, so daß zu deren Schutz und zur Unterdrückung weiterer 

Unruhen ein militärisches Kommando dorthin verlegt wurde^. 

Auf derartige Vorkommnisse und die vielfältigen Drohungen ge¬ 

gen Beamte, die man, zu Unrecht zuweilen^, der Komplizen¬ 

schaft mit den großen Bauern zieh, bezieht Stüve sich, wenn 

er am 30.12.1830 noch vor Ausbruch größerer Unruhen auf hanno¬ 

verschem Gebiet infolge der französichen Julirevolution, schreibt: 

"Was uns gefährdet, sind die Heuerleute, die in allen Wegen 

die meisten Fäuste haben, sich schlecht befinden und nun natür¬ 

lich zuerst gegen den Staat erbittert sind, vom sie allerdings 

auch den allermindesten Genuß und gar manche Last haben, dieser 

Kreis von Irrtümern, in dem die Leute sich bei der Gelegenheit 

herumtreiben und freilich herumtreiben müssen, weil sie die 

fernerliegenden Ursachen nicht erkennen können, ist eine merk¬ 

würdige und höchst bedeutende Erscheinung. Könnten wir wieder 

mit einem Zauberschlage den unteren Klassen Brot, Arbeit und 
.72 

Verdienst geben, so wäre in Deutschland wenigstens alles ruhig." 
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Wenn Stüve fortfährt, es könne aber kein Staat das leisten, 

so hat er damit recht und unrecht zugleich - unrecht insofern, 

als Regierung und Beamte damals viele Gelgenheiten versäum¬ 

ten, in abwägender Weise den Unterschichten so manche, ohne¬ 

hin geringfügigen, gewohnheitsrechtlichen Besitzstände for¬ 

mal auf mittlere Frist hin zu garantieren. In den Bereichen, 

wo nicht das Feudalsystem in Frage geriet, herrschte erstaun¬ 

lich uneingeschränkt das 1ibera1istische Dogma der Privatisie¬ 

rung von Grund und Boden. Die Gerneinheitstei1ungsgesetzgebung 

brachte es in Einklang mit der gewachsenen Rechtehierarchie 

innerhalb der Gemeinden. Ließ man, wie im folgenden Fall, die 

jüngeren Gewohnheitsrechte der Unterbäuerlichen in gewissem 

Maße gelten, was nicht allzu häufig vorkam, dann in einem hin¬ 

haltenden Verfahren, das in erster Linie bewirkte und bewirken 

sollte, daß bäuerliche 'Modernisierungs'-Bestrebungen auf 

keinen Fall behindert würden. 

Anbauer und Häuslinge von Sibbesse (Amt Alfeld) hatten gewohn¬ 

heitsrechtlich die Befugnis, aus den Hochwa 1 dungen das sog. 

wilde Holz zu hauen, Leseholz, Laub und Viehfutter zu holen, 

was sie auch nach der Teilung der Forsten weiterhin taten, im 

Jahre 1826 wollte die Gemeinde das mit einem förmlichen Verbot 

und planmäßiger Beseitigung des wilden Holzes unterbinden. 

"Hiergegen legten die Anbauer Verwahrung ein und verklagten 

die Holzinteressenten. Durch den Prozeß wurde entschieden, daß 

die Nutzungen ein bestehendes Recht seien, daß aber das Hauen 

des wilden Holzes durch die Holzinteressenten nicht zu verhin¬ 

dern sei, da der Nachweis des Alleinrechts der Anbauer an dem 

wilden Holze nicht erbracht werden könne. Die Berechtigung der 

Anbauer ging so nach altem Brauche weiter, nur mit der Be¬ 

schränkung, daß das wilde Holz mit der zunehmenden forslmäßigen 

Bewirtschaftung immer mehr verschwand. 

Subsistenzmittel der kleinen Leute mußten verschwinden, wo die 

Bauern den Sinn der Gerneinheitstei1ungen, wie ihn die Regie¬ 

rung definierte, verstanden hatten. Welches Konfliktpotential 

sich damit anbahnte, sahen vorerst nur wenige, und wenn, dann 

nicht selten so hilflos und resignierend wie Stüve im oben 

zitierten Brief. Die öffentliche Diskussion der 1820er Janre 



- 272 

drehte sich ganz überwiegend um das Wohl bzw. die Notlage der 

Bauern. 

3.2.2. Agrarfragen in der öffentlichen Diskussion der 1820er 

und beginnenden 1830er Jahre 

In zwei Richtungen ist die zuletzt getroffene Aussage einzu¬ 

schränken bzw. zu ergänzen: 

1. Selbstverständlich wurden in der hannoverschen Publizistik 

der ersten zwei Jahrzehnte nach der 'Befreiung' auch die 

ländlichen Unterschichten behandelt: der Verfall der Gesinde- 
74 moral zum Beispiel , "die zunehmende Armuth, deren Ursache 

und mögliche Beschränkung"^, auch "die Unterbringung der über¬ 

zähligen Häus1ingsfami1ien"^. Die Behandlung dieser Fragen 

wie auch der Bevölkerungszunahme schloß indes bruchlos an 

die Denk- und Argumentationsmuster des ausgehenden 18. Jahr¬ 

hunderts an: verderbliche Vorbilder, die unruhigen Zeiten lock¬ 

ten die Besitzlosen aus der patriarchalischen Bindung heraus, 

ließen unziemliche Bedürfnisse entstehen - Anmaßung, frühe Hei¬ 

raten, Verschwendungssucht, wachsende Kriminalität usw. seien 

die Folgen. Heilmittel dagegen könne nur das positive Vorbild 

der Bauernfamilien sein, deren Wohlwollen und Hilfe bei der 

Existenzsicherung der von ihnen Abhängigen. Über diese Denk¬ 

weise, die in Variationen ja den ganzen Vormärz durchzieht, 

kam in Hannover, so weit ich sehe, als erster Gustav von Gülich 

hinaus, der in seiner 1827 veröffentlichten systematischen Un¬ 

tersuchung "Ueber den gegenwärtigen Zustand des Ackerbaues, 
7 8 des Handels und der Gewerbe im Königreiche Hannover" die Lage 

der Unterschichten ganz zutreffend in ihrer Abhängigkeit von 

landwirtschaftlicher und Nebenerwerbs-Konjunktur beschreibt. 
7 9 Dies baut er in den späteren Publikationen weiter aus, mit 

einem bezeichnenden Unterschied jedoch: Nahrungs- und Erwerbs¬ 

mangel der Unterschichten rücken allmählich in den Vordergrund; 
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1827 hielt er noch im Sinne einer Besserung der bäuerlichen 

Einkommen dafür, Gesinde- und Tagelöhne auf dem 1/erordnungs- 

i«ege zu senken und die G e t r e i d e p r e i se durch Importzölle auf 

Getreide möglichst anzuheben, da der 'kleine Mann' das auf- 
8 0 

grund leidlicher Nebenerwerbschancen durchaus ertragen könne 

Sinkende Garnpreise, steigende Lebenshaltungskosten, der lang¬ 

anhaltende harte Winter 1829/30 sowie die schlechte Ernte im 

Jahr darauf, infolgedessen eine bis dahin ungekannte Zahl von 

Almosen- und Wohnungssuchenden und die Zunahme der Subsistenz- 
81 

diebstähle wie des Hungers schärften Gülichs Bewußtsein für 

die Notwendigkeit, der Unterschicht, so wenig auch ihrer Kon¬ 

junkturabhängigkeit abzuhelfen sei, doch den Landerwerb so 
8 2 

weit wie möglich zu erleichtern 

Die verstärkte Hinwendung zu den ländlichen Unterschichten, 

insbesondere die Erkenntnis der strukturellen Schwächen ihrer 
8 3 

Wirtschaftslage setzt erst um 1830 ein ; von 1832 datiert zu¬ 

dem ein erster interessanter Versuch, die landlose Schicht for- 
84 

mell in das Gemeindewesen zu integrieren . Dies alles ent¬ 

wickelt sich aber noch gänzlich im Schatten der Diskussion 

über den Bauernstand und seine Nöte, über Ablösung und Feudal¬ 

wesen. Die Unterschichten sind in Hannover wie überall erst 

das Thema der 1840er Jahre. Wenn um 1830 von der "Verarmung 

der unteren Vo 1ksk1assen" die Rede war, so bestand beim Publi¬ 

kum kein Zweifel, daß es vorrangig um den "Landmann", den Bau¬ 

ern und seine Familie ging. Eine 

2. Einschränkung des Satzes, die Diskussion der 1820er Jahre 

habe sich hauptsächlich um die Lage der Bauern gedreht, ist 

hinsichtlich der Zeitbestimmung vonnöten: eigentlich greifbar 

wird uns diese Diskussion erst in den Jahren 1829-32, aber 

zahlreiche Referenzen der beteiligten Autoren zeigen, daß sie 

schon länger im Gange ist, wenngleich durch die scharse Vor- 
8 3 

Zensur und das Fehlen einer politischen Presse weitgehend 

nicht-öffen11ich . In den Kreisen der Stände-Deputierten dürf¬ 

te die Frage der Belastungen und der Belastbarkeit der Bauern 

spätestens in den Debatten um die Grundsteuer aufgekommen, die 
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Feudallast ins Gerede gekommen sein. Bei J . C . B . S t ü v e läßt 

sich die Absicht, politisch und publizistisch für die 'Be¬ 

freiung des Grundeigentums' wirken zu wollen, bis in die zwei- 

te Hälfte des Jahres 1827 zurückuerfolgen '. Die Wende zu ei¬ 

ner breiten öffentlichen Debatte des Feudalwesens brachte sei¬ 

ne Schrift 'Über die Lasten des Grundeigentums' und sein fast 

gleichzeitiger Antrag in der Allgemeinen Ständeversammlung am 

16.2.1829, die Ablösbarkeit des grundherrlichen Nexus zu be¬ 

schließen. In den Jahren 1829-33 erschienen dann etwa 33 

selbständige Schriften, daneben etliche Aufsätze u.a. im Hanno¬ 

verschen Magazin, die sich mit der Lage der Bauern und der 

Grundentlastung in Hannover beschäftigen. 

Die Fragestellung der meisten Autoren lautete in etwa: Wie 

erklärt sich die derzeitige materielle Notlage - d.h. Zahlungs¬ 

schwierigkeiten, Konkurse, hohe Schuldenlast - weiter :eile 

des Bauernstandes? oder akzentuiert durch die Erfahrungen der 

Jahre 1830 und besonders 1831, als im Gefolge der Unruhen in 

Osterode und Göttingen sich auch auf dem Lande erheblicher Un¬ 

mut Luft machte woher rührt die allgemeine Unzi*"riedenheit 

der Landbevölkerung? und weiter natürlich: wie ist dem abzu¬ 

helfen? 

Nur wenige gingen bei der Beantwortung dieser Fragen von Vor¬ 

stellungen aus und benutzten Vokabeln, die direkt der Lehre 

von der 'rationellen Landwirtschaft' entstammten. Nur der Drost 

Wilhelm Müller (Aerzen) und Amts-Assessor Heinsius (Lam¬ 

springe)^^ verfochten konseguent wirtschaftsliberale d e e n 5 

Ansätze dazu zeigen sich auch beim Landdrosten G.W. von Hon- 

stedt, wenn er fordert, es sollten Größe und Wirtsch a 1tsweise 

ganz den individuellen Bedürfnissen jedes landwirtschaitlichen 

Gewerbebetriebes" folgen und deshalb nicht große Teile des 

Grund und Bodens "außer Commerz" gesetzt werden . Allerdings 

scheut er aus verschiedenen Gründen, die noch darzulegen sein 

werden, wie die allermeisten Autoren davor zurück, zum Zweck 

der "Entfesselung des Ackerbaues von den seiner Vervollkommnung 

entgegenstehenden Hindernissen die Disposition über Grund 
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und Boden vollständig zu liberalisieren. Allgemein herrschte 

die Überzeugung vor, daß auf der Basis einer geringfügig zu 

modifizierenden Betriebsgrößenstruktur der hannoverschen Land¬ 

wirtschaft aufzuhelfen sein werde. Dabei war man sich im übri¬ 

gen einig, die Ursachen des Verfalls seien "nur in der Gestai- 
92 

tung der Dinge zu suchen, nicht in den Personen" . Der hanno¬ 

versche Bauer wird allenthalben als gutwillig, fleißig und 
93 

duldsam geschildert, bisweilen auch verklärt ; Anzeichen von 

Demoralisation: Trägheit, Unlust, Alkoholismus seien "nur die 

bittern Früchte und Reaktionen ungünstiger Verhältnisse - nicht 
94 

aber die Quelle derselben" 

Als die drei Haupt-Verursachungskomplexe der Verarmung er¬ 

scheinen: Fehler und Versäumnisse der Regierung in der Agrar¬ 

politik, das Meierrecht und der Konjunkturver1auf für land¬ 

wirtschaftliche Produkte, vor allem der Preisverfall anangs 

der 20er Jahre. Eine subjektive Schuldzuweisung an den Bauern 

kommt dann doch, zumeist im Zusammenhang der Betrachtung der 

Absatzverhä1tnisse, hinzu: Klagen über den überhand nehmenden 

'Luxus' der Bauern, das Hinausdrängen über den eigenen Stand 

ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Verluste. Insofern diese 

Beobachtung eigentlich bei allen Autoren auf diese oder jene 

Weise auftaucht, wird man ihr wohl einigen Rea1itätsgeha 11 

zubilligen müssen. 

Daß der Preisverfall vor allem für Getreide für die akuten 

Liquiditätsschwierigkeiten der Bauern hauptverantwortlich war 

und wegen der schlechten Ernten in den Jahren danach die dann 

gestiegenen Preise den meisten der Marktproduzenten kaum zu¬ 

gute kamen, den Nahrungsmitte1käufern schon gar nicht, lag 

auf der Hand. Daß abgesehen von dieser kurzfristigen Verschlech 

terung auch ein gewisser Rückgang der Konjunktur gegenüber 

den 1790er Jahren, als Zeit erheblicher Steigerung des bäuer¬ 

lichen Wohlstands vielen noch erinnerlich, etwas ganz Norma¬ 

les war, sahen weitsichtigere Autoren durchaus realistisch: 

aufgrund außergewöhnlicher, "fremdartiger Umstände hätten 

damals die Preise für landwirtschaftliche wie für Nebenerwerbs- 
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Produkte eine "künstliche, den natürlichen Productionswefth 

weit überragende Höhe" erreicht, und "mit den Ursachen ver- 
9 5 schwand auch die Wirkung" . Doch der Faktor Konjunktur, in 

dem sich gleichermaßen die noch sehr große Abhängigkeit von 

Natur einfiüssen und die doch schon erhebliche Abhängigkeit 

von Marktbedingungen spiegelte, spielte in der Diskussion nur 

eine untergeordnete Rolle; denn bei der Masse des Publikums 

"sehr verbreitet war die Meinung, daß der Druck der Zeit nur 

von den Regierungen ausgehe; den ungünstigen Handelsverhält¬ 

nissen und den Conjuncturen überhaupt, welche zu ändern, oft 

völlig außer der Macht der Regierungen, wenigstens einer ein¬ 

zelnen deutschen Regierung lag, wurde ein Bedeutendes nur 
9 6 

von Wenigen zur Last gelegt." 

Als Hauptursache der bäuerlichen Notlage prangerte man all¬ 

gemein die Doppelbelastung durch Personen- und vor allem Grund 

Steuer einerseits und die Feudalabgaben andererseits an. Daß 

für den wachsenden Steuerdruck nach den Kriegen zu hohe Staats 

ausgaben verantwortlich seien, behaupteten die einen, wobei 

die Vielfalt nebeneinander bestehender Kassen und die Geheim¬ 

haltung der Domanialfinanzen die Verdächtigungen noch zu be¬ 

stätigen schienen'andere ließen unter Verweis auf die vie 1 

höheren preußischen Staatsausgaben diese Beschwerde nicht gel¬ 

ten^®. Vielmehr seien die immer noch bestehenden Ungleich¬ 

heiten in der Besteuerung von Grund und Boden schuld an der 

Überbelastung der Bauern: vor allem habe man nicht die Grund¬ 

steuer allein auf den Reinertrag des Bodens ohne Rücksicht 

auf die Minderungen dieses Ertrages durch die von Ort zu Ort 

und von Hof zu Hof unterschiedlichen Pf1ichtigkeiten veran¬ 

schlagen dürfen. Allgemeine Grundsteuer und Meier-Nexus seien 
9 9 

grundsätzlich unvereinbar 

Vor allem wurde natürlich der trotz des Grundsteuer-Komp.o- 

misses fortbestehende Sonderstatus des Ade 1 s im Steuersystem 

angegriffen, die "vielfachen Exemtionen bevorzugter Stände, 

die den größten Theil der Staatslasten dem Bauernstände allein 

überlassen, ... Vermögenssteuern, Besoldunqssteuern, Luxus- 
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steuern, kennt man bei 'uns noch kaum dem Namen nach; - Sie 

würden die bevorzugten Stände tref fen. "10° 

Mehr oder minder explizit steht hinter der Forderung nach Ab¬ 

schaffung der ökonomischen Privilegien bei den bürgerlichen 

Autoren stets die Begründung, sie hatten ihre Legitimation 

verloren, nachdem die einstmalige Gegenleistung des Grund¬ 

herrn - Kriegsdienst für den Grundholden, Schutz- und Ver¬ 

tretungsfunktionen gegenüber dem Landesherrn - "längst auf¬ 

gehört" hätten01. Daß verbreiteten antifeudalen Affekten 

durch diese Argumentation politische Schlagkraft verliehen 

wurde, ist sicherlich Stüves breit angelegter historischer 

Analyse des Funktionsverlustes der Privilegierten zu danken. 

Stüves Standpunkt verlor allerdings wieder an Resonanz, wenn 

es darum ging, die zukünftigen Funktionen des Adels zu bestim¬ 

men. Er selbst wollte ihm aufgrund der sozusagen um alle Son¬ 

derrechte bereinigten ökonomischen Stellung auf dem Lande durch¬ 

aus eine po1itisch-sozia1e Führungsrolle belassen bzw. diese 

neu definieren, insbesondere durch eine Gemeindeordnung, die 
10 2. die Gutsbesitzer einschließen sollte . Die anderen Diskutan¬ 

ten ließen die Frage der ländlichen Selbstverwaltung weitge¬ 

hend außer acht und konzentrierten sich auf die gesamtstaat¬ 

liche Ebene. 

E.v.d. Horst wünschte den Adel ganz auf seine Funktion als 

Grundbesitzer in einer Gesellschaft rechtsg1eicher Staatsbür¬ 

ger reduziert zu sehen. Alsdann entfalle "jeglicher Nothwen- 

digkeit, ihn von andern Repräsentanten des Vermögens und des 

Grundbesitzes abzuscheiden", in einer konstitutionellen Mo¬ 

narchie habe deshalb nur noch eine einzige Vertretungskörper- 

schaft Plat?'03. An anderer Stelle äußerte v.d. Horst, die in 

Hannover geübte Art der Repräsentation sei "bedenklicher als 

gar keine"10^. Sie zementiere nur den bestehenden Interessen¬ 

antagonismus zwischen herrschenden und dienenden Grund-'Besit- 

zem' , anstatt ihn zu lösen105. Durchgreifende Sozialreformen, 

die der gegenwärtigen "sozialen Entwicklungsperiode , dem 

"Transitorio"10^ zwischen Vergangenheit und Zukunft ein Ende 
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setzen könnten und müßten, diese Reformen, insbesondere ein 

"umfassendes Ab 1ösungswerk" sei nur vom Monarchen selbst zu 

erwarten. "Je energischer die Regierung durchgreift, und je 

rascher sie die immer kritische Übergangsperiode abkürzen wird, 

desto besser. Der Hannoversche Bauernstand kann und muß sich 

allein auf seinen König verlassen. ..., und um so sicherer, 

als das wohlverstandene Interesse der Krone, und das Interesse 

des Bauernstandes, genau ein und dasselbe ist." Was hier 

hereinspielt und auch bei vielen anderen, im einzelnen weni¬ 

ger konseguenten Autoren als v.d. Horst begegnet, ist das Ideal 

eines Volkskönigtums, in dem der gutwillige König die wahren 

Bedürfnisse seines Volkes erkennt und ihnen entsprechend - weit¬ 

gehend unumschränkt herrschend - die sozialen Verhältnisse 

ordnet. In dieser Hinsicht galt Preußen vielen als leuchten¬ 

des Vorbild des Fortschritts und der Menschenfreundlichkeit 

Kaum reale Erfahrungen mit den Verhältnissen auf dem Lande in 

Preußen standen dahinter - von Ausmaß und Härte der Gutsherr¬ 

schaft war nie die Rede -, vielmehr handelte es sich um eine 

Projektion aus einem starken Affekt vieler Autoren heraus, 

der sich, unterschiedlich formuliert, gegen die adligen Stände 

ebenso wie gegen die von ihnen nicht unabhängigen Spitzenbe¬ 

amten richtete. Tatkraft und (scheinbarer) Hand1ungsspie1raum 

der preußischen Verwaltung beeindruckten auch Stüve sehr. 

Andererseits wandte er sich in inhaltlicher Hinsicht am ent¬ 

schiedensten und differenziertesten gegen eine Übernahme des 

preußischen Ablösungsmodells. Was die Modalitäten bei der Auf¬ 

hebung von Feudalabgaben anging, so bestand vorab Konsens d a - 

rüber, daß dafür die Berechtigten von den Pflichtigen zu ent¬ 

schädigen seien. E.v.d. Horst forderte zwar die ersatzlose 

Streichung aller derjenigen grundherrlichen Abgaben, die ver¬ 

hinderten, daß dem Bauern vom Reinertrag nach Abzug der oteu- 
109 

ersumme noch zumindest ein "Tagelohn" bliebe ; und G.F. König, 

der Verfasser der "Anklage des Ministeriums Münster vor der 

öffentlichen Meinung", verlangte, die Ablösung der Grundlasten 

aus staatlichen Mitteln zu finanzieren 
110 - aber sie stan- 
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den mit diesen Ansichten allein. 

Ernsterzunehmende Differenzen gab es unter den Autoren schon 

darüber, auf welche Gefälle sich eine Ablösung erstrecken solle 

daß vor allem anderen der Naturalzehnt beseitigt werden müsse, 

da er, vom Brutto-Ertrag gezogen, das größte Hemmnis für Pro¬ 

dukt ivitätsfortschritte darstelle, wurde durchweg anerkannt111. 

Die übrigen Gefälle sämtlich auch abzulösen, wurde von einigen 

pauschal befürwortet , die meisten differenzierter in die 

Materie Eindringenden machten jedoch gewisse Vorbehalte. 

Honstedt z.B. sprach sich für die Beibehaltung eines Erbpacht¬ 

verhältnisses aus; wenn einige Bestimmungen des Meierrechts, 

die die Freiheit der Bodennutzung besonders einschränkten, so¬ 

wie die Naturaldienste beseitigt seien, würde dem Bauern die 

Verpflichtung zur Zahlung einer fixen Grundrente nicht schaden. 

Im Gegenteil, eine Kapitalablösung werden den Höfen viel ge¬ 

fährlicher, da sie zwangsläufig zu hoher Neuverschuldung 

führe11^. 

Mit dem Kapitalmangel der Bauern argumentierten auch diejenigen 

die sich im Streit um das probateste Mittel zur Ablösung für 

Alternativen zur Kapitalablösung einsetzten. Diese werde ein- 
114 

seitig die wohlhabenderen Großbauern begünstigen . Gülich 

schlug deshalb und besonders mit Blick auf die bereits hoch 

verschuldeten Calenberger Bauern vor, Zehnten, Dienste und an¬ 

dere unangenehme Gefälle auf längere rist in eine Kornrente 

umzuwandeln. Durch eine solche jährliche Getreide abgabe werde 

man zwar "nicht das jetzt bestehende Verhältniß zwischen den 

Pflichtigen und Berechtigten ganz aufheben können,... allein 

wir möchten nur gern vermeiden, daß der Bauer nicht au; die 

Alternative, ob er ferner in den bisherigen Verhältnissen blei¬ 

ben, oder sich durch Verschuldung seines Hofes von seinen Las¬ 

ten befreien will, beschränkt würde.n11^ Die in Preußen ver¬ 

wirklichte Alternative der Landabtretung zogen nur wenige Au¬ 

toren in Betracht: sowohl Gülich als auch Hammerstein kamen 

wie Stüve zu dem Schluß, daß hier je nach den landschaftlichen 

Sonderheiten zu verfahren sei; die relativ großen Hefe - Ham- 
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merstein: der Ablösung solle stets die Gemeinheitsteilung voraus 

gehen - des Fst. Lüneburg würden z.B. eine Landabtretung in nicht 

geringem Ausmaß vertragen'*''*'. 

Verhältnismäßig wenig klare Aussagen werden zur Höhe des aus¬ 

zusetzenden Kapitaiisierungssatzes gemacht, war der vergleichs¬ 

weise harte Satz, der am Ende Gesetz wurde: Kapitalisierung 

der gesamten jährlichen Gefälle mit dem 25fachen, also zum da¬ 

mals üblichen Zinsfuß von 4 %, war dieser Äguivalenz-Maßstab 

so unumstritten? Stüve hatte sich von vornherein für das Äguiva 

lenzprinzip und für keinerlei Minderung des Besitzstandes der 

Berechtigten entschieden'*'*^ , völlig konseguent im Rahmen sei- 
118 nes theoretischen Entwurfs' . Widerspruch scheint sich nur 

von Seiten der Bauern erhoben zu haben: so fordert eine von 

E.v.d. Horst im Auftrag mehrerer Bremen-Verdener Kirchspiele 
1 1 9 verfaßte Petition , bei der Festsetzung der Ablösungskapita¬ 

lien dürfe "nicht blos auf den Umfang der, von den Gutsherren 

zu unserm Bedruck hergebrachten Gerechtsame ausschließlich ge¬ 

sehen werden - sondern unser ursprüngliches Recht, unsere Me¬ 

liorationen, Gebäude und Einrichtungen, welche den Höfen erst 

ihren Werth und Bestand gaben, würden eine gleichmäßige Rück¬ 

sicht verdienen." Anerkannt müsse werden, daß im Laufe der Zeit 

die grundherrlichen Gefälle mindestens auf das Doppelte oder 

gar Dreifache getrieben worden seien, und deshalb seien die 

aktuellen Lasten entsprechend niedriger anzusetzen, "wie dies 

zum Theil in anderer Herren Länder geschehen, ... Würde dann 

dieser Zins (Zehnten und sonstige Reallasten; U*H.) in der Ab¬ 

lösung mit zehn Prozent capita 1isirt, so daß man a 11erhöchstens 

mit zehn Thalern Capital einen Thaler Grundzins abkaufen könnte 

so, und nur so, würde Land und Leuten aus der Noth und Be¬ 

drückung geholfen, und unser so lange verdunkelt gehaltenes 

Recht aus Licht gezogen werden." 

In der Zweiten Kammer der Stände Versammlung stellten während 
12 0 

der ersten Lesung des revidierten Gesetzentwurfs , der dem 

Äquivalenzprinzip strikt folgte, Bauernvertreter den Antrag, 

den Kapita 1isierungsfaktor auf 20 zu ermäßigen, was mit zwei 
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Stimmen Mehrheit abgelehnt wurde. In der dritten Lesung be¬ 

schloß man dann immerhin für Naturalabgaben und Dienste den 

Faktor 20, während es für Geldgefälle bei dem 25fachen Satz 

bleiben sollte. Erst auf beharrlichen Druck der Ersten Kam¬ 

mer hin verzichtete die Zweite Kammer auf diese Änderung, "um 
1 2 hieran nicht vielleicht das ganze Gesetz scheitern zu lassen" 

Daß Stüve die Reduktionsanträge wahrscheinlich nicht aktiv mit¬ 

getragen hat, läßt sich aus seiner Bemerkung ablesen, destruk¬ 

tives Verhalten einiger ritterschaft1icher Abgeordneter 

hätte ebenso wie "einige übertriebene Ansprüche in der zwei¬ 

ten Cammer" das Ablösungsgesetz am Ende noch fast zu fall ge¬ 

brach t12 2 . 

Stüve hatte in diesem Punkt, um überhaupt etwas zu bewegen, 

offenbar frühzeitig eine Haltung eingenommen, die den Gut¬ 

willigen unter den Berechtigten allenfalls zumutbar erschei¬ 

nen konnte. U.a. diesem Umstand, von Überzeugung und Taktik 

wohl zu gleichen Teilen bestimmt, war es wohl zu verdanken, 

daß er im Laufe der Zeit verschiedene Angehörige der Ersten 
12 3 

Kammer zu seiner Ablösungssache "bekehrte" . Andererseits 

scheint diese Konstellation gegenteilige Meinungsäußerungen 

in der Publizistik so gut wie unterbunden zu haben. Wichtige 

Diskutanten waren selbst Berechtigte, viele der anderen hatten 

sich Stüves Meinungsführerschaft doch in starken Maße ausge¬ 

liefert. 

Lebhaft debattiert wurde hingegen in der Öffentlichkeit über 

eine vierte wichtige Ermessensfrage in der Ablösungsproblema¬ 

tik neben Ausmaß der betroffenen Gefälle, Mittel zur Ablösung 

und Entschädigungsgrad : nämlich die Erage, ob mit der Auf¬ 

hebung des Meierrechts auch das Anerbenrecht zu gelten auf¬ 

hören sollte, ein Dauerthema der rechtspolitischen Diskussion 

Hannovers bis weit in die zweite Jahrhunderthälfte hinein. 

Amts-Assessor Heinsius, der mit dem Landdrosten W. Müller zu¬ 

sammen das eine, liberale, Extrem in dieser Debatte verkörper¬ 

te, plädierte für die völlige Dispositionsfreiheit über Grund 

und Boden^^^. Anerbenrecht könne nur im Zusammenhang mit dem 
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Meiernexus gelten. Dessen Aufhebung schaffe die Möglichkeit, 

die Demoralisation weiter Volkskreise abzustellen, die aus der 

ungleichen Behandlung der Bauernkinder unter dem Anerbensy- 
12 5 

stem zwangsläufig hervorgehe . "Die kleinen Kapitale, welche 

durch Erbtheilungen in ihre Hände (die der kleineren Handwer¬ 

ker und Tagelöhner; U. H. ) gelangen, die Aussicht, ein Stück 

Land zu erwerben, wird sie zur Mäßigkeit, Sparsamkeit, Ord¬ 

nung und zum Fleiße ebenso gut antreiben, als die übrigen Men- 
12 6 

sehen." Zudem werde die Liberalisierung des Grunderwerbs 

Kaufleute und Fabrikanten locken, ihr Kapital in Ländereien 

anzulegen, was der Modernisierung des Landbaus nur förderlich 

sein könne . 

Die zwei Haupteinwände gegen eine Liberalisierung lauteten: 

Gefahr übermäßiger Zersplitterung des Bodens in Klein- und 

K1einstbetriebe einerseits, Gefahr 'ungesunder' Bodenkonzen¬ 

tration andererseits. So warnte Hammerstein vor einer Polari¬ 

sierung der ländlichen Gesellschaft in eine "Ge 1d-Aristocratie " 

und die zu Tagelöhnern herabsinkenden Bauern und verwies da¬ 

bei auf Polen, "wo viele große Güter und wenig kleinere Land¬ 

besitzer sind", und auf Flandern, "wo das umgekehrte Verhält- 
12 7 niß Statt findet", als abschreckende Beispiele . Mangelnder 

Wohlstand in kleinbäuerlich strukturierten Gegenden, hielt 
12 8 Heinsius dem entgegen , beruhe erstens nicht allein auf dem 

geltenden Bodenrecht, Zersplitterung des Grundbesitzes bedeu¬ 

tete nicht automatisch "schlechte Cultur"; zum zweiten stehe 

die wirtschaftliche Zweckmäßigkeit bei allen Entscheidungen des 

Bauern im Vordergrund, so daß "in der Regel die Zerstückelung 

des Grundeigenthums nur so weit gehen wird, als sie unter den 
12 9 obwaltenden Umständen am nützlichsten ist" , Dasselbe Argu¬ 

ment spreche gegen eine Gefahr übermäßiger Bodenkonzentration, 

ihr würden außerdem Erbteilungen entgegenwirken, wie die Erfah¬ 

rung der hannoverschen Küstenländer erweise! 

Durchaus zahlreiche Autoren befürworteten gewisse Korrekturen 

in der Besitzstruktur. Insbesondere wünschte man, daß I eile 

von zu großen nicht voll genutzten Bauernhöfen und Domanial- 
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Pachtungen zum Verkauf kämen^*“*. 

Solche "Disproportionen" beanstandete z.B. auch der Einsen¬ 

der H. aus Gestorf 1831 im Hannoverschen Magazin^^^ , plädierte 

andererseits aber hinsichtlich der Dispositionsbefugnis des 

Einzelnen für einen "Mittelweg zwischen Zwang und Freiheit". 

Man möge deshalb sowohl für Mischeinkommensbezieher wie für 

Vollbauern ein "Normal-Maß" einesunantastbaren Kernbestandes 

an Grund und Boden festlegen, und zwar für den Bauern "das der 

Selbständigkeit, das heißt, der Ereigewordene muß jedenfalls 

so viel Morgen Grund und Boden unzertrennlich behalten und er¬ 

werben können, wovon er nach ökonomischen Grundsätzen bei den 

größeren Gütern (besser: Höfen; U.H.) bis zum Vollköthner hin¬ 

ab, ohne Rücksicht auf Nebengewerbe standesmäßig leben, sich, 

seine Familie und sein nöthiges Vieh regelmäßig ernähren, auch 

wenn es sein Stand und seine Verhältnisse erfordern und zu¬ 

lassen, Domestiken, Knechte und Mägde, Deputatisten oder Tage¬ 

löhner halten, diese gehörig lohnen, die öffentlichen und Ge¬ 

meindeabgaben und Lasten gemächlich tragen, auch gewöhnliche 

und unvorhergesehene Unglücks fälle aushalten", auch zu einiger 

standesgemäßer Wohlhabenheit oder gar zum Aufstieg in die nächst- 
13 2 höhere Höfeklasse kommen könne . Die Problematik derartiger 

allgemeiner 'Normalmaß'-Bestimmungen war den meisten klar, aber 

sie geisterten doch durch die Mehrzahl der Veröffentlichungen 

zum Thema; schließlich war auch im Ministeria 1entwurf für das 

Ab 1ösungsgesetz Derartiges enthalten, was in der ständischen 

Kommission langwierige Debatten auslöste. Stüve, der wie u.a. 

auch Honstedt die Ermittlung von regional und lokal adäquaten 

Besitzgrenzen für undurchführbar hielt, setzte sich schließ¬ 

lich mit seiner Vorstellung durch, es müsse zumindest bis zum 

Erlaß einer Gemeindeordnung, die den Zusammenhang von Hof- und 

Grundbesitz mit den Gerneinderechten und -lasten neu zu regeln 

haben würde, bei den Bestimmungen des Meierrechts bleiben 

Diese Verbindung von Pragmatismus und Tradition war mehrheits¬ 

fähig, die wirtschafts1ibera 1e Doktrin nicht - zum einen, weil 

der hannoversche Adel anders als der ostelbische mehrheitlich 
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nicht auf eine moderne kapitalistische Landwirtschaft hin¬ 

strebte und nicht auf die Schaffung entsprechender Rahmenbe¬ 

dingungen drängte; zum anderen fand unter dieser Vorgabe auch 

bei den beteiligten Adligen Stüves These rasch Anklang, vor¬ 

dringlich im Sinne der Stabilisierung von Staat und Gesell¬ 

schaft - was immer der Einzelne darunter verstand - gegen 

Umsturz 'von unten' sei, dafür Sorge zu tragen, "daß ein Theil 

der Bauern in großem bemitteltem Grundbesitzern besteht" 
134 

Dies sozialkonservative Motiv einte die überwiegende Mehrheit 

der Diskutanten, und mehr noch die allgemeine Überzeugung von 

der notwendigen ständischen Gebundenheit bäuerlichen Lebens 

und Arbeitens. Gewiß, es gab graduelle Unterschiede: nicht 

jeder empfahl eine so strikte Scheidung von Stadt und Land 

wie Stüve, Petersen oder der Advokat Gans ; auch folgten 

133 

nur wenige Stüve in der historisch ausgreifenden ideologischen 

Überhöhung des Bauernstandes"^. Aber allenthalben war ein 

starker anti-'moderner', antikapitalistischer Affekt spürbar, 

Angst vor dem Einzug "wucherlichen Erwerbsgeistes" in die 

Landwirtschaft, wie sie 1832 Pastor Gericke aus Leveste exempla¬ 

risch artikulierte: werde die "Consistenz der Höfe" aufgege¬ 

ben, müsse der "Charakter des Landmanns verdorben" werden. 

"Der Bauer wird in das Feld merkantilischer Speculationen 

hineingezogen, welche bis dahin nur in der engen Sphäre des 

Absatzes seiner Producte sich bewegte. Je mehr die Vorstellung, 

daß das von ihm bewirtschaftete Gut ein heiliges unantastba¬ 

res Depositum ist, welches er unverletzt seinen Nachkommen 

überliefern muß, sich verliert, desto mehr wird sich auch bei 

ihm ein genußsüchtiger Egoismus erzeugen, der sich nicht 

scheut, mit dem seiner Disposition überlassenen Grund und Bo¬ 

den sich jene Annehmlichkeiten des Lebens zu erkaufen, welche 

er sich bis dahin versagen mußte, früher stand bei ihm der 

Grundsatz fest, er sei um des Hofes willen da; hat aber das 

entgegengesetzte Princip Wurzel gefaßt, der Hof ist um dei¬ 

netwillen da, so läßt sich gar nicht berechnen, was für eine 

Revolution dadurch in seiner ganzen Denk- und Handlungsweise 
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138 hervorgebracht wird." 

Zusammenfassend wird man über die Ab 1ösungsdiskussion sagen 

können: ein liberalistisches Vorgehen nach preußischem Modell 

war im Königreich Hannover weder bei der überwiegenden Mehr¬ 

heit der bürgerlichen noch bei den adligen Autoren erwünscht. 

Weit verbreitete ständisch-traditionale Vorstellungen, die in 

Stüve ihren einflußreichsten und meinungprägenden Exponenten 

fanden, zielten sozusagen weniger auf den 'rationellen Land¬ 

wirt' als auf einen 'rationellen Bauern', auf Ertragssteigerungen 

und wachsenden Wohlstand innerhalb des Rahmens traditiona 1er 

Mentalität. Im einzelnen ergaben sich zuweilen erhebliche 

Differenzen, etwa in Hinblick auf Funktionen und Rechte des 

Adels in der Zukunft, die Berücksichtigung seiner Interessen im 

Ablösungsverfahren usw. Stüve vertrat hier allgemein konservati¬ 

vere, d.h. auch angesichts der bestehenden Macht Verhältnisse 

realistischere Positionen als viele der anderen Autoren, soweit 

diese nicht selbst (Hodenberg, Hattorf, z.T. Honstedt) die 

Interessen der Berechtigten so hart wie möglich gegenüber einer 

auf Reform drängenden bürgerlichen Öffentlichkeit zu vertreten 

suchten. 

In einem Punkt unterschied sich die Mehrzahl der Autoren von 

Stüve: sie traten viel ausdrücklicher, z.T. vehement rür die 

Schaffung bäuerlicher Kleinstellen ein, und zwar in erster 

Linie durch Verkauf von Domanialland oder Ausgabe gegen Erb¬ 

pacht oder Erbzins. Damit allein könne der Staat versuchen, 

das in der "Classe" der Spinner, Weber, Tagelöhner und sonsti¬ 

gen Landlosen "vorherrschende Bewußtseyn" zu bekämpfen, "selbst 

durch die größten Anstrengungen sich nicht die Mittel, ein 

eigenes Besitzthum zu erwerben, verschaffen zu können", eine 

resignierende Haltung, die "sie meist gänzlich abstump , unc 
139 

alles moralisches Gefühl bei ihnen unterdrückt1' . Aller¬ 

dings bedeutet das vielfache Plädoyer für die Ausweisung neu¬ 

er Stellen nun nicht, daß auch nur bei einigen der Autoren 

bereits ein positives sozialpolitisches Konzept zur Unterstüt¬ 

zung und Förderung der unterbäuerlichen Schicht sichtbar würde. 

Nein, die Unterschicht wird, vergröbernd gesagt, nur wahrge- 
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nommen, wo sie wie in manchen Regionen während des Winters 

1829/30 akut in schwere Not gerät und/oder durch einen An¬ 

stieg der Kriminalität auf sich aufmerksam macht. Dies er¬ 

weist sich u.a. daran, daß die Gemeinheitsteilungen so gut 

wie nicht in Frage gestellt wurden. Wagte dies einer, wie der 

Advokat Gans im Jahre 1831, und behauptete, der Kleinbauer 
140 

und der Häusling würden dabei zum Bettler , so wurde ihm 

heftig widersprochen1^: man gab zwar gewisse Härten zu, die 
]_4 2 

zu vielen Klagen Anlaß gegeben hätten , aber an der Zweck¬ 

mäßigkeit der Teilungen allgemein und an der Richtigkeit der 

getroffenen Regelungen duldete man keinen Zweifel. 

3.2.3. Anmerkungen zu Stüve 

Gemeinheitstei1ungen und Unterschichtenprob 1ematik spielen 

in Stüves Denken nur eine untergeordnete, um nicht zu sagen: 

marginale Rolle. Der erste Blick in seine Schrift über die 

Lasten des Grundeigentums scheint dem zu widersprechen. Denn 

"die Ueberzeugung . .., daß Befreiung des Grundeigenthums nicht 

mehr Angelegenheit des Einzelnen, sondern Angelegenheit des 

Staates sey" habe ihm jener ganze Komplex von E x i s t e n z p r o b 1 e - 

men vornehmlich der ländlichen U.nterschichten 'aufgedrungen : 

"das Sinken der Leinwandpreise, die gewaltig fortschreitende 

Verarmung der eipgenthumslosen Classe, die Gefahr, die da¬ 

durch dem Lande drohte, und die allgemeine Ueberzeugung, daß 

dieselbe nur abgewandt werden könne, wenn man diese r Classe 

den Erwerb von Grundeigenthum möglichst erleichtere, weil die 

Lage der Gränzen und Gränzzölle an kräftige Hülfe dur a’ 

dere Manufacturen um so weniger zu denken gestattet, je ei- 

genthümlicher die bisherigen mit den Verhältnissen des Landes 

verknüpft, je mehr sie unmittelbar auf den Landbau begrün¬ 

det und je weniger sie von Unternehmern abhängig sind" 

Eine Verbesserung der Ertragsbedingungen im Nebengewerbe 
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scheint ihm politisch kaum herbeizuführen; was zum Zweck ver¬ 

mehrter Rohstoffproduktion im eigenen Land von der Regierung 

habe getan werden können - Gerneinheitstei1ungen, Abstellung 

von Weideservituten nennt er hier'"44 sei bereits eingelei¬ 

tet. 

Um der allgemeinen Not entgegenzuarbeiten, bleibe allein die 

Reform der Rechtsverhältnisse an Grund und Boden, denn deren 

Verbesserung stehe in der Gewalt auch des kleinsten Staates; 

man müsse "das verschuldete Grundeigenthum retten, und die 

Classen, die bisher durch eine nunmehr entwerthete Arbeit be¬ 

standen haben, zu anderer gesicherter Arbeit, zu der Möglich- 
145 

keit eines mäßigen Wohlstandes und Auskommens führen" . Die 

Problemstellung verengt sich von hier aus ganz auf das Ver¬ 

hältnis von Bauer und Grundherr in seiner historischen Ent¬ 

wicklung vom Recht zur Unrechtmäßigkeit, und Stüve entwickelt 

ein Gedankengebäude, d.h. gleichzeitig bei' ihm stets: ein po¬ 

litisches Konzept, in dem die unterbäuerlichen Massen, der ur 

sprüngliche Anstoß dazu neben der schwierigen Lage der Bauern 

recht eigentlich nicht mehr Vorkommen. Nicht Stüves essentiei 

les theoretisches Konzept barg Brüche in sich, so möchte ich 

im Kontrast zu W. Achilles behaupten146, zahlreicher innerer 

Widersprüche im Detail eingedenk, sondern Stüve sah sich einer 

Doppe1 aufgabe gegenüber: den Bauern (Grund-) Entlastung und 

den Unterbäuerlichen Land zu verschaffen, einer Doppelauf¬ 

gabe, der er aus mehreren Gründen nicht gewachsen war; dies 

fühlte er selbst. Realistisch erörterte und löste er nur 

das erste Problem. Alles andere blieb dem Konzept äußei-lich. 

Dies soll in einigen Anmerkungen erläutert und belegt werden. 

Sie können keinen Ersatz bieten für eine - wie ich finde: not 

wendige - grundsätzliche Auseinandersetzung mit Theorie unä 

Praxis des Stüve'schen agrarpolitischen Wirkens und mit sei¬ 

nen Interpreten14^ . Ich beschränke mich auf vier Punkte: 

1. Staat und Recht, Vergangenheit und Gegenwart bei Stüve - 

die Legitimation von Reformen; 
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2. der Bauer, wie er ist und wie er sein soll - wollte Stüve 

veränderte Besitzstrukturen? 

3. Verwaltung, Adel, Landgemeinde nach Stüves ZukunftsuorsteJlun- 

gen, oder: 'System' ohne Zukunft? 

4. Stüves persönliche Rolle in der Durchsetzung der Grundent¬ 

lastung . 

1. Die Geschichte sieht Stüve bewegt durch das Streben der 

Menschen, ihre Stellung im Verhältnis zu anderen möglichst 

zu verbessern, durch Vermehrung der geistigen und körperlichen 

Kräfte einerseits, durch Erwerb andererseits. Daneben nennt 

er die Bevölkerungsvermehrung als Bewegungsfaktor. Der Staat 

aber bestehe "aus allen Verhältnissen der Menschen zueinander 
148 und zu den Dingen". Recht im höheren Sinne herrsche dann 

in einem Staatswesen, wenn Ansprüche und Leistungen aller sei¬ 

ner Glieder, je nach den natürlichen und sonstigen Rahmenbe¬ 

dingungen auf unterschiedlicher Weise, "in völliger Ueberein- 
149 Stimmung gegen einander stehen" . Der Eigennutz des Einzel¬ 

nen wirkt nach Stüves Vorstellung diesem Rechtszustand, den er 

mit dem Gemeinwohl gleichsetzt, entgegen. "Zweck aller Re¬ 

gierung" sei demnach, "daß sie dieses vereinzelte Streben durch 

Gesetz und Recht von der Bahn des Eigenutzes ab auf die des 

Gemeinwohls zwinge"''’^. Dies habe, so das "Mißverhältnis" ein¬ 

mal erkannt sei, "durch weise Umbildung des noch Bestehenden 

zu geschehen'^'*'. Bezogen auf die Verhältnisse des Grundbe¬ 

sitzes formulierte Stüve Mitte des Jahrhunderts den allgemei¬ 

nen Grundsatz, den er auch zwanzig Jahre zuvor schon folgte, 

"daß man dasjenige erhalte, was zu Zufriedenheit der Betheilig¬ 

ten gereicht und verhälnißmäßig gut gewirkt hat, die Mängel 
13 2 aber schonend beseitige" 

Um die Ungerechtigkeit der Feuda 1struktur seiner Zeit zu er¬ 

weisen, greift Stüve auf das mittelalterliche Verhältnis von 

Ritter und Grundholden zurück. Solange der Adlige seinen Schutz- 

und Verteidigungsfunktionen nachgekommen sei, habe die Ab¬ 

schöpfung der bäuerlichen Erträge durch den Grundherrn zu 
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Recht bestanden. Sie wurde zu Unrecht mit der Entstehung des 

modernen Staates, dessen Übernahme von Ade1sfunktionen, Steu¬ 

ererhebung, Fortbestand und z.T. noch Ausbau der feudalen Ab¬ 

schöpfungsrechte, indem der Adel seine faktische Machtposition 

gegen die notwendige Anpassung des Rechts an die materiellen 

Verhältnisse durchsetzte" '. In der Gegenwart gelte es, end¬ 

lich den "Unterschied des Rechts und des Bestehenden" klar her¬ 

auszukehren gegenüber dem Interessenstandpunkt der Berechtig¬ 

ten' ". Deren Besitzstand, war Stüve überzeugt, gehe "vermöge 

dieser innern Ungerechtigkeit ... nothwendig durch Ueberein- 

kunft oder durch Gewalt zu Grunde"'*'^. 

Immer wieder machte qr nun deutlich, daß er selbst "Überein¬ 

kunft" anstrebe, um fast jeden Preis, eben nicht die Lösung 

durch "Gewalt". Umbruch, Revolution, jede Unterbrechung einer 

organischen Entwicklung, war man gegenüber dem erforderten Ent¬ 

wicklungsstand auch noch so weit im Rückstand, waren ihm zu¬ 

tiefst zuwider. Die Furcht vor verheerenden Auswirkungen des 

"revolutionären Zerstörungsgeistes" stellte letztlich Stüves 

entscheidende Triebfeder zu handeln dar; was ihn mehr als alle 

hannoverschen Zeitgenossen umtrieb, war das Bewußtsein, daß 

die Frist, in der noch eine legale Anpassung des Rechts an 

die gegebenen Verhältnisse zu bewerkstelligen sei, immer knap¬ 

per werde. Unter diesem Aspekt sind die zahlreichen plakati¬ 

ven, fast agitatorischen Forderungen und Drohungen in seiner 

Schrift über die Grundlasten zu sehen; auch etwa das ungedul¬ 

dige Verlangen, die Kammer in der Ablösungsfrage unter Hand¬ 

lungsdruck zu setzen, indem man sie angreife und zeige, "daß 

vieles, das sie hat, widerrechtlich von ihr besessen wird, 

doppelte Steuer ist und kein Eigentumsrecht. Daß sie es also 

füglich ohne Entschädigung verlieren könnte" ! 

Diese, mit viel Geschick ausgeführte, Intention seiner Schrift 

von 1829 darf nicht zu der Annahme verleiten, daß Stüve grund¬ 

sätzlich Abstriche von den "ungerecht" gewordenen Besitzstän- 

den geplant habe , nicht die Ablösung mit einem vollständigen 

Äquivalent. Der Grundsatz lautet, und er fließt an mehreren 
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Stellen wie selbstverständlich in die Darstellung ein: "Die 

Berechtigten sollen nicht verlieren, den untern Ständen aber, 

und dies ist der beständige nie zu vergessende Zweck, soll 

die Möglichkeit gegeben werden, mäßigen Wohlstand zu erwer- 
159 

ben." Potentieller Enteignung des Adels stand nicht nur 

Stüves allgemeines Pochen auf Legalität im Verfahren gegen¬ 

über, sondern auch sein starkes Interesse daran, einen wirt¬ 

schaftlich potenten, durch "Güter von bedeutender Größe" ab¬ 

gesicherten Adel als politische Führungsschicht im Gesamtstaat 

wie in den Gemeinden zu erhalten'*'^. Seine E x i s t e n z b a s i s vor¬ 

ab staatlich zu beschneiden, lag nicht - soweit der Bauern¬ 

stand trotzdem zu 'erleichtern1 war - in Stüves Absicht. Um¬ 

so weniger hätte er dafür einen brauchbaren Maßstab zu ent¬ 

wickeln gewußt, als, wie er selbst eingestand, freilich "die 

Hauptschwierigkeit" bei allem Rückgriff auf altes Recht da¬ 

rin bestehe, "zu erkennen, was eigentlich die Regel und wie 

diese selbst modificirt sei" 

Der Angelpunkt für die Behebung der Notlage auf dem Lande 

lag nach Stüves Auffassung also in einer Neu-Justierung des 

Verhältnisses zwischen den "Genießenden " und den handarbei- 

tenden Menschen’ . Im umfassenderen Sinne ging es ihm da¬ 

rum, "den überkommenen Elementen des hannoverschen Staates, 

Krone, Adel, Bürokratie, Bürgertum und Bauerntum neuen Inhalt 

zu geben und sie aufeinander abzustimmen, um die zwischen Re¬ 

volution und Tradition bestehende Spannung ... in eine höhere 

Einheit aufzulösen.Indem er die Geschichte zur Auklä- 

rung der wahren Zielrichtung notwendiger Reform einsetzte, 

setzte sie ihm die Grenze seines Reformdenkens. 

Einen Faktor, der die mittelalterliche Grundkonstellation 

entscheidend veränderte: wachsende fiskalische Bedürfnisse 
164 

des Staates, führte er als etwas "Unabwels11ches " in sei¬ 

ne Betrachtung ein, ohne das mit seinen Äußerungen über das 

Fortschreiten der Geschichte direkt in Zusammenhang zu brin¬ 

gen. So bleibt die eigentliche Ursache dafür, daß die Re- 

Justierung notwendig wurde, undiskutiert . Wenn man nun zu 
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Recht gesagt hat: "die Interessen des Staates stehen bei ihm 

an erster Stelle", sie seien das "Hauptmotiv" von Stüves 

Agrarpolitik165, so nicht im Sinne einer Mobilisierung aller 

Mittel für einen Machtstaat, äußere Stärke oder dergleichen 

- sondern so verstanden, daß für Stüve die Idee einer wieder 

zu entwickelnden rechtlichen Ordnung über aller Politik stand 

und zu stehen hatte. Das Ziel war Umordnung zur Verhinderung 

von Un-Ordnung. 

Politische Funktionen waren in dem neuen Ordnungsgefüge auf 

traditionaler Basis zugeteilt: dem Adel gesamtstaatliche Füh¬ 

rung saufgaben aufgrund hoher politischer Kompetenz, daneben 

eine führende Rolle in der ländlichen Gesellschaft, beides er¬ 

möglicht durch Großgrundbesitz; dem Bürgertum starkes poli¬ 

tisches Gegengewicht auf der Basis altständischer Rechte und 

Freiheiten; dem Bauernstand, solange es ihm noch an Bildung 

fehlte, um gesamtstaatliche Probleme mitverhandeln zu können, 

Mitwirkung in Provinzialangelegen.heiten, die er verstünde, und 

die gemeindliche Selbstverwaltung. 

2. Anders als Preußen, wo in der ländlichen Gesellschaft und 

Besitzstruktur der Adel dominiere und wo deshalb, so Stüve, 

auch die Zielsetzung der Agrarreform anders lauten mußten, sei 

Hannover Bauernland. Ein solches werde "sich am besten befin¬ 

den, wenn die Masse des Bodens in Güter von mäßiger Größe ge- 

theilt ist, die vom Eigenthümer selbst gebauet werden. Denn 

diese Vertheilung des Vermögens, welche den bedeutendem Theil 

des Volks weder in Dürftigkeit und Druck an Leib und Seele 

verschrumpfen läßt, noch ihn durch Luxus entnervt, sichert dem 

selben die kräftigste Bevölkerung, und macht ihm möglich, in 

Zeit der Noth die größten Beiträge zu erhalten; dem Reichthum 

Einzelner steht nothwendig Armuth Vieler gegenüber." 

Dieser vie1zitierten Maßgabe gibt Stüve aber nur den Rang ei¬ 

nes theoretischen Regulativs gegenüber der Realität, die nor¬ 

malerweise eine durchaus zu rechtfertigende Abstufung im Grund 

besitz von großen Gütern bis zu kleinen Besitzungen und bloßen 
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Wohnungen hinab, je nach politischen und natürlichen Erfor¬ 

dernissen, hervorgebracht habe. Notwendige Bedingung des 

öffentlichen Wohls sei indes, "daß jedem, auch dem ärmsten, 

die Möglichkeit gegeben sey, allmälig zu einem Grundeigen¬ 

thum zu gelangen,... " ^ ^ Bei dem Versuch zu klären, wie 

dies ermöglicht werden könne, endet Stüve jedoch in einer 

Aporie: "Dies ... ist nur möglich, wenn entweder das Grund¬ 

eigenthum völlig frei, getheilt und willkürlich theilbar 

ist", was er im Folgenden für Hannover weitgehend ausschließt, 

"oder sich eine solche Stufenfolge des Besitzes findet, wie 
16 8 

die in der Wirklichkeit vorhandene" (??) 

Kurz darauf schließt sich eine Erörterung über Veräußertich- 

keit und Teilbarkeit des Grundbesitzes an, die wir in eini¬ 

gen Details verfolgen müssen: zunächst wiederholt Stüve den 

alten meierrechtlichen Grundsatz, daß "die Erhaltung der Fa¬ 

milien auf den Gütern... wünschenswerth" sei, aber: "sie kann 

nicht Zweck werden. Sie muß dem Fleiße des Besitzers selbst 
16 9 überlassen bleiben,..." ,. Veräußerung von Grund und Boden 

sei grundsätzlich notwendig im Sinne der Bewirtschaftung durch 

den 'besten Wirt'. Als Ziel dieser - noch zu bemessenden - 

Veräußerungsfreiheit formuliert Stüve nun keineswegs einen 

Besitzausgleich oder Grunderwerb durch Landlose, sondern: daß 

dem "betriebsamen erwerbenden Landwirthe" ermöglicht werde, 

"seinen Wohlstand und seine Wirtschaft zu vergrößern, sein 

Gut durch gelegene oder sonst vorthei1hafte Grundstücke zu 

verbessern, oder auch das minder gelegene loszuschlagen. 

Es ging Stüve um die optimale Ausstattung der bestehenden 

Reihehöfe, wie im weiteren Verlauf der Darstellung immer kla¬ 

rer wird: denn auf der bestehenden Hufeverfassung beruhte die 

Gemeindeordnung, und an deren Basis will er auf keinen all 
...... 171 gerüttelt wissen 

Besitzteilung schließt er für diejenigen Gebiete gänzlich aus, 

wo sie nicht ohnehin schon Gewohnheit sei. So etwas, neu ein¬ 

geführt, könne unabsehbare Auswirkungen auf die Mentalität 

der Bevölkerung haben. Bodenspekulation folge fast unvermeid- 
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lieh, die Erniedrigung des Bodens zur Ware, künstliche Kon¬ 

kurrenzpreise anstelle des natürlichen Bodenwertes usw. 

Bei wachsender Bevölkerung wie in Hannover werde "stets ein 

Streben nach kleinen Grundbesitzungen vorherrschen, und die 

Bevölkerung wird durch jene Theilbarkeit sicher gesteigert". 

Ein Zirkel der "Armuth durch Zersplitterung alles festen Wohl¬ 

standes" entstehe daraus, "welcher am Ende dem Staate den Kern 

seiner Bürger raubt, und allen Wohlstand, Lebensgenuß und 

Kraft vernichtet. Diesem Uebel muß allerdings gewehrt werden, 
17 2 

wenn gleich mit großer Vorsicht." 

Denn dort, wo die Bevölkerung bereits das Maß der komplementä¬ 

ren landwirtschaftlichen Arbeitsverfassung überschritten habe, 

wo 'Manufactur' gar der "vorzügliche Erwerbszweig des Land¬ 

volks" geworden sei, wirke sich die Zusammenhaltung großer Be¬ 

sitzkomplexe schädlich aus^^. Und Stüve geht über zu einer 

Schilderung der Härten, wie sie die Konkurrenz der Osnabrücker 

Heuerlinge um Pachtstellen zu kurzen Fristen und überhöhten 

Preisen mit sich brachte. Folgt die reichlich ratlos klingen¬ 

de Absichtserklärung: "Müssen wir es nun aber anerkennen, daß 

für das Wohlseyn dieser Menschenc1 asse ungleich besser gesorgt 

seyn würde, wenn es ihr möglich wäre, einiges Eigenthum zu 

erwerben ...: so müssen wir auch gestehen, daß Mittel ergrif¬ 

fen werden müssen, um den Stand der kleinen Eigenthümer zu ver¬ 

mehren und den der kleinen Pächter zu vermindern. Bei der 

Agrargesetzgebung sei zu beachten, "daß da, wo eine starke Be¬ 

völkerung vorhanden ist, mithin auf den einzelnen Landbauen¬ 

den nur wenig Boden kommen kann"^^ - Stüve schweigt sich aus 

über die Art der Mittel, mit denen die erforderliche Umvertei¬ 

lung herbeigeführt werden Könnte. 

Eine Einführung der Realteilung lehnte er ab, zog sie allen¬ 

falls für das Osnabrücker Land in Erwägung; aber auch das ver¬ 

warf er wieder für sich selbst, denn die Teilbarkeit des Bo¬ 

dens sei "ein Mittel, das nur abwehren, nicht das Übel heilen 

kann"^ . Landabtretungen, die Stüve in geringem Umfang als 

Ablösungsmittel zulassen wollte, hätten zunächst nur für die 
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Berechtigten Relevanz; daß dadurch viel Boden auf den Markt 

kommen würde, nahm er nicht an. Andererseits betonte er des 

öfteren, daß aus der Klasse der Landlosen auch kaum jemand 

Kapital genug zum Landkauf besäße. In Hinblick auf Osnabrück 

äußerte er, "die hohen Preise des Grundeigenthums, der Druck 

der Schulden und der gutsherrlichen Verhältnisse" hätten "hier 

mehr als irgendwo den einsichtsvollen Landmann erkennen las¬ 

sen, daß Befreiung seines Besitzes auf Kosten der Ausdehnung 

für ihn zu wünschen sey.Gerade angesichts der hohen Bo¬ 

denpreise mußte ihm aber eine Umstrukturierung gleich wieder 

unrealistisch erscheinen. Wie Zweckoptimismus klingt die noch¬ 

malige Beschwörung der Doppe1aufgabe am Ende des Abschnitts 

über Teilbarkeit und gegenwärtige Problemlage, eindeutig liegt 

die Priorität: "Das Eigenthum, dessen Befreiung von erdrücken¬ 

der Schuld gesichert ist, kann im Werthe steigen; einer Be¬ 

völkerung, deren steigende Noth immer gefährlicher wird, 

Unterhalt geschafft werden. Denn je mehr es gelingt, auf dem 

Lande durch weise Benutzung und Verteilung des Grundeigen¬ 

thums Wohlstand zu verbreiten, desto mehr Erwerbsquellen wer¬ 

den auch fürdie eröffnet, die zum Eigenthum selbst nicht ge- 
, „178 langen. 

Wäre es Stüve, wie die Einleitung der Schrift über die Las¬ 

ten anzudeuten scheint, vordringlich um die breitere Vertei¬ 

lung des Bodens, nicht zuerst um die Absicherung eines mitt¬ 

leren Bauernstandes gegangen: hätte dann nicht der Gedanke 

nahegelegen, die Gerneinheitstei1ungsordnungen zu revidieren, 

die Vergrößerung der gemeinheitsberechtigten Höfe zugunsten 

der Unterbäuerlichen auf ein bestimmtes Maß zu beschränken? 

oder der Gedanke zumindest an einen gewissen gesetzlichen 

Schutz der Heuerlinge vor zu großer Willkür im Pachtwesen, 

wie dieser im Gefolge der Revolution 1848 dann einge führt wur¬ 

de? Nichts davon in der 1830 veröffentlichten Schrift. Während 

hier die Gemeinheitsteilungen nur ganz am Rande erwähn wer¬ 

den - als positive Maßnahmen zur Erleichterung des Landbaus -, 

nimmt Stüve 1832 kurz Bezug auf die Kritik des Advokaten Gans: 
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u.a. "die Beschränkungen, welche in die Gesetze selbst zum 

Vortheil des großen Eigenthums gelegt sind, stehen einem 

glücklichen Fortschritte (der Teilungen: U.H.) in mehrern 

Provinzen ungemein im Wege"; es sei nicht zu leugnen, schreibt 

Stüve weiter, "daß durch Gemeinheitsteilungen vielfach Ein¬ 

zelne, zumal die untersten Classen leiden. Aber unleugbar 

hat man diese Nachtheile im letzten Frühjahr ungeheuer über- 
. . , „179 trieben." 

Damit war der Fall erledigt - nicht allein die Tatsache, daß 

Stüve kein "praktischer Landwirt" war, ließen für ihn Grund¬ 

entlastung als politisches und Separation als technisches 
18 0 

Problem vollkommen auseinandertreten, wie Conze betont hat ; 

vielmehr hinderte ihn auch die Perspektive seines sozialpoli¬ 

tischen Denkens daran, andere als die von ihm propagierten 

Mittel zur Behebung der Notlagen der Landbevölkerung auch nur 
181 

ins Kalkül zu ziehen 

3. Die zukünftige, rekonstituierte ständische Gesellschaft 

sollte, wie schon am Ende von Anmerkung eins gesagt wurde, 

von Adel, Bürgertum und frei werdenden Bauern in ihren spezi¬ 

fischen po1itisch-sozia 1en Funktionen getragen werden. Eine 

grundlegende Verwaltungsreform war mit dem Ziel geplant, der 

"Vielregiererei" eines auf vier Instanzen erweiterten Staats- 
18 2 

apparates ein Ende zu machen , stattdessen Verantwortlich¬ 

keit und Kompetenz der Staatsbürger auf allen Ebenen der Ver¬ 

waltung herauszufordern, eine persönlichere Beziehungsstruk¬ 

tur an die Stelle über-institutiona1isierter Verhältnisse zu 

setzen. Mit der starken Betonung gemeindlicher Selbstverwal¬ 

tung in ihrer Bedeutung für das Staatsbewußtsein stand Stüve 

den Ideen des Ereiherrn von Stein sehr nahe. 

Die Schicht der Nicht-Landbesitzenden auf dem Lande war aus 

diesem Modell ausgeblendet. In einem durchaus eigenständigen 

Entwurf einer Landgemeinde-0 rdnung machte Fr. W. von Reden im 
18 3 

Jahre 1832 folgende Vorschläge : 

. die Gemeinde soll als Gesamtheit der Bewohner definiert 
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werden (§1); 

. alle Bewohner tragen in einem bestimmten Verhältnis zu den 

Lasten bei (§33) und haben grundsätzlich gleiches Gemeinde- 

recht, das in bestimmten Fällen eingeschränkt werden kann 

(§63); 

. an den Beratungen über Gemeindeangelegenheiten haben alle 

Gemeindeglieder teil, von der Stimm- und Wah1fähigkeit sind 

jedoch Fabrikarbeiter, Handwerksgesellen und Dienstboten aus¬ 

geschlossen (§72); 

. Grundeigentümer und Häuslinge bilden jeweils eine eigene Ge¬ 

nossenschaft, wobei diesen bzw. der gemeinsamen Versammlung 

beider bestimmte Entscheidungsbereiche reserviert, Schutz 

. vor Majorisierung in Existenzfragen garantiert werden usw.; 

in der gemeinsamen Versammlung wird nach Kopfzahl abgestimmt, 

dabei Grundeigentümer doppelt, Häuslinge einfach gezählt 

(§86-91); 

. von einigen Gemeindeämtern sind die Nicht-Grundbesitzer aus¬ 

geschlossen, die Gerneinde-Vorsteher sollen von allen "Clas¬ 

sen" oder Genossenschaften nach Proporz gestellt werden. 

Stüve steht diesem Entwurf, der sächsischen und hessischen Ver¬ 

suchen nachgebildet ist, sehr kritisch gegenüber. Abgesehen 

davon, daß ihm die Gefahr groß erscheint, daß die Gemeinde nach 

Redens Konzept zu einer Art unterster Verwaltungsbehörde des 

Staates verkümmern möchte, hält er ihm entgegen: "Dem Gemein¬ 

de-Wesen ... würden wir als erstes Princip nicht die Person, 

sondern den Grundbesitz, der bei einer Landgemeinde das vor¬ 

herrschende Interesse ist und seyn muß, unterstellen" und 

"die Theilnahme an den Rechten, namentlich am Stimmrecht, mit 

der Concurrenz zu den Lasten in einige Verbindung zu bringen 

suchen."184 Die Bestimmungen über die Einbeziehung der Haus- 
18 5 

linge erklärt Stüve schlicht für nicht anwendbar" 

Die Annahme scheint berechtigt, daß die Erlebnisse der Jahre 

1830/31 Stüves Unbehagen gegenüber der unter-ständischen 

Schicht außerordentlich verschärft haben. Einerseits machten 

ihm die recht selbständige Interessenvertretung der Bauern und 



- 297 - 

ihre Besonnenheit zunehmend Freude und entwickelte sich zuihnen 
18 6 

eine Art partnerschaftliches Verhältnis" . Auf der anderen 

Seite nahm in seinen Augen die Bedrohlichkeit der Unterschicht 

offenkundig in dem Maße zu, in dem er sich seine Hilflosigkeit 

gegenüber ihrer Notlage eingestehen mußte. Fünf Zitate aus 

Briefen mögen hier für sich sprechen“ : 

30.12.1830 Von den Bauern sei "kein Unfug zu fürchten. Sie 
sind zu wohlhabend, zu vorsichtig; was uns gefähr¬ 
det, sind die Heuerleute, die in allen Wegen die 
meisten Fäuste haben, ... Könnten wir wieder mit 
einem Zauberschlage den untern Klassen Brot, Ar¬ 
beit und Verdienst geben, so wäre in Deutschland 
wenigstens alles ruhig. Aber das kann kein Staat. 
Unsern Leuten wäre geholfen , wenn die jetzigen Kon¬ 
junkturen in Linnen früher eingetreten wären." 

16.06.1831 "Die Masse eigentumsloser Menschen ist ein schreck¬ 
liches Übel, zumal da sie stets steigt und stets 
ihr Erwerb sich mindert. Wie sollen diese gesichert 
werden als durch Revolution? Wahrlich ich sehe es 
nicht ein, und dieser Gedanke könnte mein ganzes 
System umwerfen." 

26.11.1831 " ... wir steuern auf die Revolution los." 

25.02.1832 "Die Zeit hat uns furchtbar fortgerissen. Vor zwei 
Jahren schien alles einen langsamen, aber ruhigen 
Gang zum Bessern zu gehen; wenigstens konnte jeder 
glauben, er tue das Notwendige, denn die lauten 
Anforderungen, das Bewußtsein des Bedürfnisses wa¬ 
ren gering. Jetzt ist dieses Bewußtsein erwacht; 
es wirkt mit einer ungeheuren Kraft durch alle Klas¬ 
sen. Nun ist das, was geschieht, nicht mehr unbe¬ 
dingte Wohltat; denn der Mensch fragt, ob sein Be¬ 
dürfnis befriedigt sei; und je länger man ihm Zeit 
läßt, sein Bedürfnis zu ergründen, desto schwerer 
ist es, ihm zu genügen. Was man im Dezember 1830 
mit der Ablösungsordnung erhoffte, war viel weni¬ 
ger, als was man im Februar 1832 mit Gewißheit er¬ 
wartet. So wird alles wachsen. Sehen wir dies Drän¬ 
gen auf einer Seite und auf der andern die Erwägun¬ 
gen, die Bemühungen, ...so kann man wahrlich nur mit 
den trübsten Erwartungen au > die Zukunft sehen." 

24.04.1833 "Die Demoralisation des Landvolks in Göttingen und 
Beispiele der Verarmung bei uns sind auch näher ge¬ 
treten. Was wir getan haben, tritt zurück als unbe¬ 
deutend, und was noch vor uns liegt, häuft sich wie 
ein Berg, und daran kommen wir nicht, weil wir es 
nicht vermögen, nicht verstehen..." 
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Zur Besserung der Lage der Unterschichten ist denn bis 1848 

in Hannover auch kaum etwas geschehen. Um die ständische Ge¬ 

sellschaft auf dem Lande im Sinne Stüves zu rekonstituieren 

und zu integrieren, blieben fast alle Voraussetzungen aus. 

Die Entwicklung der ländlichen Gesellschaft, zumal des Ge¬ 

meindewesens, war den Auswirkungen der einge1eiteten Agrar¬ 

reformen und den Treibkräften der ökonomischen und demographi¬ 

schen Entwicklung überlassen. 

4. Wie ist nun Stüves persönlicher Beitrag zur Durchsetzung 

der Grundentlastung in Hannover einzuschätzen? Als Theore¬ 

tiker ist er unbestreitbar der führende Kopf, streckenweise 

originell und von Bedeutung über die Landesgrenzen hinaus, 

vor allem Auslöser einer breiten öffentlichen Diskussion der 

Agrarfrage. Dabei wurde ein Teil seiner Argumente - besonders 

zur Legitimation der Ent feudalisierung - beinahe Gemeingut, 

in mehre ren konkreten Punkten wurden auch erhebliche Differen¬ 

zen sichtbar, da einige der Autoren in ihrer Denkperspektive 

doch weniger rückwärtsgewandt als Stüve waren, andere unzwei¬ 

deutig das Interesse der Berechtigten vertraten, wenngleich 

sie von der Notwendigkeit einer Reform grundsätzlich (durch 

Stüve) überzeugt waren, schließlich auch weil hier und da das 

1 aisser-faire-Prinzip befürwortet wurde und auch politisch liberal 

antiständisehe Tendenzen zum Vorschein kamen. Doch in Streit¬ 

fragen wie etwa hinsichtlich der Äquiva1ierung, der Ablösungs¬ 

mittel, der Bestimmungen zur Teilbarkeit und Veräußer1ichkeit 

des Bodens, setzten sich Stüves Auffassungen im wesentlichen 

durch. 

Das lag, ein zweiter Punkt, an der Art seines parlamentari¬ 

schen Wirkens. Nachdem er mit seinem ersten Antrag, die Ab¬ 

lösbarkeit der Grundlasten und 1eibherrschaft1ichen Gefälle 

zu be sch 1ießen,noch am geschlossenen Widerstand der Adelskam¬ 

mer gescheitert war, erwarb Stüve sich dort sowohl durch den 

'moderaten' Charakter seiner daraufhin verfaßten Schrift über 

die Grundlasten als auch durch unermüdliche persönliche Über¬ 

zeugungsarbeit allmählich Vertrauen. Ende März 1830 schrieb 
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er, die Ablösungssache werde zwar wohl "nicht viel fortrücken; 

es heißt aber dabei 'festina lente'; alle Jahre eine Stimme 
18 8 mehr genommen, so hat man in einigen Jahren die Mehrheit" 

Als ein Jahr später zwischen beiden Kammern der Ständever¬ 

sammlung Einzelheiten der Ablösungsgesetzgebung ausgekämpft 

wurden, stellte er zufrieden fest, im Machtdreieck von Adel, 

Beamten und Bürgertum stehe er "mitten zwischen Allen und gel¬ 

te bei Allen und treibe (seine) Sache ganz ruhig"; "von bei- 
18 9 den Parteien" werde er "ins enge Vertrauen gezogen" 

Abgesehen davon, daß sein Konzept vergleichsweise adelsfreund¬ 

lich war, wird sein entschieden ant^revolutionärer Standpunkt 

1830/31 dazu beigetragen haben, die Front der Berechtigten 

weiter aufzubrechen. Nicht zuletzt mag sie die bekannt enge 

Rückbindung Stüves an die Bauern seiner Heimat beeindruckt 

haben. Das stets gefürchtete Bündnis von Bauern und Bürgern 

nahm hier konkrete Gestalt an, und es mag Stüves Drohung mit 
190 der Zeitnot, in die die Grundherren allmählich gerieten , 

Nachdruck verliehen haben. 

Man darf nun der Versuchung nicht erliegen, Stüves Wirksam¬ 

keit in der Ständeversammlung gegenüber derjenigen seiner 

schlechter dokumentierten Mitstreiter überzubewerten. Gewiß, 

als Initiator ebenso wie in den Detailberatungen für die end¬ 

gültige Ab 1ösungsordnung war er die eindeutig dominierende 

Persönlichkeit. In einer dazwischenliegenden Phase, die für 

die Durchsetzung des Gesetzbeschlusses entscheidend war, 

trat er dagegen in den Hintergrund: im Februar 1829 war Stüves 

erster Anlauf gescheitert; fast genau ein Jahr später nahm 

ein abgeschwächter zweiter Antrag aus den Kreisen um den Ge¬ 

heimen Rat ihm vorläufig die Initiative aus der Hand, wurde 

dann, um die widerstrebende erste Kammer zu gewinnen, mit der 

Frage einer 10 % i g e n Grundsteuerreduktion gekoppelt, an der 

den Adligen sehr viel lag, und schließlich einer gemeinsamen 

Kommission beider Kammern überwiesen. Diese einigte sich, 

offenbar gegen den Einspruch des reaktionären v. Scheie, je¬ 

doch mit den Stimmen der übrigen drei adligen Vertreter (v.d. 
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Sc hu 1enburg-Wo 1fsburgf v. Honstedt und v. Knyphausen), am 

31.3.1830 auf ein Proposition an die Regierung, ob sich nicht 

außer den Zehnt-Gefällen "auch unter den lehns-, grundgutsherr¬ 

lichen einige finden, deren Ablösbarkeit besonders zu wünschen 

sey, weil sie entweder ihrer Natur und Beschaffenheit nach 

vorzüglich drücken oder dem besseren Emporkommen der Landes- 

Cultur zu sehr entgegenstehn, und ersuchen die Stände das 

Königliche Ministerium ... über die zur gesetzlichen Ablösbar¬ 

keit solcher Abgaben erforderlichen legislativen Bestimmungen, 

sowie über diejenigen gesetzlichen Verfügungen mit Ständen 

communicieren zu wollen, welche erforderlich seyn mögten, die 

freiwillige Ablösung der gutsherrlichen Abgaben und Prästa- 
19 2 

tionen zu erleichtern und zu befördern." 

Diesem Kommissionsbeschluß, Anfang April von beiden Kammern 

angenommen, entsprach die Regierung fast genau ein weiteres 

Jahr später, am 9.4.1831, mit einem Gesetzentwurf zur Ablös¬ 

barkeit der Lasten, der Durchbruch war geschafft. Der genannten 

Kommission hatten von Seiten der zweiten Kammer der Geheime 

Kabinettsrat Rose, der Hildesheimer Deputierte Lüntzel, der 

mit einer eigenen Schrift über die bäuerlichen Lasten im Hil- 
19 3 desheimischen hervorgetreten war , sowie die Abgeordneten 

Wedemeyer und Dommes, nicht jedoch Stüve angehört. Dies wie 

die lebhaften Debatten in der zweiten Kammer, wo sich wei¬ 

terhin u.a. der Meppener Advokat und Notar Sermes, sein Kol¬ 

lege Freudenthei1 aus Stade oder der Geheime Finanzrat und 

Sekretär Hüpeden hervortraten, und ebenso die nun einsetzen¬ 

de publizistische Diskussion zeigte, daß innerhalb und außer¬ 

halb der Ständeversammlung den Bauern eine starke bürgerliche 

Interessenvertretung erstanden war. Zwischen erster und zwei¬ 

ter Kammer gab es eine ganze Reihe persönlicher Beziehungen, 

die den gemäßigten feil der ersten Schritt für Schritt zum 

Einlenken veranlaßten. Über die konkrete Kommunikationsstruk¬ 

tur wissen wir indes, wenn wir uns von der zentralen Figur 

Stüves entfernen, reichlich wenig. 
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3.2.4. Die Unruhen der Jahre 1830/31 - Struktur und Zu¬ 

sammenhänge mit der Agrargesetzgebung 

Daß der Widerstand der Grundherren - des Adels wie des Staa¬ 

tes als großem Grundbesitzer - gegen eine Ablösung der bäu¬ 

erlichen Lasten nicht so rasch gebrochen worden wäre, hätte 

es nicht im Königreich Hannover auf die Kunde von der er¬ 

folgreichen französischen Julirevolution hin eine Reihe von 

Unruhen gegeben: darüber besteht Einigkeit. Aber es wird doch 

stets reichlich pauschal auf diesen Faktor verwiesen: "Auf- 

begehren des eigenen Volkes", "Bauernunruhen" heißt es da 
19 5 unter anderem, "revolutionäre Unruhen" , "kleinere Unru- 

19 6 
hen" , "Aufregung auf dem Lande" schließlich bei Werner 

197 
Wittich . Ein kurzer differenzierender Blick scheint von¬ 

nöten: auf die Ereignisse einerseits, auf ihre Perzeption 

durch die Zeitgenossen und deren politische Folgerungen da¬ 

raus auf der anderen Seite. 

In Hannover blieb wie im übrigen Deutschland - Sachsen und 

die hessischen Territorien ausgenommen - die ländliche Be- 
19 8 

völkerung weithin ruhig’ Dennoch bekamen die Bauern im 

Königreich und ähnlich im Hzt. Braunschweig im Gefolge der 

politischen Krise dieser Jahre die Grundentlastung zugestan¬ 

den. In beiden Fällen waren die Bauern Nutznießer einer po¬ 

litischen Systemkrise, die von städtischen Protestaktionen 

ausgelöst wurde - in Braunschweig führte kurzfristig-konjunk- 

tureller Unterschichten-Protest in die bürgerliche Bewegung 

gegen das Regime Karls II. hinein, die mit dessen Vertreibung 

endete und wiederum mit Nachfo1 geaktionen der Unterschichten 

einherging, in Hannover brachten Aufstände der Bürger von 

Osterode und Göttingen Anfang Januar 1831, denen rasch eine 

Welle von Petitionen aus anderen Städten nachfolgte, einen 
199 Umbruch in der politischen Führung ins Rollen - aber in 

beiden Fällen reichten die Ansätze zur Grundent1astung in 

die Zeit vor der Ju1irevo1ution zurück: in Hannover vornehm¬ 

lich aufgrund von Stüves par1amentarisch-pub1izistischem 
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Wirken, in Braunschweig von der Bürokratie betrieben und in 

allgemeiner Form ja auch von den Ständen zugestanden'^, ähn¬ 

lich in Sachsen, wo die Reform bürokratisch vorbereitet und 

von der Regierung längst in Aussicht gestellt war, ehe lokale 

bäuerliche - parallel zu kleinbürgerlichen Unruhen die Land- 
201 

stände 1831 endgültig zum Nachgeben veranlaßten . Es kommt 

also darauf an, wenn wir uns zunächst auf die Gesetzgebung 

zur Grunden11 astung konzentrieren, im zeitlichen Ablauf ge¬ 

nauer den Anteil von städtischer und ländlicher Aktion, vor 

allem auch den Zusammenhang von latentem Protest und psycholo¬ 

gisch-politischen Auswirkungen zu bestimmen. 

Zunächst muß hervorgehoben werden, daß das Ziel einer Entla¬ 

stung des Bauernstandes für die Städter im allgemeinen kein 

Thema war. Wünsche und Ziele, die im Sommer und Herbst bei 

verschiedenen kleineren Protestaktionen in den Städten ge¬ 

äußert wurden, blieben ganz auf die konkrete eigene Lebens¬ 

situation der beteiligten Bürger beschränkt. Bezeichnend ist, 

daß auch während der politisch nun weitaus weiterreichenden 

Göttinger Revolte diejenigen sich dort nicht durchsetzen konn¬ 

ten, die per Bekanntmachung konkrete Beschwerden und Abhilfe- 

forderungen auch zugunsten der notleidenden Bauern artikuliert 

sehen wollten, u.a. die entschädigungslose Aufhebung aller 

bäuerlichen Lasten und Ersetzung der grundherrlichen Verluste 
2 n 2 aus Domänenbesitz ^ . Nur von einem kleinen Kreis Gebildeter 

wurde publizistisch und parlamentarisch das Anliegen der 

Bauern überhaupt vertreten, dies allerdings zunehmend wir¬ 

kungsvoll, so daß es unter den lesenden, a 11gerneinpo1itisch 

Interessierten rasch Gemeingut werden konnte. 

Des weiteren ist festzuhalten,daß der Widerstand der Grund¬ 

herren gegen die Ablösung gebrochen, die Gesetzgebung grund¬ 

sätzlich schon in die Wege geleitet war, bevor die Osteroder 

Unruhen im Januar 1831 ausbrachen. Denn in der ersten Kammer 

der Stände Versammlung gewannen die Einsichtigen, wie schon 

erwähnt, bereits im Frühjahr 1830 die Oberhand, zu Stüves 

nicht geringem Erstaunen übrigens • Im Herbst drängte <ann 
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auch im Stader und Osnabrücker Provinzia 11 andtag die Rit¬ 

terschaft auf AblösungsgesetzeS t ü v e s Bericht zufolge 

reagierte die Regierung darauf noch nicht, weil man in der 

vergleichsweise ruhig gebliebenen Stadt Hannover "die Gefahr 

nicht (sah) wie sie war" . Indessen scheint ein Ministerial- 

bericht nach London vom 16.12.1830 immerhin eine Proklama¬ 

tion der Ablösbarkeit aller Grundlasten empfohlen oder gar 

verlangt zu haben; ein Reskript vom 10.1.1831 habe dann das 

Ministerium "bereits im allgemeinen zu einer Erklärung der 

Willfährigkeit" autorisiert, so der von Rose angefertigte Be¬ 

richt vom 3. Februar desselben Jahres - wobei man sich be¬ 

wußt war, daß nun auch eine "solche allgemeine Erklärung 

nicht mehr genüge, sondern daß die Erhaltung der Ruhe und 

des Friedens im Lande es nothwendig erfordere, mit einem ganz 

bestimmten Anträge ... sofort hervor zu treten, und wo mög¬ 

lich die Hauptgrundsätze der desfallsigen Verordnung ... 
2 0 6 noch in dieser Stände-Versammlung vorzulegen." 

Daß bereits Ende 1830 grundsätzlich die Weichen gestellt wa¬ 

ren, ist sicherlich neben der 'agitatorischen' Tätigkeit 

Stüves - und damit natürlich in Zusammenhang - der aufkom- 
20 7 

menden Umsturz furcht eines Teils der Privilegierten , und 

des Bürgertums wohl nicht minder, zuzuschreiben. Blicken wir 

kurz auf das Verhalten der Bauern, soweit das faßbar wird: 

Stüve selbst zeigte sich mehrfach erstaunt über die viel¬ 

fältige und enge Kommunikation zwischen Angehörigen verschie¬ 

dener Gemeinden, daß beispielsweise auf dem Markt in Bram- 

sche Artländer Eigenbehörige gezielt Rücksprache mit denen 

aus dem Amt Wittlage genommen hatten, um sie für die Ab- 
2 0 8 lösungssache zu aktivieren . Auch die Selbständigkeit, mit 

der die Bauern nun offenkundig die Gelegenheit wahrnahmen, 

einen aufrechten Vertreter ihrer Interessen gefunden zu ha¬ 

ben, kam für ihn z.T. ebenso unerwartet wie gelegen. 

Stüve war sich längst bewußt gewesen, wie stark, letztlich 

"unaufhaltsam", das Streben der Bauern nach "Freiheit" wir¬ 

ken mußte, wo es einmal, wie durch die westphälische Zeit 
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209 unter den Osnabrückern, geweckt war . Die Zahl der Los¬ 

käufe von den Eigenbehörigkeitsgefä11en war erheblich; um 

die "Sclaverei", wie man das Leibeigentum allgemein nannte, 

loszuwerden, waren viele zur Zahlung ganz willkürlich über¬ 

höhter Summen an den Leibherrn und zu äußersten Entbehrungen 

bereit . Andererseits war ihm aus vielen Gesprächen klar, 

"welch einen ungeheuren Einfluß die Idee vom Recht auf ganz 

schlichte Menschen übt und wie geneigt sie sind, alles Be¬ 

stehende für Recht zu nehmen. Daraus folgt dann, daß zu Re¬ 

volutionen durchs Volk sehr viel gehört; und daß es immer nur 

wenige sein können, die das Recht vom Bestehenden zu unter¬ 

scheiden und das Verhältnis desselben zu seinen Grundsätzen 
211 zu erkennen und zu erhalten wissen." Der Schritt von der 

Hinnahme des Bestehenden, d.h. auch der als enorm drückend 

empfundenen (Willkür-) Umstände bei einer 'Befreiung' auf dem 

Wege 'gütlicher Einigung', hin zur politischen Aktion be¬ 

durfte, sollte diese zielgerichtet sein und nicht allein in 
212 'unbedachtem Frondieren' gegen neue Belastungen bestehen, 

wie stets und überall in der ländlichen Gesellschaft der 

Anleitung. 

Und die gab Stüve offenkundig nicht nur als Advokat und auf 

seinen Wanderungen durch das Osnabrücker Land, sondern auch 

durch sein ' Lasten'-Buch. "Heute früh", schreibt er am 

11. Februar 1830, "kamen ein Paar Bauern zu mir von Menslage 

und Bippen. Die überbrachten mir Schriften, worin ich er¬ 

sucht wurde, auf dem Landtage für die Befreiung von Leib¬ 

eigenthum <sic> zu arbeiten, von ihnen selbst aufgesetzt, 

und unterzeichnet von sämtlichen Leibeigenen der Kirchspiele 

Menslage, Berge und Bippen; von Ankum, Gehrde und Airhausen 

sollten dergleichen noch kommen. Ein Bauersmann ihrer Ge¬ 

gend, der gern lese und über mancherlei nachdenke, sagten 

sie, habe mein Buch bekommen, und da sie gesehen hätten, da 

ich mich ihrer auf die rechte Weise annehme, so haben sie 

sich zusammengethan, um mich zu ersuchen, doch Alles zu thun, 

was in meinen Kräften stehe, um die Sache zu betreiben. Dazu 
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brachten sie noch eine Zuschrift, die ein Leibeigener zu 

Menslage selbst aufgesetzt, recht vernünftig und mit gar 

eigenthümlichen Argumenten aus der Bibel und sonst gegen 

diese unwürdige Last. Alles war so formlos, so rein aus den 

Leuten (ich habe in dortiger Gegend keine Verbindungen) selbst 
213 

hervorgegangen, daß es mich herzlich freute und rührte." 

Stüve wurde mit der Zeit "ihr Mann und ... wahrhaft Repräsen¬ 

tant des Landes"'^. Gr informierte die Bauern über das Ge¬ 

schehen in Hannover. Andererseits konnte er Massenpetitionen 

in den Kammer-Verhandlungen als Druckmittel einsetzen, so 

z.B. am 26. Februar 1830 diejenigen der genannten sechs Kirch¬ 

spiele des nördlichen Osnabrücker Landes mit mehr als 240 

Unterschriften; am 10. März überreichte er neuerliche Bitten 

von Eigenbehörigen um Befreiung mit diesmal etwas über 80 
215 Unterschriften"" . Im Jahr darauf wurde dieses Mittel dann 

216 
auch in anderen Gegenden des Königreichs häufig benutzt 

Daß sich darüberhinaus in Gewaltakten bäuerlicher Unmut Luft 

gemacht hätte, kam so gut wie gar nicht vor. Stüve hielt es 

1830 für "lächerlich ..., Gewalt von Seiten des Bauernstan- 

des zu fürchten". Zu Pfandverweigerungen wegen bestrittener 

Abgaben waren die Bauern allerdings bereit; nachdem be¬ 

kannt geworden war, welche Lasten auf dem Osnabrücker Pro¬ 

vinz i a 1 1 an d t a g in Frage geraten waren, schickte man sich 

zumal im dicht bevölkerten Süden des Osnabrücker Landes auch 

an, diese zu verweigern, sogar frühere Zahlungen zurückzufor¬ 

dern"1'8. Am 3. Dezember 1830 schreibt Stüve: "In manchen Ge¬ 

genden unsers Landes ist, wie man erst jetzt recht hört, die 

Stimmung so, daß es eines Funkens bedürfte, um Alles in 

Flammen zu setzen. Drohbriefe giebt's allenthalben, hie und 

da auch halbe Gewa1tthätigkeiten und überall Widersinn ge¬ 

gen Regierungsmaßregeln, die man nicht für genügend hält 

Nun, selbst als der 'Funke' von den Nachbarstaaten auf das 

Königreich übergesprungen war, die Aufstände in Osterode und 

und Göttingen die Artikulation von Unzufriedenheit in große 

Breite und Schärfe in Gang gesetzt hatten, die im Sturz 

,219 
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des Grafen Münster, der Einsetzung des vormaligen General¬ 

gouverneurs Adolf Friedrich von Cambridge als Vizekönig und 

nach der Niederwerfung der Aufstände in ersten wirklichen An- 
2 2 0 

sätzen zu sozialer und politischer Reform gipfelten - auch 

dann blieben die Bauern fast überall bei der Androhung von 

Gewalt, von Steuerverweigerungen o.ä. stehen. Stüves Vertrau¬ 

en in ihre Friedlichkeit blieb ziemlich ungebrochen, auch 

wenn einige Erlebnisse - die Gesmolder Bauern warteten nur 

darauf, ihre Aktionen von 1794 wiederholen zu können; man¬ 

cherorts zeige sich ein "Wohlgefallen an Unruhen, eine Hoff¬ 

nung auf Aenderung und Mangel der Scheu vor dem Kriege", die 

ihm schmerzlich sei - den 'Bauernfreund' bedenklich stimm¬ 

ten. Allenfalls in der Nähe der besonders unruhigen Städte 

kam es zu einigen Zwischenfällen oder Aktionen wie derjeni¬ 

gen von begüterten Bauern und Advokaten in Bovenden bei Göt¬ 

tingen, die zur Unterstützung des dortigen Auflehnungsver¬ 

suches am 10.1.1831 einen 'revolutionären' Gemeinderat bil¬ 

deten 222 

Man wird für das Königreich im ganzen sagen können, daß wäh¬ 

rend dieser unruhigen Jahre das politische Interesse der Bau¬ 

ern offenbar deutlich zugenommen hat, wobei ein gewisses Ge¬ 

fälle von Süden nach Norden anzunehmen ist. Die städtischen 

Unruhen Anfang 1831 übten nur noch einen Verstärkungs- und 

Beschleunigungseffekt auf die Reformansätze zur Ablösung der 

Leib- und Grundherrschaft aus. Der Glücksfall, daß die be¬ 

sonders belasteten Bauern im südlichen Niedersachsen - vor 

allem die Osnabrücker in Stüve, aber auch die Hildesheimer 

in Lüntzel , die Calenberger in Gülich - besonders vehemente 

und effektive Fürsprecher im po1itisch-pub1izistischen Be¬ 

reich gefunden hatten, trieb die Reform voran, verhinderte 

im Zusammenspiel mit der Mentalität der Bauern, die z.T. 

doch Erhebliches zu verlieren hatten, wirkliche Unruhen, Ge¬ 

waltanwendung, Rechtsbrüche. In einem Punkt profitierte der 

Bauernstand direkt von den hauptsächlich verfassungspoli¬ 

tischen Forderungen des Bürgertums: seine Repräsentation in 
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der Ständeversammlung wurde auf die Pflicht igen ausgedehnt und 
223 

erheblich erweitert 

Die Nöte und Beschwerden der ländlichen Unterschichten kamen 

im Jahr 1831 in zahlreichen Petitionen und Amtsberichten zum 

Ausdruck. Zumeist waren sie von der Regierung mit Kornunter¬ 

stützung, öffentlicher Arbeitsbeschaffung oder gewissen Ab¬ 

gab e e r 1 e i c h t e r un gen zu beschwichtigen. Wo es - wiederum nur 

im südlichen Niedersachsen, auch in Ostfriesland - zu ein- 
2 24 

zelnen Unruhen oder Gewalttaten kam , blieben sie stets auf 

das eigene Dorf begrenzt. Viele mittellose Unterschichtsan¬ 

gehörige "suchten durch verstärkten Forst- und Jagdfrevel so¬ 

wie in organisierten Diebes- und Schmuggierbanden ihre Situa- 
2 2 3. 

tion erträglicher zu gestalten." Dies war jedoch nichts 

qualitativ Neues gegenüber dem Verhalten in früheren Not¬ 

situationen. Insgesamt blieben die ländlichen Unterschichten 

weitgehend ruhig. Mir scheint, als sei um das Jahr 1830 hin¬ 

sichtlich ihrer 'Gefährlichkeit', Aufstandsbereitschaft, Ent¬ 

wurzelung usw. die Perzeption der regierenden Schichten der 

Realität noch weit voraus gewesen, ohne daß dies für die Un¬ 

terschichten im Königreich sozialpolitisch langfristig posi¬ 

tive Ergebnisse bewirkt hätte. Was dem verbreiteten 'Pulver- 
2 2 6 

faß'-Bewußtsein an politischer Aktivität entsprang, kon¬ 

zentrierte sich vielmehr zusehends auf die Sicherung des 

Bauernstandes als des sozialen Puffers. Dies läßt sich gut 

anhand der Diskussion über Auswanderung in den folgenden Jah¬ 

ren verfolgen: wer dafür war, erhoffte sich in erster Linie 

den Abfluß bindungsloser, staatsgefährdender 'Elemente'; 

Bedauern äußerte man, wie z.B. Stüve, wenn man wohlhabende 

Bauern ihr Erbe verkaufen und fortziehen sah: "So bleibt 

uns denn am Ende die Vermögens- und hilflose Menge; und 
2 2 7 

geht es denen gut, so wird das Übel fortschreiten " ! 

1848 holte dann die Realität frühere düstere Prognosen ein, 

und die ländlichen Unterschichten in Nordwestdeutschland 

rebellierten wirklich in bislang ganz unbekanntem Ausmaß. 

Und zwar mit einer bedeutenden Akzentverschiebung: daß sich 
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jetzt mehr als je zuvor Protest gegen die eigenen Dorfge¬ 

nossen, die Grundbesitzer richtete, auf die man in rasch 

zunehmendem Maße die Ursachen der eigenen Existenznot pro¬ 

jizierte. 

Für das Jahr 1830 mag es noch etwas zu verwegen sein, so 

allgemein wie E.W. Buchholz zu konstatieren, es gehe "ein 

Riß durch das Landvolk, eine Aufspaltung in 'niedere Volks- 
2 2 8 

klasse' und 'rechtliche, wohlhabende Einwohner'" ; jeden¬ 

falls scheint mir für das Königreich Hannover da noch Zu¬ 

rückhaltung geboten. Gewiß, der 'objektive' Interessengegen¬ 

satz war bereits 1830 mit dem Fortgang der Gemeinheitsteilun¬ 

gen und der ständig zunehmenden Konkurrenz um Arbeit und 

Pachtland, der wachsenden strukturellen Abhängigkeit des 

Häuslings- bzw. Heuerlingshaushalts scharf ausgeprägt; der 

Kampf in den Gemeinden um Beiträge der Nicht-Stimmberechtig- 

ten zu den gemeinsamen Lasten sorgte für zusätzliche Spannungen 

Doch die wirtschaftliche Lage der Unterschichten ver¬ 

schärfte sich dramatisch erst mit dem rapiden Abfall der 

Nebenerwerbskonjunktur und dem gleichzeitigen Anstieg der 

Nahrungsmittel-, Holz- und Pachtpreise in den 1830er und Äser 

Jahren, als die Bauern aus dem Tief der Jahre bis 1823 (und 

schwächer nochmals zu Beginn der 30er Jahre5 sich zu einigem 

Wohlstand aufschwingen konnten, während die Unterschichten 

immer stärker auf bedrohte landwirtschaftliche Ressourcen 

angewiesen waren bzw. schon verlorene zurückforderten. 

Die Durchführung der Agrarreformen liberaler wie 'konserva¬ 

tiv- 1 i ber a 1 i si e r en de r ' Provenienz beförderten diese Ent¬ 

wicklung ebenso wie konjunkturelle > aktoren und wie die 

Auswirkungen jener Domizil- und Trauscheinordnung von 1827, 

die Vermehrung und Fluktuation der Landlosen so weit wie 

möglich beschränken sollte. Indem damit Mobilität der Un¬ 

ter sc h i ch t s an gehö r i g en in der Tat weitgehend unterbunden, 

andererseits den Gemeinden, d.h. den Hofbesitzern, ein Mo- 
2 2 9 

nopol auf die Erteilung des Domizilrechts eingeräumt wurde " , 

bürdete man dem einzelnen Dorf für die Zukunft ein er- 
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hebliches Konf1iktpotentia 1 auf. 

Der "Riß", so scheint mir, war 1830 in vielerlei Ansätzen 

existent, blieb aber noch weithin latent - zumindest für 

den späteren Betrachter, der den täglichen 'Kleinkrieg' 

nicht zu rekonstruieren vermag. Eine subjektive Entsprechung 

zu den vorhandenen Interessenkonf1ikten, ein gegen die 

Vollbauern oder die Bauern überhaupt gerichtetes Wir-Bewußt- 

sein der Unterschichten, ist 1830/31 ebenfalls erst in An¬ 

sätzen zu erkennen. Wiewohl die Gruppe der Heuerlinge oder 

Häuslinge eines Dorfes häufig nur für sich beim Amtmann 

oder Advokaten vorstellig geworden sein mag, erscheinen in 

Amtsberichten oder Petitionen ihre Beschwerden in den aller¬ 

meisten Fällen gemeinsam mit denen der Bauern. Einigermaßen 

typisch dürfte die gemeinsame Bittschrift der Gemeinden 

Beuchte (Amt Vienenburg), Burgdorf und Gielde (beide Amt 
. 2 30 

Schladen) in der LD Hildesheim vom 30.1.1831 sein : man 

beklagt die Allmacht der Beamten, fordert Trennung von Ge¬ 

richt und Verwaltung, Ermäßigung der Grund- und der Personal¬ 

steuer sowie der Chauseedienste und schließlich, daß Grund¬ 

zinsen, Dienste und Zehnten ablösbar würden und "daß Jeder, 

welcher dem Staat steuert, auch an der Wahl der Landstands- 

deputirten theilnehmen dürfe". 

Die Petition trug 169 Unterschriften, davon aus Beuchte 56: 

5 von Ackerleuten bzw. Halbspännern, 6 von Großkötnern, 7 

von sonstigen Kötnern, 16 von Brinksitzern und Anbauern, 18 

von Häuslingen und 4 weitere ohne Angabe. Obwohl Häuslinge 

beteiligt waren, fehlte die oft erhobene Forderung nach Auf¬ 

hebung des Schutz- und Dienstgeldes, möglicherweise ein Punkt, 
.231. 

der dem federführenden Advokaten unerheblich erschien . Die 

Häuslinge traten kaum als besondere Gruppe in Erscheinung. 

Vereinzelte Fälle von Gewaltanwendung wie der schon erwähnte 

im Osnabrücker Land sind auch für das Hzt. Braunschweig nacü- 

gewiesen worden^^; sie waren aber nicht direkt) gegen Bau¬ 

ern gerichtet. Immerhin gab es dort in einem Dorf 'eine ‘rei- 
„ 23 3 

willige Vereinigung eines Theils der Hof- und Hausbesitzer 
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gegen die Häuslinge; amtsseitig wurden solche Zusammenschlüs¬ 

se gefördert, nicht jedoch von der Regierung, da sie bereits 

in solchen Kommunalgarden mangelhaftes Interesse an der Siche¬ 

rung des Eigentums befürchtete^^. 

Verglichen mit der Situation 1848, machen die Dörfer knapp 

20 Jahre zuvor nach außen hin noch einen relativ geschlosse¬ 

nen Eindruck. Um auf die allmähliche Verschärfung der sozialen 

und wirtschaftlichen Polarität in den Gemeinden schließen zu 

können, bleibt nur die genaue Analyse des Geschehens im 

März/April 1848 vor dem Hintergrund der wichtigen Entwicklungs¬ 

trends in der Zwischenzeit. 

3.2,5. Die Ablös u n g_s g_e s e t z e _18 3 1/3 3 

Der Entwurf zu einem Ablösungsgesetz, den die Regierung den 

Ständen am 9.4.1831 vorlegte, wurde in der gemeinsamen Kom¬ 

mission beider Kammern, die Stüve ganz eindeutig beherrschte, 
2 3 5 

von Grund auf umgekrempelt" . Am 10.11. desselben Jahres 

wurde - fast identisch mit einem Neuentwurf von Stüves Hand - 

die "Verordnung über die bei Ablösung der grund- und gutsherr¬ 

lichen Lasten, und Regulierung der bäuerlichen Verhältnisse 
2 3 6 

zu befolgenden Grundsätze" veröffentlicht, im wesentli¬ 

chen eine Art Absichtserklärung, die "der annoch nothigen Un¬ 

tersuchung einzelner Verhältnisse" (Präambel) nicht vorgrei- 
2 3 7 

fen sollte. Die ausführliche Ablösungsordnung , bestehend 

aus 354 Paragraphen und wiederum maßgeblich von Stüve ge¬ 

prägt, erschien am 23.7.1833 zugleich mit einer "Verordnung 

über die Verhältnisse der ... durch Ablösung freigewordenen 

Güter, so wie über die Veräußerung von Grundstücken geschlos¬ 

sener Güter zur Ablösung von Lasten" sowie einer weiteren zur 
? 3 R 

Vererbung von Grundbesitz . Der Inhalt dieses Gesetzeskom- 
2 3 9 

plexes ist mehrfach zusammenfassend dargestellt worden , 

ich kann mich auf die a 11erwichtigsten Punkte beschränken: 
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Ablösbar wurden alle grundherrlichen Verhältnisse - voraus¬ 

gesetzt, das Nutzungsrecht des Pflichtigen war erblich2^0 

Zinsen, Zehnten, Reallasten und Abgaben, dietfvon lehnbaren 

Grundstücken an den Lehnsherrn geleistet wurden. 

Das Kündigungsrecht stand im Regelfall nur dem Pflichtigen 

zu, dem Berechtigten allein für bestimmte Erbzinsverhältnis« 
241 

se , sowie für unregelmäßige Gefälle; deren Umwandlung 

in eine Geldrente konnte er verlangen. 

Die Ablösung war durch freie Vereinbarung - eingeschränkt 

durch nicht zu verletzende Bestimmungen zur Erhaltung der 

Höfe - oder durch amtliche Auseinandersetzung herbeizu¬ 

führen. 

Ablösungsmittel: alle festen Geld- und Getreideabgaben muß¬ 

ten durch eine Kapitalzahlung in ungetrennter Summe abge¬ 

löst werden; Dienste, Zehnten, veränderliche Gefälle oder 
242 Naturalabgaben außer Getreide konnten in eine Geldrente 

verwandelt werden, die wiederum jederzeit durch Kapitalzah¬ 

lung ablösbar war. Zur Ablösung des Zehnten konnte Land ab¬ 

getreten werden, und zwar bis zu einem Sechstel der zehnt- 

baren Flur . 

Die Entschädigung des Berechtigten betrug durchweg das 

25fache des ermittelten Jahreswertes der Leistung, wobei 

Gegenleistungen an den Pflichtigen in Abzug zu bringen wa¬ 

ren. 

Die Eigenbehörigkeit endete mit Ablösung der veränderlichen 

Gefälle (Auffahrt, Sterbfall, Freibriefe und Heimfall) 

für den Hofbesitzer, seine Frau und alle noch nicht abge¬ 

fundenen Abkömmlinge des Hofes. Gesindezwangsdienste wur¬ 

den entschädigungslos aufgehoben. 

Mit der Ablösung der grundherrlichen Lasten erwarb der Hof¬ 

inhaber das volle Eigentum seines Hofes, allerdings vorbe¬ 

haltlich landespolizeilicher Beschränkungen der Dispositions¬ 

befugnis. Alle Institute des Meierrechts wurden als bäuer¬ 

liches Privatrecht wieder eingeführt: Erbfolge, Bevorzugung 

des Anerben, Bestimmungen über die Brautschätze abgehender 
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Kinder, eheliches Güterrecht, Leib züchten, Interims« irt- 

schaft usw. 

Den Ämtern bzw. Gerichten stand fortan ein Aufsichts- und 

Konsensrecht bei sämtlichen Kontrakten über die Höfe als 

ganze oder in Teilen zu. 

"So hat der hannoversche Staat durch die Ablösungsgesetzge¬ 

bung zwar die Aufhebung der Privatgrundherrschaft ermöglicht, 

aber zugleich die von und unter der Privatgrundherrschaft ge¬ 

schaffene ländliche Verfassung auf das strengste aufrecht er- 
2 (±t± 

halten. " 

Mehrere Anträge Stüves, im Zuge der Ab 1ösungsgesetzgebung auch 

sogleich eine staatliche Kreditanstalt zu errichten, damit 

die Ablösungen rascher in Gang kämen - an der vorübergehenden 

starken Schulden-Belastung der Bauern, ob nun gegenüber dem 

Grundherrn oder der Kreditkasse, hätte das generell freilich 

nichts geändert -, blieben ohne Erfolg. Erst 1840 wurde eine 

Landrentenbank geschaffen. 

3.2.6. Die Landgemeinden im Vormärz 

Eine grundlegende Neuerung erfuhr das Landgemeindewesen im 

Vormärz nicht“^. Sie wäre aus verschiedenen Gründen, die mit 

der Zeit an Dringlichkeit Zunahmen und sich bündelten, er¬ 

forderlich gewesen: anläßlich der Neuordnung der Ämter im 

Jahre 1823 wurden Stellung und Aufgaben der Bauermeister neu 

festgelegt, doch blieb in wesentlichen Fragen, u.a. bei der 

Klärung der Wohnrechtsverhältnisse der Häuslinge, die Fein¬ 

abstimmung der Funktionen zwischen Verwaltung und Gemeinde 

unklar, auch Bauermeister-Instruktionen der folgenden Jahre 

und die Domizil- und Trauscheinordnung von 1827 ließen viele 

Probleme offen. Die Gemeinheitsteilungen entzogen mit dem 

genossenschaftlichen Wirtschaften und der Möglichkeit des 
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Rückgriffs auf die Gemeinheiten als Vermögensreserve dem 

traditionellen Gemeindewesen konstitutive Elemente. Besitz¬ 

veränderungen verschoben trotz aller Beschränkungen Umfang 

und rechtlichen Status der Höfe weiter gegeneinander. 

Mit dem Wachstum der unterbäuerlichen Schicht schob sich das 

Integrationsproblem, inwieweit sie an den Lasten und damit 

auch an Rechten und Einrichtungen der Gemeinde partizipieren 

sollten, immer dringlicher in den Vordergrund; zum anderen 

ließ die Armut von immer mehr Gemeindebewohnern die Unter¬ 

stützungspflicht ob nun gemeindlicher oder übergreifender 

Verbände - da bestanden erhebliche regionale Unterschiede - 

zunehmend problematisch werden, solange keine allgemein ver¬ 

bindliche Regelung der Armenfürsorge bestand. Andere Gemein¬ 

defunktionen wie die Sorge für den Wegebau, die Verteilung 

von Chausseediensten oder die Unterhaltung von Schulen nahmen 

an Umfang zu, während die ständigen Einnahmen der Gemeinden, 

die früher halt vornehmlich aus der Verpachtung von Gemein¬ 

grund geflossen waren, tendenziell zurückgingen . 

Das Zusammentreffen von Verschiebungen in den Besitzverhä1t- 

nissen und wachsendem Funktionsdruck auf die Landgemeinden 

gab den Gemeindeg1iedern zahlreiche Anlässe, eine Neuvertei¬ 

lung bestimmter Rechte und Pflichten zugunsten des eigenen 

materiellen Interesses zu verlangen, wobei den Behörden als 
,_ _. .246 

Schlichtungsinstanz stets eine gewichtige Rolle zufiel 

Schließlich verlangte die Exemtion der privilegierten Gü¬ 

ter von den Landgemeinden angesichts deren wachsender Bela- 

stung und ohnehin aus allgemeinpolitischen Gründen nach einer 

grundsätzlichen Regelung des Gemeindewesens. 

Wie gesagt, dazu kam es nicht. Vielmehr wurden verschiedent¬ 

lich partielle Grundlagen geschalten, z.T. in sich bereits 

unklar (z.B. die Domizi1 rege 1ung, worauf gleich noch einge¬ 

gangen wird), z.T. von vornherein ohne Realisierungschance 

(so die Grundsätze zur Beseitigung der Exemtionen), insge¬ 

samt lückenhaft und unzureichend. Für zahlreiche Streitpunkte 

bildeten Prozesse und Verg1eichssch1üsse der Behörden - zu- 
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meist prekäre, nicht einmal auf Landdrostei-Ebene einheitlich 

Kornprcmi sse zwischen 'Herkommen' und Anerkennung moderner Ent¬ 

wicklungen - die einzige Lösungsmöglichkeit. Der Mangel an 

politisch durchgreifender Regelung der Gerneindeverhä 11nisse 

schärfte Gruppen- und Schichtegoismen in jeglicher Richtung 

und trieb die Dissoziation der Landgemeinden, wie sie durch 

die Gemeinheitsteilungen initiiert war, weiter voran. Wohl- 

gemerkt, die Rede ist hier weniger von dem Antagonismus zwi¬ 

schen Besitzbauern und Landlosen als von den Interessenkon¬ 

flikten innerhalb des Bauernstandes: sie haben nach langen 

Streitigkeiten - die es immer gegeben hatte, aber nie so ge¬ 

häuft, in der Region schnell Schule machend und im Grund¬ 

schema so gleichförmig - natürlich dazu geführt, daß die Bau¬ 

ern sich neu miteinander arrangierten. Sie waren zugleich 

Ausdruck und Mittel zur Beförderung eines modernen Bewußtseins 

daß man - in der Regel als Gruppe - versuchen müsse, eine Bes 

serung der eigenen Situation durch neue Rechtssetzungen zu 

erreichen, wie dies mehr oder minder erfolgreich in Nachbar¬ 

orten auch versucht wurde, eines Bewußtseins davon, daß Sta¬ 

tus und wirtschaftliche Möglichkeiten von Haus und Hof nicht 

unverrückbar festlägen, sondern auf vielfältige Weise in Be¬ 

wegung geraten seien. 

Und das Bewußtsein von der politischen wie wirtschaftlichen 

Vermehrbarkeit des individuellen Nutzens implizierte ganz 

selbstverständlich, daß man sich zunehmend der lästigen Ver¬ 

sorgungsempfänger und der christlichen Hilfspflichten zu ent¬ 

ledigen suchte, daß man die Beziehungen zu Gesinde, Tagelöh¬ 

nern, Gemeindearmen usw. auf das ökonomisch Notwendige redu¬ 

zierte . 

Zu den gesetzlichen Tei1-Rege1ungen der Gemeindeverhä 11nisse: 

Die Domizi1ordnung von 1827 bestimmte, das Wohnrecht an einem 

Ort werde erworben entweder durch Geburt (bei Frauen auch: 

Heirat), ausdrückliche Aufnahme in die Gemeinde oder durch 

"bloßen Aufenthalt" und Führung eines eigenen Haushalts über 

fünf Jahre h i n ^ . Im letzteren Falle müsse die Absicht, in 
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der betreffenden Gemeinde den bleibenden Wohnort zu neh¬ 

men, deutlich sein - wobei ein Gemeindemitglied in der Regel 

dem "Vorschub leiste" Zeitpächter, also z.B. Heuerlinge, 

fielen ausdrücklich nicht unter diese Regelung. Sie konnten 

nur durch vertragliche Vereinbarung mit der Gemeinde dort das 
2 4 8 

Domizilrecht erwerben 

Die Aufnahme in die Gemeinde durch Vereinbarung konnte ge¬ 

schehen auf dem Wege des Erwerbs eines Wohnhauses oder durch 

die Zustimmung der Gemeinde unter Genehmigung der Obrigkeit 

oder, drittens, "durch Bestimmung der Obrigkeit wider den 

Willen der Gemeinde", /und zwar für konzessionierte Gewerbe¬ 

treibende, Handarbeiter oder Tagelöhner, die nachweisen konn¬ 

ten, wahrscheinlich für längere Zeit einen Erwerb zu finden, 

sowie sonstige Personen mit hinreichendem Vermögen und einer 

Wohnung. Stüve zufolge brachte die Regierung dieses Gesetz 

in erster Linie ein, um den Behörden diese Eingriffsrechte - 

die jedoch zu ungenau ausgestaltet seien - gegenüber der Ab¬ 

schließung s t e n de n z der Gemeinden zu sichern. Sie hatte den 

Erwerb des Domizils, u.a. durch eine Frist von nur zwei Jah¬ 

ren stillschweigenden Aufenthalts, noch mehr erleichtern wol- 
249 

len, was aber am Einspruch der Stände scheiterte 

Die Domizi1ordnung wurde im Sinne restriktiver Bevölkerungs¬ 

politik ergänzt durch Bestimmungen über die Erteilung von 
2 30 Trauscheinen vom 1. August 1827 : demnach durfte kein 

Pfarrer Trauungen von Personen, die unter Amts- oder Magistrat s- 

obrigkeit standen, vornehmen, ehe sie nicht eine Bescheini¬ 

gung der Gemeinde, in der sie sich niederlassen wollten, an¬ 

brachten, des Inhalts, daß sie dort aufgenommen würden und 

sich selbst ernähren könnten. Hinsichtlich derjenigen Per¬ 

sonen, die sich auf exemten Gütern ansiedelten, waren die 
2 51 

Bestimmungen über Domizil und Trauschein äußerst unklar ; 

gegen die Intention des § 11 der Domizi1ordnung, die Güter 

zum vertraglichen Anschluß an einen Gemeindeverband, d.h. 

insbesondere einen Armenverband zu bewegen, setzte sich der 

Adel erfolgreich zur Wehr. 
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Mit den Exemtionen in erster Linie beschäftigt sich das 

vierte Kapitel des Staatsgrundgesetzes von 1833: "Von den 
2 3 2 Gemeinden und Körperschaften" . Jeder Landeseinwahner so¬ 

wie jedes Gut, Haus oder Grundstück müsse, vorbehaltlich ge¬ 

wisser Ausnahmen allerdings, einer Gemeinde angehören. 

"Exemtionen von Gerneinde1asten sollen nicht ferner Statt 

finden. Rechtlich bestehende Exemtionen können gegen vorgän¬ 

gig auszumittelnde Entschädigung aufgehoben werden." (§43) 

Ausführungsbestimmungen dazu wie überhaupt für die "Regulie¬ 

rung des Gemeindewesens" werden der Provinzia1 gesetzge bung 

überlassen. Bis zum Anschluß des Gutes an eine Gemeinde auf 

dem Wege gütlicher Übereinkunft bzw. nach gewissen allgemeinen 

Grundsätzen, die in § 46 des Staatsgrundgesetzes nieder¬ 

gelegt sind, verändere sich der Status des Gutes in keiner 

Weise. Ferner wird die generelle Einschränkung getroffen, daß 

Domänen oder Güter, deren Lage eine Vereinigung mit einer Ge¬ 

meinde "nicht angemessen erscheinen" lasse, selbständig blei¬ 

ben könnten (§45 und 34); jedes größere Gut konnte danach 

seine weitere Exemtion beanspruchen. Auch die Verfassungsno¬ 

velle vom 9.9.1848 hob diese nicht grundsätzlich auf (§llff.). 
2 5 3 

Der Widerstand des Adels hatte hier auf ganzer Linie Erfolg 

Das Staatsgrundgesetz legte auch für die innere Verfassung 

bestimmte Normen fest: den Landgemeinden stehe, heißt es in 

§ 54, "die eigene Verwaltung ihres Vermögens, die Regulierung 

ihrer übrigen inneren Gerneindeverhä 11nisse und der ihnen ob¬ 

liegenden Gemeindeabgaben und Leistungen, so wie eine Theil- 

nahme an der Handhabung ihrer Flur- und Fe1dmarks-Po1izei 

zu", außerdem das Recht zur Wahl von Gemeindevertretern so¬ 

wie, "unter Vorbehalt obrigkeitlicher Bestätigung", der Ge¬ 

meindebeamten. In § 60 des Landesverfassungsgesetzes fehlten 

die Bestimmungen über Regulierung der inneren Gemeindeverhält- 

nisse, Flur- und Fe1dmarkspo1izei sowie über die Organisation 

einer Vertretung; ausdrücklicher als im Staatsgrundgese<z wur¬ 

de hier auf die Porvinzia 1 gesetzgebung verwiesen. 
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Wie schwerfällig diese Gesetzgebung in den Provinzen arbei¬ 

tete, nahe an den wirklichen Problemen zwar, aber durch die 

scharfen Interessengegensätze zwischen der Ritterschaft auf 

der einen und, zumeist vereint, Städten und freiem Grundbe¬ 

sitz auf der anderen Seite blockiert; wie viele Querstände 

zwischen Provinziallandtag, Landdrostei und Regierung, auch 

der Allgemeinen Ständeversammlung in Hannover hier dringende 

Problemlösungen aufschoben, hat H.-J. Behr in seiner Studie 

über die Qsnabrücker Landstände anhand zahlreicher Einzel¬ 

probleme gezeigt. Die Probleme und Entscheidungsstrukturen 

dort unterschieden sich natürlich graduell von Verhältnissen 

in anderen Landesteilen - man denke an den Problemdruck des 

Heuerlingswesens, die Existenz einer Kurie der freien Grund¬ 

besitzer seit 1818/19'^ -, aber das Ergebnis, Verschleppung 

einer durchgreifenden Neuordnung des Landgemeindewesens, war 

überall dasselbe. 

Einen zentralen Streitpunkt bildete die Verteilung der Kom¬ 

munallasten, insbesondere die Aufbringung der Armenunterstüt 
255 

zung und der Schulgelder 

Der Osnabrücker Provinzia 11andtag befaGte sich mit der frage 

wie die Repartition der Kommunallasten gewandelten Verhält¬ 

nissen anzupassen, das Höfek1assen-Kriterium durch eine An¬ 

wendung aktueller Steuersätze als Maßstab zu ersetzen sei, 

erstmals 1828 auf Eingaben der Eingesessenen von Essen und 

Hunteburg hin, zu denen aus anderen Kirchspielen rasch wei¬ 

tere hinzukamen, zum Teil ganz konträren Inhalts. Zunächst 

scheiterte jede Regelung am Widerstand der Kurie der freien 

Grundbesitzer, in der offensichtlich allein freigewordene 

Erbenhöfe und ihre Interessen vertreten waren. Man klammerte 

sich gänzlich an das Prinzip gleicher Lasten für alle Reihe¬ 

höfe, insbesondere so lange die Beiträge der Exemten noch 

nicht festgelegt seien. 

Die Landschaft überwies das Problem der Allgemeinen Stände¬ 

versammlung, die aber außer den genannten allgemeinen Grund¬ 

sätzen keinerlei Neuordnung veranlaßte. Auch bei der Land- 
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drostei blieb es trotz mehrfachen Drängens der Landstände 

bei Ansätzen zu einer Gemeindeordnung. Im Jahre 1843 schließ¬ 

lich wurde auf Initiative der freien Grundbesitzer hin, die 

endlich sämtliche Guts-Exemtionen beseitigt zu sehen wünsch¬ 

ten, und gegen den Widerstand der Ritterschaft eine ständische 

Untersuchungskommission eigesetzt; ihren Bericht vom 9.4.1843 
2 5 6 verfaßte Stüve : eine befriedigende Klärung des Lasten¬ 

problems sei nicht möglich, hieß es darin, ohne daß einer¬ 

seits das Stimmrecht in den Gemeinden entsprechend den Be¬ 

sitz verhä1tnissen einheitlich geregelt werde, andererseits 

seien die mannigfachen Überschneidungen von Kirchen-, Schul-, 

Armen- und Domizil verbänden, die gerade im Osnabrückischen 

politische Eingriffe ungemein komplizierten, sowie sämtliche 

Exemtionsansprüche vorab offenzulegen, zu prüfen und neu zu 

ordnen. Konkret machte die Kommission einige klug differenzie¬ 

rende Vorschläge: die Armenlast sollten kombiniert die Bau- 

erschaften - mit Naturalleistungen vor allem - und ein 

Kirchspie1fonds tragen, in den u.a. jeder Einwohner je nach 

Vermögen und Einkommen Beiträge zahlte; Dienste sollten nach 

Höfeklassen geleistet werden, denen der einzelne Hof aber 

nicht nach traditionellem Rechtsstatus, sondern entweder nach 

Landbesitz oder nach der Anzahl der gehaltenen Pferde zuzu¬ 

ordnen war; für Einguartierungen sollte allein entscheidend 

sein, ob genügend und angemessener Raum vorhanden war; die 

übrigen Lasten - Zuschüsse zum Wegebau, Militäraushebungen, 

Feuerlöschwesen, Verwaltungsaufwand usw. - sollten nach einem 

Schlüssel festgesetzt werden, der einer Kombination der di¬ 

rekten Steuern folgte und im Einzelfall modifizierbar sein 

mußte. Insgesamt blieb noch viel Spielraum für innergemeind¬ 

liche Auseinandersetzungen und Forderungen nach Sonderrege¬ 

lungen. Die zweite und dritte Kurie der Osnabrücker Land¬ 

schaft hießen die Empfehlungen der Kommission sofort gut. 

Nicht jedoch die Ritterschaft: vornehmlich aufgrund persön¬ 

licher Motive (Verfassungskonf1ikt!) und weil man jeden An¬ 

schein eines Einlenkens in der Exemtionenfrage vermeiden 
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wollte, sperrte sich der Adel völlig gegen die Kommissions¬ 

vorschläge (an denen auch er nicht mitgearbeitet hatte). 

So unterblieb jede Einigung; die Allgemeine Ständeversammlung, 

der die Osnabrücker Ritterschaft in ihrer Not das Problem 

wieder zuzuschieben versuchte, wie die Regierung in Hannover 

blieben passiv. "Auch die Gemeindeordnung von 1852 hielt an 

dem 'herkömmlichen oder sonst gültigen Fuße' der Lastenver¬ 

teilung fest, bis ein anderer Beitragsfuß festgestellt sei. 

Es blieb den Gemeinden Vorbehalten, Änderungen zu beschließen 
2 5 7 und diese von der Aufsichtsbehörde bestätigen zu lassen." 

Einander blockierende Interessen von freien Bauern und Ritter¬ 

schaft, Unfähigkeit der Landdrostei zur Vermittlung und 

Passivität Hannovers wirkten also dahingehend zusammen, daß 

die Landgemeinden in dieser wichtigen Frage sich selbst über¬ 

lassen blieben bzw. der Einwirkung der Ämter. In den anderen 

Landesteilen ergaben sich etwas abgewandelte politische Kon¬ 

stellationen - vor allem hatten dort die freien Bauern nicht 

dasselbe Gewicht wie in Osnabrück^ -, aber zu Lösungen in 

der Kommuna 11asten-Frage kam man nirgends. Es handelte sich 

bei diesen Beiträgen zum Schulwesen, Wegebau usw. keineswegs 

immer - am ehesten noch bei der Armenunterstützung - um er¬ 

hebliche Beträge, die quantitativ etwa der Steuerlast gleich¬ 

gekommen wären. Der Streit ging viel eher ums Prinzip, um das 

oder gegen das ins Rutschen geratene 'Herkommen'. Er brach 

in der Regel aus, wenn Sonderausgaben, für ein Schulhaus, Wege 

bau, einen neuen Unterstützungsfa11 zum Beispiel, anstanden 

und umgelegt werden mußten, Fälle, wie sie sich im Vormärz 

zusehends häuften; Präzedenzfälle in der näheren Umgebung 

erhöhten natürlich die Konf1iktbe reitschaft. Blieben Streitig¬ 

keiten um die Kommunallasten in den 1820er Jahren noch Ein¬ 

zelfälle, so hatte bis 1850 dann doch die Mehrzahl der Ge¬ 

meinden auf diese oder jene Weise solche Auseinandersetzungen 
259 

durchgemacht oder war immer noch darein verstrickt 

Einige typische Konflikte aus Gemeinden des Hildesheimer 

Raums, genauer: aus dem Gebiet, das 1852 in den Ämtern Alfeld 
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und Lamspringe zusammengefaßt war , mögen als Illustration 

dienen. Fast immer traten Konflikte um die Kommuna11asten 

erst nach vollzogener Gemeinheitsteilung auf; so etwa in 

Wettensen , wo bis zu der 1823 erfolgten Teilung alle Aus¬ 

gaben der Gemeinden von den jährlichen Einkünften aus ver¬ 

pachteten Gemeinde-Grundstücken bestritten worden waren und 

niemand sich im Jahr 1836 erinnern konnte, daß jemals außer¬ 

ordentliche Umlagen nötig gewesen wären. Als dieser Fall 

erstmals eintrat, 1825 für einen Schulbau im benachbarten 

Eimsen, leisteten die drei Ackerleute und zwei Kötner des 

Dorfes - weiterhin lebten in Wettensen eine Anbauern- und 

21 Häus1ingsfami1ien, die nicht zur Realgemeinde gehörten - 

ihren jeweiligen Beitrag nach dem Verhältnis der von ihnen 

entrichteten Grundsteuer. Dieser Verteilungsschlüssel wurde, 

bestätigt auch vom Amt Winzenburg im Jahre 1828, über ein 

Jahrzehnt hin beibehalten, ehe offensichtlich zwei Acker¬ 

leute um eine Änderung nachsuchten. Sie fühlten sich im 

Verhältnis zu den Kötnern übermäßig belastet und verwiesen 

darauf, daß in früherer Zeit von überschüssigen Gemeinde- 

Einnahmen ein Ackermann stets drei, ein Kötner zwei Teile er¬ 

halten habe; dies sei auch für die Lastenvertei1ung ein ge¬ 

eigneter Maßstab, auf das Grundsteuerkriterium habe man sich 

damals nur unter Druck des Amtes eingelassen. 

Das nunmehr zuständige Patrimonia 1gericht Brüggen-Wispen- 

stein erklärte dazu, daß ein Kötner zwei Drittel des Beitra¬ 

ges eines Ackermanns zahlen solle, sei "sehr unbillig und im 

Ganzen den Verhältnissen der Ackerleute zu den Kothsassen 

höchst unangemessen ... und jeden Falls zum größten Drucke 

der Kothsassen gereichen würde, da ein jeder Ackermann circa 

100 Morgen Ländereien und ein Drittheil von der SchäIe.ei 

besitzt, während beyde Kothsassen nur ohngefähr 37 Morgen 
2 6 2 

Ländereien und keinen Antheil an der Schä-erei haben. 

Da beide Seiten gute Gründe für ihren Widerstand gegen den 

reinen Grundsteuer- bzw. den 3:2-Maßstab besäßen, empfahl 

die Landdrostei einen Vergleich, und zwar nach f Dlgendem, 
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als Leitlinie in diesen Jahren immer wieder empfohlenen 

Grundsatz: zwei Drittel der anfallenden Lasten sollten nach 

dem Repartitions fuß der Grundsteuer, das restliche Drittel 

nach dem der Personensteuer verteilt werden, die die unteren 

Bauernklassen ja verhältnismäßig stärker belastete. Die 

Kötner nahmen den Vorschlag an, die Ackerleute lehnten ab und 

boten ihrerseits an, zwei Drittel der anfallenden Ausgaben 

zu libernehmen - womit sie sogar noch geringfügig besser weg¬ 

gekommen wären als bei ihrem früheren Angebot -, was die 

Kötner wiederum ablehnten. Letzten Endes dekretierte die 

Landdrostei mit Zustimmung des Innenministeriums am 13.3.1837 

den kombinierten Repartitionsfuß der beiden direkten Steuern. 

Untypisch an dem geschilderten Fall war, daß die Ackerleute 

die Initiative zur Veränderung ergriffen, nachdem sie sich 

nun einmal auf das stark differenzierende Grundsteuer-Kri- 
2 6 3 terium, wie das auch andernorts zuweilen geschah , einge¬ 

lassen hatten. Normalerweise beantragten Kötner die Ersetzung 

des alten Maßstabes der Nutzungsanteile auf den Gemein¬ 

heiten durch den Grundsteuerfuß. Die vorher, verglichen mit 

den Besitzunterschieden zwischen Ackerleuten und Kötnern 

- die wenigen Großkötner ausgenommen -, für letztere verhält¬ 

nismäßig günstige Kombination aus egalitären und leicht ab¬ 

gestuften Nutzungsrechten schlug jetzt, da die individuellen 

Leistungspflichten gegen die Gemeinde sich spürbar häuften, 

in ein nach Meinung der Kötner zu egalitäres Verhältnis der 

Pflichten um. 

Selten kam es vor, daß sie, wie in Sehlem 1837, überhaupt 

keine Verbesserung für sich erreichten“^: von den 21 Kötnern 

zahlten dort diejenigen mit weniger als 10 Morgen Land 6 

Pfennig Armengeld wöchentlich, die mit mehr als 10 Morgen 8 

Pfennig, der eine vorhandene Halbspänner einen Mariengroschen, 

die zwei Ackerleute noch 4 Pfennige mehr. "Diejenigen Ge¬ 

meinde-Mitglieder, welche wenige Länderey besitzen, bestan¬ 

den darauf, die Armenbeträge und Armenverpflegung solle nach 

dem Fuße der Grundsteuer repartirt werden"; man hielt ihnen 
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entgegen, Gemeinde-Einnahmen seien noch vor kurzem unter 

allen gleich geteilt worden und schon das Herkommen der ab¬ 

gestuften Armengelder sei eigentlich nicht in Ordnung. Das 

Amt sah keinen Grund, von der geltenden Regelung abzugehen.- 

In der Gemeinde Warzen standen 1834 acht Kötner mit ihrer 

Forderung nach Lastenverteilung entsprechend dem Grundbesitz 

zwei Ackerleuten gegenüber von denen der eine vor 10 Jahren, 

der andere vor einem halben Jahr nach Warzen gezogen war, 

beide sich auf altes Herkommen nicht berufen konnten und in 

eine ziemlich egalitäre Gemeinheitstei1ung eingewilligt hatten 

Daraus leiteten sie die Berechtigung zu gleichmäßiger Lasten¬ 

verteilung auf alle Gemeindeglieder her; jedoch hatten sie 

mehrfach bereits, so für den Bau von Kirche und Schule, auch 

bei der Besoldung des Bauermeisters, eine Repartition nach 
2 6 6 dem Grundsteuerfuß zugelassen . Er erschien ihnen jedoch 

als zu drückend, um ihn generell als Maßstab zu akzeptieren. 

Ihr Angebot, der Ackermann solle doppelt so viel zahlen wie 

der Kötner, lehnten letztere ab. Ein erster Vergleichsver- 

such des Patrimonialgerichts scheiterte, weil dessen Vorschlag 

die oben schon genannte Kombination aus Grund- und Personen¬ 

steuermaßstab, "die in den meisten benachbarten Orthschaften 

gelte", den Ackerleuten nicht ausreichte. Am Ende mußten sie 

sich denn doch darein fügen, zumal die Behörde ihnen klar¬ 

machte, daß "ein Proceß für sie sehr mißlich seyn mögte". 

Nicht überall setzte sich wie in Warzen und Wettensen die 

vereinheitlichende Richtlinie der Landdrostei durch. In 

Dehnsen beispielsweise, wo sich mehrere Anläufe zu einem er- 

gleich zwischen drei Ackerleuten einerseits und 16 Kötnern 

- z.T. Groß- und Doppelkötner - über mehr als zwei Jahre hin¬ 

zogen, blieb schließlich keine andere Lösung, als den Schlüs¬ 

sel der Gerneinheitstei1ung einer neuen Lastenrepartition zu¬ 

grunde zu1egen267 . Wie üblich hatten sich die Ackerleuten gegen 

die durch Einbeziehung der Personensteuer abgemilderte Anwen¬ 

dung des Grundsteuerfußes gesträubt, nachdem ihr Vorschlag 

ohnehin für die anderen unannehmbar gewesen war, ein Viertel 

der Lasten nach der Grundsteuer, aber drei Viertel 
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auf jeden gleich zu verteilen. Eine Regelung gemäß dem 

aktuellen Viehstand war wiederum an den Kötnern gescheitert. 

Ohne drastische Eingriffe der Behörden, das ist das Fazit, 

wäre man hier wie an vielen Orten wohl noch lange zu keinem 

Kompromiß gekommen. 

Die Landdrostei Hildesheim agierte dabei recht flexibel. Sie 

versuchte auch stets, nicht nur unter den Reiheleuten zu 

schlichten, sondern zugleich die Frage zur Klärung zu brin¬ 

gen, inwieweit die angesessenen Nicht-Gemeindemitg1ieder , 

also in dieser Gegend An-, Ab- und Neubauern wie auch Brink¬ 

sitzer, an den Gemeindelasten sich zu beteiligen hätten. 

Denn die Heranziehung der Personensteuer als Repartitions- 

kriterium schuf durchaus wieder neue Schwierigkeiten, brachte 

einerseits grundsätzliche Konflikte der Häuslinge und Anbau- 
2 6 8 

ern mit den Reiheleuten wieder zum Aufflackern , zum an¬ 

deren mußten die hinsichtlich der Personensteuer Zahlungsun¬ 

fähigen auch von den Gemeindelasten wieder eigens beireit 

werden . 

Ein, wenn nicht der zentrale Konfliktauslöser in den Gemein¬ 

den war natürlich das Armenproblem. In den Ämtern Alfeld und 

Bilderlahe stellte es sich, wie ein Blick auf die Zahl der 

Nonvalenten unter den Personensteuerp-lichtigen im Jahre 

1848/49 zeigt, in besonderer Schärfe: der Anteil der Zahlungs¬ 

unfähigen betrug hier 31 bzw. 38,4 %, erheblich mehr als im 

Durchschnitt des Landdrosteibezirks Hildesheim (30 %) und 

des Königreichs im ganzen (23,8 %) . Die Armenpflege der 

Güter und Gemeinden war in der Regel voneinander getrennt, 

mit all den Komplikationen und Unzuträglichkeiten im Gefolge, 
2 7 0 

die Behr für Osnabrück beschrieben hat . Verlangte eine 

Gemeinde, wie z.B. Almstedt 1829, Beiträge eines benachbar- 
2 71 

ten Gutes zur eigenen Armenpflege , so war es an ihr zu er¬ 

weisen, daß dieses Gut etwa aufgrund früher eingezogener Höfe 

oder aus anderen Gründen eigentlich partiell gemeindezugehö- 

rig sei. 
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Unter den Ausgaben der Gemeinde Almstedt machten Armenlast 
2 7 2 und Restantenbeträge zusammen rund 30 aus . Von den knapp 

60 Rtlr, die für die Unterstützung der Armen allein ausgege¬ 

ben wurden, stammten 47 aus zwei "extra-ordinairen" Umlagen, 

bei denen jeweils ein halber Monatssatz der Grund- und Per¬ 

sonensteuer erhoben wurde; ferner flössen normalerweise die 

Schutz- bzw. Monatsgelder der Häuslinge, Brinksitzer und An¬ 

bauern in den Armenfonds, außerdem die gesetzmäßige Gebühr 

von einem halben Taler für jedes abgehaltene Tanzvergnügen. 

An manchen Orten kamen die Armengelder aus den Tanzmusikge¬ 

bühren und wöchentlichen Sammlungen zusammen, bei denen so¬ 

wohl Gemeindemitglieder als auch Anbauern und Brinksitzer je¬ 

weils einen festen Betrag zahlten: in Segeste beispielsweise 

kam dabei ein Ackermann um das Jahr 1830 auf jährlich knapp 

3, ein Kötner auf weniger als anderthalb Rtlr und ein Anbauer 
2 7 3 auf 9 Ggr Armengeld 

Was dazu noch an Naturalversorgung der Armen kam, ist nicht 

genau zu ersehen. Die Almstedter Kötner beispielsweise beher¬ 

bergten 1829 ein geistesschwaches, aber arbeitsfähiges Mäd¬ 

chen reihum jeweils für acht Tage; auf einen halben Kotho' 

rechnete man vier Tage, die Brinksitzer und Anbauer wurden 

zu keiner solchen Natura 1pf1icht herangezogen. Je nach Her¬ 

kommen und Lage der Einzelfälle hatten sich unterschiedliche 

Gewohnheiten eingebürgert, die allgemeine Tendenz ging jedoch 

dahin, naturale durch Ge 1d-Leistungen zu ersetzen. In diese 

Richtung wies auch der Kompromiß zwischen Gut und Gemeinde 

Almstedt : die auf dem Gut residierende Frau Commerzienrätin 

Lüntzel fand sich zu regelmäßigen Beitragszahlungen bereit, 

unter der Bedingung, daß man auf dem Gut "nach dieser Ueber- 

einkunft weiter keine Verpflichtung haben werde, außerdem noch 
274 

besonders Arme zu verpflegen" 

Die Behörden förderten innerhalb der Gemeinden die organisato¬ 

rische Straffung des Armenwesens, vor allem die Einbeziehung 

vorher nicht kontrollierbarer kirchlicher Armenkassen. Die 

Armengelder galten aber wie in älterer Zeit als ireiwillige 
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Gaben" des Einzelnen, die im Falle, daß einige Bauern ihre 

Zahlungen verminderten oder einstellten, so entschied die 
2 7 5 Hildesheimer Landdrostei, nicht eingetrieben werden könnten 

Ein Gesetz, das die Versorgung der Armen auf eine verläßliche 

Grundlage gestellt hätte, kam im Vormärz nicht zustande. Hier 

lag ein entscheidendes Dilemma für die Lage der Pauperes: 

das Domizilrecht wies den Gemeinden die Armenfürsorge zu, re¬ 

gelte aber nicht das Verfahren. 

So konnte es mit wachsender Not auf dem Lande dazu kommen, 

daß sich immer mehr, im Jahre 1840 laut einem Geschäftsbericht 

des Amts Bilderlahe bereits "außerordentlich viele Fälle" 

fanden, "wo man nicht umhin kann, die Hartherzigkeit und Lieb¬ 

losigkeit einzelner sehr wohlhabender und vermögender Gemeinde 

mitglieder zu beklagen, die oft den kleinsten Betrag zur Er¬ 

haltung der Armen verweigern". Zwei Jahre später fügte das 

Amt hinzu, den "oft sehr wohlhabenden Leuten" würden "denn 

viele der minderbegüterten, Anbauer u.s.w. sofort sich an¬ 

schließen. Es wäre zu wünschen, daß höheren Orts in dieser 

Beziehung etwas festgesetzt würde, um es dem Amte möglich zu 

machen, sich der wirklichen Armen besser annehmen zu können." 

Im allgemeinen seien die Gemeinden "in Güte ... zu nichts zu 

bewegen". 1848 heißt es schließlich, in der Armenfrage habe 

sich nichts Wesentliches geändert, außer "daß die von den 

Wohlhabenden früher gezahlten Beträge immer geringer werden". 

Daß die Landdrostei gegen Zwangsmittel bei der Beitreibung 

entschieden habe, fördere nur die Vorbi1dwirkung derer, die 

ihre Beiträge verweigerten^^. 

Die Forderungen nach allgemeiner gesetzlicher Regelung, wie 
277 

sie seit 1840 immer dringlicher geäußert wurden“ , zielten 

zumeist auf die Anlage von Armen- und Arbeitshäusern aus 

öffentlichen Mitteln, in Sonderheit auf die Einrichtung über¬ 

lokaler Armenverbände. Modell dazu sollten die Nebenanlagever¬ 

bände sein: gemeinsame Kassen sämtlicher Gemeinden eines 

Amtes, über deren Mittel die Landdrostei vornehmlich zugunsten 

Unbemittelter in verschiedenen Pf1ege ansta 11en verfügen konnte 
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Für die Erweiterung der Armenverbände plädierte auch Stüve: 

"Auf der einen Seite wird der unangesessene Domizilberechtigte 

in einer zu kleinen TTemeinde, wie wir deren ... jetzt viele 

haben, in einen so engen Kreis gebannt, daß ihm alle Freiheit 

der Bewegung, alle Möglichkeit, sich selbst zu helfen, ver¬ 

schlossen bleibt. Er wird dadurch den wenigen Grundeigentümern 

der Gemeinde fast unbedingt zu eigen gegeben und in eine Ab¬ 

hängigkeit von denselben gebracht, welche zu den allgemeinen 

Grundsätzen unsers Staatswesens nicht paßt. Andererseits wird 

aber auch der Grundeigentümer in eine Lage gebracht, die ihn 

gänzlich zu Grunde richten kann." In kleinen, wenig wohlhaben¬ 

den Gemeinden mit mehreren bedürftigen Familien würden "die 
2 7 8 

Eigentümer bald die Knechte ihrer Armen" 

Letzteres war, wie aus dem vorher Gesagten hervorgeht, der 

eher unrealistische und irrelevante Teil der Diagnose. - Das 

Armenproblem entwickelte sich zum markantesten Symptom - und 

Movens zugleich - des Dissoziationsprozesses der niedersäch¬ 

sischen Landgemeinde im Vormärz. Unter Dissoziation soll Mehreres 
2 79 

im Zusammenhang verstanden werden : 

. Das überkommene Gefüge von Bauernstand und unterständischen 

Gruppen war durch das Wachstum der Unterschicht disproportio¬ 

niert. 

. Mangelhafte sozialpolitische Flankierung der Agrarreformen 

zugunsten der Unterschicht und deren sinkende Erwerbschancen 

gefährdeten ihre Versorgung im allgemeinen, schlossen sie 

vor allem weitgehend vom Landerwerb aus. Zunehmende Polari¬ 

sierung zwischen den Vollbauern und den sonstigen Gemeinde¬ 

bewohnern war die Folge; Bauern ohne volle Ackernahrung, ob 

Gemeindemitglieder oder nicht, schlossen sich in der Armen¬ 

frage zwar dem Vorbild der Wohlhabenderen an, standen aber 

in der entscheidenden Existenzfrage: wie komme ich zu eigenem 

oder gepachtetem Land? ganz auf Seiten der Unterbäuerlichen. 

. Besitzständische Elemente fügten sich in den Rahmen der 

alten dörflichen Rechtsordnung ein, modifizierten ihn 

(Kommuna 11asten ) geringfügig in Richtung der ökonomischen 
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Realität; Regierung und Verwaltung verhielten sich überwiegend 

rein reaktiv, waren vornehmlich an der Erhaltung stabiler 

innergemeind1icher Machtverhältnisse interessiert, deren 

zunehmender und von den Unterbehörden mit Besorgnis registrier 

ter innerer Aushöhlung ungeachtet. 

. Dem Bewußtsein von der Anpaßbarkeit rechtlicher Verhältnisse 

an wirtschaftliche Veränderungen korrespondiert die Ver- 

geldlichung der sozialen Beziehungen, dem Durchdringen 'moder¬ 

ner' ökonomischer Rationalität zu den Bauern eine zunehmen¬ 

de und offenkundig zunehmend kalkulierte soziale Distanzie¬ 

rung von den Armen, den 'Proletariern', vom Gesinde desglei¬ 

chen^®^. Zweifellos war die Geschlossenheit des Voll-Bauern- 

Standes in der Frontstellung gegen die Unterschichten durch 

die beschriebenen internen Querelen nie in Frage gestellt. 

Und doch sorgten diese, d.h. ihre längerfristigen Ursachen: 

demographisch-ökonomische Entwicklung und Agrarre ormen 

dafür, daß den Landgemeinden auch innerhalb der sie beherr¬ 

schenden Schicht sozial-psychologische Verklammerungen ab¬ 

handen kamen: nicht allein das genossenschaftliche Wirt¬ 

schaften, dessen Beseitigung zwangsläufig individuelles 

Verbesserungsstreben und Konkurrenzdenken hervorrufen bzw. 

befördern mußte, auch wenn im Lande Hannover keineswegs ein 

großbetrieblicher Agrarkapitalismus heraufzog; auch das 

"ganze verborgene Gemeinde 1eben", wie Stüve die informellen, 

traditionalen Institutionen sozialer Kontrolle, Rügebräuche, 

Gelage, Versammlungsriten u. dgl. nannte, wurde zum Anachronis 

mus . 
2 81 

"Dieses Geheimleben", schreibt er Mitte des Jahrhunderts“ , 

"hatte noch vor 20-23 Jahren in manchen Gegenden so sehr das 

Übergewicht, daß sehr landkundige Männer, z.B. im Lüneburgi¬ 

schen, die Ansicht aussprechen konnten, daß niemand die Ver¬ 

waltung und das Leben der Gemeinden recht eigentlich kenne. 

Man habe dergleichen nicht durch simple Verbote beseitigen 

können, solange diese Bräuche "im Geiste der Gemeinden be¬ 

gründet waren. Gegenwärtig, wo alles so tier verändert ist, 
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werden sie schwerlich noch fortdauern." 

Das 'moderne' Prinzip der Assoziation faßte bis 1850 nur in 

zweierlei Ausprägung auf dem Lande Fuß: einerseits dadurch, 

daß die Bauern allmählich in das nach 1330 von der Obrigkeit 

unt interessierten Bürgern neuerlich intensivierte landwirt¬ 

schaftliche Vereinswesen hineinwuchsen, hineingezogen wurden; 

andererseits, wiederum von den Behörden inszeniert, in Ge¬ 

stalt der Mäßigkeitsvereine, die während der 1840er Jahre 

zur Disziplinierung der Unterschichten gegründet wurden. 

Weder war ihr Erfolg im Kampf gegen den Alkoholismus bedeutend, 

noch blieben ihnen die Tagelöhner, Häuslinge usw. lange treu. 

Wenn überhaupt, dann scheint sie der Reiz geselliger Vereini- 
2 3 2 

gung vorübergehend angezogen zu haben - einer von vielen 

kleinen Schritten zur Formierung als Klasse 1848. 

3.2.7. Die Repräsentation des Bauernstandes _in den Stände - 

versammlunjen des Königreichs und der Provinzen 

Bis 1832 waren grundsätzlich nur Vertreter der freien Bauern 

in den Ständeversammlungen zugelassen. Von der Minima1repräsenta - 

tion in der Allgemeinen Ständeversammlung gemäß der Regelung 

von 1819 war bereits die Rede; mangels Ausführungsbestimmun- 

gen bestand sie ohnehin bloß auf dem Papier*"^3. 

Bei der Restitution der Provinzia1stände im Herbst 1818 legte 

die Regierung auf "die Zulassung freier Bauern, in mäßiger 

Zahl und nur für die Besitzer der Höfe von einiger Bedeutung" 

großen Wert, weil "ihre Zulassung zu den Provinziallandtagen 

die Voraussetzung für ihre Zulassung zu der allgemeinen Stände¬ 

versammlung bildeteIn der Osnabrücker Landscha't bildeten 

19 Deputierte dar freien Grundbesitzer neben Ritterschaft 

und Städten eine eigene dritte Kurie - ähnlich wie in 

Ostfriesland -, während die 5 in Calenberg-Grubenhagen und 

3 in Hildesheim zugelassenen der städtischen Kurie als Min¬ 

derheit zugeschlagen wurden und in Bremen-Verden, ajo es 
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keine Kurieneinteilung gab, die 11 Vertreter des freien 

Grundeigentums im Plenum der Stände ziemlich untergingen. Für 

die Lüneburger Stände genehmigte erst 1834 das Landschafts¬ 

kollegium neun Bauernvertreter; dies blieb aber in der Realität 

ebenso folgenlos wie ein Reformversuch von 1846/47, der deren 

acht vorsah, die einer zweiten Kurie mit weiterhin 11 Städte¬ 

deputierten und zwei StiftsVertretern zugeordnet werden soll¬ 

ten 
283 

In Osnabrück ging man also, von Ostfriesland und seinen tra¬ 

ditionell politisch repräsentierten Freibauern abgesehen, so- 
2 8 6 

gleich am weitesten mit der Bauern Vertretung ' . Die Ritter¬ 

schaft hatte 1818 eine dritte Kurie als zusätzliches Gegen¬ 

gewicht zu den Städten mit angeregt, sah sich in ihrer poli¬ 

tischen Einschätzung allerdings sehr bald getäuscht. Wahl- 

berechtigt waren alle Besitzer eines freien Hofes"’ von 

mindestens 2,8 ha Größe und 40 Rtlr Jahresertrag; passives 

Wahlrecht stand Hofbesitzern mit 21,2 ha Land und 300 Rtlr 

r 4- 288 Ertrag zu 

Das Staatsgrundgesetz von 1833 enthielt entsprechend der Wahl¬ 

rech t s r e g e 1 u n g , die inzwischen für die allgemeinen Stände ge¬ 

troffen worden war - darauf komme ich gleich zurück - eine 

Bestimmung, der zufolge fortan auch pflichtige Bauern in den 

Provinzia 1ständen vertreten sein sollten. Die notwendige Re¬ 

form, auch die Bestimmung der Stimmen-Proportion sollte weit- 
2 8 9 

gehend Angelegenheit der Provinzia 11 andtage sein . Während 

in den anderen Landesteilen die Passivität der Regierung und 

dann die Aufhebung des Staatsgrundgesetzes 1837 geringfügige 

Ansätze zur Reorganisation im Keime erstickten - das Landes¬ 

verfassungsgesetz gab 1840 keinerlei Impulse in diese Rich¬ 

tung -, blockierten in Osnabrück die städtische Kurie, die 

1833 eine sofortige Hinzuziehung der Pflichtigen beantragte, 

und die beiden anderen Kurien einander. Die freien Grundbe¬ 

sitzer“' 90 taktierten hinhaltend und argumentierten - unter¬ 

stützt von der Ritterschaft - grundsätzlich, 'daß durch eine 

Erweiterung des Wäh 1erkreises keines der jetzigen Mitglieder 
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der Kurie verdrängt werden dürfe, vielmehr ihre Zahl um die 
291 der Pflichtigen vermehrt werden müsse" . - Obwohl die Stände 

die Reorganisationsfrage mehrfach selbst wieder aufgriffen, 

machte man keine Fortschritte, bis schließlich analog zur Um¬ 

gestaltung der Allgemeinen StändeVersammlung nach der 48er 

Revolution im Jahre 1851 auch für die Zulassung zu den Provin¬ 

zial 1 and t a ge n der Grundbesitz zum allein ausschlaggebenden 

Kriterium erhoben wurde und der Adel seine Vorrangstellung 

einbüßte. 

Ohne Erfolgsaussichten, aber interessant in Hinsicht auf die 

um sich greifende Politisierung der Bauern sind Eingaben zweier 

Kolonen aus Mimmelage von 1833 und 1835; sie verwandten sich 

erstaunlicherweise für die Kleinbauern und Heuerleute, indem 

sie "das Wahlsystem einer Kritik unterzogen und die Zulassung 

der kleinen Grundbesitzer verlangten, die einen nicht un¬ 

wichtigen Teil der Einwohner bildeten. Ihrer Ansicht nach 

wußte der 'minder mit Grund angesessene Kolon' die Verhält- 
291 

nisse der Heuerleute besser zu beurteilen als der reichere." ' 

Die Osnabrücker wie die anderen Provinzia 11andschaften erwies 

sich als reformunfähig. Ihre Wahlrechtskriterien wurden 1832 

von denen für die Allgemeine Ständeversammlung 'überholt', 

was die Vertretung der Bauern anging. Dafür sorgte die ebenso 

empfindliche wie wirkungsvolle Reaktion der Regierung in Hanno¬ 

ver auf die Unruhen des Januar 1831. Man war aufgeschreckt 

durch eine Petition aus 13 Dörfern der Gegend um Hameln, die, 

mit 303 Unterschriften versehen, die Zulassung der pflichtigen 
292 

Bauern zur Ständeversammlung verlangte . Um einer breiteren 

Petitionsbewegung der Landbevölkerung vorzubeugen, ging die 

Regierung sogleich auf die Forderung ein, riet aber zur Vor¬ 

sicht hinsichtlich des Verfahrens bei der Wah1 rechtsänderung: 

man frage sich, heißt es in dem Ministerialbericht vom 

3. Februar'93, "ob man vielleicht ... darauf antragen sollen 

<sic>, dem pflichtigen Bauernstände die Absendung einiger 

Deputirten, wenn auch vielleicht nur eines oder zweier aus 

jedem Landdrostei-Bezirke zu gestatten? An und für sich rathen 
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wir für jetzt zu einem solchen Anträge nicht, weil er eine 

Veränderung in der Repräsentation heruorbringt , welche man 

nicht angreifen darf, ohne den ausschweifendsten Anträgen 

sich auszusetzen." 

Man könne bei der allseits geforderten Einführung von Diäten 

aber die Bewilligung einiger Vertreter pflichtiger Bauern 

zur Bedingung machen, desgleichen eine allmähliche Auswei¬ 

tung der Deputiertenzahl des freien Grundbesitzes, wenn erst 

die Ablösungen den Stand der freien Grundbesitzer erweitern 

würden. Die entsprechende Proposition vom 7. März wurde in 

den Ständen kaum kontrovers diskutiert. Eine geringfügige 

Vertretung der pflichtigen Bauern stieß auf keinerlei Wider¬ 

stand; auf der anderen Seite hatten die Deputierten, zufrie¬ 

den mit dem Status ihrer jeweiligen Korporation, keinerlei 

Eigeninitiative zur Wahlrechtsänderung gezeigt. 

Bei dieser Rollenverteilung blieb es, bis am 2. bzw. 22.2.1832 

der Wahlmodus für Deputierte der Städte und des Bauernstandes 

neu geregelt wurde. In der Zwischenzeit erlebte die Regie- 

ring zum einen, daß die Forderungen der Pflichtigen nach R e - 
294 

Präsentation durchaus zahlreicher und dringlicher wurden 

Bei Nachforschungen, ob die Petitionen auch wirklich den 

Wünschen der Bauernschaft und nicht allein bürgerlicher Agita¬ 

tion entsprangen, mußte sie feststellen, daß tatsächlich die 

Bauern selbst energisch nach politischer Mitsprache verlang¬ 

ten. Andererseits erhielt die Regierung bei den ersten Be¬ 

ratungen mit einer Stände-Kommission über einen Entwurf zum 

Staatsgrundgesetz im Herbst 1831 eine einhellige Abfuhr, als 

sie Überlegungen Rehbergs und anderer von vor 1819 wieder 

aufleben ließ, die Ritterschaft in die zweite Kammer der 

Ständeversammlung einzubinden und die erste für Inhaber erst 

noch zu stiftender Majorate u.a. zu reservieren. Es würde 

im Prinzip bei der alten Struktur der Ständeversammlung blei¬ 

ben, das war sehr bald klar, mit der Modifikation, daß in 

den Städten der Kreis der Wähler deutlich erweitert und der 

pflichtige Bauernstand hinzugezogen wurde. Die neuen Wahl- 
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gesetze ließ die Regierung nun bereits im Februar 1832 er¬ 

scheinen, bevor also die Stände das Staatsgrundgesetz end¬ 

gültig berieten. 
29 5 Dasjenige für den Bauernstand vom 22.2. brachte gegenüber 

der früheren Proposition noch einige Veränderungen. Die Bin¬ 

dung an provinzia 1ständisehe Grundlagen unterblieb nunmehr 

völlig. Die freien nichtadligen Grundbesitzer wählten jetzt 

gemeinsam mit den pflichtigen, und zwar denjenigen Besitzern 

erblicher Höfe, die volles Gemeindestimmrecht besaßen. Passives 

Wahlrecht erhielt, wen der Status seines Hofes befugte, Ge¬ 

meindevorsteher zu werden.Die Urwähler bestimmten einen Be¬ 

vollmächtigten der Gemeinde, dieser zusammen mit seinen Kol¬ 

legen aus den anderen Amtsgemeinden den Wahlmann ihres Amtes, 

und diese Wahlmänner erkoren dann den Deputierten einer größeren 

Region, z.T. eines ganzen historischen Landesteils. 

Insgesamt waren dem Bauernstand 38 gegenüber 37 Vertretern 
2 9 6 

der Städte zugestanden . Von ihnen kamen 

je 5 aus Calenberg mit Göttingen-Grubenhagen, aus den bremi¬ 

schen Marschen sowie den früheren Fürstentümern Lüneburg 

und Ostfries1 and ; 

je 3 von der bremischen Geest einschließlich des Herzogtums 

Verden, aus den Grafschaften Hoya und Diepholz zusammen 

sowie aus den Fürstentümern Osnabrück und Hildesheim; 

je 2 aus dem Lande Hadeln sowie, zusammengenommen, Arenberg- 

Meppen und Lingen; 

je einer schließlich aus Hohnstein und Bentheim. - Das Landes¬ 

verfassungsgesetz von 1840 erhöhte die Zahl der bäuerlichen 

gegenüber den städtischen Deputierten auf 39:36. Sonst taste¬ 

ten beide vormärzlichen Verfassungen des Königreichs das 

Wahlgesetz betreffend den Bauernstand von 1832 nicht an. Von 

Grund auf gestaltete hingegen das am 5.9.1848 publizierte 

Gesetz "verschiedene Änderungen des Landesverfassungs-Gesetzes 
O Q -7 

betreffend" die Repräsentationsstruktur um. Zwar blieb 

grundsätzlich der Grundbesitz in den Ständen dominierend, 

Rechtsgrund der Abordnung wurde hierfür aber allein der Grund- 
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steuer-Zensus. In der ersten Kammer saßen 33 Vertreter des 

"größeren Grundbesitzes" neben einer etwa gleich starken Ver¬ 

tretung der städtischen Besitz- und Bildungselite einschließ¬ 

lich einiger persönlich berechtigter Adliger; in jedem Wahl¬ 

kreis wählten die 150 Hofbesitzer mit dem höchsten Grund¬ 

steuer be t r ag , der aber 30 Rtlr jährlich nicht unterschreiten 

durfte, einen Vertreter; der Zensus konnte nur dann gesenkt 

werden, wenn die Wählerschaft andernfalls unter 100 Personen 

betrug. Der grundbesitzende Adel war dadurch zu einer kleinen 

Minderheit in der Ständeversammlung degradiert, er stellte 

1849 noch vier der 33 Abgeordneten des größeren Grundbesitzes. 

"Das hannoversche 'Herrenhaus'", so H.-J. Behr, "war zu einer 

Vo11meierkammer geworden, deren Mitgliedern es vielleicht nicht 

an gutem Willen, umso häu!iger aber doch an den für ihre Auf¬ 

gaben erforderlichen Fähigkeiten und politischer Intelligenz 

„298 
mangelte. 

Das Hauptkontingent unter den Abgeordneten der zweiten Kammer 

stellten weiterhin die Städte mit 38 und die Landgemeinden 

mit 41. Auf dem Lande, wo im übrigen das dreistufige auf ein 

zweistufiges indirektes Wahlverfahren reduziert wurde, waren 

nunmehr alle Gemeindeeinwohner mit Domizilrecht wahlberechtigt, 

soweit sie einen selbständigen Haushalt führten und Steuein 

zahlten, also auch Kleinbauern, Heuerleute und Häuslinge, 

nicht jedoch Knechte in Kost und Lohn'. Man ha ei rechnet, 

daß der Anteil der Wahlberechtigten unter allen männlichen 

Landbewohnern über 25 Jahren jetzt bei etwa 50 % lag (in den 
2 9 9 

Städten bei 70 %) 

Nun, die geschilderte Ausweitung ständischer Mitspracheiechte 

für die Bauern im Vormärz, wesentlich angestoßen durch die 

revolutionären Erschütterungen 1830/31 und 1848, recht weit 

reichend, wenn man Hannover mit anderen deutschen Staaten ver¬ 

gleicht300: diese Entwicklung darf man nicht überbewerten und 

mit einem mißverständlichen Etikett 'durchgreifende Politi¬ 

sierung des Bauernstandes' versehen301. Für dessen parlamenta- 

- soweit sie selbst Bauern waren - gilt r ische Vertreter 
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wie für das platte Land: die Bauern "halten sich von allen 

falschen politischen Bestrebungen ferne, erfreuen sich der 

ihnen ... zustehenden Vortheile und wenden ihre ganze Auf¬ 

merksamkeit auf die Beförderung ihrer materiellen Interessen", 

wobei manche Gemeinden, wie der Amtsbericht aus Alfeld 1841 

weiter bemerkt, durch "ihren Fleiß, ihre Sparsamkeit und ein 
302 

zeitgemäßes Fortschreiten wahrhaft emporkommen" . Die Bau¬ 

ern verfolgten keine gesamtgesellschaftlichen politischen 

Ziele, ihre Politik blieb auf die eigenen rein praktischen 

Rücksichten^^ beschränkt. Eine Ausnahme bildeten im König¬ 

reich Hannover die Bauern der Elbmarschen, die in den Jahren 

1839/40 mit massiven Steuerverweigerungen gegen den Verfassungs¬ 

bruch König Ernst Augusts protestierten. Auch im Jahr 1848 

zeigten sie weiterreichendes politisches Bewußtsein als ihre 

niedersächsischen Standesgenossen. Lange Tradition und Er¬ 

fahrung in ständischer Mitarbeit wirkte sich hier ebenso aus 

wie ein besonders enges persönliches Kommunikationssystem 

zwischen den allen Fragen aufgeschlossenen Landbewohnern, den 
3 04 

Wahlmännern und Deputierten . Freilich ist zu beachten, 

daß die eigentlichen Bauern unter den Deputierten der nicht 

zur Ritterschaft gehörenden Grundbesitzer bis zur Wahlrechts¬ 

änderung 1848 eine Minderheit blieben. Vielfach wurden Beamte 

gewählt, vor allem Amtmänner; daneben gehörten verschiedene 

Advokaten über lange Jahre zu den Vertrauenspersonen der Bau¬ 

ern. In den 40er Jahren wuchs dann die Zahl der als bürger¬ 

liche Gutsbesitzer oder 1 Oeconomen1 in die zweite Kammer ein¬ 

ziehenden Deputierten stark an. 1841/47 machten sie mit den 

Bauern (Meier, Colonen, Voll-, allenfalls Halbhöfner - niedere 

Hofklassen konnten nicht vertreten sein) zusammen etwa 30-60 % 

der Grundbesitzer-Deputierten und rund ein Viertel der Ab¬ 

geordneten der zweiten Kammer insgesamt aus. 

Im Verhältnis zu den in der Landwirtschaft Tätigen verloren 

Beamte und sonstige Stadt- und Fleckenbewohner allmählich an 

Boden bei den bäuerlichen Wählern. Man wird das kaum damit 

begründen können, daß ihre juristisch-po1itische Kompetenz 
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an Zugkraft verloren hätte; denn deren Ha uptbetätigungsfe1d 

aus bäuerlicher Sicht, die Ablösung, war bereits vor der er¬ 

sten Wahl nach neuem Modus, Gesetz geworden. Vielmehr scheint 

mit der Zeit für den Bauern die ökonomische Kompetenz und Vor- 

bildiicnkeit des Kandidaten als 'moderner' Landwirt als Kri¬ 

terium bei der Wahl in den Vordergrund gerückt zu sein. An 

Einzelfällen müßte diese These allerdings geprüft werden"5043. 

Gleich, wie weit nun der politische Vorste11ungshorizont des 

Einzelnen reichte, gleich ob es nun die Betätigung in den 

Provinzial- oder den allgemeinen Ständen ging: sehr rasch 

ausgebreitet hatte sich auf dem Lande das Bewußtsein, daß 

es wichtig und nützlich sei, überhaupt dem eigenen Stand in 

diesen Versammlungen Geltung zu verschaffen, deren Bedeutung 

man erst seit wenigen Jahrzehnten auf verschiedenste Weise 

kennenzulernen begonnen hatte. Information und Agitation der 

selbsternannten bürgerlichen Sachwalter des Bauernstandes 

taten hier ihre Breitenwirkung spätestens 1831, die Petitionen 

zeigen es. Freilich war dies Bewußtsein noch nicht so einge¬ 

wurzelt wie’in den traditionellen Freibauern-Gebieten, daß 

man aus dem Gefühl heraus, die eigenen Partizipationsrechte 

seien durch den Verfassungsbruch gefährdet, in den Jahren 

nach 1837 sich zu Protestaktionen verstanden hätte. 

Die Partizipation blieb, und sie wurde allmählich zur Selbst¬ 

verständlichkeit, zu einem selbstverständlichen Element des 

bäuerlichen Standesbewußtseins vor allem - sie war bis 1848 

an das Gerneinde-Stimmrecht geknüpft!-; ja, die Einführung 

der politischen Repräsentation auch bereits der pflichtigen 

Bauern 1832 trug bei zu jener Dynamisierung der Standes-'Ab- 

zeichen', der Prestigefaktoren oder wie man es sonst nennen 

will, die sich auf vielen Sektoren im Vormärz beobachten läßt. 

Als Beispiel dafür sei zitiert, was Stüve am 15.10.1833 über 

das wachsende politische Interesse der Bauern nach dem Ab¬ 

lösungsgesetz schreibt: was ihn besonders ergötze, sei die 

Freude des Mannes (eines Artländer Bauern; U.H.): daß ie 

Regierung bei ihren Gesetzen nun auch der bauern Rat -iöi en 
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wolle. Er war kürzlich zum ersten Male bei der Wahl zum 

Provinziallandtag gewesen und hatte da den Entschluß gefaßt, 

nun doch seinen Anerben so viel als möglich lernen zu lassen, 

damit er auch einmal gewählt werden könne. 

Es ist ein recht lebendiger Beweis des Einflusses, den politi 

sches Gewicht auf den Bauernstand haben Wird. Ich fürchte gar 

nicht, daß diese Menschen ihre Sphäre verlassen, aber sie wer 

den in derselben doch einen höheren Grad geistiger Bildung 

erhalten, der bei der gestiegenen Bildung der hohem Stände 

ihnen auch unentbehrlich ist.""'" 
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3-2.6 • Tendenzen der wirtschaftlichen und kulturellen Ent¬ 

wicklung 1830-1850 

über die Resonanz des landwirtschaftlichen Vereinswesens als 

Mittel zur ökonomischen Bildung der Landbevölkerung wissen wir 

- nicht nur in Niedersachsen - ausgesprochen wenig. Bezogen auf 

die Frühzeit dieser Vereine stellt Dipper durchaus zu Recht, wie 

oben schon gezeigt wurde, die Frage, "ob der Bauer als Inbe¬ 

griff der tradierten und darum auch in Traditionen schier unlös¬ 

lich verhafteten ländlichen Sozialordnung überhaupt angesprochen 

werden sollte. Bei genauerem Hinsehen erscheint vielmehr der 

fortschrittsoffene bürgerlich-adlige 'Landwirt', ein völlig neu¬ 

er Typus im Agrarsektor, als der eigentliche Adressat fördernder 

Bemühungen. " 

Die Celler Landwirtschaftsgesellschaft behielt bis zur Mitte des 

19- Jahrhunderts in etwa die soziale Struktur ihrer Mitglieder aus 

der Gründungszeit, auch das Repertoire ihrer Mittel zur Moderni¬ 

sierung der Landwirtschaft blieb gleich, agrarrechtliche und 

-politische Aktivitäten unterblieben im 19- Jahrhundert ganz. Sie 

verkümmerte seit 1830 zusehends zu einem funktionsarmen Zentral¬ 

ausschuß der nach und nach jetzt gebildeten landwirtschaftlichen 
307 

Provmzialvereme . Letztere kamen stets auf Initiative höherer 

Staatsbeamter hin zustande; fehlte es an entsprechend aktiven 

'Freunden der Landwirtschaft' wie beispielsweise im Hildesheimer 

Gebiet bis 18^7, so konnte sich die Entwicklung erheblich ver¬ 

zögern . 

In allen Provinzen, vom äußersten Westen des Königreichs einmal 

abgesehen, sind aber die 1850er Jahre dann gekennzeichnet durch 

einen regelrechten Boom des landwirtschaftlichen Vereinswesens, 

dokumentiert durch die Gründung von Kreisvereinen, auch oft 

Filialvereine der Provinzorganisation genannt, allenthalben und 

einen sprunghaften Mitgliederzuwachs auf dieser Ebene, während 

seit 1855/60 die Mitgliederzahlen der Provinzialvereine durchweg 

zurückgingen. Jene neuen Bedürfnisse der Bauern nach Fortbildung, 
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die diesen Aufschwung möglich machten, hatten die wirtschaft¬ 

liche Entwicklung wie eben die Aktivität der Provinzialvereine, 

wo vorhanden, in den ein bis anderthalb Jahrzehnten zuvor ge- 

s chaffen^^a. 

Betrachten wir den Uelzener Provinzialverein als Beispiel etwas 
■7 A O 

genauer^ : seine Gründung wurde I83O von Oberst v. Hammerstein, 

dem Gutspächter Mylius zu Molzen und dem Domänenpächter Landes¬ 

ökonomierat Barkhausen zu Oldenstadt vorbereitet und in einer 

Versammlung von 13 Landwirten und "Freunden der Landwirtschaft" 

aus der Stadt Velzen, 22 Landwirten aus der Umgegend, 5 Beamten 

und 2 "Forstmännern" vollzogen. Noch im ersten Jahr des Bestehens 

kam der Verein auf 68 Mitglieder, 1840 waren es 108, weitere 

zehn Jahre später dann 292; nach einem Höhepunkt im Jahre 1856 

mit 490 Mitgliedern wurde deren Zahl rückläufig. 

Die Führung des Vereins lag bei den bürgerlich-adligen Groß¬ 

grundbesitzern und Beamten aus dem engeren Umkreis von Uelzen; 

u.a. wurden zwischen 1830 und 1849 aber auch zwei Kaufleute und 

je ein Brauerei- und Mühlenbesitzer aus der Stadt Uelzen in den 

Vorstand bzw. den engeren Ausschuß des Vereins gewählt (neben 

4 Guts- oder Domänenpächtern, 4 " Oeconomen" und 8 Beamten, wovon 

4 Beamte adlig waren). Über die Zusammensetzung der Mitglieder¬ 

schaft insgesamt ist mir nichts bekannt, es steht aber zu ver¬ 

muten, daß ihre annähernde Verdreifachung 1840/50 und der weitere 

Zuwachs der 1850er Jahre hauptsächlich auf den Beitritt der 
... . . 309 

bäuerlichen Oberschicht zurückzuführen ist"' . 

Ziel des Uelzener Provinzialvereins war laut Satzung von 1830 

die "gegenseitige Anregung und Mittheilung von Erfahrungen auf 

dem Gebiete der Landwirtschaft, Gründung eines landwirtschaftli¬ 

chen Lesezirkels, Beziehung guter Sämereien und Vieharten, Aus¬ 

stellung von landwirtschaftlichen Versuchen und geeignete Vorträge 

in den Versammlungen". Diese Intentionen setzte man auch sämt¬ 

lich, mehr oder minder erfolgreich, in die Praxis um; mit der 

Zeit kamen neue Aufgaben hinzu, die sich in einer Statutenän¬ 

derung 1846 niederschlugen: "Der Verein nahm den Namen eines 
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'landwirtschaftlichen Provinzialvereins für das Fürstenthum 

Lüneburg' an, dehnte seinen Zweck aus auf die Unterstützung 

unbemittelter Landwirthe aus dem Bauernstände, Einrichtung von 

Feldwirthschaftsregulierungen der Bauernhöfe nach ausgeführter 

Verkoppelung, Untersuchung des Bodens, Beförderung der Obst¬ 

und Holzcultur und cfer Torfgewinnung, und Vertretung der Inter¬ 

essen der Landwirthschaft in der Provinz bei den Landesbehörden 

und der Landwirthschafts-Gesellschaft zu Celle"310. 

Der neue Passus über die landwirtschaftliche Interessenvertre¬ 

tung erscheint in ganz ähnlicher Fassung auch in den Statuten 

des Hildesheimer Provinzialvereins von 1848; allerdings gilt die 

Sorge des Vereins hier ausdrücklich den "Interessen der Land- 

wirthschaft und der arbeitende (sic) Klasse hiesiger Provinz". 

Man will auch, "insofern die Einnahmen es gestatten, ... den 

Landwirthen aus dem Bauernstände für vorzügliche Leistungen, 

wie auch Tagelöhnern und Dienstboten, die sich durch Fleiß und 

gutes Betragen ausgezeichnet haben, geeignete Anerkennung zu 
• 311 

Theil werden" lassen" . Wenigstens ansatzweise kam also hier - 

wie auch in Osnabrück in einigen Versuchen, auf Heuerlings- und 

Gesindewesen Einfluß zu nehmen"3 - die besonders akute Unter¬ 

schichtenproblematik des südlichen Niedersachsen in der Vereins¬ 

arbeit zum Tragen. 

Von Beginn seiner Aktivitäten an kümmerte sich der Uelzener Ver¬ 

ein darum, regulierte Fruchtfolgen einzuführen. Bis 1846 seien 

dabei aber nur sehr mäßige Fortschritte erzielt worden, dann 

aber "so überraschende Erfolge, daß die Anträge sich von Jahr 
313 

zu -Jahr mehrten" . Auch bei der Einführung moderner Ackerge¬ 

räte - verschiedene Pflüge, Eggen, Sämaschinen, "englische Hand¬ 

geräte" u.a. -, um die man sich in Uelzen (seit l836J;'i>:) wie 

überall bemühte, scheint sich um 1850 ein Durchbruch angebahnt 

zu haben. Seit Mitte der 40er Jahre war es üblich geworden, an¬ 

läßlich der jährlichen Versammlungen Vieh- und/oder Geräteaus¬ 

stellungen mit anschließender Versteigerung o.ä. abzuhalten. 
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Seit 1850 fanden dann mehrere große derartige Ausstellungen 

statt, der Celler Zentralausschuß richtete in Hannover eine 

ständige Schau modernen Ackergeräts ein, und vor allem die 

Vielzahl neuer Filialvereine fand mit solchen Ausstellungen 
315 großen Anklang . 

Schließlich wurden in den Jahren nach 1850 auf einen Schlag 

gleich eine ganze Reihe von Ackerbauschulen gegründet"'’1^. Die¬ 

se und die zahlreichen anderen Maßnahmen zur Modernisierung der 

Landwirtschaft - Bewässerung, Drainierung, Aufsuchen von Mer¬ 

gellagern, Anlage von "Musterdüngerstätten", Beschaffung von 

Saatgut, Zuchtvieh-Importe u.a.m. wären noch zu nennen - finan¬ 

zierten die Vereine zum geringeren Teil aus Beiträgen ihrer Mit¬ 

glieder. Rechnet man auf jedes Mitglied des Uelzener Vereins 

seinen regulären Jahresbeitrag von 4/3 Rtlr, so kamen dadurch 

1840 und 1850 gerade 5 % der Einnahmen in die Kasse; in anderen 

Jahren war es vielleicht die doppelte oder dreifache Quote, aber 

die zur Deckung des Etats - von 1837 bis 1850 im Durchschnitt 

immerhin knapp 4.200 Rtlr - entscheidenden Beträge bezog man 

direkt oder indirekt, d.h. über den Zentral-Ausschuß, aus der 

Staatskasse sowie zuweilen auch aus Zuwendungen von Versicherungs- 
317 gesellschaften 

Man kann also sagen: es blieb im Vormärz, zumindest bis etwa 

1840, bei dem aus dem 18. Jahrhundert bekannten Zusammenwirken 

von staatlicher Landwirtschaftsförderung und Aktivitäten inter¬ 

essierter Gebildeter sowie einer, jetzt allerdings deutlich brei¬ 

ter gewordenen, Schicht adliger wie bürgerlicher Großgrundbe¬ 

sitzer, in die langsam auch einige Großbauern hineinwuchsen. Nach 

1850 honorierte der Bauernstand zusehends und machte sich zu¬ 

nutze, daß diese Vereine in den vorausgegangenen Jahrzehnten ganz 

in ihrem Sinne gearbeitet hatten und unter erheblichen materiel¬ 

len Aufwendungen vielerlei Neuerungen eingeführt hatten, die sich 

als wirtschaftlich, d.h. ertragssteigernd, erwiesen. 

Allenfalls die übliche bäuerliche Skepsis gegenüber Neuerungen, 

nicht aber Unmut über Defizite in den Aktivitäten der Vereine 
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hinderten ihre Akzeptanz durch die niedersächsischen Bauern. 

Denn dort, wo die Grundentlastung bereits durchgeführt war, 

konnte der 'unpolitische' Charakter der Vereine nicht negativ 

ins Gewicht fallen. Andererseits bestand kein Anlaß mehr zur 

Gründung politisch fordernder Bauernvereine wie beispielsweise 
~Z A Q 

in Württemberg oder 1848 in der Lausitz oder Schlesien^1 

Auf das Hauptanliegen der hannoverschen Landwirtschaftsgesell¬ 

schaft in ihrer Frühzeit, die Gemeinheitsteilungen, brauche ich 

hier nicht weiter einzugehen. Daß sie in den 1840er Jahren 

einen beschleunigten Fortgang nahmen, wurde oben bereits ausge¬ 

führt. Eine wichtige Ursache dürfte dafür der Erlaß der Gesetze 

"über die Zusammenlegung der Grundstücke" und "über das Verfahren 

in Gemeinheits-Theilungs- und Verkoppelungssachen" am 30.6.1842 

gewesen sein . - Bis 1865 wuchs die landwirtschaftlich genutzte 

Fläche im Königreich, verglichen mit dem Stand von 1830/32, um 
"520 

18 % . Daran war das dicht bevölkerte Berg- und Hügelland nur 

geringfügig beteiligt - LD Hildesheim: 4 % Zuwachs an Kultur¬ 

land -, desgleichen die Gebiete mit geringeren Böden zwischen 

Weser und Ems - Bentheim: 2 %3 Meppen: 8 %, Diepholz: 7 !; 

Hoya: 14 % -; hauptsächlich fand agrarischer Landesausbau zu 

dieser Zeit noch in den Geest gebieten zwischen Weser und Elbe 

statt: so wurde in der LD Lüneburg die Kulturfläche um ein Drittel 

ihres Ausgangsbestandes erweitert. Neben den natürlichen Faktoren 

wirkte sich hier natürlich der relativ rasche Fortgang der 

Teilungen aus. 

Freilich folgte der vollzogenen Privatisierung des Landes, zumal 

dort, wo es nicht verpachtet oder an neue Anbauern verkauft 

wurde, nicht automatisch sogleich die Kultivierung öder Flächen, 

wie Dobelmann für das Osnabrücker Land betont: dort "blieben,die 

Landzugänge der Höfe zunächst im allgemeinen unkultiviert liegen, 

weil es den Bauern an Geld oder an Arbeitskräften mangelte. 

Erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts setzten ver- 
32 1 stärkte Kultivierungsarbeiten ein ..." 
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Die Ablösungen liefen während der 1830er Jahre äußerst schlep¬ 

pend an. Das lag an der Gesetzgebung ebenso wie am Verlauf der 

Agrarkonj unktur. 

Nach dem Grundsatz, der "fast an ein Patentrezept erinnert": 

"Berechtigtem und Pflichtigem wird nichts genommen, vielmehr 

wird beiden gegeben"^ - dem Berechtigten Ablösungsgelder zur 

BetriebsVerbesserung, dem Pflichtigen die unabhängige, damit 

vermeintlich rasch effektiver werdende Betriebsführung - hatte 

man in Hannover für die allermeisten Prästanda die Ablösung 

zum Äquivalenzmaßstab festgesetzt, d.h. den Kapitalisierungs¬ 

faktor 25. Damit waren den ab lösenden Bauern Härten wie in keinem 

anderen deutschen Staat zugemutet^2^. Am Anfang einer Kapital¬ 

ablösung stand sich ein Hof, insofern er die Tilgung des Ab¬ 

lösungskapitals beabsichtigte, auf jeden Fall schlechter als 

zuvor. Stüve dachte, um das Problem, daß die Kapitalabiösung 

zunächst kaum Chancen haben werde, zu entschärfen, an vorüber¬ 

gehende Rentenzahlungen; "doch dadurch wird es nicht aufgehoben. 

Auch in diesem Fall ergibt sich eine Mehrbelastung, die aus der 

äquivalenten Rente plus Tilgung besteht. Um sie tragen zu können, 

muß der Hof sein Einkommen erhöhen."^211 

Diese Schwierigkeit mußte die Ablösungsbereitschaft zunächst 

dämpfen, zumal die Kreditmöglichkeiten der Bauern bei ritter- 

schaftlichen Instituten o.ä. relativ gering waren - am leichtesten 

taten sich hier noch die Marschenbauern''’2"’ -, bevor die Landes¬ 

kreditanstalt seit l84l Darlehen zum Zweck der Ablösung ausgab^2"’. 

An der zumindest mittelfristigen Verschuldung der Höfe änderte 

aber auch das natürlich nichts; im Osnabrücker Land beispiels¬ 

weise dürften im Jahr 1870 noch rd. 900.000 Rtlr Ablösungsschul¬ 

den auf den Höfen gelastet haben, zum Vergleich: das gesamte 

Ablösungskapital aus den dort zwischen 1850 und 1865, z.Zt. des 

Höhepunkts der Ablösungsbewegung also, vollzogenen Ablösungen 

betrug 1,25 Millionen Rtlr^2^. 

Den Entschluß zur Ablösung erschwerte in den 30er Jahren zunächst 

auch noch der Verlauf der Agrarkonjunktur. Von 1833 bis 1837, 
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also direkt nach Erlaß des zweiten Ablösungsgesetzes, lag das 

Getreidepreisniveau nochmals so niedrig wie zu Beginn der 20er 
32 7 Jahre^ . Erst danach setzte sich der Aufwartstrend stetiger 

fort, der 1826 eingesetzt hatte. Ohne ihn hätte man um den Er- 
*52 8 folg des Reformwerkes fürchten müssen^ 

Einen weiteren Impuls zur Ablösung bedeutete 1843 die Tatsache 

- und hier traf die Begünstigung auch diejenigen Bauern, die 

aufgrund geringer Marktproduktion von den Preissteigerungen 

weniger profitierten daß nunmehr die drei Höchstpreis-Jahre 

1816/18 aus den Durchschnitten herausfielen. Ja, man mag Mitte 

der 40er Jahre sich besonders rasch zur Ablösung entschlossen 

haben, ehe nämlich auch die Baisse-Jahre 1820/25 außer Berech¬ 

nung kamen. Ab 1845 etwa wird man eine starke Zunahme der Ab¬ 

lösungsanträge annehmen dürfen; zwischen 1852 und 1858, wenn man 

will, auch noch bis 1862, erreichte ihre Zahl dann nach einem 

drastischen Rückgang während der Revolutionsjahre ihren Höhe¬ 

punkt^2^. 

Zuerst wurden im allgemeinen die ungewissen Gefälle aus dem 

EigenbehörigkeitsVerhältnis, wo sie bestanden, abgelöst. Dem 

folgten, weil sie für die Bauern ein besonders psychologisches 

Hemmnis von Ertragssteigerungen darstellten, als besonders 

'drückend* empfunden wurden, die Zehnten, dann auch verschiedene 

Dienste, während die Grundzinsen am längsten bestehen blieben. 

So berichtete z.B. das Amt Bilderlahe 1840, es scheine, daß 

sämtliche Zehnten und Dienste bereits abgelöst oder die Verfahren 

dazu eingeleitet seien; Zinsen, besonders Fruchtzinsen, würden 

hingegen weniger und wohl nur aus besonderem Anlaß abgelöst, 

und "es scheint, als ob die Pflichtigen niedrigere Normalpreise 

abwarten wollen, welche alsdenn höchst wahrscheinlich statt¬ 

finden" würden, wenn die Preise von I816/18 erst ausgeklammert 
33o seien . 

Nur in wenigen Dörfern werden, wie z.B. in Bevern bei Bremer¬ 

vörde, im Jahre 1844 "bereits die größte Anzahl der ... Höfe ab- 
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331 gelöst" gehabt haben . Während hier die Ablösungen großen¬ 

teils parallel zu der 1828 bis 1844 sich hinziehenden Gemein¬ 

heitsteilung vollzogen wurden, wartete man damit häufig bis zum 

Abschluß der Teilungen. Im bremischen Amt Hagen stritt sich die 

Gemeinde Albstedt von 1839 bis 1847 über Notwendigkeit und Modus 

einer Gemeinheitsteilung; 1850 hatten erst zwei von 25 Hofbe¬ 

sitzern abgelöst. Als fünf Jahre später Teilung und Verkoppelung 

endlich vollzogen waren, für einige der Bauern damit die Ein¬ 

kommenschancen sich doch bedeutend verbessert hatten, schritt 
332 

man allgemein auch sehr rasch zur Ablösung . An einem letzten 

Beispiel aus dem Elbe-Weser-Winkel, der Gemeinde Beckdorf bei 

Stade, läßt sich noch einmal die übliche Rangfolge unter den ab¬ 

gelösten Prästanda demonstrieren, zugleich auch die für den 

einzelnen Hof doch enormen Ablösungssummen: in Beckdorf waren 

18573 als der Verkoppelungsrezeß geschlossen wurde, erst 7 der 

21 Höfe 'gutsherrenfrei’, darunter offensichtlich vier der sechs 

Voll- und zwei der drei Zweidrittelhöfe. Schon 1839 aber hatten 

die Inhaber der 12 älteren, zehntpflichtigen (Voll-, 2/3”, 1/2-) 

Höfe beantragt, "durch Capitalzahlung den Frucht-, Lämmer-, 

Bienen- und Gänsezehnten abzulösen", und dafür "im Wege der Güte 

ein Capital von 6000 Rtlr Courant" geboten. Diese Summe ent¬ 

sprach damals dem Wert von ca. 200 Morgen Ackerland in der Beck- 

dorfer Feldmark oder dem Wert eines dortigen Vollhofes mit 356 
333 

Morgen Acker, Wiese, Weide und Moor . 

Die Höhe der Ablösungssummen für Grundzinsen differierte natür¬ 

lich gemäß deren Ausmaß und Zusammensetzung außerordentlich. 

Allgemein wird man sagen können, daß noch um 1850 ganz überwie¬ 

gend die gehobene Mittel- und die Oberschicht unter den Bauern 

allein in der Lage bzw. darauf dringend bedacht war, sämtliche 

Lasten abzulösen. Viele Einzelbeispiele zeigen ein ähnliches 

Bild wie das hildesheimische Gleidingen, ein Dorf mit ausge¬ 

sprochen schroffen Besitzunterschieden - fast drei Viertel des 

Bodens gehörten (1831) zu 13 großbäuerlichen Betrieben, den Rest 

teilten sich 73 weitere Hofstellen und eine gehörige Anzahl 

Häuslinge -: bis 1855 war hier nur auf 20 von jetzt 89 Hofstellen 

die Ablösung vollständig durchgeführt, darunter auf acht von 
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elf Meierhöfen und auch sonst nur auf den größeren Stellen-'-' . 

Auf die mittleren und großen Höfe dürfte der Löwenanteil jener 

40 % sämtlicher leib- und grundherrlicher Pflichtigkeiten ent¬ 

fallen, die einer Schätzung Stüves zufolge bis 1853 im König- 
335 reich Hannover abgelost waren . 

Konnte nun das hannoversche Ablösungswerk den Erfolg haben, 

den man sich allgemein, hier liberalen Vorstellungen folgend, 

von ihm versprach: daß die 'Befreiung' des Bodens von den Feu¬ 

dallasten zwangsläufig Ertragssteigerungen nach sich ziehen 

würde? Mit plausiblen Argumenten hat Achilles gezeigt, daß der 

- kostspielige - Eigentumserwerb in Hannover "die Intensivierung 

der Landwirtschaft nicht erst in Gang setzen, sondern nur be- 
336 

schleunigen (konnte), soweit ein Nachholbedarf bestand." 

Vor allem indirekt wirkte die Ablösungsmöglichkeit produktivi¬ 

tätssteigernd: indem der Landwirt, um die mittelfristige Mehrbe¬ 

lastung ausgleichen zu können, fortlaufend zu investieren ge¬ 

zwungen war. "Er benötigte mehr Saatgut, mehr Geräte, eventuell 

mehr Arbeitskräfte, vor allem mehr Vieh." Wovon aber, fragt 

Achilles weiter, "sollte er die Erweiterungsinvestitionen be¬ 

zahlen, wenn die Ablösung vorerst die Lasten vermehrte und die 
3 37 Überschüsse verringerte?" Man solle deshalb die kurz- und 

mittelfristigen Auswirkungen der Grundentlastungsgesetze nicht 

überschätzen, auch wenn einige ihrer Bestandteile - insbesondere 

Dienst- und Zehntabstellung - den Bauern doch recht schnell 

nützlich geworden seien. 

Das Dilemma der Ablösungsbedingungen konnten in unserem Be¬ 

trachtungszeitraum nur die wohlhabenden, am Preisaufschwung aller 

Agrarprodukte massiv verdienenden Bauern bereits vollständig 

überwinden. Die Jahre 1840/45 bis 1860/65 erscheinen, aufs Ganze 

gesehen, gleichsam als eine 'Sattelzeit der faktischen Moderni¬ 

sierung' der Landwirtschaft. Die erste Hälfte dieser Phase ist 

noch ganz bestimmt von den vorangehenden Mittel- und Großbauern, 

die sich in ihrer Wirtschaftsweise jetzt den 'rationellen Land- 
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338 wirten' der Güter und Domänen annähern. Die entscheidende 

Breitenwirkung erreicht dieser Prozeß - man denke an die land¬ 

wirtschaftlichen Vereine und Schulen ebenso wie an den Boom der 

Ablösungen - erst in den 50er Jahren, ermöglicht sowohl durch 

den jetzt raschen Fortgang der Gemeinheitsteilungen und Ver¬ 

koppelungen als auch die anhaltend hohen Agrarpreise. 

Man sollte deshalb äußerst vorsichtig sein bei der Interpretation 

von Vergleichszahlen zur landwirtschaftlichen Produktion und 

Produktivität in Hannover aus dem Vormärz und von 1870 oder gar 

1880. Gewiß, auch vor 1850 gab es bereits deutliche Zuwachsraten 

auf den meisten Gebieten (Viehbestände, tierische und pflanz¬ 

liche Produktion); aber der eigentliche Aufschwung fand erst 

nach der Jahrhundertmitte statt. Der Mangel an Statistiken läßt 
339 genauere Aussagen leider nicht zu . Auf jeden Fall war und 

blieb die Zunahme der Produktion wesentlich bescheidener als im 

gutsbestimmten Ostelbien. Es sei keineswegs so, resümiert 

Dipper, "daß die bloße Befreiung aus den mannigfachen Bindungen 

mit der damit verknüpften Möglichkeit der 'Internalisierung von 

Erträgen' einen quasi automatischen Produktionszuwachs beschert 

hätte. Das war vielmehr nur dort möglich, wo die Öffnung der 

der Ökonomie alten Typs gesetzten Schranken auf eine Agrarstruk¬ 

tur traf, die von den gebotenen Chancen profitieren konnte. In 

Deutschland gilt dies eigentlich nur für das Gebiet der großen 
340 Hofgüter, vor allem aber für den deutschen Osten"' und, wäre 

hinzuzufügen, ebenso für den nordelbischen Bereich. Im König¬ 

reich Hannover stand dem der Ablösungsmodus ebenso wie die be¬ 

wußte Erhaltung der überkommenen Besitzstruktur entgegen. 
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Wir haben zu beschreiben versucht, welche Faktoren die Akzep¬ 

tanz von Neuerungen in der Wirtschaftsführung der Bauern 

förderten, welche sie hemmten. Wir haben bislang vernachläs¬ 

sigt, daß der partielle Wandel des Wirtschaftsverhaltens im 

Kontext eines allgemeinen Mentalitätswandels stand, wie wir 

ihn schon hinsichtlich des Gemeindelebens kurz angesprochen 

haben. Von der Dynamisierung des Status und seiner Symbole war 

dort die Rede. Bezogen auf die materielle Sphäre hieß das: 

der Einzelne hatte abzuwägen zwischen Investitionen zur Ratio¬ 

nalisierung der Landwirtschaft und zur Beförderung des sozialen 

Prestiges, beides sowohl abhängig vom Verhalten des Nachbarn 

und Standesgenossen als auch von äußeren Umständen wie dem 

Ausfall der Ernte, der Preisbewegung, besonderen Verpflich¬ 

tungen, politischen Verhältnissen usw. 

Zwischen bestimmten Agrarreformen und dem Wandel der materiellen 

Kultur in der bäuerlichen Welt des 19. Jahrhunderts hat man 

vielfach recht pauschale und zumeist monokausale Zusammen¬ 

hänge hergestellt. Sven B. Ek hat dagegen sehr entschieden 

auf die Bedeutung des Wandels von "Ideologien und Wertungen" 

als Gelenk zwischen agrarwirtschaftlichen Faktoren und materi¬ 

eller Volkskultur hingewiesen. "Nicht die materiellen Neuerun¬ 

gen an sich, sondern die psychischen Veränderungen, die sie 

bedingen", bilden für ihn den "Maßstab des qualitativen Charak¬ 

ters der kulturellen Veränderungen". Und er differenziert zwi¬ 

schen den aufkommenden neuen Statussymbolen und den agrar¬ 

wirtschaftlichen Innovationen des 19. Jahrhunderts: es könne 

- hier wäre ich etwas vorsichtiger - "als selbstverständlich 

vorausgesetzt werden, daß der Bauer allmählich Geräte und 

landwirtschaftliche Methoden übernahm, die sich als den frühe¬ 

ren überlegen erwiesen hatten. Weniger zweckdienlich war es 

dagegen, zu neuen Möbelstoffen, Dekorationen, Trachtenmoden 

und Taufnamen überzugehen. Die Veränderungen auf diesen Ge¬ 

bieten traten erst ein, nachdem die bäuerliche Schicht neue 
341 Wertungen akzeptiert hatte. 



- 348 - 

Letztlich auf nichts anderes zielt W.H. Riehl, wenn er ange¬ 

sichts der in Norddeutschland, verglichen mit dem Süden, deut¬ 

lich höheren allgemeinen Lebenshaltungskosten zu dem Schluß 

kommt, daß der "Urgrund" des Kostengefälles "viel mehr ein 

sozialer als ein wirtschaftlicher ist"342. Die "Sitte", d.h. 

etwa: die Lebensweise, der Bedürfnisstandard erlege dem Ein¬ 

zelnen zunehmende Ausgaben auf; genauer: der Einzelne selbst 

erlege sich als Folge der entstandenen Prestigekonkurrenz diese 

Ausgaben selbst auf. Denn, so sieht Riehl sehr scharf, "die 

Sitte ist ebensogut Ursache als Produkt des wirtschaftlichen 

Haushaltes", der Einzelnen wie des Volkes'43. Ziel und Mittel 

bei der Überschreitung des Standesgemäßen war für den nieder¬ 

sächsischen Bauern die bürgerliche Kultur. 

'Man klagt in neuerer Zeit, daß im ganzen Niedersachsenland, 

von der südwestlichen Ecke Westfalens bis hinüber nach Schles¬ 

wig-Holstein, der reiche Großbauer, welcher bis dahin für so 

eichenfest und eichenhart in seiner Standessitte galt, zu¬ 

sehends mehr städtischen Genüssen sich ergebe. Dadurch stei¬ 

gert sich natürlich die Kostspieligkeit des nordwestdeutschen 

Lebens überhaupt, selbst wenn jene Bauern für den neuen städti¬ 

schen Luxus keinen Kreuzer mehr ausgäben als für den alten 

bäuerlichen. ... Nun wird aber durch die Einführung der kost¬ 

bareren Sitten nicht nur das Leben des einzelnen, der die 

neue Weise mitmacht, sondern allmählich des ganzen Landes ver¬ 

teuert. Denn bei dem aristokratischen Bauernvolk wirkt ein 

von oben und im eigenen Stande gegebenes Beispiel ganz be¬ 

sonders energisch, und der kleine Bauer, den die teure Zeit" 

- Riehl sprach vorher allgemein von dem Impuls hoher Agrar¬ 

preise auf die Erhöhung des kulturellen Standards - "eigent¬ 

lich keineswegs bereichert hat, wird doch zuletzt in die an¬ 

spruchsvollere Sitte mit hineingezogen. Zur wirtschaftlichen 

Verteuerung gesellt sich eine soziale." Und hinter den einmal 

fixierten Standard gehe man auch unter veränderten wirt¬ 

schaftlichen Bedingungen nicht wieder zurück 44. 
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Was Nordwestdeutschland angeht, so gilt das Jahrzehnt 1840/50 

als diejenige Phase, in der dort die eigenständige bäuerliche 
345 

Kultur ausläuft . Subjektiv erscheint den Bauern Traditionel¬ 

les immer mehr als gestrig, ersetzbar und notwendig zu er¬ 

setzen durch Städtisch-Modisches. Daß objektiv in dieser Zeit 

ein entscheidender Umbruch in der materiellen Kultur statt¬ 

findet, belegen vielfältig volkskundliche Beobachtungen: so 

kam etwa in der Winsener Marsch die Tracht, abgesehen von Müt¬ 

zen und Schultertüchern, um 1850 völlig außer Gebrauch, nach¬ 

dem ihr zuvor schon etliche Mode-Accessoires eingefügt worden 

waren; seit Beginn des 18. Jahrhunderts waren dort mit die 

kostbarsten Schätze, die eine Braut in die Ehe einbrachte, 

Hemden, Kissenbezüge und Rollhandtücher aus feinstem selbstge¬ 

webtem Leinen gewesen, die mit ebenfalls ausgesprochen feiner 

Plattstickerei versehen waren. Seit 1840 erlebte diese Stick¬ 

kunst ebenso wie die Hausweberei der Festkleidung einen 
3 4 6 "raschen Niedergang" 

Dasselbe gilt für die benachbarten Heidegegenden: dort hatte 

man zwar nie solchen Aufwand wie die Marschbäuerinnen treiben 

können, deren Trachten anders als die ihrer Männer seit jeher 

nicht von Landschneidern, sondern in Werkstätten des Fleckens 

Winsen oder anderer größerer Orte gefertigt worden waren; 

aber auch ohne daß in die Heide während der vorausgegangenen 

Jahrzehnte Städtisches tiefer eingedrungen wäre, griff seit 

den 1840er Jahren dort der modische 'Luxus' um sich, indem 

z.B. von dieser Zeit an "die Tochter der wohlhabenden Heid¬ 

bauern etwa mit einem Dutzend Mützen, vielleicht zur Hälfte 

Seiden- und Brokatmützen, ausgesteuert" wurde, womit man eine 

aus dem 16. Jahrhundert herrührende Tradition des städtischen 
347 

Patriziats übernahm . Bei Schmuck und anderen Kleidungs¬ 

gegenständen zeigt sich eine ganz analoge Zäsur, wobei der Wan¬ 

del über die Repräsentationsgüter auch in die Sphäre des all¬ 

täglich Gebrauchten eindrang: alte Besonderheiten der Lüne¬ 

burger Heide wie die aus Schnuckenwolle gestrickten 'Schnucken- 

socken' oder die groben 'Wullaken' gerieten um die Jahrhundert- 
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mitte schnell in Vergessenheit, bei den kleinen Leuten frei- 
3 4 8 

lieh oft mit einiger Verspätung" ', 

Auch in den meisten anderen Regionen Nordwestdeutschlands und 

für verschiedenste Sachbereiche zeigt sich, daß seit 1840/50 die 

regional geprägte Art der Herstellung von Sachgütern nicht mehr 

produktiv war, weil solche Stücke nicht mehr als repräsenta¬ 

tiv galten. "Seitdem wurden auf dem Lande überwiegend städti¬ 

sche, bürgerliche Möbel angeschafft, Häuser in moderner über¬ 

regionaler Bauart errichtet und die handwerkliche Keramik von 
349 

Steingut oder Porzellan abgelöst."' Einige vormals bedeutende 

ländliche Prestigegüter, z.B. Prunkschüsseln oder anläßlich 

eines Hausbaus geschenkte bunte Fensterscheiben, hatten bereits 

um 1800 einen einschneidenden Rückgang erlebt, wurden jetzt 

endgültig nicht mehr hergestellt bzw. verschenkt; andere ver¬ 

loren erst gegen die Mitte des Jahrhunderts an Prestigewert, 
350 

dann aber auch gleich ganz nachhaltig. . 

Wohlgemerkt: die Dynamisierung des ländlichen Prestige-Systems, 

d.h. der Wertungen im Sinne von Ek, und die rasche Zunahme 

von Prestige-Investitionen mußte nicht zwangsläufig eine 

durchgreifende Verbürgerlichung der materiellen Kultur im 

Bauernstand bedeuten. Daß beides im Nordwestdeutschland des 

Vormärz, insbesondere der Jahrzehnte um die Jahrhundertmitte, 

so eng und so bedingend miteinander verwoben war, hat man mit 

zwei Hypothesen zu erklären versucht, die einander nicht aus¬ 

schließen : 

1. "Weil die ländliche Sachkultur Nordwestdeutschlands bis 

ins 19. Jahrhundert einen relativ alten Zustand bewahrte" - 

im Gegensatz zu Oberdeutschland, wo sich schon im späten Mittel- 

alter städtischer und ländlicher Kulturraum stark durchdrungen 

hatten -, "kam es durch eine Art Überkompensation zu einem 

überstürzten Neuern, denn mit der neuen Kommunikation (Reisen, 

Zeitungen) wurde das Archaische der eigenen Kultur schmerzlich 

bewußt." 

2. "Das rasche und frühe Ende der regionalen Sachkultur erklärt 

sich aus den bereits aufs bürgerliche Ideal gerichteten 
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Tendenzen der voraufgehenden Novationsphase. Seit der 2. Hälfte 

des 18. Jahrhunderts drangen nämlich zahlreiche bürgerliche 

Muster in die bäuerliche Welt ein, und zwar in besonderem 

Maße in Nordwest-Deutschland: das bürgerliche Kaffeetrinken mit 

dem zugehörigen Geschirr, den entsprechenden Gastsitten, die 

feineren Eßsitten (mit Gabel, Messer und Tellern), das seitdem 

von bürgerlichen Vorbildern übernommene Mobiliar. ... Die neu¬ 

en Ideen entwickelten eine eigene Dynamik, da sie zur Um¬ 

schichtung der Leitideen führten und der Landbevölkerung gene¬ 

rell den Blick für Novationen, für die städtisch-bürgerliche 

Welt öffneten." Diese Tendenzen hätten, da sie von Beginn an 

vom Wirken der agrarischen Bewegung und deren Verbürgerlichungs¬ 

druck auf die bäuerliche Wirtschaftsgesinnung begleitet wor¬ 

den seien, im frühen 19. Jahrhundert zur Zeit der Agrarrefor- 
351 men hier besonders gut zum Durchbruch kommen können 

Beide Erklärungen betonen die Bedeutung der Kommunikation zwi- 
352 sehen Stadt und Land , und beide gehen aus von der im Nord¬ 

westdeutschland der frühen Neuzeit besonders tiefgreifenden 

Trennung von Stadt und Land; in der zweiten Hypothese tritt 

der Prozeßcharakter der Diffusion bürgerlichen Kulturguts 

stark hervor. Dieser Betrachtungsweise schließe ich mich an; 

es gilt nun allerdings, die beidemale recht diffus bleibenden 

konkreten Ursachen und Impulsgeber genauer zu bestimmen. An¬ 

hand der wenigen punktuellen Ergebnisse, die bisher aus Unter¬ 

suchungen über Bau und Ausstattung von Bauernhäusern vorliegen, 

wollen wir einige vorläufige Aussagen über die komplexe Wech¬ 

selwirkung der entscheidenden Faktoren versuchen. Dreier 

Faktoren hauptsächlich: 

* Agrarstruktur und Agrarkonjunktur 

* Agrarreformen 

* 'Entlokalisierung' kultureller Inhalte durch Kommunikation 

im weitesten Sinne (Lektüre auf dem Lande, Einfluß der 

nichtbäuerlichen ländlichen Oberschicht, zunehmende Markt¬ 

verflechtung, Eisenbahnbau u.a.) 
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Zwei Bemerkungen zur regionalen Differenzierung sind voraus¬ 

zuschicken : 

1. In Niedersachsen bestand selbstverständlich weiterhin ein 

erhebliches Gefälle zwischen mehr und weniger 1verbürqer- 

1ichten', Novations- und sog. Relikt—Gebieten. Die Marschen 

verloren indes ein wenig von ihrer absoluten Vorreiterstellung. 

Bis ans Ende des 19. Jahrhunderts Reliktgebiete hinsichtlich 

des Hauswesens - im Vergleich zu anderen Hallenhaus-Gebieten 

setzte sich hier das Stubenwohnen erst ganz spät durch' - 

wie der landwirtschaftlichen Arbeitsgeräte blieben das Emsland 

sowie gewisse Landstriche an der Unterweser. Wenn im Folgenden 

vorwiegend vom Osnabrücker und Braunschweiger Land die Rede 

ist, so handelt es sich um generell relativ fortschritts- 

offene Gebiete^ 

2. Die zunehmende Kommunikation auf dem Lande relativierte 

gegenüber früheren Zeiten die Bedeutung direkter Handels¬ 

beziehungen einzelner Gegenden zu großen Städten bzw.zum Aus¬ 

land, machte Städtisches allgemein zugänglicher. Mehr und mehr 

von allein ausschlaggebender Bedeutung für eine Prestige-In¬ 

vestition wurde die Wirtschaftskraft des betreffenden Hofes. 

Zu den Bauernhäusern: das Artland erlebte zwischen 1810 und 1835 

einen vorher wie nachher nicht wieder erreichten Rekord länd- 
355 

licher Bautätigkeit . Dieser Boom setzte also vor dem Wie¬ 

derbeginn der Markenteilungen ein - vor den Revolutionskriegen 

war man hier noch nicht allzu weit damit gediehen - und scheint 

direkt auf den Impuls der hohen Agrarpreise zu Ende der napo- 

leonischen Zeit zurückzugehen. Zur Zeit der Preisdepression 

1820/25 werden ebenso viele Erbwohnhäuser wie in dem voraus¬ 

gegangenen Jahrfünft, und zwar die Rekordzahl überhaupt, fertig, 

was sich aus den Planungs- und Baufristen zwanglos erklärt. 

Aber das Nachlassen der Bautätigkeit 1825/30 ist erstaunlich 

gering; bei Erbwohnhäusern ist sie erst 1835 auf jenen Stand 

zurückgefallen - durchschnittlich etwa die Hälfte der 1815/20 und 

1820 / 25 fertiggestellten Bauten -, der bis gegen Ende des 
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Jahrhunderts ungefähr gleichbleibt. Der Neubau von Scheunen 

zeigt für 1800-1845 nahezu denselben Kurvenverlauf wie der 

für Erbwohnhäuser beschriebene, doch steigt danach die Zahl 

neuer Scheunen rasch wieder an, der allmählichen Intensivierung 

der Landwirtschaft gemäß. 

Der Einbruch der beiden Kurven Mitte der 30er Jahre dürfte 

siet auf den Erlaß der Ablösungsgesetze zurückführen lassen; 

bekanntlich ging man im Osnabrücker Land, wenn auch andere 

Gefälle wie andernorts vorerst bestehen blieben, sehr rasch 

daran, die Eigenbehörigkeit abzulösen. Andere Investitionen 

mußten da wohl zurückstehen. Später, als der konjunkturelle 

iauanreiz des frühen (9. Jahrhunderts und die erste Ablösungs¬ 

welle abgeklungen waren, verstetigte sich die Bautenkurve. 

Der beschriebene Boom fand aber, das zeigt eine weitere regio¬ 

nale Unterteilung, überhaupt nur in derjenigen Hälfte des Alt¬ 

kreises Bersenbrück statt, der überdurchschnittlich gute Böden 

besaß, wo also die größeren Bauern von der Agrarkonjunktur auch 

wirklich profitieren konnten. Vorwiegend die Großbauern unter 

den Bauherren dieser Phase führten als Novation in der Außen¬ 

gestaltung ihrer Häuser eine klassizistisch anmutende Art der 

Giebelgestaltung einbei neuen Markkotten fand, wohl aus 

Sparsamkeitsgründen, diese Neuerung auch rasch Anklang.’ln den 

weniger ertragreichen Teilen des Artlandes verläuft die Kurve 

der Neubauten viel gleichmäßiger, wenngleich überall mit einem 

Aufwärtstrend in den drei Jahrzehnten nach 1800 und einem Rück¬ 

gang 1830/40 bzw. 1840/50, Hielt man sich hier bei prestige¬ 

trächtigen Investitionen eher an Kleidung und Mobiliar, etwas 

weniger Kostspieliges also? Selten wird ein Hofinhaber in re¬ 

lativ karger Landschaft, und meistens ohnehin mit älteren 

Schulden belastet, innerhalb weniger Jahre gleich mehrere 

Großausgaben gewagt haben wie der schon erwähnte Ludwig Hassel¬ 

mann in der Gft. Hoya: er ließ 1836, zwei Jahre nach der Hof¬ 

übernahme, die alten Gebäude niederreißen und baute ein moder¬ 

nes großes Zweiständerhaus; obwohl ausheiratende Schwestern 

abzufinden und die Eltern zu unterhalten waren, löste er 1838 



- 35^ - 

auch noch verschiedene Pflichtigkeiten für knapp 280 Rtlr ab, 

die auf Verlangen der Grundherrschaft, des Stiftes Bassum, 
357 

hypothekarisch eingetragen wurden . Dieser Fall erhellt 

schlaglichtartig den Investitionsdruck, unter den zumindest 

die größeren Bauern von ganz verschiedenen Seiten her geraten 

waren. 

Es erscheint angesichts der Mehrbelastung, die die Ablösung in 

Hannover für einige Zeit mit sich brachte, ziemlich absurd, 

sie pauschal zu einer der Mit-Ursachen des Baubooms des ersten 
358 

Jahrhundertdrittels: zu erklären . Vielmehr fällt hierfür 

allein der Einkommenseffekt vermehrter Markterlöse wie der¬ 

jenige eventueller Markenteilungen ins Gewicht, nicht zu ver¬ 

gessen natürlich die niedrigen Handwerkerlöhne dieser 

Zeit. 

Während der 1830er Jahre nahmen auch die Aufwendungen der 

Bauern für Einrichtungsgegenstände augenfällig zu. Die ganz 

überwiegende Zahl von Neuanschaffungen betrifft dabei die Aus¬ 

stattung der Stube. Umbauten und Anbauten, die den Wohnraum 

der Häuser ausdehnen, sind indes vor der Jahrhundertmitte noch 
359 

selten . Dadurch war eine volle Übernahme der bürgerlichen 

Biedermeier-Mode ausgeschlossen, da sie das Arrangieren der 

Möbel zu 'Wohngruppen' und damit größere Räumlichkeiten als 

die meistens recht enge Bauernstube verlangte. Diese blieb von 

Tisch und Stühlen in der Raummitte bestimmt. Aber /im gegebenen 

Rahmen richtete man sich - hier: im Artland, für das Braun¬ 

schweiger Land sind ganz ähnliche Tendenzen nachgewiesen - 

nach und nach neu ein: zunächst, auch bereits in den 20er Jah¬ 

ren, mit einzelnen neuen Möbelstücken, Schränken etwa, An¬ 

richten, Stuhlgruppen, Tischen, Kommoden; dafür lieferte mei¬ 

stens der Bauer das Holz (traditionsgemäß Eiche oder Kirsche) 

selbst, so daß nur die Herstellungskosten zu bezahlen waren, 

um 1830 ca. 8 Rtlr für einen Leinenschrank oder 10 für eine 

Kommode. 

Wie die Artländer Anschreibebücher von Landtischlern plastisch 

zeigen, schafften zahlreiche größere Bauern auch 1830/40 
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bereits mehrere neue Möbel gleichzeitig an, wobei Gesamtpreise 
1 D 

von 50 bis 100 Rtlr durchaus üblich waren . Kleinbauern, 

ländliche Gewerbetreibende, DorfSchullehrer, Küster, Klein¬ 

händler - und Angehörige der untersten Schichten ohnehin - 

konnten sich auch in der Folgezeit nie mehr als solche einzel¬ 

nen Gegenstände auf einmal leisten. Sie dürften auch eher über 

Auktionen in benachbarten Flecken und Kleinstädten als durch 

Bestellung beim Tischler zu 'neuen' Möbeln gekommen sein. 

Was in der besitzbäuerlichen Schicht trotz des stark steigen¬ 

den Auftragsvolumens vor 1840 noch ganz selten gewesen war: 

die Bestellung von Möbeln in der aktuellen Biedermeier-Mode 

der adlig-bürgerlichen Oberschicht und als vollständige En¬ 

sembles, kam in den 40er, vor allem dann den 50er Jahren immer 

häufiger vor. Insbesondere das Sofa mit zugehörigem Sofatisch 

und als Material Modehölzer wie Esche, (norddeutsch-englisch:) 

Mahagoni oder bestimmte Obsthölzer sind hier zu nennen . 

"Innovator dieses neuen 'Lebens- und Wohnstils' für den länd¬ 

lichen Raum" war die "nichtbäuerliche ländliche Oberschicht, 
362 angeführt vom Landadel" gewesen , und zwar seit den 1820er 

Jahren bereits. Diese "potenteste Käuferschicht" für Tischler- 
363 

und Zimmereiwaren umfaßte weiterhin natürlich die höhere 

Beamtenschaft, die Geistlichen, Großkaufleute, Ärzte, Apothe¬ 

ker und Offiziere, und sie stand den Großbauern in puncto 

Aktualität, aber auch Auftragsvolumen und Variationsreichtum 

der bestellten Möbelstücke weit voran. Und es gab auf dem Lande 

wie in den Flecken und Kleinstädten doch eine erstaunliche An¬ 

zahl von Werkstätten, die auch höchsten Qualitätsansprüchen 

genügen konnten. "Die Aufgabe, eine Menge von Möbeln beschei¬ 

denster Größe und Zierart anfertigen zu müssen, sowie das 

künstlerische Vermögen, selbst für Angehörige der obersten 

Schichten ... Prunkmöbel entwerfen zu können, war für ländliche 

und städtische Tischler des 18. und 19. Jahrhunderts kein 

Widerspruch, sondern alltäglicher Zwang, letztlich eine 
364 Existenzfrage." Kenntnis vom Aktuellsten auf ihrem Sektor 

holten sich die Landhandwerker der 'gehobenen Klasse' nicht 
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allein auf ihren Wanderjahren und aus Wünschen, Vorstellungen, 

Anfragen ihrer Kunden, sondern ebenso aus der Zeitschriften- 
365 

lektüre oder beim Besuch regionaler Ausstellungen der Ge- 
, . 366 werbevereme 

In der bäuerlichen Oberschicht faßten Moden immer erst mit 

Verzögerung Fuß. Sie vollzog im ersten Jahrhundertdrittel, von 

den Nachfrageimpulsen guter Agrarkonjunktur angeregt, aber 

auch über die Depressionsphasen hinweg, in größerer Breite die 

schon Ende des 18. Jahrhunderts von einzelnen Vorreitern ein¬ 

geführten Neuerungen nach. Der Novationsschub der 1840/50er 

Jahre fand auf einer stbileren verbesserten Einkommensgrundlage 

statt, sowohl aufgrund der anhaltend günstigen Agrarpreisent¬ 

wicklung wie besonders dort, wo zusätzlich auch der Hofbesitzer 

bereits seine Zuschläge aus der früheren Gemeinheit erhalten 

und einträglich genutzt hatte. Es wäre von großem Wert, wenn 

noch viel mehr Einzelfälle zutage kämen als bisher, die ge¬ 

nauer über den Ablauf von Wirtschaftsentwicklung und Investi¬ 

tionsentscheidungen auf den Höfen Aufschluß gäben. 

Verbesserte Einkommensverhältnisse schufen die Voraussetzung 

für Prestige-Investitionen. Trugen diese Investitionen inno¬ 

vatorischen Charakter - es tut not, glaube ich, hier schärfer 

zu trennen als das in mancher volkskundlichen Arbeit ge- 
367 

schieht -, waren dafür in erster Linie die Kommunikations- 

bedingungen verantwortlich. Ebenso wie das Vorbild der nicht¬ 

bäuerlichen Oberschicht auf dem Lande machte sich, wie Ruth-E. 

Mohrmann beim Vergleich zweier kulturell unterschiedlich 

'fortgeschrittener' Braunschweiger Ämter hervorhebtJ , sehr 

stark die Nähe zu Städten und die Tatsache bemerkbar, ob ein 

Gebiet von wichtigen Verkehrsadern durchzogen wurde. 

Daß zudem die Gemeinheitsteilungen in dem 'zurückgebliebenen', 

isoliert liegenden Amt Ottenstein nach 1870 bei weitem nicht 

abgeschlossen waren, während das Vergleichsamt Greene hier 

sehr früh weit fortgeschritten war, läßt m.E. allenfalls einen 

vagen Schluß auf allgemein noch geringe Innovationsbereitschaft 

und wohl auch geringere Mittel der Bauern überhaupt zu. 
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Und welche Rolle spielten die Ablösungen für die angedeuteten 

kulturellen Prozesse? Mir scheint sie weniger im materiellen 

Bereich zu liegen - hier ging es hauptsächlich darum, inwie¬ 

weit beide Belastungen, Prestige-Investition und Ablösungs- 

Zahlung miteinander vereinbar waren - als in der Verän¬ 

derung der Einstellung zum Besitz allgemein, die sie hervor¬ 

riefen. Sie bedeuteten in Hinblick auf die Mentalität des 

Bauern insoweit doch eine 'Befreiung', als sie die hergebrach¬ 

ten Pflicht-Bindungen seinem wirtschaftlichen Ermessen an¬ 

heim gaben; er konnte sie vorläufig bestehen lassen, ihren 

Modus verändern oder sie ablösen - was er aus der Chance mach¬ 

te, lag ganz in seiner eigenen Verantwortung. Und es stand 

unentrinnbar in dem allgegenwärtigen Vergleichsrahmen dessen, 

was der Nachbar unternahm, was der mit dem nächst kleineren 

Hof im Dorf erreichte, was der Kommissar, der Amtmann, der 

Verein, vielleicht eine Zeitschrift empfahl - lauter Erfahrun¬ 

gen von Bewegung, potentieller oder tatsächlicher, von Hand¬ 

lungsdruck, dem man sich letzten Endes nicht entziehen können 

würde. 

Der Mobilisierung wirtschaftlicher Chancen waren in Nieder¬ 

sachsen vielfältige Grenzen gesetzt, andererseits vollzog 

sie sich in einer sozialen Hierarchie mit vergleichsweise gro¬ 

ßen Abständen und außerordentlicher Starrheit in früheren 

Zeiten. Das legt nahe, auch einen besonderen Grad an Verunsi¬ 

cherung oder: Restabilisierungsbedürfnis gerade bei den - 

stets beispielgebenden - Spitzen der Hierarchie anzunehmen. 

Nicht die Hierarchie als solche war in Gefahr, aber die Ab¬ 

stände wurden, so erfuhr man mit der Zeit, zusehends beweg¬ 

licher. Neue Möbel, 'andere' Kleidung als das Altgewohnte, 

gar ein Hausbau konnten frühere Distanzen wieder hersteilen, 

vielleicht mehr als das^zur - vorläufigen, immer vorläufige¬ 

ren - 'Sicherheit'. Indem neue Prestigesymbole dem Einzelnen 

subjektiv dazu verhalfen bzw. verhelfen sollten, soziale Posi¬ 

tionen zu restabilisieren, wirkten sie objektiv in Richtung 

einer Dynamisierung der ländlichen Sachkultur. 
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Das große Gefälle zwischen adlig-bürgerlicher und bäuerlicher 

Kultur in Nordwestdeutschland kam dem Bedürfnis nach mög¬ 

lichst deutlichen statussichernden Symbolen nur zustatten. 

Am Ende unseres Untersuchungszeitraums und noch etwas darüber 

hinaus, je nach regionalen und lokalen Sonderbedingungen, ver¬ 

schmolzen Muster der nichtbäuerlichen Oberschicht mit den 

herkömmlichen bäuerlichen Normen und dem noch bestehenden all¬ 

gemeinen Rahmen der traditionsbestimmten Lebenswelt zu etwas 

Eigentümlichem. Doch diese "besitzbäuerliche Hochkultur", 

wie Sauermann diese Verbindung nennt 70, konnte nur eine "vor¬ 

übergehende Erscheinung" bleiben, "ein Durchgangsstadium. Die 

neuen Normen entwickelten nämlich eine solche innere Dynamik, 

-lat sie/auf lange Frist gesehen, eine vollständige Umorientie¬ 

rung des Wertesystems herbeiführten." 

Darauf und nicht nur auf eine allmähliche Erleichterung der 

bäuerlichen Arbeit künftighin spielte Bening an, als er Mitte 

der 50er Jahre erzählte: "'Ihr werdet jetzt Junker' - sagten 

wir zu einem Hildesheimer Hofbesitzer, welcher uns seine neuen 

stattlichen Hofesgebäude zeigte; er meinte aber: 'wir nicht, 
..371 

aber unsere Söhne.'"'' Wobei zu bemerken ist, daß hannoversche 

'Junker' - z.B. im Vergleich mit dem reichen westfälischen 

Adel — zwar z.T. über ansehnliche Wirtschaftsgebäude verfügen 

mochten, was das Wohnen anging, aber ganz dem bürgerlichen Ge¬ 

schmack konform lebten; ihre Wohnhäuser glichen, einer ebenso 

abschätzig übertreibenden wie kennzeichnenden Bemerkung Scheies 

zufolge, weniger einem Gutshaus als vielmehr einer "Pastoren¬ 

wohnung " ^ 7 ^ . 
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3_i3_. Die klein- und unterbäuerlichen Schichten zwischen 

prekärer Existenz und Pauperisierung 

Die besitzlose, ländliche Bevölkerung des Fürstenthums Osna¬ 

brück ", so erklärte im Jahre 1847 der Menslager Pastor 

Funke, "welche bis dahin eine mehr gewerbtreibende war, muß 

eine ackerbauende werden, wenn sie in ihrer Heimath noch ihr 
TT3 

Fortkommen finden will." ' Ceteris paribus mußte die Devise: 

Ermöglichung einer agrarischen Existenz für so viele Unter¬ 

schichtsangehörige wie möglich, auch für die anderen Regionen 

des Königreichs gelten, darüber war man sich zu dieser Zeit 

allgemein einig. Denn während der 40er Jahre fielen nun immer 

rascher die alten außerlandwirtschaftlichen Erwerbsquellen der 

Landbevölkerung der industriellen Konkurrenz zum Opfer, ohne 

daß im gleichen Maße, oder überhaupt in größerer Zahl, in¬ 

dustrielle Arbeitsplätze im Königreich entstanden wären, einigen 

in dieser Hinsicht optimistischeren Einschätzungen (v. Redens 

zum Beispiel) zum Trotz 

Endgültig 'saniert' war nur, wer als Hofbesitzer in der Phase 

sinkender Nebenerwerbschancen sein Anwesen durch Gemeinheits¬ 

anteile so vergrößert und die Wirtschaftsführung intensiviert 

hatte, daß er fortan ganz überwiegend von der Landwirtschaft 

leben konnte. Inhaber älterer Kleinbauernstellen, neuere 

Anbauern usw. unter den Hofbesitzern, die diesen Prozeß der 

'Verbäuerlichung' der Mittel- und Kleinbesitzer" nicht mit¬ 

machen konnten, gerieten aufgrund ihres Landmangels mehr und 

mehr in Existenznot. Viel schlimmer litten natürlich noch die 

Zeitpächter - von Funke angesprochene Heuerleute - und gänzlich 

Landlosen unter dem ständig wachsenden Konkurrenzdruck der 

Arbeitsuchenden, natürlich auch unter der Unfähigkeit und Un¬ 

willigkeit der Wohlhabenden, mehr und Wirksameres zur Unter¬ 

stützung der Armen zu tun. 
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Le strukturelle Notlage der Unterschichten prägte sich wiederum 

dort am stärksten aus, wo diese sich während der Hochkonjunktur 

der Heimindustrie und Wanderarbeit am weitesten von landwirt¬ 

schaftlichen Erwerbsquellen unabhängig gemacht hatten, und wo 

sie am wenigsten noch zur Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln 

in der Lage waren. Es blieben während des Vormärz im Königreich 

einige Gebiete, vor allem die Geestbezirke der Landdrosteien 

Stade und Lüneburg, inselhaft bestehen, wo Mitte des Jahrhun¬ 

derts von den Behörden zu Recht "die Lage der Häuslinge und 

Anbauer ... durchgängig eine günstige genannt werden" konnte376. 

Zum anderen lagen die wirtschaftlichen Probleme in den wirkli¬ 

chen Notstandsgebieten z.T. so verschieden, daß man sich hüten 

muß, mit der Formel vom Pauperismus das Erscheinungsbild der 

Unterschichten in den 1830/40er Jahren allzusehr zu nivel¬ 

lieren . 

Der Beschreibung ihrer wirtschaftlichen Lage und regionaler 

Sonderprobleme sei eine graphische Übersicht vorangestellt, 

welche die geographischen Schwerpunkte der Verarmung aufzeigen 

soll, ohne daß sie diese nach Faktoren aufschlüsselt. Grad¬ 

messer soll, ämterweise dargestellt, der Anteil von Zahlungs¬ 

unfähigen unter den Personensteuerpflichtigen sein, und zwar 

nach Aufnahmen aus den Jahren 1848/49 '77. Verbunden damit ist 

jeweils eine Darstellung des zahlenmäßigen Verhältnisses 

zwischen Häuslingen/Heuerlingen, Anbauern und sonstigen nicht 

gemeindeberechtigten Stelleninhabern sowie den "übrigen", 
37 8 d.h. den Realgemeinde-Mitgliedern 
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Deutlich zeichnen sich die absoluten 'Notstandsgebiete1 den 

40er Jahre ab: die Fürstentümer Osnabrück, Hildesheim, Gruben¬ 

hagen, Teile von Hoya-Diepholz, daneben Ostfriesland mit 

seiner proletarisierten Landarbeiterschaft. 

In Südniedersachsen korrespondierte - abgesehen von dem klein¬ 

bäuerlich strukturierten Göttingen-Grubenhagener Gebiet - mit 

der verbreiteten Mittellosigkeit ein starkes zahlenmäßiges 

Übergewicht der unterbäuerlichen Familien, wie es noch ausge¬ 

prägter nur im LD-Bezirk Lüneburg bestand. Dort sicherten je- 

■ff verhältnismäßig günstige agrarische Erwerbsgrundlagen, wie 

noch im einzelnen zu zeigen ist, die Unterschichten einigermaßen 

vor der schlimmsten Pauperisierung. Für die bremischen Geest- 

gebiete gilt z.T. ähnliches. Das zahlenmäßige Übergewicht der 

Unterbäuerlichen gegenüber den Reiheleuten rührt am dortigen 

Geestrand, in den Moor- und Marschbezirken weniger von der 

Häuslingspopulation her (wie im Lüneburgischen und in den 

südlicheren Landesteilen), sondern von der großen Zahl 'jüngerer' 

Anbauern, die außerhalb der Realgemeinden standen. 

Im Bereich des Heuerlingssystems zeigt sich deutlich, daß 

Massenarmut vor allem die Gebiete der verdichtetsten Proto- 

industrie erfaßt hatte, besonders das südliche Osnabrücker Land; 

lie stärker agrarisch bestimmten Gebiete standen um die Mitte 

des 19. Jahrhunderts verhältnismäßig besser da. 

In der folgenden Tabelle, die hier nicht weiter kommentiert 

zu werden braucht, sind einige der das unterschiedliche Wohl¬ 

standsniveau der einzelnen Regionen indizierenden Sachverhalte 

zusammengefaßt: neben der Nonvalenten-Rate die Summe der pro 

Person gezahlten direkten Steuern (Personen-, Gewerbe-, Ein¬ 

kommens-, Besoldungssteuer) als Maßstab für den außerlandwirt- 

schaftlieh-städtischen Tragfähigkeitsspielraum; die Grund¬ 

steuerleistung je Flächeninhalt, die den Faktor Bodengüte an¬ 

zeigt, sowie, zur Vergleichung damit, diejenige pro grund¬ 

steuerpflichtiger Person, die indirekt Aufschluß gibt über 

die durchschnittliche Größe des versteuerten Grundbesitzes. 

(Beispiel: der krasse Unterschied von 3,4 zu 6,5 Rtlr Grund- 

steuer pro Kopf zwischen der Gft. Hohnstein und der LD Lüneburg, 

Gebieten, die in der Bodenqualität nur geringfügig voneinander 

abweichen.) 
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Eini2e_Indikatoren_für_die_wirtschaftlich-soziale Lage der Bevölkerunc 

in_den_einzelnen_Landschaften des Königreichs Hannover_1848/50379: 

1) - 6) LD 

a) usw. 

histor. 
Landesteil 

Grundsteuer 
je Morgen 
kultivier¬ 
ter Fläche 
(in Rtlr) 

Grundsteuer 
je Grund- 
steuer¬ 
pflichtigen 
(in Rtlr) 

direkte 
perscnl. 
Steuern 
je Einw. 
(in Rtlr) 

Zahlungsunfähige 
in % der Perso¬ 
nensteuer¬ 
pflichtigen 

Wohndichte 
(Einwohner 
/Wohnhaus) 

Bevölkerungs¬ 
dichte 
(Einw. / 
Quadratrute) 

Einwohnerzahl 
absolut 

1. Hannover 

a) Fst. Calen¬ 
berg 

b) Gft. Hoya 
c) Gft. Diepholz 

0,171 4,95 

0,176 5,24 
0,168 4,89 
0,151 3,27 

0,67 24,23 

0,84 17,90 
0,45 34,76 
0,38 40,81 

6,98 3.090 

7,74 3.929 
6,24 2.416 
5,80 1.788 

330.606 

190.533 
119.410 
20.663 

2. Hildesheim 

d) Fst. Hildes¬ 
heim 

e) Fst. Göttin¬ 
gen 

f) Fst. Grubhg. 
g) Gft. Höhnst, 

0,195 3,33 

0,247 5,25 

0,143 2,78 
0,214 1,91 
0,117 3,40 

0,52 29,95 

0,56 38,98 

0,54 21,17 
0,44 21,38 
0,35 79,42 

6,91 4.439 

7,23 4.719 

6,77 3.698 
6.57 5.563 
6.58 2.818 

355.240 

154,308 

116.812 
74.520 
9.600 

3. Lüneburg 0,111 6,47 0,66 12,28 7,64 1.596 321.498 

4 . Stade 0,179 4,96 0,58 16,53 6,21 2.151 262.269 

h. Hzt. Bremen 
i. Hzt. Verden 
j . Ld. Hadeln 

0,182 4,87 
0,129 4,86 
0,281 6,44 

0,57 15,78 
0,58 22,34 
0,65 14,80 

6,22 2.243 
6,45 1.433 
5,61 3.112 

210.375 
34.642 
17.252 

5. Osnabrück 0,123 3,78 0,52 27,05 6,25 2.267 255.612 

k. Fst. Osnabr. 
l. Ngft. Lingen 
m. Gft. Benth. 
n. Hzt. Arenbg. 

-M. 

0,142 5,58 
0,117 2,39 
0,067 2,50 

0,132 2,46 

0,54 31,95 
0,56 16,86 
0,58 10,40 

0,41 30,38 

6.64 3.500 
5,59 1.901 
6,16 1.685 

5,70 1.294 

147.849 
27.554 
28.240 

51.969 

6. Aurich 0,188 4,49 0,62 43,89 6,07 3.201 173.334 

Kgr. Hannover 0,150 4,42 0,59 25,81 6,77 2.517 1.732.702 
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3.3.1. Entwicklungstendenzen im landwirtschaftlichen und 

außarlandwirtschaftlichen Erwerb der unter-vollbäuer¬ 

lichen Bevölkerung 

Daß in manchen niedersächsischen Gebieten der Pauperismus 

"noch ausgeprägter hervorgetreten sein (dürfte) als anders- 
380 

wo" , geht in erster Linie auf den Verfall des ländlichen 

Textilgewerbes und den Umstand zurück, daß vor 1S50 die Vor¬ 

aussetzungen zur Schaffung substitutiver Erwerbsmöglichkeiten 

sowohl durch Industrialisierung als auch - aufgrund der starren 

mittelbäuerlichen Besitzstruktur - durch Reagrarisierung 

äußerst gering waren. 

Die Angaben über die Entwicklungstendenzen der Erlöse und Pro¬ 

duktionsmengen des Textilgewerbes im Vormärz differieren z.T. 

stark; die Entwicklung nahm je nach den Produktions- und Ab¬ 

satzbedingungen der einzelnen Regionen und nach der Art der 

Produkte zeitlich einen unterschiedlichen Verlauf. Das Er¬ 

gebnis: De-Industrialisierung, das Herabsinken der ländlichen 

Gebiete des Osnabrücker Landes wie der südhannoverschen und 

Hildesheimer Teile des früheren 'Leinengürtels' zu "wirt- 
381 schaftlichen Passivräumen"'“ für einige Jahrzehnte nach 1850, 

war allgemein dasselbe. 

Die Leinenpreise waren zunächst, nachdem die Absatzstockungen 

infolge der Kontinentalsperre überwunden waren, in den Jahren 

1814-17, dann noch einmal 1820-22 außerordentlich gestiegen. 

Politische Umstände vor allem störten den Absatz in Amerika, 

die Preise verfielen, was aber den Webern erst mit dem An¬ 

stieg der Nahrungsmittelpreise von 1826 an das Realeinkommen 

spürbar vermindert haben dürfte. Die 30er Jahre brachten, be¬ 

gleitet von kurzfristig nochmals niedrigen, dann steigenden 

Agrarpreisen, einen letzten starken Anstieg des Produktions¬ 

volumens im Textilgewerbe; auch die Preise pro Meter der ge¬ 

samten produzierten Textilien erholten sich zwischen etwa 1830 

und 1833 zusehends und stagnierten dann, auf manchen Leggen 

offensichtlich bis nach der Jahrhundertmitte, meistens aber 

nur bis etwa 1840/42. 



- 365 - 

Die statistischen Angaben über den Gesamtwert der geleggten 
38 2 

Textilproduktion verdecken, von erheblichen inneren Un¬ 

stimmigkeiten ganz abgesehen, gravierende Veränderungen in der 

Produktionsstruktur. Die Nachfrage nach Osnabrücker Löwend- 

leinen hatte bereits in den 20er Jahren deutlich abgenommen. 

Breitere und feinere Stoffe waren eher gefragt, was von den We¬ 

bern die Anschaffung neuer Webstühle und Haspeln verlangte. 

Seitens des Staates wie auch der Gewerbevereine wurden seit 1830 

zahlreiche Initiativen zur Qualitätssteigerung unternommen, 

insbesondere um die Hausindustrie des besonders dicht bevölker¬ 

ten Amtes Gronenberg im Süden des Osnabrücker Landes zu erhal¬ 

ten: mehrere Spinn- und Webschulen entstanden, tüchtige Männer 

und Frauen wurden zu bestimmten Lehrern bzw. auch auf Amts¬ 

kosten in ein benachbartes ravensbergisches Amt geschickt, wo 

man mit modernem Gerät arbeitete; schließlich reiste der im 

Grönenberger Gewerbeverein tätige Gutsbesitzer Ledebur im Auf¬ 

trag des Amtes nach Belgien und kam mit der Erkenntnis zurück, 

"eine Konkurrenz der Handgespinste mit der Maschinenarbeit sei 

unmöglich" . 

Eine ganze Reihe von 'Fabriken' für feines Leinen entstand, 

wo auf moderneren Webstühlen nur das beste einheimische Garn 

verarbeitet wurde; auch auf die Bleiche legte man zunehmend 

Wert. Als Unternehmer traten neben Kaufleuten auch Gutsbesit- 
384 zer, vereinzelt sogar größere Bauern' auf. Aber die Blüte¬ 

zeit des Osnabrücker Feinleinens war nur kurz, es konnte auf 

die Dauer nicht die Konkurrenz der mit Maschinengarn produzier¬ 

ten Stoffe und vor allem der Baumwolle bestehen. Auch das Aus¬ 

weichen auf noch gröbere Sorten als das Löwendleinen, u.a. 

auf Schier- und Segeltuch, brachte langfristig keinen Ersatz 

für die Nachfrageausfälle beim früheren Hauptprodukt. Wer auf 

traditionelle Weise seinen Flachs anbaute, verspann und ver- 
385 wob , konnte mit der Zeit auch durch Mehrarbeit, wie sie 

vielfach bezeugt ist, das Familieneinkommen nicht mehr halten. 

Für einen Meter einfaches Leinen sank auf der Osnabrücker Legge 

der Preis von 39-65 Pf. im Jahrzehnt 1830/40 auf 21-28 im 
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darauffolgenden Jahrzehnt. Oder vom einzelnen Weber her ge¬ 

sehen: nach den Aufzeichnungen des Artländer Heuerlings Her¬ 

mann Rudolf Bekermann waren 1817 für eine Elle Leinwand acht 

Schillinge zu erzielen, 1830 noch vier, 1838 drei, zwei Jahre 
386 

darauf ganze zwei Schillinge'‘ . Bezeichnenderweise finden 

sich in den Aufzeichnungen unter 1844 zum letzten Mal Ausgaben 

für Leinsamen (10- Rtlr), danach scheint der Flachsanbau 

allenfalls noch zum Eigenverbrauch rentabel und üblich gewesen 

zu sein. 

Auch im Hildesheimer Raum zeichnete sich zwischen 1840 und 1845 

endgültig der Verfall der traditionellen Leineweberei ab. Aus 

den amtlichen Berichten über die Geschäfte auf den Leggen von Lam- 
3 87 

springe und Wetteborn beispielsweise geht hervor, daß bis 

1843 die Gesamtproduktion noch zunahm, wohl um das Absinken 

der Preise 1840/42 auszugleichen. 1843 mußte man dann, um einen 

Taler zu erlösen, nur sieben Ellen statt im Jahr zuvor 8,2 Ellen 

verkaufen; die Produktionsmenge ließ deutlich nach, zumal auch 

im Jahr 1844 ausgesprochen gut gezahlt wurde (man brauchte nur 

6,3 Ellen für einen Taler Erlös). 

Aber die Mitte des Jahrzehnts brachte dann den schweren und 

endgültigen Einbruch: auf die Leggen kamen 1845 - nach dem 

Mengenrückgang um 11,7% im Jahr zuvor - abermals 13,1% weniger 

Ellen Leinen als im Vorjahr, ein Rückgang, der nicht mehr mit 

dem üblichen Nachlassen des familialen Arbeitsaufwandes bei 

günstiger Preissituation allein zu erklären war. Vielmehr 

hatte er "darin seinen Grund, daß viele Leineweber bei den 

Eisenbahnen Arbeit gesucht und gefunden haben, wo sie mehr ver¬ 

dienen können, als wie bei der Leineweberei" (1845). Als 1846 

dann noch "das Leinen so sehr im Preise gefallen (war), daß die 

Weber kaum ein kärgliches Tagelohn [sic] dabei verdienen" 

konnten, vermehrte sich noch der Andrang auf die neuen Arbeits¬ 

plätze. Indessen blieben Frauen und Kinder immer noch in jeder 

freien Stunde daheim mit Spinnen und Weben beschäftigt, solange 

irgend ein Verdienst dabei herauskam. Aber der Verfall des 
3 88 

Textilgewerbes war nicht aufzuhalten; und Eisenbahnbau"'', die 
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wenigen Glasfabriken, Ziegeleien, Salinen und Papierfabriken 

der Gegend reichten als Auffangbecken für die Arbeitskräfte 

längst nicht, so daß seit Ende der 40er Jahre eine erhebliche 

Abwanderungsbewegung nötig wurde, um die allgemeine Notlage 

zu lindern. 

Schlimmer als die Lage der Weber war im allgemeinen - das sei 
389 ein "entschiedener Erfahrungssatz", meinte Stüve'' - die der 

Garnspinner, denen die Mittel zur Weiterverarbeitung fehlten 

oder die aus anderen Gründen ihr Produkt direkt verkaufen muß¬ 

ten. Sie bekamen als erste die Konkurrenz der Maschinenferti¬ 

gung zu spüren. Maschinengarn war feiner und gleichmäßiger als 

Handgarn; es kam über 'Materialhändler' billig ins Land und 

wurde gerade von Webern und Fabriken bevorzugt, die sich auf 

die Fertigung der einzig noch lukrativen feineren Gewerbe um¬ 

stellten. Die Elberfelder Textilindustrie, vormals Hauptabneh¬ 

mer der Hildesheimer und Osnabrücker Garne, ging sehr früh zur 

Baumwollverarbeitung über. 

Der Preis für gutes Garn ging im Artland von etwa 32-36 Pfennig 

pro Stück zu Beginn der 20er Jahre auf die Hälfte im Jahr 1845 
390 zurück “. Im südniedersächsischen Raum soll der Preisverfall 

etwas später als weiter im Westen eingesetzt haben, gegen 1840 

war er aber auch dort aufgrund der nunmehr raschen Verbreitung 
391 von Spinnmaschinen unaufhaltsam . Den Häuslingen stand zu¬ 

dem immer weniger Flachs zur Verfügung: zum einen verkleinerte 

sich durch die rasche Bevölkerungszunahme ständig die Flachs¬ 

anbaufläche pro Kopf; zum anderen veranlaßten die steigenden 

Erlöse für Getreide, sonstige Feldfrüchte und Viehprodukte 

immer öfter Bauern - am ehesten die Großbetriebe - dazu, den 

Flachsanbau aufzugeben. Dies wiederum ließ nicht allein die 

einheimische Flachsproduktion schrumpfen, sondern dämpfte auch 

die Nachfrage nach landwirtschaftlichen Tagelöhnern: was die 

insgesamt steigenden Erntemengen an zusätzlichen Arbeitskräf¬ 

ten erforderten, glich, so Achilles, die Abnahme wieder aus, 

"die durch den Rückgang des weit arbeitsaufwendigeren Flachs- 
392 baues hervorgerufen wurde" 
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Wie die schon angedeuteten Aktivitäten der Behörden, Gewerbe¬ 

vereine und unternehmender Einzelner zur Förderung des Texil- 

gewerbes, so setzten auch Diskussionen in den hannoverschen 

Zeitschriften zu diesem Thema ziemlich schlagartig nach 1830 

ein. Das Hungerjahr 1830 mochte dazu beigetragen haben, die 

Nöte der Spinner und Weber infolge der Nachfrageeinbußen ins 

öffentliche Bewußtsein zu bringen. 1833, als zudem die Haupt¬ 

probleme der Bauern erledigt worden waren, machten im Hannover¬ 

schen Magazin zwei Aufsätze über das Flachsspinnen, die Not¬ 

wendigkeit von Qualitätsverbesserungen, Spinnschulen etc. den 
3 93 

Anfang einer ganzen Reihe diesbezüglicher Artikel . Spätesten 

Mitte der 40er Jahre waren sich die weiterblickenden Zeitge¬ 

nossen ganz im Sinne Karmarschs, des bedeutenden Hannoveraner 

Propagandisten gewerblicher Bildung, darüber im klaren, "daß 

die Handspinnerei des Flachses ... schon vollkommen von der 
394 Maschinenspinnerei geschlagen sei" , während zur gleichen 

Zeit andere immer noch glaubten, Handgarn und -gewebe würden 

sich allein aufgrund von Qualitäts-Reglementierung, ungeachtet 

der Marktvorteile der Maschinenwaren aufgrund der industriellen 
395 

Produktionsverhältnisse, gegen diese behaupten 

Karmarsch polemisierte 1852 gegen den "unheilvollen Schlummer 

derjenigen ..., welche von einem unbegreiflichen falschen Sicher 

heitsgefühl eingewiegt, noch immer nicht erkennen wollen, daß 

wir in höchster und nahestehender Gefahr sind, Alles zu ver¬ 

lieren, wenn wir der Einbildung leben, einen altersschwach 

gewordenen Theil (die Handspinner) durch eigenwillige Selbst- 
396 Verblendung retten zu können" . Was ihm wie allen anderen 

Förderern des Gewerbefleißes klar sein mußte: auch die Maß¬ 

nahmen zur Förderung der Handspinnerei und -Weberei hatten, 

ganz abgesehen von der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung, 

die in eine andere Richtung lief, stets nur einen Tropfen 

auf den heißen Stein bedeutet; denn die Schulen, Reisen, ver¬ 

teilten modernen Geräte konnten nur eine schmale Schicht von 

mehr oder minder widerstrebenden Lernbereiten erreicht haben. 

Steigerten Neuerungen nicht in auffälligem Maße, rasch und 
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anhaltend den Verdienst, nahmen sich kaum andere ein Beispiel 

daran. Die Konjunkturen waren aber viel zu schwankend, die 

Frist für einen solchen Lernprozeß zu kurz, vor allem die 

Mentalität, Erlöseinbußen durch Mehrarbeit bis an die Grenze 

der Kraft der gesamten Familie auszugleichen, viel zu tief ver¬ 

wurzelt, als daß man widerstandslos Neues gewagt hätte - zumal 

dann, wenn Regierungs-Reglements .auch noch an den Marktanfor¬ 

derungen vorbeizielten, wie z.B. aus dem Bericht des Amts 

Bilderlahe von 1844 deutlich wird: es sei zu bemerken, "daß die 

so zahlreiche Classe der Weber oft ihre Unzufriedenheit mit 

unseren Vorschriften, rücksichtl. der Breite des Leinens, zu 

erkennen geben und darüber klagen, daß die Kaufleute ihnen für 

die breiten Leinen nicht mehr geben wollen, wie für das sonst 
397 angefertigte schmälere" 

Staatlichem wie privatem Veränderungsdruck auf dem Textilsektor 

setzten die Unterschichten erheblichen Widerstand entgegen - 

und welche Aussichten bestanden, sich mit anderen, traditio¬ 

nellen, Mitteln durchzulavieren? 

Dem Landhandwerk boten wachsender bäuerlicher Wohlstand und 

Intensivierung der Landwirtschaft im Vormärz einigen Raum zur 

Expansion. Nun hatten die hannoverschen Behörden seit der 

Absatzkrise der Bauern in den 20er Jahren die Konzessionie- 

rungspraxis für Landhandwerker sehr stark gelockert, damals um 

bedrohten Mittel- und Kleinbauern neue Existenzmöglichkeiten 

zu eröffnen. Erst Ende der 30er Jahre nahm man auf ständige 

Klagen des städtischen Handwerks hin die Erleichterungen 

zurück. 

Mittlerweile hatte sich aber überall, besonders in den Gebieten 

mit wenig landwirtschaftlichem Erwerbsspielraum, eine Unzahl 

neuer Klein- und Kleinstbetriebe von Anbauern, Brinksitzern 
398 und Häuslingen niedergelassen , und spätestens in den 40er 

Jahren wird allgemein die Übersetzung des Landhandwerks be¬ 

klagt; so schreibt 1840 das Amt Bilderlahe: es sei "fast in 

jeder Gemeinde eine mehr wie hinreichende Anzahl von Conces- 

sionisten vorhanden, so daß manche derselben, aus Mangel an 
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Verdienst, Tagelöhner-Arbeiten zu ihrer Hauptbeschäftigung 
399 

machen müssen" . Im Amt Alfeld fanden im Jahr 1848 rund 

drei Viertel der Anbauer und Häuslinge ihr Auskommen durch 

Tagelohn in der Landwirtschaft, Spinnen und Weben, während das 

übrige Viertel als "Handwerker und sonstige Gewerb- und Handel¬ 

treibende" sich zu ernähren versuchte. Umgekehrt waren die 

Handwerker im südniedersächsischen Raum überhaupt fast aus¬ 

schließlich Anbauern und Häuslinge ' ^. 

In Stadtnähe konnte man handwerkliche Tätigkeit mit Pendler¬ 

arbeit verbinden, auch der Hausierhandel bildete eine mögliche 
401 

Ergänzung . Im Westen des Königreichs, wo die Dichte hand¬ 

werklicher Kleinbetriebe z.T. auch beängstigende Ausmaße an¬ 

genommen hatte, spezialisierten sich viele von ihnen auf die 

HolzSchuhmacherei und konnten davon über die Jahrhundertmitte 
4 02 

hinaus trotz langsam sinkender Preise ganz gut leben . Auf 

andere Spezialprodukte bestimmter Ämter und Orte können wir 

hier nicht eingehen. 

Insgesamt stellte die geschilderte Zunahme der Kleinbetriebe, 

die z.T. als Existenzbasis nicht ausreichten, vor allem dann 

nicht, wenn sie wenig spezialisiert und allein auf den lokalen 
403 

Abnehmerkreis angewiesen waren , die eine Seite der Entwick¬ 

lung des Landhandwerks im Vormärz dar. Die andere sahen wir 

bereits am Beispiel der äußerst leistungsstarken Landtisch¬ 

lereien des Osnabrücker Nordlandes: einen Trend zu Großbe- 
4 04 trieben, der vor 1800 nur in den Städten bestanden hatte 

Eine gewisse Polarisierung entstand zwischen diesen größeren 

Betrieben, deren Inhaber natürlich von agrarischen Grundlagen 

unabhängig wurden, und den Klein- und Kümmerexistenzen, deren 

Fortbestand immer in Gefahr war. 

Die Saisonarbeit in Holland schließlich bildete nur noch im 

äußersten Westen des Königreichs einen halbwegs einträglichen 

Erwerb. Im südlichen Osnabrücker Land, in Hoya, Bremen-Verden 

usw. ohnehin, hatte der Hollandgang bereits in der napoleo- 

nischen Zeit weitgehend aufgehört. Nachdem die Löhne zwi¬ 

schen 1800 und 1850 auf die Hälfte oder gar ein Drittel ge- 
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sunken waren, lohnte die Wanderung nur noch vom Emsland und 

benachbarten Gebieten aus. Aus dem Amt Meppen z.B. gingen 1850 

der offiziellen Statistik zufolge noch etwa 130 Arbeiter nach 

Holland, gemessen an der Zahl der Heuerlinge ein Fünftel bis 

ein Sechstel ^. 

Mindestens dieselbe Zahl Amtseinwohner fand in der Ems- 

Schiffahrt Arbeit._Mit wachsendem Verkehrsaufkommen erhielt die¬ 

ser Erwerb?weig in allen Flußregionen und den Seemarschen stän¬ 

dig größere Bedeutung. In der Umgebung Hamburgs und Bremens 

fungierten viele Schiffer zugleich als selbständige Zwischen¬ 

händler für Waren aller Art. Seeleute, Küsten- und Flußschiffer 

dürften sich, das wird man aus ersten vergleichenden demogra¬ 

phischen Untersuchungen’“'' folgern dürfen, am ehesten von allen 

Unterschichtangehörigen kulturell, in ihren generativen und 

wirtschaftlichen Verhaltensmustern aus dem landwirtschaftlichen 

Kontext gelöst haben, wofür längere Abwesenheit und gegen den 

Arbeitsrhythmus der Landwirtschaft verschobene Saisonstruktur 

der Arbeit ebenso Gründe waren wie die außerordentliche Kon¬ 

junkturabhängigkeit, die die Schiffer und Seeleute etwa von 

den Grasmähern und Torfarbeitern auf Hollandgang unter¬ 

schied . 

Inwieweit man über diejenigen Heuerleute und Häuslinge, die 

in Salinen, Bergwerken oder den verschiedenen kleinen Fabriken, 

natürlich auch beim Eisenbahnbau Arbeit fanden, sagen kann, sie 

seien um 1850 bereits aus der eigentlichen ländlichen Gesell¬ 

schaft herausgewachsen, ist eine generell nicht zu beantwor- 
407 tende Frage, nicht zuletzt ein Definitionsproblem . Die 

Häuslinge Südniedersachsens forderten im Jahr 1848 ohne Unter¬ 

schied, daß ihnen Pachtland von den Domänen und den Gemeinden 

zur Verfügung gestellt werde - eine Präferenz für den landwirt¬ 

schaftlichen Erwerb ist da bei allen noch sehr lebendig und 

sollte, wie ich meine, ebenso wie bei den Heuerlingen dieser 

Zeit nicht unterschätzt werden. 
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Die Erwerbschancen für Häuslinge, Anbauern usw. in der Land¬ 

wirtschaf t unterschieden sich entsprechend den drei haupt¬ 

sächlichen Naturräumen. In den Marschen war für die kleinen 

Leute die Gelegenheit zur Landpacht minimal, der Pachtzins 

extrem hoch. Zwar lag auch der Tagelohn dort seit jeher hoch, 

war der Naturalanteil des Lohns vergleichsweise hochwertig, 

doch verteilte sich aufgrund der Wirtschaftsweise der Marschen- 
409 

bauern der Bedarf an Arbeitskräften nie so gleichmäßig auf 

das Jahr wie auf der Geest, sondern es wurden immer nur kurz¬ 

fristig und periodisch Arbeitskräfte, dann allerdings in be¬ 

deutender Zahl, gebraucht. 

"Der Landwirth kann solche", heißt es für die Landdrostei Stade 

in der Beschreibung der Lage der Unterschichten aus dem Jahr 
410 

1848/49 , "nur aus der Marsch selbst beziehen, da eine 

Heranziehung von Arbeitern von der Geest nicht nur durch die 

Unzugänglichkeit der Marschen während eines großen Theils des 

Jahrs erschwert wird, sondern auch in der großen Abweichung 

aller Verhältnisse in der Marsch von denen der Geest in Hin¬ 

sicht auf Bodenbeschaffenheit, Wirtschaftsweise, Sitten und 

Gewohnheiten manche Hindernisse findet. Nach dem vorübergehen- 

den Bedürfnisse für einige Monate im Jahre regelt sich daher 

die Zahl der Arbeiterklasse in den Marschen, welcher es dann 

während der übrigen Zeit an genügender Beschäftigung fehlt. 

Auch der höhere Preis fast aller Lebensbedürfnisse in der 

Marsch, im Vergleich zu den Preisen auf der Geest, sowie die 

den kleinen Leuten in der Marsch bei Weitem nicht in so gro¬ 

ßem Umfange wie auf der Geest gebotene Gelegenheit, ihren Be¬ 

darf an Korn, Kartoffeln, Gemüse, Schlachtvieh u.s.w. selbst 

zu erzielen, trägt dazu bei, die Lage derselben noch mehr zu 

verschlimmern. 

Dann fehlt es den Frauen und Kindern der Häuslinge in der 

Marsch auch durchgängig an Gelegenheit, durch häusliche Ar¬ 

beiten Etwas nebenbei zu verdienen, wie dies auf der Geest 

durch Landbestellung, Spinnen und Weben, Einsammeln von Wald¬ 

beeren, Torfbacken u.s.w. geschieht." Weiterhin seien nach- 
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lassende Arbeitsmoral einerseits, "viel Vergnügungs- und Putz¬ 

sucht" andererseits mit dafür verantwortlich, daß "dort im 

Allgemeinen größere Armut als auf der Geest" herrsche. Der 

Arbeitskräftebedarf war, das sei hinzugefügt, naturgemäß in 

denjenigen Marschbezirken, wo die Viehzucht vorherrschte, ge¬ 

ringer als in den Ackermarschen. 

Auf der Geest besaßen Anbauer und Heuerlinge im Durchschnitt 

deutlich mehr Vieh als in den Marschen, und dies war in zuneh¬ 

mendem Maße der entscheidende Maßstab für den 'Wohlstand' der 

Unterschichten. Zum Beispiel hielt in den bremischen Elbmar¬ 

schen im Durchschnitt nicht einmal jeder Anbauer eine Kuh, 

während es in der benachbarten Geest stets 1-2 Kühe waren. Konn¬ 

ten nun die Anbauern diesen Nachteil zum gewissen Teil noch 

durch größere Schafhaltung ausgleichen, machte sich bei den 

Häuslingen der Unterschied viel stärker bemerkbar: allenfalls 

5 oder 10% von ihnen besaßen in der Marsch Hornvieh, hingegen 

mindestens jeder dritte, im Durchschnitt fast jeder zweite 

auf der bremischen Geest. Ein ähnliches Bild ergeben die Be¬ 

standszahlen für den weitestgehend von Geestgebieten geprägten 

Landdrosteibezirk Lüneburg: 

auf 27.457 Häuslingsfamilien kamen 12.000 Kühe, 

14.000 Ziegen 

und 17.000 Schweine; 

auf 6.263 An- und Abbauerfamilien 8.500 Kühe, 

1.500 Ziegen 

und 7.000 Schweine. 

Noch günstiger gestaltete sich das Verhältnis in den Graf¬ 

schaften Hoya und Diepholz: dort besaßen vier von fünf Häus¬ 

lingen eine Kuh, und auf drei Anbauern kamen zwei Kühe. 

Diese vergleichsweise noch gute agrarische Lebensgrundlage der 

Unterschichten war möglich aufgrund der größeren Landreserven 

der Geestgebiete. Sie erlaubten - bei natürlich geringerem 

Ertragswert des Bodens - den Anbauern durchschnittlich größere 

Höfe als in der Marsch und dem Häusling eher einmal die Pacht 

eines Stückchen Landes. Die Gelegenheit zur Landpacht bot sich 
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nach vollzogener Gemeinheitsteilung in der Regel eher als zu¬ 

vor, wie auch der Bedarf an Tagelöhnern zu Kultivierungs¬ 

arbeiten dadurch stieg. Allerdings erkannte man seit den 40er 

Jahren allgemein - ich komme gleich darauf zurück daß eine 

Gemeinheitsteilung zunächst allgemein den Viehstand der Nicht- 

Berechtigten stark reduzierte; es war den Absichten der Hof¬ 

besitzer anheim gegeben, ob ihnen Weidemöglichkeiten wieder 

eingeräumt wurden, diese Existenzbasis wurde unsicherer. 

In den dichter bevölkerten Löß- und Bördegebieten Südnieder¬ 

sachsens waren die Möglichkeiten zur Selbstversorgung ent¬ 

schieden geringer als auf der Geest411. Insgesamt besaßen die 

Unterschichten in diesem dritten charakteristisch von den 

anderen abgehobenen Naturraum weniger Vieh, und zudem nicht 

mehr etwa gleich viele Kühe und Ziegen, sondern ganz überwie¬ 

gend konnte man hier höchstens noch eine Ziege durchfüttern. 

Land war äußerst knapp, die Pachten meistens unerschwinglich 

für Häuslinge. Die Gemeinheitsteilungen konnten nicht annähernd 
f 

so viel neu zu kultivierendes Land wie in den Heidegebieten 

erbringen. Außerdem verpachteten die Grundbesitzer ungern 

Jeile der Ländereien, weil sie eine inadäquate Nutzung und da¬ 

mit Verschlechterung des hochwertigen Bodens fürchteten. In 

diesen Gegenden "schließt der Ackerbau sich bestimmter ab", 
, 4'1 2 
konstatierte Stüve 

Andererseits bestand aufgrund der intensiven Ackerwirtschaft 

prinzipiell ein verhältnismäßig hoher Arbeitskräftebedarf. 

Je weiter man jedoch nach Süden ging, in die überwiegend 

kleinbäuerlich strukturierten Gebiete, desto weniger kam dies 
V 

in der Praxis zum Tragen. Das Anbot an Arbeitskräften über¬ 

stieg schon in Teilen von Calenberg, vor allem aber in der 

Landdrostei Hildesheim bei weitem die Nachfrage. Zu ver¬ 

kennen sei nicht, heißt es Mitte des Jahrhunderts in Hin¬ 

blick auf die dortige unterbäuerliche Schicht, "daß die wich¬ 

tigste aller Nahrungsquellen, der Tagelohns-Verdienst beim 

landwirthschaftlichen Betriebe, noch bedeutend erweitert 
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werden kann, und zwar durch stärkern Arbeits-Aufwand beim 

Ackerbau. Intelligente größere Landwirthe gelangen bereits zu 

der Einsicht, daß sie dadurch nicht nur der Tagelöhner-Klasse 

einen höheren Verdienst zuwenden, sondern auch ihr eigenes 

Interesse fördern, indem sie weit höhere Erträge erzielen. ... 

Zu wünschen wäre es, daß auch die zahlreichen bäuerlichen 

Grundbesitzer jenes gute Beispiel (der Domänenpächter, Guts¬ 

besitzer etc.; U.H.) nachahmten. Sie suchen aber meist noch 

jede Ausgabe an Tagelohn so viel als möglich zu umgehen, selbst 

wenn diese Auslage ihnen einen erhöheten Ertrag von ihren 

Feldern bringen sollte. 

In der Pauperismus-Diskussion der 1840er Jahre kam nun, wie 

bereits angedeutet, zunehmend Kritik auf an den Folgen des 

Gemeinheitsteilungsverfahrens, das die Nicht-Gemeindemitglie¬ 

der bis auf ganz wenige Ausnahmen ausschloß und andererseits 

keine Gemeinheitsanteile von der Teilung ausnahm. Langfristig 

galt natürlich die Privatisierung weiterhin als erforderlich, 

weil ertragsteigernd. Aber die mittelfristige Schädigung der 

Unterschichten war nicht mehr zu übersehen und zu übergehen wie 

vordem: die Erschwerung der Viehhaltung, des Bezugs von Brenn¬ 

material aufgrund der Verfügungsfreiheit der Bauern, die Ver¬ 

drängung vieler Heuern von früherem Eigenland des Verpächters, 

das mittlerweils durch Acker- und Gartenbau der Pächtern melio¬ 

riert war, auf hinzugewonnenen, schlechteren ehemaligen Marken- 
.414 

grund usw. ( 

Pastor Funke aus dem Osnabrücker Kirchspiel Menslage war sich 

wie viele seiner Zeitgenossen sicher, daß "die besitzlose Be¬ 

völkerung, das Proletariat unseres Fürstenthums, ... durch 

die Markentheilung vermehrt worden" sei. Um dem Einhalt zu ge¬ 

bieten, empfahl er eine 'Beschränkung' der Teilung, so daß 

jeweils nicht sämtlicher Markengrund privatisiert würde, son¬ 

dern zumindest einige, wenn auch jetzt genauer eingegrenzte, 
415 

gemeine Weiden den Heuerleuten Vorbehalten blieben . Doch 

die Osnabrücker Regierung bestritt im Vormärz generell jeden 
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ungünstigen Einfluß der Markenteilungen auf die Lage der 

Heuerlinge - so sehr sie sonst für deren Probleme Verständnis 

zeigte -; (sie setzte sich "mit der allgemein herrschenden An¬ 

schauung, auch mit der Ansicht ihrer Verwaltungsbeamten auf 

dem Lande in Widerspruch." /Die unterstützten nämlich z.T. 

durchaus weitergehende Forderungen nach Beteiligung der Heuer- 

leute oeim Teilungsverfahren, wie aus verschiedenen Initiativen 

•er *- Hi_ei aus den ersten Jahren nach 1815 bereits hervorgeht. 

Des öfteren hatten die Beamten sich fortan mit gerichtlichem 

Widerspruch von Heuerlingen gegen eine Markenteilung aus¬ 

einanderzusetzen, standen nicht selten auf deren Seite - ohne 

Erfolg. Die Regierung erklärte zwar gewisse polizeiliche Ein— 

in das erhaltnis von Heuerling und Verpächter für mög — 

iich und nötig, eine Aufnahme von Bestimmungen über die 

Nicht-Berechtigten in die Markenteilungsordnung aber für un¬ 

rechtmäßig. Dem entsprach die Verwaltungspraxis. 

Selbst die zahllosen Petitionen und die Unruhen im Jahr 1848, 

de * i~n zentrales Motiv der Landmangel der Unterschichten war, 

hat ._en keine gesetzliche Neuregelung des Teilungswesens zur 

Folge. Man beschränkte sich - dies gilt für das gesamte König¬ 

reich, wo das Problem mittlerweise fast überall evident ge- 

■ ^ len war - aui: Empfehlungen an die Teilungsbehörden; diese 

wiederum sollten versuchen, die Gemeinden "im Wege der Güte 

■da eine gesetzliche und allerdings schwer zu normirende Vor- 

- .is jetzt nicht existiert) zur Ausweisung einer Koppel 

zur Benutzung dürftiger Häuslingsfamilien zu bewegen", was 

aber in der ersten Zeit "fast ohne allen Erfolg geblieben" 

sei. Man solle nicht allgemein behaupten, faßte die Land¬ 

drostei Hannover 1850 zusammen, "daß dies die Folge einer 

absolut harten Gesinnung der Stellenbesitzer, welche bisher 

allein,',ge Mitgxieder der Gemeinde waren, gegen die Häuslinge 

sei. Gegenseitiges Bedürfnis wirkt da wenigstens mildernd ein. 

Der Hauptgrund ist jene scharf entwickelte Aristokratie unter 

dem Bauernstände, welche fürchtet, daß der Häusling dem Hof¬ 

besitzer in der Gemeinde über den Kopf wachse", eine Furcht, 
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die in den Revolutionsjahren noch gesteigert worden sei. 

"Wie in den meisten Gemeinden die eigentlichen Ackerleute 

den Köthnern, so stehen beide vereint den Häuslingen und 
417 

Anbauern schroff gegenüber." 

Dies Gefühl der Bauern, 'von unten her' bedroht zu sein, wirkte 

so indirekt auf die Erwerbsverhältnisse zurück, zumindest in 

den dichter bevölkerten Gebieten. Andererseits, und das ist 

viel wesentlicher, konnten die Bauern umso wählerischer und 

härter gegenüber jenen 'kleinen Leuten' auftreten, je größer 

der Überfluß an Arbeitskraft einerseits, auf der anderen Seite 

ihre eigene Verfügungsfreiheit über Grund und Boden, ihre 

wirtschaftlichen Erfolgsaussichten wurden. Am Beispiel des 

Heuerlingswesens ist zu sehen, daß gesetzliche Maßnahmen den 

Preis, den die Unterschichten in diesem Prozeß zahlen mußten, 

wohl hätten verringern können - aber solche Maßregeln kamen, 

obwohl von vielen Seiten verlangt, wie so manches notwendige 

Gesetz wieder einmal nicht zustande. 

3.3.2. Dekorporierung, Disproportionierung, Demoralisierung 

- 'Auflösungs'-Erscheinungen der alten Ordnung 

... eine mächtig »lösende Kraft ist allgemein durchgedrungen. 

Das zeigt sich, wenn irgend, in der veränderten Stellung un¬ 

serer Bauern gegen die Heuerleute", schreibt Stüve am 9.8.1845 
418 

an seinen Freund Frommann . Die Erfahrung von 'Auflösung' 

hatte sich in den 40er Jahren allgemein der schreibenden, 

lesenden Zeitgenossen bemächtigt. Zahlreiche Phänomene ordne— 

ten sich auf diesen gemeinsamen Nenner hin: bei Stüve schwingt 

in Sätzen über die 'Auflösungs'-Tendenzen der Zeit stets Aver¬ 

sion gegen den politischen Liberalismus mit, Kapitalismus- 

und Industriekritik, Irritation angesichts der Öffnung von 

Lebenskreis und Vorstellungshorizont des Einzelnen; in der 

Pauperismus-Diskussion fallen immer wieder Stichworte wie 



- 378 - 

Sittenlosigkeit, Unmäßigkeit, Luxus der Unterschichten, Ver¬ 

lust der Bindung an Land und Heimat, Anmaßung der Proletarier 

gegenüber reichen Dorfgenossen wie Beamten, Verschwinden des 

Patriarchalischen, usw. 

Dies alles fließt zusammen in ein Gefühl der 'Auflösung', des 

Verfalls ständischer Normen und Ordnungen. Werner Conze 1 hat 

die realen Erscheinungsformen dieses Prozesses, insofern sie 

Entwicklungstendenzen der Unterschicht betrafen, mit den drei 

in der Überschrift benutzten Begriffei gekennzeichnet: Auflösung 

der Stände, ständig wachsender quantitativer Anteil der Unter¬ 

schichten an der Bevölkerung, partieller Verlust der Kongruenz 

von gesellschaftlichen Normen und individuellen Verhaltens¬ 

weisen, wie sie für die ständische Gesellschaft weitgehend 

gegolten hatte. Von Conzes drei Formeln paßt diejenige der 

Dekorporierung am wenigsten auf die hannoverschen Verhältnisse: 

wir haben gesehen, wie sehr ständische Elemente sowohl auf 

staatlicher wie auf regionaler und lokaler Ebene politisch wirk¬ 

sam geblieben sind, wenngleich jeweils leicht modifiziert 

während des Vormärz. Die dörflichen Machtverhältnisse waren 

weiterhin ständisch geprägt. Wenn man von Dekorporierung spre¬ 

chen kann, dann in Hinblick auf die Durchstoßung kultureller 

Normen, wobei hieran die Unterschichten maßgeblichen Anteil 

hatten. 

Etwas weniger die Phänomene der 'Auflösung von unten her' 

typisierend als Conze möchte ich sie im Folgenden unter fünf 

Gesichtspunkten zusammenfassen und z.T. mit einigen Beispielen 

erläutern. Gleichzeitig sollen diese fünf Punkte hervorheben, 

was den Pauperismus des Vormärz qualitativ von Unterschicht¬ 

problemen und Armenfrage des 18. Jahrhunderts unterschied: 

1. nahm parallel - und überproportional - zur Umgewichtung 

der Bevölkerungsstruktur die Selbstverständlichkeit guter 

oder wenigstens ausreichender Erwerbsmöglichkeiten für 

beide Schichten ab, die Erfahrungen von räumlicher Beengt¬ 

heit und materieller Ungesichertheit traten zueinander in 

engsten Bezug. 
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2. mußte den Unterbäuerlichen zunehmend ihre Ausgeschlossen¬ 

heit von den Gemeinderechten bewußt werden, wie sie das 

Gemeinheitsteilungsverfahren und die Domizilordnung klarer, 

vor allem folgenreicher denn je festschrieben. Dies ver¬ 

tiefte Konflikte, die der Ressourcenmangel zwischen den 

Haus- und Hofbesitzern und den übrigen Dorfbewohnern her¬ 

vorrief . 

Die Bauern erhielten Land zugeteilt, als Häusling ging man 

leer aus; sie hatten die Wohnungen und nutzten ihr Monopol aus 

- der Unmut der Häuslinge über ihre Notlage richtete sich ganz 

selbstverständlich immer mehr gegen die Gemeindegenossen. 

Aber er blieb stumm; außer wirtschaftlicher und gemeinde-poli¬ 

tischer Macht existierte für die sich stauenden Konflikte kein 

Regelungsmechanismus. Apathie der Ausgeschlossenen war die 

Folge, andererseits konnte niemand wissen, wann und wie sich 

latenter Druck plötzlich einmal entladen würde. 

Pastor Funke beklagte diesen Zustand, daß die Heuerleute "poli¬ 

tisch" so "durchaus unselbständig" seien. "Ja nur zu oft werden 

sie als eine so gut als gar nicht vorhandene Menschenklasse 

betrachtet. Auf den Bauerschaftsversammlungen nicht einmal er¬ 

scheinen sie mit; Verordnungen, welche dort bekannt zu machen 

sind und eben deßhalb den Vorstehern von der Obrigkeit zugehen, 

gelangen deßhalb nicht zur Kunde derselben; so geschieht es 

denn häufig, daß sie wider Gesetze fehlen, von deren Vorhanden¬ 

sein sie gar keine Ahnung haben. Es wäre in der That wünschens- 

werth, daß es in dieser Hinsicht anders würde, und daß man 

namentlich bei Gemeindeangelegenheiten das Interesse der Heuer- 
420 

leute wenigstens nicht völlig außer Acht ließe." 

Die Grenze zwischen politisch Berechtigten und Nicht-Berech¬ 

tigten war überall klar und deutlich gezogen. Diejenige zwi¬ 

schen Landbesitzern und Landsuchenden spürte man vor allem 

dort, wo vormals besonders günstige Chancen zu außerlandwirt¬ 

schaftlichem Erwerb bestanden hatten und dann nach und nach 

ausfielen. So hatten beispielsweise im Osnabrücker Land die 

Heuerlinge des Amtes Gronenberg die weitaus kleinsten Heuern, 
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da der Boden besonders fruchtbar, der Flachsanbau besonders 

ertragreich und gar keine größere Pachtung zur Deckung der 

eigenen Bedürfnisse nötig gewesen war. In den 1840er Jahren 

herrschte eben deshalb dort die größte Unzufriedenheit und 

Unruhe. 

Die Pachtbedingungen hatten sich für die Heuerleute aufgrund 

der wachsenden Konkurrenz verschlechtert.Das zunehmende Inter¬ 

esse der Bauern an einer Intensivierung ihrer Landwirt¬ 

schaft führte dazu, daß sie immer rücksichtsloser die zumeist 

ungemessenen Handdienstpflichten ihrer Heuerleute ausnutz- 
421 

ten . Meistens bestanden über Rechte und Pflichten im Heuer¬ 

verhältnis nämlich nur vage mündliche Abreden. "Um nur die 

Heuer behalten zu können, mußten die Heuerleute sich den ge¬ 

steigerten Forderungen und drückenden Bedingungen fügen. Da 

die Heuerverträge nur auf kurze Zeit, in der Regel auf 4 Jahre, 

oft aber auch nur auf 1 Jahr abgeschlossen wurden, lebten die 

Heuerlinge in der ständigen Furcht, die Pachtung zu verlie¬ 

ren, falls sie den Forderungen des Verpächters nicht nach¬ 

kamen. 1,422 

Das Verhältnis zwischen Bauer und Heuermann hätten außerdem, so 

beobachtete der schon mehrfach zitierte Pastor Funke, zwei 

zusammenwirkende psychologische Momente verschlechtert? die 

Befreiung des Bauern von Grund- und Leibherrschaft sowie sein 

Streben 'über den Bauernstand hinaus' verlangten von ihm, 

gleichzeitig Reste patriarchalischer Bindung 'nach unten' 

endgültig aufzugeben. Die Bauern würden "den Heuerleuten, zu¬ 

mal wenn deren Lage eine immer bedrängtere wird, entfremdet. 

Wie früher der Gutsherr die Eigenbehörigen im Gegensatz von 

sich 'Leute' nannte, ebenso redet jetzt bereits der Colonus 

von 'Leuten',wenn er im Gegensatz von sich die Heuerleute 
423 bezeichnen will." 

Dort, wo nicht das Heuersystem herrschte, bildete das Woh¬ 

nungsproblem unabhängig von der Frage der Landpacht einen 

ständigen Konfliktherd. Es mangelte allgemein an Wohnraum, 

besonders im südlichen Niedersachsen. Die Hausbesitzer, d.h. 



- 381 - 

424 Reiheleute und eventuell einige sonstige Kleinbauern , hatten 

abzuwägen, wenn jemand von außerhalb zuziehen wollte: zwischen 

möglichen zusätzlichen Mieteinnahmen und gewiß nicht ungünsti¬ 

gen Auswirkungen auf das Lohnniveau auf der einen und der Tat¬ 

sache auf der anderen Seite, daß man sich einen weiteren po¬ 

tentiellen Armenpflege-Fall einhandelte; und erfahrungsgemäß 

waren einmal seßhaft gewordene Häuslinge im Fall ihrer Ver¬ 

armung schwer wieder an den unterstützungspflichtigen Heimat¬ 

ort zurückzuexpedieren. 

Meistens überwogen letztere Bedenken. Die Hausbesitzer bildeten 

häufig ein regelrechtes "Vermieterkartell", indem sie verab¬ 

redeten, generell keine weiteren Zugänge an Einwohnern durch 

Vermietung zu ermöglichen. In Braunschweig ist das als "oft 
426 geübte Praxis" belegt . Die hannoversche Domizilordnung 

schrieb diese Praxis als Recht fest. In der Realität wurde 

allerdings das "Vermieterkartell" immer wieder von Einzelnen 

unterlaufen, die Wohnungssuchenden Verwandten eine vorläufige 

Notunterkunft überließen. Erst später begann dann für den Häus¬ 

ling die eigentliche Wohnungssuche, immer verbunden mit der 

Hoffnung, von der Gemeinde endgültig als Wohngemeindemitglied 

anerkannt zu werden; sonst mußte man halt noch länger sich 

bemühen, durch 'bloßen Aufenthalt' einer späteren Anerkennung 

näher zu kommen, sich diese zu 'erschleichen', wie das die 
427 Reiheleute nannten 

Besaß nun ein Häusling Wohnrecht in einer Gemeinde, so konnte 

er immer noch nicht automatisch damit rechnen, gegebenenfalls 

auch einen Trauschein ausgestellt zu bekommen. Als zusätzliche 

Bedingung hatte die Trauscheinordnung ja verfügt, gewisse 

Vermögensumstände müßten bei dem Bewerber erfüllt sein - damit 

war den Reiheleuten erheblicher Entscheidungsspielraum ein¬ 

geräumt, wie ein Fall aus der Ortschaft Lehrte im Jahre 1837 
428 illustrieren mag : der Schlachter und Handarbeiter H. Rust, 

1804 in Lehrte geboren und damit wohnberechtigt, beantragte 

mehrmals vergeblich die "Conceßion als Häußling zu Lehrte sich 

verheyrathen und besetzen zu dürfen". Die Mehrheit von zwei 
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Dritteln der Reiheleute hatte ihm zwar ihre Einwilligung münd¬ 

lich gegeben, später auf Verlangen des Amtes hin sogar schrift¬ 

lich, aber "ein paar Nichtwillige" veranlaßten das Amt, seine 

Bestätigung des Mehrheitsbeschlusses noch auszusetzen. In einer 

Gemeindeversammlung, welche die Berechtigung des Für und Wider 

prüfen und darüber entscheiden sollte, machten viele derjeni¬ 

gen, die Rust vorher unterstützt hatten, eine Kehrtwendung; 

sein Antrag wurde von der Gemeinde abgelehnt. Der Grund: mit 

dem Mädchen, das er heiraten gedachte, hatte er, das war mitt¬ 

lerweile offenkundig geworden, ein uneheliches Kind gezeugt - 

und den moralisch sich entschieden distanzierenden Bauern einen 

Vorwand geliefert, Rusts Fähigkeit, eine Familie zu ernähren, 
429 anzuzweifeln 

Erst ein Zeugnis des Lehrter Pastors über ansonsten unbeschol¬ 

tenes Betragen beider Personen und die Tatsache, daß nun auch 

der Iltener Amtmann sich für sie einsetzte, vermochten die 

Reiheleute umzustimmen. Rust und seine Frau dürften es fortan 

schwer gehabt haben bei der Wohnungs- und Arbeitssuche, die 

Konfrontationserfahrungen konnten nur noch um neuerliche ver¬ 

mehrt werden. 

Tendenzen zur Polarisierung des gesellschaftlichen Oben und 

Unten auf dem Lande, die wir an Beispielen wie dem Wohnungs¬ 

mangel, dem Landpacht-Problem usw. oder vorher schon der 

Armenfürsorge angedeutet haben, bewirkten zweierlei: einer¬ 

seits erste Ansätze zu 'Klassenbewußtsein' und verstärkte gemein¬ 

same Aktivität der Unterschichtangehörigen; andererseits 

wachsende Hoffnungen auf Hilfe des Staates bei der Wiederher¬ 

stellung früherer, besserer Zustände, eine starke sozial¬ 

konservative Erwartungshaltung gegenüber der patriarchalischen 

Instanz jenseits der eigenen Gemeinde. Ein paar Bemerkungen 

über die 

3. Ansätze zur Konstitution der ländlichen Unterschichten 

als Klasse: 
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den ersten Schritt dazu stellten sehr of t Wir-Erfahrungen der 

Häuslinge eines Dorfes oder der Heuerlinge einer Markgenossen¬ 

schaft im Kampf gegen eine Gemeinheitsteilung dar. Hier war 

das Interesse aller in gleicher Weise bedroht. Sonst wirkte 

häufig die Konkurrenz um Wohnung und Land in die entgegenge¬ 

setzte Richtung, und die Einsicht, daß man gemeinsam den 

Reiheleuten vielleicht doch einige Zugeständnisse abtrotzen 

könne, scheint nur langsam gewachsen zu sein; 1848 dokumentie¬ 

ren die zahllosen Häuslings- und Heueriingspetitionen es dann 

aber in großer Breite. 

Das Wir endete zunächst grundsätzlich an der Grenze des eige¬ 

nen Dorfes. Man mußte daran interessiert sein, die knappen 

Subsistenzmittel nicht noch durch neue Konkurrenten zu ver¬ 

mindern. Gesuche wie das der Häuslinge von Ahlten430, jeglichen 

Zuzug aus anderen Gemeinden zu unterbinden, gab es in großer 

Zahl. Zusätzlich bemühten sich dieselben Häuslinge 1823 aber 

auch um die Ausweisung eines verheirateten Knechts, der be¬ 

reits 18 Jahre in der Gemeinde gelebt und gedient hatte und 

sich nunmehr 'auf eigene Hand' niederlassen wollte: sie fürch¬ 

teten, die in kurzer Zeit von 8 auf 16 Rtlr hochgeschnellten 

Mieten würde diese Niederlassung weiter steigen lassen. 

Die Schärfe der Konkurrenz dürften in erster LiBnie diejenigen 

zu spüren bekommen haben, die von außen in ein Dorf ein¬ 

drangen bzw. in seinem Innern 'Besitzstände' - im genannten 

Fall: den verfügbaren Wohnraum - antasteten, innerhalb der 

Gemeinden dürften verschiedene Gemeinsamkeitserfahrungen das 

Konkurrenzverhältnis doch mehr als ausgeglichen haben: vor 

allem der Zwang zur 'Subsistenzkriminalität'f Holzdiebstahl, 

kleinere Erntediebstähle u.ä.; meistens wurde dies organi¬ 

siert, z.T. durch regelrechte Banden ausgeführt, wobei Unter¬ 

schichtangehörige von durchaus unterschiedlichem Status zu¬ 

sammenwirkten. Daneben wären andere Elemente der unter- 

schichtlichen Sub-Kultur zu nennen, Spinnstuben, 'Biere' u. 

dgl., die zusehends von ähnlichen Veranstaltungen der Bauern¬ 

schicht separat gehalten wurden. 
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Die Holzdiebstähle wurden von den Bauern bis zu einem gewissen 

Maße hingenommen, weil auch sie einsahen, daß sich hier meist 

weniger böser Wille zur Ungesetzlichkeit als Existenznot 

kundgab. Jedoch war andererseits alle Unterschicht-Kriminalität 

ein Anlaß mehr zur Distanzierung. Der Fall des Häuslings Rust 

zeigte das. Aus den restriktiven bevölkerungspolitischen Maß¬ 

nahmen folgte im allgemeinen - und für Hannover ist das leicht 
431 nachzuweisen* - eine Zunahme der illegitimen Geburten. 

Eine Untersuchung noch zu ermittelnder Einzelfälle möchte 

vielleicht ergeben, ob sich die Haltung der Bauern dazu in 

Richtung einer zunehmenden sozialen Distanzierung, einer Ver¬ 

bürgerlichung der Moralvorstellungen im ganzen, verändert hat. 

Aufschlußreich wäre auf jeden Fall, der von A. Kraus aufge¬ 

worfenen Frage nachzugehen, "ob durch die Verklammerung von 

Besitzlosigkeit und Heiratsverbot die Ausbildung eines Klassen¬ 

bewußtseins bei Unterschichtsangehörigen gefördert worden 

4. Das Gefühl, in den Gemeinden benachteiligt zu sein, verwies 

die Unterschicht auf den Staat als rettende Instanz. 

Die Revision von Gemeinheitsteilungen, welche man natürlich 

als etwas ganz von den Bauern und ihrem Interesse Ausgehendes 

empfand; der Bau von Gemeindehäusern, in denen unbemittelte 

Häuslinge umsonst oder gegen geringes Entgelt sollten wohnen 

können; Verringerung oder gänzliche Aufhebung der Schutz- und 

Dienstgelder (die letztlich bis 1848 auf sich warten ließ); 

die Überlassung billigen Pachtlandes aus Domänengrund, wenn 

die Bauern zu keinem weiteren Entgegenkommen hinsichtlich 

Landabtretungen zu veranlassen sein würden; schließlich und 

vor allem das Verlangen der Heuerlinge, durch staatlichen Ein¬ 

griff vor der Willkür ihrer Verpächter geschützt zu werden: 

dies waren Anligen, in denen die 'kleinen Leute' ganz auf die 

Hilfe 'von oben' angewiesen waren und sich darum auch aktiv 

bemühten. 
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Nur auf die Heuerlingsfrage will ich an dieser Stelle genauer 
433 

eingehen : bald nach 1815 hatten verschiedene Ämter auf 

Regierungsmaßnahmen zur Neuregelung des Heuerlingswesens ge¬ 

drängt. Die Regierung beauftragte die Stände, Vorschläge auszu¬ 

arbeiten; neben einem Maßnahmenbündel, das alle drei Kurien 

daraufhin erarbeiteten (Heiratsbeschränkungen, Erleichterung 

von Grunderwerb, Armenverordnung u.a.), schlug die städtische 

Kurie 1819 als erste vor - und wurde dafür von der Ritterschaft 

heftig angegriffen -, die Heuerkontrakte schriftlich abzufassen. 

Dabei sollten Umfang und Preis der Heuer sowie die Dienste 

und ihre Vergütung exakt fixiert werden. 

Auf Betreiben der Ritterschaft blieben die Sachen liegen; bei 

einem zweiten Anlauf 1826/27 kam die Einführung eines Vertrags¬ 

formulars, die die Landdrostei nachdrücklich unterstützte, 

wieder nicht zustande. Das Kabinettsministerium "trug Bedenken, 

auf solche Privatverträge polizeilich einzuwirken, und wollte 

vor weiteren gesetzlichen Maßnahmen erst einmal die Auswirkun- 
434 

gen der Domizilordnung abwarten . " Im Herbst 1 830 veranlaßte 

das Ministerium dann doch die Landdrostei zu einem Gesetz¬ 

entwurf. Ihmzufolge sollten Heuern amtssässiger Grundbesitzer 

nur noch schriftlich und zwar unter Verwendung eines bestimmten 

Formulars verpachtet werden; alle Leistungen mußten genau darin 

aufgeführt, ungemessene Dienste sollten verboten sein. Der 

Vertrag sollte im Beisein des Bezirksvogtes geschlossen 

werden. 

Diese Initiative scheiterte am Widerstand der Ritterschaft 

gegen die Beschränkung der Dienste im allgemeinen und außerdem 

gegen die Forderung der beiden anderen Kurien, die Verord¬ 

nung auf die kanzleisässigen Gutsbesitzer, d.h. auf die nicht 

den Ämtern unterstehenden Bezirke auszudehnen. 

Als die Lage der Heuerlinge sich während der 40er Jahre zu¬ 

sehends verschlimmerte, versuchte der Amtsassessor Wedemeyer 

in Bersenbrück, Bauern und Heuerlinge auf bestimmte Grund¬ 

sätze festzulegen; mit einigem Erfolg, denn in Kirchspielver¬ 

sammlungen der Heuerleute wurden die Vorschläge stets ein- 
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stimmig angenommen, unter den Bauern blieben die Gegner sol¬ 

cher Abmachungen immerhin in der Minderzahl. 

Einige von Wedemeyers Gedanken gingen in einen neuerlichen, 

diesmal von den freien Grundbesitzern im Jahre 1845 initiierten 

Gesetzentwurf einer Ständekommission ein. Unter anderem wurde 

als Schiedsgericht in Streitfragen eine von den stimmberech¬ 

tigten Bauern des Armenverbandes beschickte Kommission einge¬ 

führt. Gegenüber Wedemeyers Vorschlag, demzufolge die Kom¬ 

mission paritätisch mit Bauern und Heuerlingen besetzt sein 

sollte, fehlte jedoch bezeichnenderweise im Entwurf der Stände 

jede Vertretung der Heuerleute! Gesundheitspolizeiliche Vor¬ 

schriften für die Heuerhäuser waren ebenso neu in diesem Ent¬ 

wurf wie Bestimmungen über Mindestmaße der Heuern, da jetzt 

allgemein die Notwendigkeit der Reagrarisierung der Heuerlinge 

erkannt worden war. Auch dieser Gesetzentwurf wurde nicht 

verwirklicht, weil die Regierung weiterhin für bedenklich 

hielt, gesetzgeberisch in das Gebiet privater Kontrakte ein¬ 

zugreifen, "das man der freien Entwicklung glaubte überlassen 
„435 zu müssen. 

Was war unter dieser Prämisse überhaupt möglich? Das "Gesetz, 
436 

die Verhältnisse der Heuerleute betreffend" vom 24.10.1848” , 

in das Änderungsvorschläge sowohl der Stände als auch der 

Regierung einflossen, sah keinen Zwang zu schriftlichen Ver¬ 

einbarungen mehr vor. Ungemessene Dienste waren verboten; für 

jede Dienstleistung außerhalb der Erntezeit mußte der Heuer¬ 

mann künftig am Vortag bis zum Sonnenuntergang bestellt wer¬ 

den. Neu angelegte Heuerwohnungen mußten trocken und belüft¬ 

bar sein. Neue Heuern sollten nur genehmigt werden, wenn sie 

Gewähr für den Unterhalt einer Familie boten. 

Zur Kontrolle über die Einhaltung dieser Bestimmungen sollte 

jede Bauerschaft, wenn nicht die Mehrheit der Bauern und der 

Heuerleute gleichzeitig sich dagegen aussprach, eine Kommission 

aus je zwei Vertretern beider Seiten bilden. In bestehende 

Heuerverhältnisse durfte sie nicht eingreifen, nur bei Er¬ 

neuerung von Verträgen darauf hin "wirken, daß, wenn eine 
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baare Vergütung der von dem Heuermanne übernommenen Dienste 

nicht verabredet ist, das Verhältniß der Dienste und der 

Gegenleistung aus dem Vertrage klar zu ersehen sei, und daß 

dem Heuermanne die für den eigenen Haushalt erforderliche Zeit 

frei verbleibe" (§5). In Streitfällen hatte die Kommission 

weiterhin die ortsüblichen Preise der Dienstleistungen an¬ 

zusetzen . 

Fazit dieses Exkurses: die Regierung war weit davon entfernt, 

die Hoffnungen der Heuerlinge auf Parteinahme und durch¬ 

greifende Regelungen zu ihren Gunsten zu erfüllen. Die weiter¬ 

gehende Bereitschaft sämtlicher Landstände wurde abgefangen, 

wobei auch deren interne Querelen zeitweise einer Problem¬ 

lösung im Wege standen. Entscheidend für den langen Aufschub 

und die letztlich unbefriedigende Lösung, daß Abhilfe von den 

Mißständen gänzlich der jeweiligen Kooperationsbereitschaft 

beider Parteien überlassen blieb, war das Zurückweichen der 

Regierung vor wirksamen sozialpolitischen Eingriffen, die 

Tatsache, daß in Hannover offenbar bereits mehr als bei der 

Landdrostei, mehr ohnehin als für die Unterbeamten, das Inter¬ 

esse der Bauern eindeutigen Vorrang besaß. ( 

Dementsprechend wurde das Gesetz "mit geteilten Gefühlen auf¬ 

genommen. Während z.B. aus einigen Vogteien des Amts Fürstenau 

von Vertrauen zu den Kommissionen berichtet werden konnte, 

schrieb der Vogt von Berge in demselben Amte an den Landrat: 

'Man traut sich gegenseitig nicht. Der Heuermann glaubt, daß 

ihm durch das Gesetz viel zu wenig gewährt werde, während 

der Kolon sich in seinem Rechte und Eigentum gekränkt fühlt.' 

In manchen Bauerschaften wurde die Errichtung von Heuerlings¬ 

kommissionen abgeleht. Die Beamten griffen aber oft mit Er- 
- „437 folg ein." 

Offenbar war es schwerer als die Regierung annahm, "den guten 
4 38 Geist der Grundbesitzer zu beleben" . - Zurück in die Zeit 

vor dem März 1848: auch in anderen Existenzfragen der Unter¬ 

schicht tat die Regierung ausgesprochen wenig, auf sie ge¬ 

richtete Hoffnungen zu erfüllen. Immerhin verstand sie es, in 
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den Hungerjahren 1830 und 1846/47 die wirklichen Notstands¬ 

gebiete - das südliche Niedersachsen blieb von der Kartoffel¬ 

mißernte 1846 allerdings einigermaßen verschont - ausreichend 

zu versorgen. Die Hoffnung, "von Oben herab" werde etwas für 

sie getan werden, war trotz "nicht unbedeutender Aufregung" 

unter den bedrängten kleinen Leuten auf dem Lande auch in 

den Notzeiten der 40er Jahre ungebrochen, und dies umso mehr, 

je weniger ihnen die Gemeindegenossen unter die Arme grif- 
, 439 f en 

Angesichts dieser Disposition der Unterschichten muß ein Teil 

der in den 40er Jahren grassierenden Umsturzfurcht der Re¬ 

gierenden, die wachsenden Unterschichten bedrohten das ge¬ 

samte Staatswesen in seinen Grundfesten, paradox erscheinen 

- in die wirklichen Strukturen der Macht, des Besitzes und 

der Aggressionen auf dem Lande hatten die meisten Städter 

doch herzlich wenig Einblick. 

5. zeigte schließlich die Tatsache, daß die Unterschichten 

in mehrerlei Richtung vormals geltende Verhaltensnormen 

überschritten, die 'Auflösung' älterer Strukturen an. 

Ich drücke mich hier bewußt vorsichtig aus, denn für die ältere 

Zeit sind 'Ehre', Bedürfnisstandard, Verhaltensweisen gegen¬ 

über Bauern oder Beamten usw. der verschiedenen Gruppen von 

Unterschichtangehörigen nicht leicht auf eine einzige unter¬ 

ständische Norm zu bringen. Eine fundierte empirische Basis, 

von der aus sich Wandlungsprozesse detailliert beschreiben 

ließen, fehlt hier noch weitgehend. Worauf wir uns weit¬ 

gehend zu verlassen haben, ist die Wahrnehmung von 'Grenz- 

Überschreitungen' der 'unteren Klassen' durch die Zeitgenossen 

aus höheren Ständen, mit allen situationsbedingten Verzerrungen. 

Und was vor allem wichtig ist: deren Erfahrung, daß es sich 

bei diesen 'Grenzüberschreitungen' um einen sich beschleuni¬ 

genden Prozeß handelte, dem direkt kaum oder je später, desto 

weniger zu steuern war. 
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Auf der einen Seite war es der 'Luxus' der 'unteren Klassen', 

der die Gemüter erregte. Hier vollzogen die Unterschichten auf 

ihre Weise nur das Drängen der Bauern über deren Standes- 

Normen hinaus nach. "'Der Staat', wie man sich ausdrückt, 'muß 

da sein,' und darin wird denn alles Geld verthan," klagt Pastor 

Funke und spricht für viele andere moralisierende, aber durch¬ 

aus scharfsichtige Zeitgenossen:/"Es ist unglaublich, was in 

hiesiger Gegend besonders weibliche Dienstboten auf ihren Putz 

verwenden. Mägde, deren Mütter aus den Armen- und Communal- 

mitteln unterhalten werde, tragen nicht selten seidene Hüte. 

Bei der gegenwärtig überall herrschenden Richtung auf das 

Aeußere suchen sie es den nicht selten wohlhabenden Colonen- 

töchtern gleich zu thun, statt auch hier die Standesunter¬ 

schiede, wie sie sich einmal im Leben finden, anzuerkennen." 

Mit den neuen billigen Baumwollstoffen u.dgl. bemühten sie sich, 

den wechselnden Moden nachzukommen. 

Auch bei den jungen Männern sei jene "Richtung auf das Aeußere" 

eingerissen, wenngleich "nicht in dem Maße" wie bei den Mäd¬ 

chen. Allgemein aber habe in dieser Hinsicht "das Beispiel der 
/ 44 0 

Colonen ... einen unberechenbaren Einfluß auf die Heuerleute" 

Das Bedürfnis etwa nach Kaffee, Tabak und vor allem Branntwein 

war, darüber war man sich allenthalben einig, über die Bauern 

aus der Stadt zu den ländlichen Unterschichten vorge- 
, 441 prungen 

Die Nachahmung des bäuerlichen, besser: des verbürgerlicht¬ 

bäuerlichen Habitus stand ohne Zweifel in enger Wechselbeziehung 

mit der wachsenden Distanz zu dieser Sphäre hinsichtlich der 

materiellen und rechtlichen Sicherheit. Je geringer die Aus¬ 

sichten wurden, eine Stelle zur Gründung einer eigenen Existenz 

zu finden, vor allem je schwieriger es wurde, das z.B. zum 

Erwerb einer Heuerstelle nötige Kapital anzusammeln - immerhin, 
— 442 so schätzte man, 200 bis 250 RQ,tr -, desto geringer war 

die Neigung zum Sparen. Zu bedenken ist dabei, daß die Gene¬ 

ration vor derjenigen, die in den 30/40er Jahren des 19. Jahr¬ 

hunderts so unter dem Erwerbsmangel litt, ausgesprochen schnell 

zu Geld hatte kommen können. Sie hatte im allgemeinen weniger 
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lange sparen und warten müssen als frühere Generationen, ehe 

sie sich 'etwas leisten' oder eben eine Heuerstelle erwerben, 

ein Haus bauen oder mieten konnte. Die Erfahrung jener hefti¬ 

gen Erwerbsschwankungen um 1800 wirkte destabilisierend auf 

die traditionellen Verhaltensnormen, und wie sehr erst die 

drastische Verschlechterung der Lage im Vormärz. 

Eine 'Grenzüberschreitung' in anderer Richtung bestand darin, 

daß die Eigentumskriminalität der Unterschichten eine quantita 

tiv und qualitativ neue Stufe erreichte. Holz-, Ernte- oder 

Wilddiebstähle kleiner Leute hatte es immer gegeben, und ab¬ 

hängig von den Nahrungsmittelpreisen waren sie mehr oder min- 
44 3 

der zahlreich . Die Bauern ließen vieles ungestraft hingehen 

solange sie die Existenznot einiger Armer in der Gemeinde da¬ 

für verantwortlich wußten und ansonsten darauf vertrauen konn¬ 

ten, daß in Normaljahren die Gemeinheiten den kleinen Leuten 

genügend Holz, Streu, Dünger usw. bieten würden. 

Die Privatisierung der Gemeingründe ließ die Zahl der Delikte 

sprunghaft ansteigen, und sie veränderte andererseits deren 

Legitimationsbasis: was vorher stillschweigend gebilligte 

Selbsthilfe in existentieller Not war, entwickelte sich zur 

allgemeinen Gewohnheit, ja zum Geschäft, und erhielt den An¬ 

strich der Wiederherstellung alter Rechte. Auf den Holzdieb¬ 

stahl, das weitaus bedeutendste unter den Eigentumsdelikten, 

waren die Unterschichten in ihrer Notlage immer stärker an¬ 

gewiesen, andererseits waren sie mehr und mehr der Strafver¬ 

folgung durch Holzgeschworene, Forstaufseher usw. ausgesetzt 

und damit gezwungen, ihr Handeln zu begründen. Indem der Holz¬ 

diebstahl kriminalisiert wurde, wirkte er politisierend auf 

das Unterschichthandeln ein. Der Zwang, traditionelle An¬ 

schauungen - 'Holz wächst für alle, und Holzholen aus dem 

Wald ist keine Sünde' - zu artikulieren, machte sie mit der 

Zeit zu immer selbstverständlicher eingesetzten, einsetzbaren 

Kampfinstrumenten.\ 

Dies wiederum schlug sich in einer selbstbewußten, ja zunehmend 
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offensiven Art des Umgangs mit den zuständigen Beamten wie mit 

wachsamen Bauern nieder. Nicht selten sahen Reiheleute von An¬ 

zeige und Strafverfolgung deshalb ab, weil sie bedroht und ein¬ 

geschüchtert worden waren. Diese Erfahrungen bildeten 1848 eine 

der Hauptursachen für die große Bereitschaft der Bauern, 

Sicherheitswachen gegen die 'untere Klasse' zu bilden, die man 

in den dichter bevölkerten Gegenden Niedersachsens während der 

Jahre oder Jahrzehnte vorher in der Tat zuweilen zu fürchten 

gelernt hatte. Und die Behörden zeigten sich in dieser Zeit 

zusehends hilfloser angesichts der Wirkungslosigkeit ihrer 

Strafen oder Strafandrohungen - oder, wie man umgekehrt mit 

einem Ausdruck von Blasius sagen könnte, angesichts des "krimi¬ 

nellen Mutes" der Unterschichten444 . 

Einige Zeugnisse dieser Entwicklung aus dem Raum Alfeld445; 

Die stehende Klage der Beamten während des Vormärz lautete 

dort: die Forstaufsicht durch Unterbediente des Amtes, der 

Domänen, der Forstämter und ebenfalls die der Gemeinden reiche 

nicht hin; außerdem seien die einsetzbaren Straf-Mittel (Geld-, 

Arbeits- oder Gefängnisstrafen) unzureichend und wirkungs¬ 

los . 

Im Jahr 1824 beschwerten sich die Gemeinden Gerzen, Warzen, 

Förste und Imsen, deren Forsten nahe der Stadt Alfeld lagen, 

über eine Gruppe von 20 oder mehr Alfelder Tagelöhnern, die 

quasi geschäftsmäßig nächtliche Holzdiebereien durchführten 

und ihre Beute weiterverkauften. Bei näherem Hinsehen fand man 

heraus, daß das Beispiel ansteckend war und es auch in den 

Dörfern um die Stadt herum "einzelne Individuen" gab, "die 

in dieselbe Classe der Forstfrevler gehören. 

Diese befindet sich", fährt ein Amtsbericht vom 30.6.1824 

fort, "theils durch eigene Schuld, theils aber durch die Härte 

des Schicksals in der bittersten Armuth, und sie weiß sich 

sicher, daß ihr rücksichtlich der Geldstrafe, Bezahlung des 

Schadens", erst recht des Wertes des Entwendeten, "nichts 

anzuhaben ist. An Ehrgefühl ist bey solchen Leuten nicht zu 
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denken, und selbst Leute die bezahlen können, bemühen sich 

die Strafe abwohnen zu dürfen. Dieser milde Ausdruck ist von 

den Leuten die gern im Gefängnisse sitzen, selbst erfunden. 

Die Gefängnisstrafe fruchtet nichts; dort finden die Delinquen¬ 

ten ein besseres logis, als sie gewohnt sind, und sie werden 

wenigstens eben so gut verpflegt." 

Strafarbeiten in königlichen Forsten verlangten Personal, um 

"die Frevler zur Arbeit'bringen: (auf bloße Bestellung kömmt 

beinahe keiner mehr) und sie dort festzuhalten." Solche Kon¬ 

trolleure habe man aber nicht zur Verfügung. Alle drei Straf¬ 

mittel reichten nicht hin, vielmehr empfiehlt das Amt zur Stei¬ 

gerung der Abschreckungswirkung die Wiedereinführung der "Zucht¬ 

peitsche, erst privatim und dann publice" für besonders hart¬ 

näckige Frevler. 

Dies ging der Landdrostei denn doch zu weit, wenngleich sie 

ihrerseits die Pfahlstrafe - ohne praktische Folgen - in Er¬ 

wägung zog. Wie auch für andere Fälle, wo 'Inexigible' zu 

Leistungen heranzuziehen waren - Ersatz für Schutz- und Dienst¬ 

gelder z.B. -, schlug sie den Einsatz der Straffälligen zu 
446 Wegebesserungen und Chausseearbeiten vor . Damit verlagerte 

sie das Beaufsichtigungsproblem aber nur auf einen anderen 

Sektor. 

Im Jahre 1829 beschwerte sich dann auch der Ortsvorstehener 

Strohmeyer von Groß Freden darüber, "daß die Forst-Befrevelun- 

gen daselbst in neuerer Zeit sehr überhand genommen haben", 

von Ortseinwohnern "mit großer Frechheit und theilweis als ein 

Gewerbe betrieben" und in ständiger Zunahme begriffen. Stroh¬ 

meyer unterschied deutlich zwischen solchen Holzfrevlem, die 

"Armuths halber zu ihrem Verbrauch Holz entwenden", anderen, 

"die Holz entwenden, und doch vermögend sind, solches kaufen 

zu können" - u.a. drei Steinhauer, je ein Leineweber, Barbier, 

Schneider und Hufschmied, aber auch ein Anbauer, ein Groß¬ 

kötner und ein Viertelspänner! - und schließlich jener dritten 

Kategorie von Leuten - u.a. ein Soldat, ein Feldhüter -, 
44 

theils für sich und theils zum Verkauf Holz entwenden" 

die 
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Strohmeyers Forderung nach Verschärfung der Strafen und konse¬ 

quenterer Verfolgung zielt hauptsächlich auf die letzte Gruppe, 

die vor nichts und niemandem zurückscheue. Aber er warnt auch 

davor, solche Mentalität sich leichthin immer mehr ausbreiten 

zu lassen. 

Das Amt führte ein Großteil der Diebstähle auf die Folgen des 

harten Winters 1828/29 zurück - so hat man wohl auch die Be¬ 

teiligung einiger Bauern zu interpretieren -, und es zeigte 

für die Reaktionsweise der Unterschichten allerhand Verständnis. 

Dies bewog die Landdrostei auch dazu, von Strafverschärfungen 
, . 448 abzuraten 

Acht Jahre wpäter kam sie wiederum zu dem Schluß, man könne 

sich zur Zeit nicht veranlaßt sehen, das Ministerium um eine 

Verschärfung der geltenden Strafmaße anzugehen449. Die Schil¬ 

derungen der Gemeinden waren indessen noch dramatischer, die 

Forderung nach Hilfe gegen den grassierenden Holzdiebstahl 

immer dringlicher geworden. Der Gemeinde Grafelde z.B. seien 

im Winter 1836/37 6-700 starke Stämme entwendet worden. Die 

Frevler träten jetzt stets in "Rotten und Banden" zu 10, 12 

oder 15 Personen auf. Mit Äxten, Knüppeln u.dgl. seien sie 

zu jeder Widersätzlichkeit bereit, so "daß auch keiner mehr 

wagen darf, dieselben anzureden; sondern wer sie bemerkt, 

muß sich heimlich entfernen, und sie walten lassen." Den 

Holzgeschworenen von Sibbesse hätten sie sogar lahm geschla¬ 

gen . 

Man habe deshalb bereits die Gemeinde versammelt, "um Gewald 

j_sicj mit Gewald zu vertreiben", über eine Gefängnisstrafe 

freuten die Frevler sich nur, wenn man sie überhaupt er¬ 

wische! "Arbeitsstrafe ist für sie ein Spott, und keiner will 

mehr die Aufsicht dabey führen, und anstatt Geldstrafe zei¬ 

gen sie auf ihre Kinder, - und sie behönen [sic , bespotten 

und beschimpfen jeden, wer ihm {sicj in solchen Angelegen¬ 

heiten etwas zu sagen hat.-"4’’® Erfolgreiche Vorbilder und 

wachsende Not ließen unter denen, die kaum etwas zu verlieren 
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hatten, den "kriminellen Mut" wachsen. Die Behörden kamen in 

der Vollstreckung von Polizei-Strafen kaum mehr nach - zumal 

das Kriminalgesetzbuch von 1840 eine Reihe von Delikten aus 

dem Bereich der Kriminalgerichtsbarkeit auf die Organe der Lan- 

des-Polizei überwiesen hatte -, von der trotz verstärkter 

Selbsthilfe der Gemeinden wohl kaum zu reduzierenden Dunkel¬ 

ziffer ganz abgesehen. 

Folgende Zahlen mögen in etwa Größenordnungen angeben: das Amt 

Alfeld registrierte 1841 ca.1.500, im darauffolgenden Jahr 

ca. 1.400 Forstwrogen (bei etwa 9.000 Einwohnern - 1848: 
451 9.353) . Auch im Amt Bilderlahe kam während der 1840er Jahre 

auf jeden fünften bis siebten Einwohner eine Forstwroge. Einer 

Aufstellung über die im Jahr 1826 zur Untersuchung gezogenen 

Bruchfälligen zufolge kam damals nicht einmal auf jeden zehnten, 

eher im Durchschnitt auf jeden zwanzigsten Einwohner der Ämter 

des Fst. Hildesheim ein Forstvergehen; im Amt Bilderlahe eines 

auf jeden vierzehnten Einwohner. 

Während der vierziger Jahre schwankte die Häufigkeit der Forst¬ 

delikte von Jahr zu Jahr erheblich, wobei sich im allgemeinen 

eine enge Beziehung zum Auf und Ab der Nahrungsmittelpreise 

zeigt. Der Höhepunkt lag selbstverständlich im Winter und Früh¬ 

jahr 1846/47 mit rd. 2.500 Forst- (und über 750 sonstigen 

Polizei-)Wrogen, die vom Amt und vom Domänenrentamt verfolgten 

Fälle zusammengenommen. Das im Durchschnitt aller Forst- und 

sonstigen Polizei-Strafsachen erkannte Strafmaß scheint während 

der 40er Jahre deutlich gesunken zu sein, wobei 1846/47 in 

dieser Beziehung der Tiefpunkt der Kurve liegt, danach wieder 
453 ein leichter Anstieg . Ob hieraus abzulesen ist, daß mit 

abnehmender Vollstreckbarkeit der Strafen die Behörden auch 

schon bei der Straffestsetzung Abstriche machten, bedarf noch 

näherer Untersuchung. Auf jeden Fall ging man in Jahren schlech¬ 

ter Ernährungslage gezwungenermaßen zu verhältnismäßig mehr 

Gefängnisstrafen über. 

Aber die Renitenz der Betroffenen nahm zu. So waren Ende 1847 
3 

von den 287- Arbeitstagen, die in Forst- und anderen Polizei- 
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Sachen das Amt Bilderlahe zwischen 1.10.1845 und 30.9.1846 ver- 
1 

hängt hatte, 209-y Tage noch nicht abgeleistet, "da die Frevler 

auf die ergangenen Bestellungen ... nicht erschienen sind und 
4 54 

dem Amte nicht immer Zwangsmittel zu Gebote stehen" 

"Diejenige Classe von Menschen, von welcher die Polizei-Ver¬ 

gehen hauptsächlich begangen werden", brauchte im Revolutions¬ 

jahr dann nicht sehr viel "frecher und verwegener" zu werden, 

um aus dem Klima der Einschüchterung kurzzeitig wirkliches 

Kapital schlagen, Beamte wie Gemeindemitglieder vorübergehend 

erpressen zu können. "Der bessere und vernünftigere Theil der 

Amts-Eingesessenen war durch die Demonstrationen und Äußerungen 

der Proletarier in hohem Grade eingeschüchtert, wollte es mit 

den letzteren nicht verderben und unterließ Anträge auf Be¬ 

strafungen . 

Auch läßt sich nicht verkennen," fährt der Bilderlaher Amts¬ 

bericht über dieses bewegte Jahr fort, "daß durch die Furcht 

vor der Rache der Proletarier manche Officianten weit nach¬ 

sichtiger und unaufmerksamer gewesen sind, als sie es unter 

anderen Verhältnissen gewesen sein würden." Den Anlaß dafür, 

daß sich die bestehenden sozialen Spannungen nun, auf die Nach¬ 

richten über revolutionäre Zustände in Frankreich und verschie¬ 

denen deutschen Staaten hin ganz entluden, lag natürlich in dem 

rasch verbreiteten "Glauben ..., theils daß die bestehenden 

Gesetze nicht mehr gelten, theils auch, daß die Obrigkeiten 

nicht mehr die Kraft haben, die gesetzliche Ordnung aufrecht 
, „455 

zu erhalten" 

Und ein dritter 'Glaube' begründete nun wie selbstverständlich 

die Aktionen dieser 'Classe': das Vertrauen auf die Geltung 

des 'alten Rechts' bzw. präziser: der 'alten Rechte'. In den 

Jahren der Verschärfung von Not und Spannungen war es den Un¬ 

terschichten immer selbstverständlicher geworden, diesen Anspruch 

'Wiederherstellung alter Rechte' zu stellen. Und vielerorts 

lief 1848 ab, was für eine Ortschaft des Amts Alfeld so zu¬ 

sammengefaßt wurde: "In Almstedt kan es am 24. März zum ersten 

Aufruhr. Die Anbauer und Häuslinge rotteten sich zusammen und 
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verlangten alte Rechte von den Reiheleuten zurück, wie freies 

Laub- und Holzholen, Befreiung von Armengeldern, Hütegerech¬ 

tigkeit für Gänse und Schweine usw. Es wurde alles gewährt."456 

Struktur und Verlauf des ländlichen Protests in der 48er Revo¬ 

lution sind Thema des übernächsten Abschnitts. Ich fasse noch 

einmal die fünf kennzeichnenden Entwicklungstendenzen der 

Unterschichten im Zeitalter des Pauperismus zusammen, die von 

den Zeitgenossen als Tendenzen zur 'Auflösung' der alten 

Ordnung erfahren wurden: 

. Umproportionierung der Gesellschaft, zunehmende räumliche 

Beengtheit und gleichzeitig nachlassende Erwerbschancen 

für breite Schichten, zusammengenommen Faktoren von: Über¬ 

völkerungsfurcht der Ober- und Mittelschicht 

. wachsendes Bewußtsein der Ausgeschlossenheit (von den Gemein¬ 

den, von landwirtschaftlichen Ressourcen), andererseits der 

Abhängigkeit (von der Willkür der Gemeindemitglieder) 

Ansätze zur Konstitution der Unterschichten als Klasse zu¬ 

nächst vorwiegend auf lokaler Ebene 

. zunehmende Angewiesenheit der Unterschichten auf den Staat, 

starke Hoffnungen auf patriarchalische Hilfe von jenseits 

des Gemeindeverbandes 

. 'Grenzüberschreitungen' der Unterschichtangehörigen: 

Dynamisierung der Bedürfnisse ('Luxus') einerseits, Ausbrei¬ 

tung und wachsende Selbstverständlichkeit der Eigentums¬ 

kriminalität andererseits, womit die Selbstverständigung 

der Unterschichten über die Legitimationsgrundlage ihrer 

sozialkonservativen Widerständigkeit gegen Bauern und Be¬ 

hörden einherging. 
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3.4. Auswanderung als spannungsminderndes Ventil der 

ländlichen Gesellschaft seit 1830 

Abwanderung in Nachbarstaaten innerhalb Deutschlands und Aus¬ 

wanderung nach Übersee waren für das Kgr. Hannover im Vormärz 

so gut wie die einzigen die Mittel, die dem Nahrungs- und Er¬ 

werbsmangel sowie den daraus hervorgegangenen sozialen Spannun¬ 

gen wenigstens etwas entgegenwirkten. Von industriellem Ausbau 

konnte zu dieser Zeit ja noch kaum die Rede sein. Wie in ganz 

Deutschland, so war im Kgr. Hannover die Auswanderung während 

des hier betrachteten Zeitraums fast ausschließlich "sozial" 

motiviert - im Sinne von P. Marschalck, d.h. durch Veränderungen 

im engen sozioökonomischen Lebensraum des Einzelnen, weder 

aber durch politische noch durch religiöse oder durch (im Ver¬ 

gleich mit der ersten Kategorie moderne) "wirtschaftlich- 
457 

spekulative" Antriebe -; und zur Minderung der wirtschaft¬ 

lichen Not und sozialen Spannung hieß die Öffentlichkeit spä- 
458 

testens seit etwa 1833/35 dieses Phänomen auch allgemein gut "" . 

Allerdings ging damit meistens das Bedauern einher, daß durch¬ 

aus nicht der gänzlich "Hoffnungslose und am Rande der Gesell¬ 

schaft Stehende, sondern zumeist der gewandte, arbeitsfähige, 
4 59 

mäßig Bemittelte" zur Auswanderung disponiert war , daß der 

Staat nicht wenige der "beweglicheren und unternehmerischeren 

Menschen" verlor ^. 

Zur Statistik der hannoverschen Auswanderung: Zahlen liegen 

in unserem Zeitraum nur für die Amerika-Wanderung vor, die da¬ 

mals aber mit ca. 90-95% aller legal Ausgewanderten den Löwen- 
461 

anteil ausmachte . Die Dunkelziffer der illegalen Auswanderer 

ist schwer zu schätzen; als Richtwert kann vielleicht der Be¬ 

fund aus dem Kreis Tecklenburg im preußischen Westfalen die¬ 

nen, daß dort zwischen 1840 und 1850 knapp ein Viertel aller 
462 

Auswanderer ohne Paß ins Ausland kamen 
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Noch weniger zu ermitteln ist das Ausmaß der innerdeutschen 

Migration und die Ziele der abwandernden Hannoveraner. Schon 

für die 20er Jahre muß man mit einem beträchtlichen Wanderung 

Verlust des Königreichs rechnen. Die Auswanderung in die USA 
463 nämlich setzte erst etwa 1828 zögernd ein' , stärker dann 

nach 1830, aber vorläufig ganz überwiegend nur aus dem Land¬ 

drosteibezirk Osnabrück; die Auswanderung aus den anderen Be- 
464 zirken blieb bis 1845 ziemlich unerheblich . Aber die Be- 

vöikerungsbiianzrechnung - Bevölkerungszuwachs minus Geburten 

Überschuß - läßt trotz gewisser Bedenken hinsichtlich der 

Zählungsverfahren A. Teilkampf zufolge keinen Zweifel an der 

Tatsache, daß bereits während der 1830er Jahre, sogar zurück¬ 

verfolgbar bis 1824, "die Volksmenge in viel geringerem Maße 

zunimmt, als die ... Überschüsse der Geborenen über die Ge- 
46 5 storbenen erwarten lassen" 

Immerhin nahm die Bevölkerung absolut weiter zu: zwischen 

1833 und 1842, also zu der Zeit, als die Auswanderung noch 

weithin auf den Westen des Königreichs beschränkt war, um 5,6 

im Gesamtstaat; am stärksten in den Landdrosteien Aurich 

(8 r 98%) und Stade (7,34%), am wenigsten in den Bezirken 
4 6 6 

Hannover (3,73% und natürlich Osnabrück (2,32%) . Zu einem 

Rückgang der Gesamtbevölkerung kam es erst 1844, 1846-48 und 
467 1855 im Zusammenhang massiver Auswanderungswellen . Der 

Landdrosteibezirk Osnabrück stellte mit weniger als 1 % der 

Bevölkerung des Deutschen Bundes während der 1830er Jahre 

7,4% der deutschen Einwanderer in die USA, im darauffolgenden 

Jahrzehnt noch 5,2%, von 1851-60 dann 3,3%. 
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Im Durchschnitt der drei Jahrzehnte verlor der Bezirk Osna¬ 

brück jährlich etwa 1% seiner Bevölkerung469. Das südliche 

Oldenburger Land war verhältnismäßig mindestens ebenso stark 

von Auswanderungen betroffen wie Osnabrück, das preußische 

Westfalen deutlich weniger, wie ein Blick auf die jährliche 

Auswanderung^z^ffer je_1 »00 0 der Bevölkerung anzeigt'70: 

1836-45 1846-50 1851-55 

LD Osnabrück 

davon 
Fst. Osnabrück 

davon 
Amt Bersenbrück 

Amt Damme i. 
Ghzt. Oldenburg 

Reg.bez. Münster 

davon 
Kreis Tecklenburg 

7,8 

10.5 

13.5 

17,7 

1,5 

4,1 

8,1 

10.4 

15,2 

15.4 

2,6 

5,7 

7,9 

11,0 

9,6 

12,0 

Lassen wir nun einmal das immense Gefälle innerhalb des 

Königreichs Hannover beiseite - die legale Auswanderung aus der 

LD Lüneburg erreichte beispielsweise auch in den 50er Jahren 

nicht annähernd den Durchschnitt des Deutschen Bundes, während 
471 

Osnabrück weit darüber lag - und vergleichen seine Aus¬ 

wanderungsziffer im ersten Spitzenjahr 1845: 4,65 o/oo mit 
472 

der des Deutschen Bundes , so zeigt sich: diese Ziffer 

liegt weit über derjenigen der deutschen Auswanderung in der 

ersten Hälfte der 40er Jahre (2,6 o/oo; 1845: 3,0 o/oo). 

Im deutschen Durchschnitt nimmt die Emigration erst in den 

Hungerjahren 1846/47 sprunghaft zu - in Hannover hatte sich 

viel stärker als die Mißernten der plötzliche Verfall der 

Leinenpreise im Jahr zuvor im Verein mit hohen Nahrungsmittel¬ 

preisen ausgewirkt -; sie stabilisiert sich dann bis 1851 
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etwa auf demselben Niveau von 4,5 bis 5 o/oo, Hannover lag in 

diesen Jahren wieder etwas darunter, der Bezirk Osnabrück, wie 

gesagt, bei fast der doppelten Auswanderungsintensität. 

Ein zweiter Vergleich, diesmal mit verschiedenen deutschen 

Einzelstaaten anhand der Wanderungssaldi, zeigt, daß Hannover 

durchaus in die Reihe der 'klassischen' deutschen Aus- und 

Abwanderungsländer gehört, wenngleich eben mit Abstrichen bei 

einigen Teilregionen: der durchschnittliche jährliche Wan- 

derungssaido betrug absolut und je 1.000 Einwohner, bezogen 

auf deren Anzahl im Jahr 1846, 

im Kgr. Sachsen (1835-65) 

in der Rheinprovinz (1835-65) 

+ 2.394 bzw. 

+ 1.990 

+ 1,31 o/oo 

+ 0,72 o/oo 

im Kgr. Bayern (1834-64) - 8.623 
im Ghzt. Baden (1834-64) - 4.678 
im Kgr. Württemberg (1834-64) - 8.230 
im Ghzt. Hessen (1834-64) - 5.130 

1,91 o/oo 
3,42 o/oo 
4,80 o/oo 
6,27 o/oo 

im Kgr. Hannover (1824-64) 5.750 - 3.25 o/oo 

Daß eine der Abwanderungsursachen in den Staaten mit negativer 

Bevölkerungsbilanz in der Beschränkung der Verehelichungsfrei- 

heit lag, steht in der Forschung außer Zweifel . Den Anteil 

dieses Faktors'zu quantifizieren, ist nicht möglich. 

Wie verhielt es sich mit den übrigen längerfristigen Ursachen, 

den Anlässen zur Auswanderung und den geäußerten Motiven ein¬ 

zelner Auswanderer? Ersten Aufschluß geben darüber einige Be¬ 

funde zur sozialen Zusammensetzung der Osnabrücker und sonsti¬ 

gen westfälischen Auswandererschaft. 

Im ersten Jahrzehnt nach 1830 zogen im Mittel 64,3% der Osna¬ 

brücker Auswanderer in Familien außer Landes. 1840-47 sank der 

Anteil unter beträchtlichen Schwankungen nur unwesentlich 

auf 62,8%, danach aber plötzlich auf gerade 50%. Um diese Zeit 

schlug endgültig zu Buche, daß seit Beginn der 40er Jahre, 

vor allem seit der Mitte des Jahrzehnts immer mehr ledige Frauen 

den Schritt außer Landes wagten. Machten sie in den 30er Jahren 

noch stets rund ein Zehntel der Auswanderer aus, so hatte sich 

ihr Anteil zur Jahrhundertmitte auf ziemlich konstant ein 

Fünftel verdoppelt. 
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Mit dem Wegzug vieler Männer seit 1830 ergab sich in manchen 

Ämtern ein erheblicher Frauenüberschuß, "der bei einer Fort¬ 

dauer der männlichen Auswanderung keine Aussicht auf eine 

Ehe gehabt hätte. In voller Erkenntnis dieser Sachlage schrieb 

1842 das Amt Bentheim: 'Die auswandernden Frauenzimmer tragen 

unverkennbar Heiratsprojekte mit sich herum. 1 1,474 und vielfach 

nahmen diese 'Projekte' denn auch schon in den Auswanderer¬ 

häfen - für unseren Raum vornehmlich Bremen ’^ - oder auf den 
476 

Schiffen Gestalt an 

Ledige Frauen aus Heuerlingsfamilien gehörten durchweg zu den 

Unbemitteltsten unter den Auswanderern. Aber nicht nur sie waren 

dafür verantwortlich, daß mit der Umschichtung im Personen¬ 

stand der Auswandernden eine deutliche Verringerung des mit¬ 

genommenen Bargeldes einherging. In den Jahren bis 1840 waren 

das pro Kopf durchschnittlich noch 100 Rtlr gewesen; dann 

trat ein drastischer Rückgang auf knapp 74 Rtlr für die Jahre 

1841-45 ein, ein Satz, der auch im darauffolgenden Jahrzehnt 

nur unwesentlich wieder anwuchs. Hier trafen zwei Faktoren 

zusammen: zum einen konzentrierte sich die Auswanderung von 

bäuerlichen Stellenbesitzern auf die allererste Phase dieser 
477 Bewegung, sie war um 1840 schon stark zurückgegangen ; zum 

anderen nahm nun mit dem endgültigen Verfall des ländlichen 

Textilgewerbes der Exodus wenig bemittelter Unterschicht¬ 

angehöriger sprunghaft ’zu. 

Marschalcks Formel, vor 1865 sei die Auswanderungsbewegung 

von "überwiegender Familienauswanderung selbständiger Klein¬ 

bauern und Kleinhandwerker" und nicht von proletarisierten 

Existenzen geprägt gewesen - einmal setzt er in Klammern 
478 

"unterbäuerliche Schicht" hinzu -, trifft auf Nordwest¬ 

deutschland, wie Kamphoefner gezeigt hat, nur in ganz be¬ 

schränktem Maße zu. Durchschnittlicher Geldbesitz von 75 

oder 80 Rtlr - dies der Mittelwert der genannten Periode 

1832-60, die die Ämterstatistiken umfassen - verführt dazu, 

von relativer Wohlhabenheit einer Mehrzahl der Auswanderer zu 

sprechen. Aber einzelne größere Vermögen blähen den Durch¬ 

schnitt auf; der Median nämlich, die Grenze, welche die 
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Auswandererschaft in eine reichere und eine ärmere Hälfte 

teilt, lag rund 30 Rtlr niedriger! Das heißt: "Über die Hälfte 

der Auswanderer mußte mit 50 Rtl. oder weniger pro Kopf aus¬ 

komme n . Fast ein Drittel überschritt nicht einmal die 40 Rtl. - 

Grenze, und 12 Prozent mußten sich mit 30 Rtl. oder weniger 
479 

begnügen." 

Nur ein Sechstel der auswandernden Stellenbesitzer fiel unter 

die 50 Rtlr-Marke, aber 60% der Heuerleute und zwei Drittel 

der ledigen Frauen sowie auch der Handwerker, von denen die 

verheirateten allgemein ärmer dran waren als die ledigen. Unter 

sämtlichen ledigen Emigranten differenzierte die wirtschaft¬ 

liche Stellung der Eltern ganz erheblich die finanziellen 

Startchancen der Kinder: durchschnittlich nur 60% des Vermögens, 

das Kinder von Hofbesitzern mitführen konnten, stand den Nach¬ 

kommen aus unterbäuerlichen Familien zur Verfügung; bei den 

unverheirateten, alleinreisenden Frauen betrugen die Werte 

z.B. 88,2 gegenüber 49,9 Rtlr. 

Im übrigen kostete die Überfahrt während der 40er Jahre zwi¬ 

schen 25 und 40 Rtlr*^. Gleichviel ob die Schiffspassage noch 

von der beim Amt als mitgenommener Barbetrag angegebenen Summe 

bestritten werden mußte oder nicht: viel blieb den meisten 

nordwestdeutschen Emigranten nicht als Startkapital. 

Ihnen stand eine kleine Minderheit von Wohlhabenden gegenüber. 

Zwischen viereinhalb (Osnabrück) und sieben Prozent (Reg.bez. 

Münster) der Auswanderer aus Westfalen waren Mittel- und Groß¬ 

bauern, ein etwas größerer Anteil (Osnabrück: 7,1%) Kötter 

oder sonstige Kleinstellenbesitzer, die aber schon wieder 

nicht mehr zu den Begüterteren zählen konnten. Was bewog 

einzelne Kolonen dazu, mitsamt ihrer Familie und etwa andert¬ 

halbtausend oder gar 4.000 Rtlr Vermögen auszuwandern? "Sie 
481 

lockte wohl nur die Fläche" , läßt sich vermuten, die Aus¬ 

sicht, nicht nur frei sein, sondern auch wirklich frei wirt¬ 

schaften zu können. 

Allgemein wird man aber für die Bauern-Emigranten die über¬ 

mäßige Verschuldung, Konkurse usw. etlicher Höfe als Ursache 
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anzunehmen haben. Anfangs der 1830er Jahre konnte weder das 

Ablösungsgesetz auf mittlere Frist als große Erleichterung 

erscheinen, noch hatte sich in der Ertragslage schon ein sol¬ 

cher Aufwärtstrend stabilisiert, daß für gefährdete Betriebe 

große Hoffnung auf Besserung ihrer Lage angezeigt war. Manche 

Kolonen sahen so im Verkauf des Hofes, aus dem vielleicht 

noch ein erklecklicher Betrag für den Neuanfang blieb, und in 

der Auswanderung ihren einzigen Ausweg. Insgesamt verließ etwa 

ein Prozent der Osnabrücker Stelleninhaber - je später, desto 

weniger größere Bauern - bis zur Jahrhundertmitte ihr^ Land^^. 

Der größte Teil der ländlichen Emigranten entstammte der 

unterbäuerlichen Schicht der Heuerlinge, Ackerknechte und Tage¬ 

löhner: in Osnabrück wie im Münsteraner Kreis Tecklenburg rd. 

zwei Drittel der männlichen Auswanderer. Unter den heimlichen 
4 83 

Auswanderern waren sie eher noch zahlreicher . Der Hauptgrund 

für das Abfließen dieser ländlichen Unterschichtangehörigen 

war den meisten Zeitgenossen klar: der Verfall der Protoindustrie 

und die Unmöglichkeit von Landerwerb für die kleinen Leute 

Die Relation von Leinen- und Getreidepreisen zueinander zeigt, 
/ O C 

das hat Kamphoefner detailliert nachgewiesen1 , stets direkt 

den Fortgang der Auswanderungsbewegung an. Z.Zt. einer beson¬ 

ders ungünstigen Preisrelation, 1845/46, kam es ja beispiels¬ 

weise im südostniedersächsischen Teil des 'Leinengürtels' 

überhaupt zu einer ersten wirklichen Auswanderungswelle. 

Aber einige Unklarheiten bleiben: so gehörte das Amt Gronen¬ 

berg mit der dichtesten Besiedlung im ganzen Osnabrücker Land, 

der verhältnismäßig schwersten Schädigung durch den Verfall 

des Textil-Heimgewerbes, den kleinsten Heuern und den höchsten 

Armenziffern zu den Gebieten mit der niedrigsten Auswanderungs¬ 

rate im ehemaligen Fürstentum (8 o/oo der Bevölkerung für 

1832-60 gegenüber 9,2 und 9,5 in den Ämtern Fürstenau und 

Osnabrück sowie 11 bis 12 in Vörden, Wittlage-Hunteburg und 
486 

Bersenbrück ). Vielleicht spielte eine Rolle, wie Stüve 
4 87 

vermutete , daß "es hier leicht an Mitteln fehlt". Natürlich 
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klammerte man sich auch so lange als möglich an die gewohnte 

Erwerbsquelle, versuchte Preisrückgang durch Mehrproduktion 

auszugleichen. Bezeichnenderweise wurde im Amt Gronenberg 

überhaupt erst seit 1842 die Emigration zahlenmäßig bedeu- 
4g« 

tend' . Außerdem ist zu erwägen, ob nicht aus den südlichen 

Ämtern auch die Abwanderung an die rheinisch-westfälischen 

Eisenbahnprojekte und in die entstehenden Industriereviere 

näher lag als z.B. aus dem nördlicher gelegenen Amt Bersen¬ 

brück . 

Dort war m.E. - Kamphoefner ist hier anderer Meinung und 

schätzt diesen Faktor sehr gering ein - der Ausfall der 

Wanderarbeit in Holland sehr stark mitverantwortlich für die 

extrem hohen Auswanderungsziffern sogleich nach 1830. Ver¬ 

gleichbar hoch waren die Ziffern nämlich auch in Südoldenburg 

und der Gft. Diepholz, ebenfalls typischen Hollandgänger- 

Regionen. Den ersten massiven Rückschlag erlitt der Holland¬ 

gang bekanntlich in der napoleonischen Zeit, als er im süd¬ 

lichen Osnabrücker Land bereits gänzlich aufhörte. Den nächsten 

schweren Schlag für die Hollandgängerei brachte dann die Tei¬ 

lung der Niederlande 1830, und das schüttete nun auch für Ge¬ 

biete wie die genannten, wo der Hollandgang sich länger als 

im Süden Osnabrücks gehalten hatte - weil das Textilgewerbe 

nicht so überragende Bedeutung wie dort hatte gewinnen können -, 

diese Verdienstquelle weitgehend zu. Für viele könnte das den 

aktuellen Anlaß zur Auswanderung gegeben haben. 

Kamphoefners vermeintliche Gegenbeispiele bestätigen eher als 

widerlegen meine Vermutung, daß hier ein enger Wirkungszusam¬ 

menhang besteht: das Amt Lingen, aus dem jährlich noch weniger 

Leute als aus dem Amt Gronenberg auswanderten, nämlich 6,1 o/oo 

der Bevölkerung, lag wesentlich näher an der holländischen 

Grenze als Bersenbrück oder gar Diepholz, und hier war auch 

um die Mitte des 19. Jahrhunderts der Hollandgang noch einiger¬ 

maßen verbreitet. In den angeführten Bezirken des preußischen 

Westfalens andererseits steuerten viel eher die Chancen auf 

Industriearbeit die Auswanderungsquoten als der Hollandgang. 
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Mit dem drastischen Absinken des Lohnniveaus oder stark 

negativ wirkenden Veränderungen in den Preisrelationen von 

Leinen und Nahrungsmitteln wurden bisher nur zwei der vielen 

möglichen Anlässe genannt, die kurzfristig - auf dem Hinter¬ 

grund allgemeiner wirtschaftlicher Notlage - den Entschluß 

zur Auswanderung auslösen könnten. Andere, ganz persönliche 

solche Anlässe waren etwa Briefe vorangegangener Familien¬ 

angehöriger oder ehemaliger Dorfgenossen, Geldsendungen 'von 

drüben'49^1, Ansprache durch kommerzielle Anwerber491, Stellen¬ 

übernahme durch den erbenden Bruder, Verlust einer Heuer, 

drohende Einziehung zum Militär o.ä. Auch der Vollzug einer 

Gemeinheitsteilung konnte "eine gewisse Schockwirkung" aus¬ 

lösen und, "wenn noch Mißernten und Teuerung hinzukamen, 
4 9 2 eine Auswanderung in Bewegung setzen" . 

"Unter Verwünschungen und Drohungen erklärten die ins Elend 

gestoßenen Kleinbauern 1832 in Bersenbrück, sie würden einfach 

auswandern, wenn die bereits geteilte Mark, wenigstens soweit 

sie noch unkultiviert sei, nicht wieder in den früheren Zustand 

versetzt würde. 'Auf, nach Amerika!', so hieß das im ganzen 

Landdrosteibezirk die Runde machende Losungswort." Wir 

haben gesehen, daß die Gemeinheitsteilung nur ein - ganz ent¬ 

scheidendes - von mehreren Momenten war, die den Unterschicht¬ 

angehörigen ihre Lage in den Landgemeinden schrittweise be¬ 

wußt machten und z.T. eben dann zur Auswanderung veran- 

laßten. 

Der Brief, den ein emigrierender Heuerling noch aus Bremer¬ 

haven an die Landdrostei in Osnabrück schrieb, spricht für 

sich: "Vor meiner Abfahrt fühle ich mich veranlaßt, Ihnen zu 

schreiben, wie es mit der Behandlung der Heuerleute durch die 

Bauern steht. Man muß viel Geld für schlechtes Heuerland be¬ 

zahlen und obendrein noch so viel arbeiten, daß man es nicht 

mehr aushalten kann. Wenn der Heuerling sich einen Tagelohn 

verdienen will, muß er seine eigenen Arbeiten schon bei Nacht 

verrichten. 'Hilf mir, oder gehe fort aus meinem Kotten!' 

so lautet die ewige Drohung der Bauern. Es hieß immer so, 
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daß sich die Verhältnisse von Jahr zu Jahr bessern sollten, 

aber nichts ist eingetreten; sie werden sich noch weiter ver¬ 

schlechtern. Deshalb geht der Heuermann gezwungen aus Deutsch- 
494 

land ..." Auch die Lieder der Auswanderer nehmen immer wie¬ 

der Bezug auf die Bedrückung durch die Bauern wie auf die 
4 9 5 

Enge des Lebensraums allgemein und den Landmangel natürlich 

Eine "Stimme aus Braunschweig" sei noch angeführt, die im Jahr 

1848 in der Zeitschrift des Vereins für deutsche Statistik 

zitiert wird und den starken sozialen Spannungen in den Ge¬ 

meinden eine gehörige Mitschuld an der entstehenden Aus¬ 

wanderungsbewegung gibt. Und wie wir gesehen haben und noch 

sehen werden, unterscheiden sich die Braunschweiger Verhält¬ 

nisse in dieser Hinsicht kaum von denen im Südosten des 

Königreichs. Besonderes Gewicht für die Emigrantenwelle habe, 

heißt es da, "daß auf dem platten Lande sich die Stellung 

der verschiedenen Klassen und Stände gegen einander verändert 

hat, daß namentlich die patriarchalische Stellung, in welcher 

sich der große Grundbesitzer zu dem kleineren befand, verloren 

ist. Auch das Verhältniß zwischen den größeren und kleineren 

Gemeindegenossen hat sich geändert; die Gemeinde sieht den 

armen und geringen Theil ihrer Genossen jetzt nur noch als 

eine Last an, behandelt ihn mit Härte und Widerwillen und 

wäre seiner am liebsten ganz los. So wandert denn auch die 

ländliche Bevölkerung aus, ohne daß gerade die Noth sie dazu 

triebe. 

Im Lüneburger Land kam nach einer leichten Zunahme seit 1845 

erst mit dem Revolutionsjahr und mehr noch im Verlauf der 

50er Jahre eine Auswanderungsbewegung in Gang (ohne daß sie 

je an die hannoversche oder gesamtdeutsche Intensität der 

Auswanderung herangereicht hätte). Zwar stellte sich in den 

späteren Kerngebieten der Auswanderung die Lage der Unter¬ 

schichten schon vor 1848 durchaus nicht so "glücklich" dar, 

wie in der Enquete von 1848/49 für den gesamten Landdrostei- 
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bezirk festgestellt wird. Aber wirtschaftliche Engpässe und 

Erwerbsmangel reichten hier, wie Th. Penners in einer subtilen 

Untersuchung gezeigt hat, zur Auslösung des Emigrationsent¬ 

schlusses nicht hin; es mußte erst als "ein in der Wurzel 
407 

psychologischer Faktor" die Unruhe der Revolutionszeit 

hinzukommen, die Artikulation von Beschwerden und Wünschen, 

die Erfahrung, sich von dem geschlossenen System sozialer Kon¬ 

trolle gegebenenfalls freimachen zu können. Wirtschaftliche 

Übelstände (wie die Krise der 50er Jahre) konnten, das ist 

Penners' Ergebnis, ein Anschwellen der Auswanderung erst ver¬ 

ursachen, "nachdem sich die innere Einstellung der ärmeren 
4 98 Bevölkerungsschichten zu ihrer Armut gewandelt hatte" 

Wo und wann immer dieser mentalitäre Wandlungsschub aus der 

wirtschaftlichen Notlage und gleichgerichtet wirkenden wei¬ 

teren Erfahrungen heraus die Unterschichten ergriff, wurde 

der Austritt aus dem bisherigen Lebenskreis als Alternative 

denk- und vollziehbar. Auswanderung ist stets unter anderem 

ein Anzeichen für gesteigertes Lagebewußtsein des Betreffenden. 

Insofern wiederum "können Auswanderung und Revolution als 

zwei verschiedene Reaktionen auf die gleichen Hintergründe 
499 angesehen werden" 



3.5. Ländliche Bevölkerung in der Revolution 1848/49 

itoer drei Wochen dauerte es, bis der revolutionäre Umbruch 

vom 24. Februar 1848 in Paris das hannoversche platte Land 

erreicht hatte und die Landleute zu allerhand legalen und 

illegalen Unmutsäußerungen ermutigte.Und nach weiteren zwei 

bis drei Wochen war die ländliche Protestwelle auch schon 

wieder weitgehend verebbt. Weniger im Hinblick auf die 

Spuren, die sie auf längere Frist hinterließ, soll im Folgen¬ 

den diese (im großen und ganzen:) 'Märzbewegung' behandelt 

werden, sondern als Gelegenheit zum Einblick in die Bewußt¬ 

seinslage und die Konstellation sozialer Beziehungen auf dem 

Lande, beides durch Anstöße aus der 'Außenwelt' sozusagen 

für einen Moment aus dem Verborgenen ans Tageslicht ge¬ 

kehrt . 

notwendiges Zwischenglied bei der Übertragung des revo¬ 

lutionären Impulses fungierten wiederum - und in der zeitli¬ 

chen Abfolge noch klarer sichtbar als 1830/31 - die Städte. 

Am 3. März erklärte der Frankfurter Bundestag die Abschaffung 

ci-..:.:*. Zensur für zulässig. Darauf Bezug nehmend überreichten 

am 6. März Magistrat und Bürgervorsteher der Residenzstadt 

Hannover König Ernst August eine sehr zurückhaltende Petition 

Pressefreiheit, Vertretung des Volkes beim Deutschen Bund 

und Einberufung der Stände. Die ersten beiden Forderungen wur- 

■ a-" darauffolgenden Tag abschlägig beschieden, die All¬ 

gemeine Ständeversammlung in der Gestalt, wie sie Ende 1847 

gewählt worden war, auf den 28. März zusammenberufen. 

Ernst Augusts Hinhaltetaktik geriet dann eine Woche später 

durch die Nachricht vom Sturz Metternichs in Wien (13. März) 

erstmals und sogleich entscheidend ins Wanken. Von der Flut 

ue Petitionen, die, etwa 170 an der Zahl, zwischen dem 5. und 

17. März aus allen Städten und Flecken des Landes in Hannover 
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eintrafen, hatte sich der König noch wenig beeindruckt gezeigt. 

Die Wende brachte am 17.3. erst eine Massendemonstration der 

Bürgerschaft der Hauptstadt vor dem Palast, wobei "unter dem 

gewaltigen Eindruck der Nachrichten aus Wien" 0 nun auch eine 

sehr viel weiterreichende und im Ton schärfer gehaltene 

Adresse übergeben wurde. Der König entsprach den meisten For¬ 

derungen, gewährte Pressefreiheit und u.a. das Assoziations¬ 

recht, Amnestie für politische Gefangene, Öffentlichkeit der 

Ständeversammlungen, Ministerverantwortlichkeit und die Ver¬ 

einigung von königlichen und staatlichen Kassen. Andere Punkte, 

so die Einführung von Schwurgerichten und größeren Freiheiten 

in der Selbstverwaltung, wurden grundsätzlich akzeptiert, aber 

bis zum Zusammentreten der Stände zurückgestellt. "Mit einem 

Schlage wurden hier also den Liberalen alle ihre politischen 

Ziele zugebilligt, um die sie seit dem Jahre 1830 gerungen 

hatten. Am erstaunlichsten ist es, daß Ernst August innerhalb 

weniger Wochen alle Positionen aufgab, die er mühsam in den 

Verfassungskämpfen der Jahre 1837 bis 1841 erkämpft hatte."501 

Gleichzeitig wurde der Geheime Rat von Falcke als leitender 

Minister durch den Grafen Bennigsen abgelöst. In sein Kabinett 

wurde u.a. als Innenminister Carl Bertram Stüve berufen. Die 

neue Regierung legte am 22. März ein sechs Punkte umfassendes 

Re’ormprogramm vor ', aus dem zwei in unserem Zusammenhang 

bedeutende Vorhaben rasch erledigt wurden: die Aufhebung der 

Patrimonialgerichtsbarkeit sowie der Exemtionen von der Land- 
503 

gemeinde . Weiterhin sind, wenn wir hier gleich alle für 

die Landbevölkerung wichtigen Ergebnisse zusammenfassen wollen, 

die das Bennigsen-Ministerium im Zusammenwirken mit den Ständen 

erbrachte, noch zu erwähnen: das "Gesetz, die polizeiliche 

Bestrafung des Wilddiebstahls und die Abänderung verschiedener 

Vorschriften zum Schutze des Jagdrechts betreffend" vom 25.8. 
504 

1848 , die Beseitigung des Häuslings-Dienstgeldes (21.7. 
505 

1848) sowie das bereits erwähnte Heuerlingsgesetz vom 

24. Oktober’00. 
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Um nun auf das Zutun der Landbewohner zu diesen Maßnahmen 

und ihr Verhalten im Märt '48 allgemein zurückzukommen: bis 

zum 18-/19.3. blieben sie, abgesehen von den Marschenbauern, 

völlig unbeteiligt. "Erst das Weichen der Regierungen vor 

den politischen Märzforderungen bildete", so stellt Husung 

für sämtliche norddeutschen Flächenstaaten fest, "den Beginn 

einer Protestwelle, die hauptsächlich von Handwerkern, Ar¬ 

beitern, der unterbäuerlichen Schicht und zum Teil auch von 

Bauern getragen wurde und sich über die Provinzstädte aufs 

Land ausdehnteDie Kunde von den Freudenfeiern, 'Illumi¬ 

nationen', Dankadressen der Bürger u.dgl. nach dem 17. März 

drang rasch aus den Städten und Flecken aufs Land, denn nicht 

nur die persönlichen Stadt-Land-Beziehungen hatten sich z.B. 

im Vergleich zu 1830 immer mehr verdichtet, sondern auch an 

las ^eitungslesen hatten sich zumindest einige Bauern zu¬ 

nehmend gewöhnt; und die Hannoversche Zeitung z.B. hatte schon 

vom 30. Januar an und ein zweites Mal Anfang März die Bericht¬ 

erstattung über die inneren Zustände des Königreichs erheblich 

ausgeweitet. 

Aber es bedurfte offenbar erst der Erfahrung, daß Protest 

auch wirklich handfeste Ergebnisse erbrachte, um die Landleute 
508 

zu aktivieren . 'Aufregungen' scheint es in der Folgezeit im 

ganzen Königreich gegeben zu haben, aber je nach den sozialen 

und wirtschaftlichen Strukturen in einzelnen Gebietsteilen, 

natürlich oft schon von Ort zu Ort so verschieden, daß wir 

zunächst einiges Regionaltypische zu beschreiben haben, 

bevor Aussagen über das Verhalten 'der' Landbevölkerung 

Hannovers 1848 zu treffen sind. 

Re.ativ am ruhigsten blieb es in den ländlichen Bezirken der 

Landdrostei Lüneburg. Aktenkundig wurde "Erregung der Be¬ 

völkerung in bzw. um Wilhelmsburg, Harburg, Winsen/L., 

Artlenburg, Neuhaus, Schnackenburg, Lüchow, Uelzen, Fallers- 

leben, Gifhorn, Meinersen, Burgdorf, Celle, Hermannsburg 
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und Soltau. Sie äußerte sich teilweise in Versammlungen und der 

Entsendung von Deputationen oder Petitionen nach Hannover, in 

einigen Fällen, wie in Wilhelmsburg, Harburg, Winsen/L., 

Lüchow, Gifhorn und Meinersen, aber auch in Unruhen und 
snq 

Tumulten." 

In der Mehrheit der Fälle richtete sich der Unmut gegen miß¬ 

liebige Personen wie Steuereinnehmer oder die Inhaber der Poli¬ 

zeigewalt und wurde wohl von den meisten Dorfbewohnern glei¬ 

chermaßen geäußert. Widerstand gegen das adlige Jagdprivileg 

zog sich als roter Faden schon seit mindestens einem halben 

Jahrhundert, wahrscheinlich noch länger, durch das Verhalten 

der Bauern gegenüber den 'Herrschaften'. Jetzt ließ man seinen 

Aggressionen freien Lauf: z.B. im sonst überaus friedlichen 

Heidedorf -bstorr bei Uelzen, wo man vorgab gehört zu haben, 

’’daß in alten Zeiten das Volk die Freiheit gehabt habe, zu jagen 

und zu fischen, wo es wollte. Dieses Recht sollte nun nicht 

mehr dem Adel allein Vorbehalten sein, sondern auch dem ein¬ 

fachen Manne zustehen. 

So nahm jetzt mancher Bauer, Knecht und Taglöhner alte Flinten 

aus den Verstecken und durchstreifte damit die Wälder."510 

.elfach, das ist aus allen Landesteilen bezeugt, gingen die 

Gemeindegenossen bei der Ausübung der Jagd auch durchaus plan- 

ms jig und organisiert vor. So berichtete etwa noch Anfang 

Novembei 48, als die gesetzliche Neuregelung bereits erlassen 

war, die-Hildesheimer Jagd-Inspektion, "daß d^e Gemeinden 

Heiersum und Mahlerten, nach einer Verabredung durch ihre 

Bauermeister, in großen Haufen ... in dem dortigen herrschaft¬ 

lichen Jagdrevier, unter Beschimpfung der Forstbedienten Treib¬ 

jagden angestellt haben" und daß auch in anderen Gemeinden 

Ähnliches vorgefallen sei. Tätliche Angriffe auf die Förster 
51 1 

seien nicht selten . In den Petitionen von Bauern oder ge¬ 

schlossenen- Dorf schaf ten stand das Jagdprivileg stets mit im 

Vordergrund. 

Im Lüneburgischen scheint es aber auch, im Amt Meinersen bei¬ 

spielsweise, zu Gewalttätigkeit speziell der Häuslinge und 
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Tagelöhner gekommen zu sein, verbunden mit "den unverschäm- 
512 testen Forderungen gegen Wohlhabende" . Und die Ärmsten, 

die sich möglicherweise noch nicht wieder von den gewaltigen 

Preissteigerungen für Nahrungsmittel in den zwei Vorjahren erholt 

hatten, nutzten hier und da die Gelegenheit, sich das Not¬ 

wendigste zu holen. "Die Not trieb ... in Ebstorf Unzufrie¬ 

dene dazu, sich zusammenzurotten und die Scheune des Domänen¬ 

hofes zu erbrechen, um sich auf diese Art Korn zu beschaf- 
51 3 

fen." Wie sehr diesen Akt auch Wut über unzureichende 

Landverpachtung und Holzverkäufe oder eventuelle Verweigerung 

von Nahrungsmittelverteilungen in Notzeiten mitbestimmt hat, 

läßt sich nicht mehr feststellen. Beispiele aus dem Hildes¬ 

heimischen, wo die Knappheitssituation viel ärger war, zeigen, 

daß die 'kleinen Leute' in den Domänen(pächtern) häufig ihre 

schlimmsten, die am konsequentesten 'modern' wirtschaftenden 

Widersacher sahen und bekämpften. 

Allgemein ist hier gleich anzumerken, daß die Teuerungskrise 

1846/47 nicht unter die direkten Ursachen der 48er Revolution 

in Hannover zu rechnen ist; ohnehin konnte hier viel weniger 

als in anderen deutschen Landschaften von Mißernten die Rede 

sein, wiewohl die Preissteigerungen für Lebensmittel die Un- 
514 terschichten auch auf dem Lande empfindlich trafen . Keines¬ 

falls kann auf Hannover Klockes These zutreffen, "die im 

Hunger- und Elendsjahr 1847 aufgestaute Verzweifelung" sei 

erst sozusagen verspätet in Verbindung mit den politischen 
515 Unruhen ausgebrochen . Was 1848 auf den Anstoß 'von außen' 

hin an Spannungen und Notlagen zutage trat, war durchweg 
516 längerfristig strukturell bedingt 

Aufgrund ähnlicher struktureller Bedingungen bot sich auf der 

Bremen-Verdener Geest dasselbe Bild wie im Lüneburger Land. 

Jedoch darf man gerade in beiden Landdrosteien, Stade und 

Lüneburg, nicht allein auf Tumulte, Gewaltanwendung u.dgl. 

schauen, um den Grad der 'Erregung der Gemüter' zu er¬ 

fassen. Denn im nord-nordöstlichen Teil des Königreichs brei¬ 

tete sich am intensivsten die Kampagne der sog. Kondeputierten 
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aus: eine von der Stadt Celle ausgehende Bewegung von Wahl¬ 

männern, die Regierung und Ständeversammlung durch die direkte 

Entsendung von Volksvertretern nach Hannover politisch unter 
517 

Druck zu setzen versuchte . Besonderen Widerhall fand diese 

Bewegung in Harburg und den bremischen Marschen, aber die 

große Zahl von Kondeputierten aus kleinen Landstädten im Lüne¬ 

burgischen läßt vermuten, daß die Kampagne der 15 von Celle 

abgehenden Deputationen auch auf dem Lande weithin bekannt 

wurde und Zustimmung erfuhr. 

An der aktiven Rolle der Marschenbauern in der Kondeputierten- 

bewegung erwies sich einmal mehr ihre im Vergleich zum übrigen 

Niedersachsen außergewöhnlich entwickelte politische Kultur518. 

Die Bestallung der Kondeputierten auf einer Volksversammlung 

in Stade am 20. März gedieh zu einer "einigen politischen Ver¬ 

brüderung der ganzen Provinz", "an der nicht allein die hie¬ 

sigen Einwohner sondern auch mehre hundert Abgeordnete sämmt- 

licher Bremenschen Marschen, mehrerer Geestdistrikte und der 

benachbarten Städte und Flecken bis Harburg hinauf Theil 

nahmen", wie der Korrespondent der Weser-Zeitung berichtete . 

Offenkundig regte das Beispiel auch die Bauern des Geest¬ 

randes, die mentalitär viel eher dem Hannoveraner Binnenländer 

zuneigten, zu gesteigerter Aktivität an, wie verschiedene 

Versammlungen und Vereinsbildungen auch südlich der Marsch- 
, . , . 520 
bezirke zeigen 

Die Marschenbauern waren offenbar nicht nur sehr schnell und 

sehr zahlreich durch Zeitungen über das politische Geschehen 

informiert, sie setzten dies auch vergleichsweise konstruktiv 

um. Anders als die übrige Landbevölkerung brauchten sie nicht 

die Ereignisse in der Stadt Hannover, um aktiv zu werden: 

bereits am 7. März fand in Neuhaus an der Oste "eine zahlreiche 

Versammlung von Bürgern und Landleuten aus dem Lande Hadeln, 

Kedingen, Wursten und den Aemtern Neuhaus a.d.Oste und Beder¬ 

kesa statt"r die nicht nur eine Petition nach Hannover ent¬ 

warf und absandte, sondern zugleich eine Adresse an den 
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5 21 
badischen Abgeordneten Bassermann . Und am 16. März heißt 

es in einem Bericht aus Dorum (Land Wursten), in den hannover¬ 

schen Elblanden habe nunmehr, nachdem große Versammlungen in 

allen wichtigeren Orten stattgefunden und eine Vielzahl von 

Petitionen an die Stände wie direkt an den König abgegangen 

seien, "die Aufregung den höchsten Grad erreicht". Dringend 

werde in den Adressen gefordert, "was in Süddeutschland 
522 bereits gewährt ist" 

Hier ging es also eindeutig um verfassungspolitische Ziele, 

bürgerliche Rechte und Freiheiten. Man war sich des allgemei¬ 

nen Charakters der Freiheitsbewegung bewußt - nahm natürlich 

auch ähnlich engagiert an der nationalen Frage Anteil, doch 

dies und überhaupt das Verhalten im weiteren Verlauf der 

Revolution können wir hier nicht weiter verfolgen -, und man 

gab dem mit viel Sinn für symbolische Akte und gehörigem Pathos 

Ausdruck. 

Als abschließendes Detail dazu eine Meldung aus dem Oster- 

stadischen vom 22.3.: "Auf wahrhaft erfreuliche Weise ent¬ 

faltet sich in unserer Gegend das politische Leben. So wurde 

heute bei einer Volksversammlung in Sandstedt von einem jungen 

Bauer jsicj der Vorschlag gemacht, eine heilige Pflicht zu er¬ 

füllen und eine Sammlung für die Hinterbliebenen der in Berlin 1 

für die Freiheit des Vaterlandes Geopferten zu veranstalten. 

Mit echter Begeisterung ward der Vorschlag angenommen und 
5 2 2 sogleich zu dessen Ausführung geschritten." 

Sozial motivierter Unterschichtenprotest ist in den Marschen 

wie überall nur punktuell nachzuweisen. Drohungen gegen die 

Reichen und Mächtigen dürften nicht zu selten gewesen sein, 

das zeigt die Einrichtung von Schutzwachen in vielen, auch 

kleinen Orten' . Am 18. März hatte das Innenministerium 

diese Maßnahme genehmigt bzw. allgemein empfohlen., In der 

Regel kam sie damit dem Bedürfnis der Bauern - wie der Bürger 

natürlich - nach Ruhe und Sicherung des Eigentums entgegen. 

Inwieweit die Schutzwachen von den Bauern tatsächlich gebildet 

wurden, ist nicht immer ersichtlich. Im Süden des Königreichs, 
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wo die Frontstellung zwischen Bauern und Unterschicht am 

schärfsten ausgeprägt war - im südlichen Calenberger Land, 

Hildesheim und Osnabrück scheint es durchweg zu entspre¬ 

chenden Beschlüssen der Reiheleute und einer gewissen Organi¬ 

sation und Institutionalisierung von Schutzwachen crekommen 
525 

zu sein . Freilich waren zu diesem Zeitpunkt die spontanen 

'Exzesse' der 'niederen Classen', gegen welche die Institution 

sich richtete, meistens längst vorüber, und Wiederholungen 

kamen selten vor, von Mitte April an war es, vielleicht auch 

aufgrund der demonstrativen Wehrhaftigkeit der Bauern, überall 

wieder ruhig, wo Unterschicht-Revolten stattgefunden 

hatten. 

Im allgemeinen nicht zu Unrecht setzten die Behörden bei den 

Bauern ein grundsätzlich antirevolutionäres Interesse an Ruhe 

und Ordnung, 'rechtliches' Verhalten im Rahmen des Status quo 

voraus. Sie scheinen jedoch die bäuerliche Unzufriedenheit 

über die Rest-Privilegien des Adels zuweilen unterschätzt zu 

haben, auch den stillen, jetzt erst wirklich ausbrechenden 

Widerstand gegen ein hohes Maß staatlicher Reglementierung als 
526 Folge der Reformgesetzgebung . Beides äußerte sich im Re¬ 

volutionsjahr in spontanen Revolten, und zwar tendenziell 

eher dort, wo der Unterschichtendruck, d.h. die Umsturzfurcht 

der Bauern selbst geringer war; auch dort, wo sich bäuer¬ 

licher und Unterschichten-Protest gemeinsam auf einen Guts¬ 

besitzer, Domänenpächter oder Steuerbeamten richtete, nahmen 

Bauern durchaus an Tumulten u.dgl. teil. Herausragendes Bei¬ 

spiel aus der Landdrostei Hannover sind die Aktionen gegen 

den Gutsherren von Bremen in Eimbeckshausen zwischen dem 

19. und 21. März ^. 

Häuslinge und Bauern, darunter einige Besitzer großer Meier¬ 

höfe, zogen dort gemeinsam zum Gut, bedrohten den Besitzer, 

demolierten die Gerichtsdienerwohnung, zerschlugen die Fenster 

der Gerichtsstube, der Försterwohnung, des Gutshauses und 

anderer Gebäude. Was die Aufrührer erreichen wollten, unter¬ 

schied sich auf bezeichnende Weise: die Bauern forderten die 

Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit, den Häuslingen ging 

es in erster Linie um die Benutzung des sog. Freibusches und 
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die Garantie, "dünneres Holz" unentgeltlich abhauen zu 

dürfen. 

Wie hier in der Revolte, so verbanden sich auch dort;; wo Peti¬ 

tionen von allen Einwohnern eines Dorfes eingereicht wurden, 

die unterschiedlichen Interessen der Besitzschicht und der 

Unterbäuerlichen nur zu einem vorübergehenden Zweckbündnis. 

Möglich war dies jedoch nur unter bestimmten äußeren Umstän¬ 

den. Weitaus typischer war im südlichen Niedersachsen der 

offene Konflikt zwischen ihnen. Dabei versuchten die Unter¬ 

schichtsangehörigen meistens, von den Besitzenden zunächst 

auf dem Wege gütlicher Einigung die Erfüllung ihrer überall 

wiederkehrenden Forderungen zu erreichen. Wenn sie zu Gewalt 

und Erpressungen als Mittel griffen, dann oft erst in der 

Eskalation des Konflikts, nicht etwa weil sie sogleich blind 

losschlugen. Mit partiellen Zugeständnissen waren sie 

meistens recht leicht zu beschwichtigen. 

Ein/Beispiel dafür, wie die Bauernschaft durch eine strikte 

Verweigerungshaltung den Konflikt verschärfte, liefert das Amt 
5 28 

Westen (LD Hannover) : am 31. März stellten dort die Häus- 

linge in einer gemeinsam mit den Grundbesitzern abgehaltenen 

Versammlung ihre Forderung nach rechtlicher Fixierung ihres 

Lebensunterhalts: Minderung der Pachtpreise, Festsetzung der 

Löhne, Garantie der Weidenutzung gegen ein bestimmtes Entgelt. 

Die Reiheleute gingen auf keinen dieser Ansprüche ein. Nach¬ 

dem dann "die übrigens sehr aufgeregte Versammlung anschei¬ 

nend ohne besondere Verordnung sich gegen Abend getrennt, 

jedoch unter der Äußerung der Häuslinge: man werde bei den 

einzelnen Bauern Unterschriften zur Herabsetzung der Pachten 

sammeln", seien, so berichtet das Amt, in der darauffolgenden 

Nacht mehreren Vollmeiern die Fenster eingeschlagen worden. 

Die Aufregung unter der "geringen Einwohner-Classe" sei 

"überhaupt groß, und jeder Besitzende in Furcht, weil mit¬ 

unter von Zertrümmerungen und Brand die Rede sein soll". 
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In diesem Hoyaschen Amt wie im Osnabrücker oder Hildesheimer 
529 

Raum erreichten die Häuslinge, Heuerlinge oder Anbauern 

mit gewaltsamen Protestaktionen allenfalls vorläufige, später 

widerrufbare Zugeständnisse ihrer Kontrahenten. Letztere 

wurden von den Behörden zu kluger Nachgiebigkeit aufgefordert, 

gleichzeitig zu erhöhter Repressionsbereitschaft. Die Regie¬ 

rung ergriff, um den Druck auf die Bauern zur Erhaltung der 

Ordnung - auf diese oder jene Weise - zu verstärken, neben 

der Schutzwachen-Verordnung zwei weitere Maßnahmen: erstens 

erließ sie am 3. April das sog. Tumultgesetz, demzufolge eine 

Gemeinde zum "Ersatz des bei Aufläufen verursachten Schadens 

an öffentlichem oder Privateigenthum" verpflichtet wurde; und 

sie machte zweitens jede Gemeinde , die nach militärischem 

Beistand bei Unruhen verlangte'’30, für Einquartierung und 

Verpflegung der Truppen verantwortlich. 

Die Welle der Gewalttätigkeiten legte sich bald. Sie waren, 

von vereinzelten Bandenzügen durch mehrere Gemeinden abge¬ 

sehen, weitgehend unverbunden und damit leicht kontrollierbar 

geblieben. Das Militär vermochten die 'kleinen Leute', obwohl 

ihre Klasse im Heer weit überproportional vertreten war - 
531 Stellvertretersystem! - nicht auf ihre Seite zu bringen. 

In der Folgezeit entstand eine erstaunliche Zahl von Peti¬ 

tionen der Häuslinge oder Heuerlinge, mitunter, wenn Advokaten 

sich ihrer annahmen, auch Unterschicht-Petitionen über Dorf- 

oder Kirchspielgrenzen hinweg. Höhere Formen der Interessen¬ 

vertretung finden sich bei ihnen nur ganz selten. Im Osna¬ 

brücker Kirchspiel Engter bildete sich unter maßgeblicher 
er o O 

Mitwirkung von Amtsunterbedienten ein Heuerlingsverein . 

Der Antrag von Häuslingen aus 28 Gemeinden im Hzt. Braun¬ 

schweig, größere Stücke Land in Solidarhaftung kollektiv 
533 pachten zu dürfen, blieb ein bemerkenswerter Einzelfall , 

desgleichen die erstaunlich reifen Organisationsformen, 

mittels derer Landarbeiter in nordoldenburgischen Marsch- 
534 kirchspielen Lohnabsprachen zu erreichen suchten 
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Zusammenfassend läßt sich sagen: 

Innerhalb des vielschichtigen Komplexes revolutionärer Vor¬ 

gänge 1848/49 steht der ländliche Raum hinsichtlich Ablauf, 

Mittel und Zielen von Protest relativ unabhängig da. Als An- 

sloI: war allerdings die Durchsetzung revolutionärer Forderun¬ 

gen in den Städten erforderlich (außer für die besondere 

politische Kultur des Marschbauerntums). Danach erlebte das 

Königreich, zwar in unterschiedlicher Intensität und im Süden 

stärker als anderwärts durch Unterschicht-Protest geprägt, 

doch in allen Landesteilen erhebliche Unruhe und revolutionäre 

Erregung. 

Dabei bestand zwischen Bauernstand und unterbäuerlichen Schich¬ 

ten hinsichtlich der Mittel des Protests ein gradueller, 

hinsichtlich der Ziele ein prinzipieller Unterschied. Während 

die Unterschichten in Verhandlungen, mittels punktueller Ge¬ 

waltanwendung und Erpressung, aber auch durch Petitionen 

eine Fixierung bestimmter Subsistenzrechte verlangten, be¬ 

trieben die Bauern die endgültige Beseitigung adliger Privi¬ 

legien und setzten sich gegen eine zunehmende administrative 

Bevormundung zur Wehr. Im Konflikt mit den aufbegehrenden 

Unterschichten wußten sie Regierung, Verwaltung, Militär und 
5 35 

nicht zuletzt die Kirche ~ auf ihrer Seite, gewissem 

Sympathien der Unterbeamten wie der Geistlichen;zum Trotz. 

Auch die Revolutionsjahre bewegten den niedersächsischen 

Bauern in der Regel nicht dazu, aktiv für allgemeinpolitische 

Ziele jenseits des engeren Interessenrahmens einzutreten. 

Statt einer 'Politisierung' brachten die 50er Jahre dann, wie 

z.B. an der Entwicklung des ländlichen Vereinswesens abzulesen 

ist, eher eine 'Ökonomisierung' des Bauernstandes, nachdem 

die Revolution eine endgültige Entscheidung für die Inter¬ 

essen der Bauern, gegen die von der ökonomisch-politischen 

Entwicklung überholten' Interessen der Unterschichten her¬ 

beigeführt hatte. 



420 

Bürgerliche politische Ziele verfolgten in der Revolution 

unter den niedersächsischen Bauern nur die Marschenbewohner 

- aber für sie war das bereits Tradition. 
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4. Zusammenfassung 

In einem ersten Teil sollen die Ergebnisse des Abschnitts 

drei noch einmal im Überblick wiedergegeben werden; anschlie¬ 

ßend wird versucht, entsprechend den eingangs gestellten 

Fragen Ausmaß und Charakteristika des ländlichen sozialen 

Wandels in Hannover anzugeben. Dabei sollen einige grundsätz¬ 

liche Probleme wie die Periodisierung und Schichtspezifik 

dieses Prozesses und die Gewichtung einzelner Faktoren für 

seinen Ablauf - alte Agrarverfassung, politische Konstella¬ 

tion, Staat, Konjunkturen u.a. - im Zusammenhang erörtert 

werden. 

Zur Zeit der französischen Besatzung wurde erstmals im nord¬ 

westdeutschen Raum die Grenze von der Umformung der agrari¬ 

schen Produktionsverhältnisse innerhalb der überkommenen 

Feudalstruktur zu deren grundlegender Veränderung überschrit¬ 

ten. Aufhebung der Leibeigenschaft und Ablösungsgesetzgebung 

der westphälischen Regierung bzw. des Besatzungsregimes 

erzielten faktisch auf kürzere Frist hin keine große Wirkung, 

da die Gesetze 1813 vom Königreich Hannover fast ausnahmslos 

wieder aufgehoben wurden. Aufgrund des Kapitalmangels vor 

allem der mittleren und kleineren Bauern sowie der 1810/13 

emporschnellenden Steuerbelastung hatten ohnehin nur wenige 

von der Ablösungsmöglichkeit Gebrauch gemacht. 

Psychologisch wirkte sich die napoleonische Zeit jedoch in 

zweierlei Hinsicht dynamisierend auf die ländliche Gesell¬ 

schaft aus: zum einen ging aus der Erfahrung von Zulassung 

und Rücknahme der gesetzlichen Ablösungsmöglichkeit, ins¬ 

besondere aber aus der Erfahrung der entschädigungslosen Auf¬ 

hebung der Leibeigenschaft, reaktivierbares Veränderungs¬ 

potential hervor; für zukünftige Zeiten materieller Bedräng¬ 

nis war das Verbesserungsbegehren der Bauern wenigstens 

teilweise und viel stärker denn je Staat abgelenkt und 
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auf das feudale Abhängigkeitsverhältnis gerichtet, das vor¬ 

dem, weil relativ formalisiert, einigermaßen fraglos hinge¬ 

nommen worden war. Zum anderen beschleunigten die heftigen 

Preisschwankungen für Agrar- und Nebenerwerbsprodukte in 

diesen Jahren die Destabilisierung der kulturellen Normen, 

die bereits im ausgehenden 18. Jahrhundert bei Großbauern 

und unterbäuerlichen Schichten infolge rasch vermehrten Bar¬ 

geldbesitzes eingetreten war. 

Heftige jährliche Schwankungen der Agrarpreise zu Beginn des 

19. Jahrhunderts löste für die erste Hälfte der 1820er Jahre 

eine außerordentlich langanhaltende, extreme Preisdepression 

- mehr der pflanzlichen, schwächer ausgeprägt der Vieh-Pro¬ 

dukte - ab. Die schlechte Einkommenslage der Bauern, verstärkt 

durch die Einführung einer unabhängig von der jeweiligen 

Feudalbelastung erhobenen Grundsteuer, löste in der Öffent¬ 

lichkeit Mitte der 20er Jahre eine rege Diskussion über das 

System der Grundherrschaft im allgemeinen aus. Sie wurde so 

zu einem derjenigen Faktoren, denen die Ablösungsgesetze von 

1831/33 zu verdanken waren. Als zweiter Faktor kam das publi¬ 

zistische und parlamentarische Wirken Carl Bertram Stüves 

hinzu, der es verstand, mit einer historischen Argumentation 

die 'Ungerechtigkeit' des feudalen Abschöpfungssystems zu 

erweisen und gleichzeitig unter Hinweis auf den zunehmenden 

Druck der betroffenen Landbevölkerung wie der bürgerlichen 

Öffentlichkeit nach und nach einsichtige Adlige zum Nach¬ 

geben zu veranlassen. 

Die Reform wurde von der bürgerlichen Zweiten Kammer der 

Stände gegen den grundherrlichen und regierenden Adel er¬ 

kämpft. Dabei kamen ihr, drittens, die Unruhen in Norddeutsch¬ 

land im Gefolge der französischen Julirevolution von 1830 

zustatten. Sie gaben der stets latent vorhandenen Umsturz¬ 

furcht von Adel und Bürgertum gegenüber der Landbevölkerung 

bzw. der Furcht des Adels vor einer Koalition von Bauern und 
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Bürgertum neue Nahrung. Die Bereitschaft der ländlichen Be¬ 

völkerung zum Aufruhr wurde zu dieser Zeit in Wirklichkeit 

gewaltig überschätzt, aber die Befürworter der Grundent¬ 

lastung konnten nun eben wirkungsvoll mit den staatserhalten¬ 

den Auswirkungen einer bauernfreundlichen Reform argumen¬ 

tieren j ' 

Dasselbe sozialkonservative Motiv, in die ’staatstragende' 

Gesellschaft die Grundbesitzer einzubeziehen und sie 'nach 

unten' hin abzuschotten, lag der Ausweitung der ständischen 

Repräsentation des Bauernstandes auf die noch Pflichtigen 

zugrunde, die fast gleichzeitig mit der Ablösungsgesetz¬ 

gebung erfolgte. Diese Maßnahme erreichte im Verein mit an¬ 

deren gleichgerichteten, ihren Zweck: denn ihre bedeutendste 

Wirkung lag wohl in der Erhöhung des Standesbewußtseins der 

wahlberechtigten Realgemeindemitglieder gegenüber den übrigen 

Gemeindebewohnern, weniger in einer 'Politisierung' der Bau¬ 

ern; ihre parlamentarischen Vertreter blieben mehrenteils 

Nicht-Bauern, wobei während der 40er Jahre im bäuerlichen Wahl¬ 

verhalten ein kennzeichnender Trend von Bildungsbürgern zu 

'Oeconomen' als Abgeordneten zu verzeichnen ist. Allgemein¬ 

politischen Zielen standen die Bauern trotz allmählich wach¬ 

sender Informiertheit über politische Ereignisse auch 1848 

noch weitgehend fern. 

Die die ländliche Bevölkerung betreffende Gesetzgebung des 

Vormärz stellte insgesamt stets einen von bürgerlichen Sach¬ 

waltern des Bauerntums und Adel mühsam ausgehandelten Inter¬ 

essenausgleich zwischen bäuerlichen und adligen Standesinter¬ 

essen dar. Privilegiert blieb der Adel durch die Exemtion von 
Y~ 

de* Landgemeinde, Patrimonialgerichtsbarkeit und Jagdrecht, 

wogegen er die Zuziehung zur Grundsteuer und die Ablösbarkeit 

der Feudalrechte zugestehen mußte. Wie mühsam sich im König¬ 

reich die Gegenmacht gegen den Adel durchsetzte, zeigt das 

Ablösungsgesetz selbst: konsequent wie nirgends sonst in 

Deutschland wurden die Privilegierten mit einem Äquivalent 

ihrer Berechtigungen entschädigt. Die Adelsmacht als politi¬ 

scher Sachzwang war in Stüves Ablösungskonzept der absolut 
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äquivalenten Entschädigung bereits internalisiert; anderes, 

d.h. Erleichterungen für die Bauern, wäre unter diesen Um- 
\ < 

ständen undurchführbar gewesen. 

Ebenso undurchführbar war im übrigen unter den gegebenen 

Prämissen des Desinteresses großer Teile des Adels an agrar¬ 

kapitalistischer Eigenwirtschaft und der vorherrschenden 

sozialkonservativen Bauerntums-Ideologie eine konsequent li- 

beralistische Reform: mit einem Gemenge von betriebswirt¬ 

schaftlichen und politischen Argumenten wurde mehrheitlich 

eine Beschränkung der Verfügungsfreiheit über Grund und Boden 

auch nach der Grundentlastung gefordert. In Ermangelung prak¬ 

tikabler Ermessenskriterien für das rechte Maß der Beschrän¬ 

kung kam hierbei die konservativste aller möglichen Lösungen, 

die Beibehaltung der Meierrechts-Bestimmungen unter staatlicher 

Oberaufsicht, zum Zuge. Der angestrebte wirtschaftliche Effekt, 

Prosperität des geförderten Mittel- und Großbauerntums, trat 

auf längere Sicht hin gewiß ein, mit dem Nebeneffekt aller¬ 

dings, daß die wirtschaftliche 'Befreiung' begleitet wurde 

von wachsenden anti-bürokratischen Affekten der Bauern, die 

sich 1848 stellenweise massiv entluden, und dies wahrschein¬ 

lich nur deshalb nicht noch heftiger und häufiger, weil die 

Bauern in weiten Teilen des Königreichs der staatlichen Rück¬ 

versicherung gegen das 'Proletariat', die 'unteren Classen 

bedurften. 

In das Verhältnis zwischen den im gemeinderechtlichen Sinne 

bäuerlichen und unterbäuerlichen Schichten griff der Staat 

hauptsächlich mit zwei Maßnahmen ein: der Teilung der Gemein¬ 

heiten und der seit Mitte der 20er Jahre praktizierten re¬ 

striktiven Bevölkerungspolitik. Damit wurden einerseits den 

Unterschichten mittelfristig wichtige gewohnheitsrechtlich 

genutzte Existenzgrundlagen entzogen - bzw. ihre Wieder¬ 

erlangung wurde ganz von den jeweils verfügbaren Landreserven 

und den betriebswirtschaftlichen Intentionen der Grundbe¬ 

sitzer abhängig gemacht -, zum anderen waren sie hinsichtlich 
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Wohn- und Heiratsgenehmigungen vollständig auf das Wohlwollen 

der Bauernschaft angewiesen, darüberhinaus an eine einzige 

Gemeinde gebunden und somit in ihrer Mobilität bei der . 

Erwerbssuche stark behindert. 

Im übrigen überließ die Regierung, z.T. entgegen den Bestre¬ 

bungen ihrer Unterbeamten 'vor Ort', das Schicksal der Unter¬ 

schichten den Treibkräften der ökonomischen und der (in ge¬ 

wissem Maße, man weiß nicht wie sehr) gedämpften demographi¬ 

schen Entwicklung. Die Abnahme außerlandwirtschaftlicher Er¬ 

werbsquellen - des Hollandganges um 1810 und nochmals 1830; 

vor allem aber der traditionellen ländlichen Garn- und Leinen¬ 

produktion seit etwa 1820, rapide dann in den 40er Jahren - 

verwies die Unterschichten in rasch zunehmendem Maß auf agrari¬ 

sche Erwerbsgrundlagen zurück, die aber nur in den mittel- 

und nordostniedersächsischen Geestgebieten einigermaßen 

zureichend zur Verfügung standen. 

Nahrungsmangel zwang deshalb seit 1830 zuerst im Osnabrücker 

Land Teile der Unterschichten zur Auswanderung; die Bewegung 

wuchs Mitte der 40er Jahre noch sprunghaft an, als das Leinen- 

Hausgewerbe endgültig der Konkurrenz der Maschinenprodukte, 

insbesondere der Baumwolle, erlag. Die Auswanderungswelle er¬ 

faßte jetzt auch die übrigen niedersächsischen Leinengebiete. 

Gemessen an früheren und auch späteren Zeiten erlebten die 

zehn Jahre um die Jahrhundertmitte besonders viele Allein¬ 

stehende und besonders viele gänzlich Arme unter den Aus¬ 

wanderern . 

Ungeachtet dessen, daß die wirtschaftliche Notlage der Unter¬ 

schichten sich im Königreich unterschiedlich kraß ausprägte, 

gerieten die Nicht-Berechtigten in den Landgemeinden überall, 

wenngleich hier mehr, dort weniger fühlbar, in eine soziale 

Notlage: sie waren gänzlich abhängig von den Bauern hinsicht¬ 

lich Wohnung, Landpacht, Gelegenheit zur Lohnarbeit und Fami¬ 

liengründung, von den Gemeinheiten nach und nach verdrängt bei 

gleichzeitig wachsendem Interesse der Bauern an intensiver, 
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rentabler Eigennutzung allen verfügbaren Landes, ausgeschlos¬ 

sen desgleichen von allen Gemeindeberatungen. Tendenziell 

entwickelte sich in den Dörfern eine spannungsgeladene Pola¬ 

rität zwischen den Vollbauern einerseits, deren Zahl sich im 

Zuge der Gemeinheitsteilungen um eine ganze Reihe von Kötnern 

und sogar Brinksitzern vermehrte, und den Unterbäuerlichen 

andererseits, denen sich von der Interessenlage her trotz des 

Hausbesitzes zumeist diejenigen Klein- und Kleinststellen- 

inhaber, ob Reiheleute oder nicht, zugeseilten, deren Land¬ 

besitz zu einer bäuerlichen Existenz nicht ausreichte. 

Aus der identischen Interessenlage entstand in der unter¬ 

vollbäuerlichen Schicht über den internen Konkurrenzdruck hin¬ 

weg ein Wir-Bewußtseip,das sich sowohl gegen Dorffremde wie 

gegen die mächtige Minderheit in der eigenen Gemeinde richtete. 

1848 hat es sich vielerorts aggressiv Luft gemacht, wobei das 

Pochen auf alle Subsistenz-Rechte überall und ohne, daß über¬ 

lokale Kommunikation darüber häufig gewesen wäre, die gemein¬ 

same Legitimationsbasis des Unterschichten-Protests bildete. 

An dem Prozeß der Polarisierung und Aufladung der Landgemeinden 

mit sozialen Spannungen waren in einem komplexen Bündel von 

Wechselwirkungen sowohl die ökonomisch-demographische Ent¬ 

wicklung als auch staatliche Einwirkungen durch Aktivität und 

Unterlassung verantwortlich. Auf der Ebene der Regierung wie 

der Provinzialverwaltungen sah man sich z.T. nicht in der 

Lage - aufgrund ständischer Defensive, hauptsächlich von Sei¬ 

ten der Ritterschaft, aber auch der Bauern -, war man aber 

letzten Endes auch nicht willens zu sozialpolitischen Ein¬ 

griffen zugunsten der Unterschichten: so unterblieb jegliche 

Korrektur an den Berechtigungskriterien der Gemeinheits- 

teilungs-Ordnungen wie auch eine gesetzliche Regelung der 

Heuerlings-Pacht-Verhältnisse aus Rücksicht auf bestehende 

Rechte, und so ließ man für das Armenwesen weiterhin den Frei¬ 

willigkeitsgrundsatz in Geltung, was die Bauern, als die Zahl 

Bedürftiger zunahm, zur Verweigerung und 'Hartherzigkeit' 

geradezu herausforderte. 
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Andererseits drängten die Behörden mittels direkter und halb¬ 

staatlicher Aktivitäten die Bauern doch einigermaßen erfolg¬ 

reich zu technisch-betriebswirtschaftlicher Modernisierung. 

Von der Werbung für Gemeinheitsteilungen vor allem unter den 

Mittel- und Großbauern bis hin zu den ebenfalls auf diese 

Schicht und die adlig-bürgerlichen Großgrundbesitzer zielenden 

Aktivitäten der Landwirtschafts-Vereine setzte die Obrigkeit 

erfolgreich Lernprozesse in Gang, die binnen 40, 50 Jahren 

'von oben nach unten' den gesamten Bauernstand erfaßten. Immer 

hin war um 1850 die Mehrheit der notwendigen Gemeinheits¬ 

teilungen bereits beantragt. Daß auch gewisse Ansätze zu Neu¬ 

erungsbewußtsein im landwirtschaftstechnischen Bereich in die 

Bauernschaft eingedrungen waren, zeigt u.a. die Tatsache, daß 

seit 1840, vor allem von der Jahrhundertmitte an das Inter¬ 

esse am landwirtschaftlichen Vereinswesen sprunghaft zunahm.' 

Als weiterer vom Staat ausgehender Faktor, der das bäuerliche 

Standesbewußtsein im Richtung auf individuellen Mehr-Leistungs 

Willen mobilisierte, kam der Bauern-befreiende psychologische 

Effekt der Ablösungsgesetze hinzu: die Freisetzung der Kon¬ 

kurrenz derer, die nun aus einer allen gleichermaßen gegebenen 

Möglichkeit etwas machen konnten. 

Faktisch genutzt wurde die Ablösungsmöglichkeit angesichts 

des außerordentlich belastenden Modus in den ersten Jahren 

recht selten, am ehesten noch für Eigenbehörigkeits- und 

Zehnt-Gefälle sowie Naturaldienste. Erst Anfang bis Mitte der 

40er Jahre ist, bedingt durch die aktuellen und die zum An¬ 

satz der Ablösungsbeträge herangezogenen Getreidepreise, 

ein starker Aufschwung der Ablösungen zu verzeichnen. 

Die Mobilisierung von Bewußtsein für Wert und Realisierbarkeit 

individueller Mehrleistung setzte tendenziell eher bei den¬ 

jenigen Bauern mit günstigeren wirtschaftlichen Vorbedingungen 

an, übte aufgrund des besonders hohen Grades an sozialer 

Integration der Landgemeinden aber automatisch eine starke 
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Sogwirkung auf die übrigen aus. Gerade dadurch, daß die Agrar¬ 

gesetzgebung für die Kontinuität der Höfe und damit des sozia¬ 

len Bezugsrahmens der Bauern sorgte, dürfte der Konkurrenz¬ 

druck, den eine erfolgreich eingeführte Innovation erzeugte, 

eher erhöht als verringert worden sein. 

Unter dem gemeinsamen Nenner: Freisetzung eines 'modernen' 

Besitzdenkens ist den genannten Entwicklungsimpulsen des 

Staates auf den Bauernstand ein weiterer hinzuzufügen, die Er¬ 

hebung einer allgemeinen Grundsteuer unabhängig von der über¬ 

kommenen Rechtsqualität der Höfe. Erstaunlich rasch und über¬ 

all auf ähnliche Weise nahmen dies nun vor allem die Angehö¬ 

rigen der unteren Bauernklassen zum Anlaß, eine Revision in der 

Verteilung der (steigenden) Gemeindelasten entsprechend den 

tatsächlichen Besitzständen der Gemeindegenossen zu verlangen. 

Die relativ egalitären traditionellen Zuteilungsprinzipien 

bedachten im allgemeinen die Bauern niederer Klassen im Ver- 

aältnis zu den Besitzgrößen-Unterschieden mit überproportiona¬ 

len Anteilen, sei es an Nutzungsrechten, sei es an Leistungs¬ 

pflichten. Mit wachsender Bedeutung der Pflichten im Zuge der 

funktionalen Mehr-, ja Überbelastung der Gemeinden und vor 

allem nach Aufteilung der Gemeinheiten, wodurch die Mittelbe¬ 

schaffung prinzipiell individualisiert wurde, ergaben sich 

zahlreiche Anlässe zu Klagen derer, die sich nun benachteiligt 

fühlten. Der traditionelle Widerstand gegen Mehr-Belastungen 

bediente sich des modernen Besteuerungs-Maßstabes und setzte 

damit in der Tat eine Umdefinition der sozialen Beziehungen 

zwischen den Gemeindegliedern in besitz-ständischem Sinne in 

Gang. Daß die in die Defensive Gedrängten mit dem alten Her¬ 

kommen argumentierten - als Hinhaltetaktik zur Erreichung eines 

günstigen Kompromisses, nicht vergleichbar mit der Berufung 

der existentiell bedrohten Unterschichten auf 'alte Rechte' 

zur Sicherung der Subsistenz -, der taktische Rückgriff auf 

die Tradition hinderte nicht, daß sämtliche Bauern fortan den 
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tatsächlichen Besitz als Zuteilungskriterium variabel gewor¬ 

dener sozialer Positionen zunehmend ins Kalkül zu ziehen 

hatten. 

Diesen Wandlungsvorgang spiegelt u.a. auch die Entwicklung 

des Wahlrechts wider: 1832-48 waren traditionales und modernes 

Kriterium, Reihestelle für das aktive, Grundsteuer-Zensus für 

das passive Wahlrecht, miteinander gekoppelt; im Revolutions¬ 

jahr verschwand die ältere Kategorie aus dem Wahlgesetz, ein 

allgemeines Wahlrecht aller erwachsenen Männer schränkte nur 

noch die Bedingung der selbständigen Haushaltsführung ein. 

Das Streben nach mehr Landbesitz zur Mehrung des eigenen 

Prestiges prägte seit jeher das Handeln der Bauern. Was neu 

hinzutrat und das Bewußtsein des Einzelnen, damit die innere 

Struktur des Standes grundlegend veränderte, waren erstens 

Quantität und Qualität der Mittel zur Statusveränderung - so 

wenig 'frei' der niedersächsische Bauer auch vergleichsweise 

noch war - und zweitens das aus einzelnen, kumulierenden Er¬ 

fahrungen von Um-Definitionen im dörflichen Ordnungssystem 

hervorgehende Bewußtsein von der grundsätzlichen Wandelbarkeit, 

d.h. Machbarkeit des sozialen Status. 

In dem Maße wie Elemente modernen Konkurrenzdenkens in die länd¬ 

liche Lebenswelt einzogen, verlangten sie nach Entsprechungen 

im Bereich der Symbole, der Standes-Abzeichen. Die Jahrzehnte 

von etwa 1780 - 1850 gelten in Nordwestdeutschland als die 

Phase, in der die eigenständige bäuerliche Sachkultur zuerst 

mit bürgerlichen Elementen durchsetzt und schließlich - ziemlich 

unabhängig von inhaltlichen und zeitlichen Verschiebungen zwi¬ 

schen kleineren Kulturräumen - unproduktiv wurde, auslief. 

Die Wirkungszusammenhänge mit den Agrarreformen sind unüber¬ 

sehbar, wenngleich im einzelnen noch wenig erforscht. Als vor¬ 

läufige allgemeine These ließe sich darüber formulieren: 

Investitionen in repräsentativen Konsum überhaupt und dabei die 

Übernahme von Innovationen aus der nichtbäuerlichen kulturellen 

Sphäre breiteten sich im Bauernstand generell von den größeren 

zu den kleineren Bauern hin aus. Sie traten in auffälliger 
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Häufung bereits vor der eigentlichen Reformzeit auf, und die 

Intensitätssteigerung der kulturellen Wandlungsprozesse scheint 

auch später nicht davon abhängig gewesen zu sein - wohlgemerkt: 

im besser situierten bis mittleren Bauerntum -, daß die Agrar¬ 

reformen bereits in erheblichem Maße wirtschaflieh 'durchge¬ 

schlagen' , d.h. zu Produktionssteigerungen, zur Sanierung ver¬ 

schuldeter Höfe o.dgl. geführt hätten; vielmehr scheint ent¬ 

scheidend gewesen zu sein, daß der psychologische Impuls der 

Reformen zusammentraf mit raschen kunjunkturell bedingten Ein¬ 

kommenseffekten. Die Diffusion kultureller Innovationen, allge¬ 

mein: die Angleichung der Konsumstandards der Nachzügler an 

die von den Vorreitern geschaffenen Fakten war dann nur eine 

Frage der Zeit, erstaunlich kurzer Zeit: innerhalb von zwei 

Generationen hatten sich die Bauern allgemein den bürgerlichen 

Lebensstil als Norm zu eigen gemacht, wobei in einer Übergangs¬ 

phase Mitte des 19. Jahrhunderts sich noch Elemente beider 

Kultursphären eine zeitlang auf eigentümliche Weise verbanden. 

Stadt und Land standen in einem komplexeren Beziehungsgeflecht, 

als es der Topos des bäuerlichen Mißtrauens gegen alles Städti¬ 

sche suggeriert. Innere Differenzierungszwänge der ländlichen 

Gesellschaft schufen Bedürfnisse nach repräsentativem Konsum 

- wirtschaftliche Konjunkturen Anreize, sie zu befriedigen -, 

und aufgrund der besonders tiefen Scheidungen zwischen Stadt 

und Land während der frühen Neuzeit standen in Nordwestdeutsch¬ 

land mit den bürgerlichen 'Sitten' auch sozusagen 'ganz andere', 

fremde kulturelle Inhalte bereit, deren man sich zur eigenen 

Prestige-Steigerung nur zu bedienen brauchte. Die kulturelle 

'Verbürgerlichung' der Bauern vollzog sich in Regionen mit 

hoher Marktverflechtung und im Umland größerer Städte am 

frühesten, jedoch übte die auf dem Lande lebende adlig-bür¬ 

gerliche Oberschicht auch anderwärts eine so nachhaltige Vor¬ 

bildwirkung aus, daß, war erst das Bedürfnis der Bauern ge¬ 

weckt, der Prozeß überall spätestens 1840/50 voll durch- 

schlug. 
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Inwiefern stellte nun das Jahr 1850, mit dem unser Unter¬ 

suchungszeitraum endet, für die Herausbildung eines neuen 

Integrationsverhältnisses zwischen Bauerntum und politisch¬ 

kulturellem 'Außensystem1 eine Zäsur dar? 

1848 wurde der Landadel endgültig der rechtsgleichen Staats¬ 

bürgergesellschaft eingegliedert. Insofern hatten die anti¬ 

feudalen Regungen der Bauern, die sich in der Regel erst 

unter dem zunehmenden staatlichen Modernisierungsdruck, beson 

ders an den Erfahrungen der napoleonischen Zeit, dem Grund¬ 

steuerproblem und der Frage der Gemeindelasten herausgebildet 

hatten, ihr Ziel erreicht. Weiterhin scheint sich um die Jahr 

hundertmitte die wirtschaftliche und kulturelle Verbürger¬ 

lichung entscheidend beschleunigt zu haben; aber hier wäre es 

präziser, den Zeitraum 1840-60 als 'Sattelzeit' zu benennen. 

Für die unterbäuerlichen Schichten scheint mir die Zäsur um 

1850 einschneidender zu sein: in der Revolution hatte sich 

zum letzten Mal die traditionale Subsistenzethik artikuliert, 

weitgehend erfolglos. Statt daß sie aber in ein 'von oben' 

restauriertes System gegenseitiger Verpflichtungen und 

Sicherungen eines 'gerechten', 'billigen' Lebensunterhalts 

zurückkehren konnte, mußte die Unterschichtbevölkerung zu 

erheblichen Teilen den gewohnten Lebensraum verlassen. 

Man muß sich klarmachen, daß die Subsistenzethik zwar kon¬ 

stante Grundlage der Unterschichten-Existenz geblieben war, 

aber unter mehrfachem raschen Wandel der Rahmenbedingungen: 

man war immer wieder in den agrarischen Kontext zurückge¬ 

kehrt, aber zum einen hatte die große saisonale Mobilität 

den Erfahrungshorizont erweitert, und zum anderen waren durch 

den zeitweise relativ leichten Erwerb von Bargeld neue Be¬ 

dürfnisse entstanden. Die Unterschichten vollzogen mit ihren 

Mitteln Neuerungen der Bauern nach und machten gleichermaßen 

einen über die Standesgrenzen hinausgehenden Mobilisierungs¬ 

prozeß durch. Dieser konnte sich in einer Zeit schwindender 

Nahrungssicherheit auch darin manifestieren, daß über die 

traditionelle Subsistenzkriminalität hinausgehendes 'abwei- 
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chendes Verhalten' zum offensiven, kollektiven Akt der 

Aggression gegen die Reichen eingesetzt und zur Gewohnheit 

wurde. Der Vergleich der Revolutionsjahre nach 1789 und 1830/31 

mit dem Frühjahr 1848 zeigt, daß die Unterschichten erst 

während der letzten anderthalb Jahrzehnte des Vormärz die 

Schwelle zum manifesten sozialen Protest mehr und mehr über¬ 

schritten haben. 

Mitte des 19. Jahrhunderts war die ländliche Gesellschaft 

Niedersachsens, hier eher, dort weniger stark, in einen sozi¬ 

alen Spannungszustand geraten, den vorerst nur - und das war 

nach 1848 endgültig jedem klar - der Abgang vieler aus ihren 

Reihen mindern konnte. Und vielen von denen, die in der länd¬ 

lichen Gesellschaft Hannovers überflüssig geworden waren, 

blieb es auch an anderem Ort verwehrt zu beweisen, daß die 

Behörden sie zu Unrecht nicht zum "besseren Teil der Einwohner" 

rechneten. 






